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(Beginn: 9:04 Uhr)

Vizepräsident Frank Lortz: 

Meine Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle sehr herz-
lich zur heutigen Plenarsitzung und stelle die Beschlussfä-
higkeit des Hauses fest.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

– Wenn sich alle Gemüter beruhigt haben, werden wir
fortfahren.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Wir sind die
Ruhe selbst, Herr Präsident!)

Bevor ich auf die Tagesordnung eingehe, will ich darauf
hinweisen, dass seitens der Sozialdemokraten versehent-
lich ein Button verteilt worden ist. Ich weise nur darauf
hin, dass wir vereinbart haben, dass so etwas im Plenarsaal
nicht getragen wird. Sind wir uns allgemein einig? – Gut,
dann muss ich es auch nicht anstecken. 

(Heiterkeit)

Dann zur Tagesordnung. Es sind noch die Punkte 7 bis 13,
15 bis 26, 29 bis 58 und 60 bis 63 offen. 

Noch eingegangen und an Sie verteilt worden ist zu Ta-
gesordnungspunkt 7 ein Änderungsantrag der Fraktion
der SPD, Drucks. 18/4712, zu dem Gesetzentwurf für ein
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Vollzug von Auf-
gaben auf den Gebieten des Veterinärwesens, der Lebens-
mittelüberwachung und des Verbraucherschutzes sowie
zur Änderung und Aufhebung anderer Rechtsvorschrif-
ten, Drucks. 18/4702 zu Drucks. 18/4303. 

Noch eingegangen und an Sie verteilt worden ist ein
Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Krisenprävention statt
Krisenpopulismus, Drucks. 18/4713. Wird die Dringlich-
keit bejaht? – Dann wird dieser Dringliche Entschlie-
ßungsantrag Tagesordnungspunkt 64 und kann, wenn dem
nicht widersprochen wird, mit Tagesordnungspunkt 37 zu
diesem Thema aufgerufen werden. – Das findet hier die
Zustimmung.

Außerdem eingegangen und an Sie verteilt worden ist ein
Dringlicher Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend mit der Bekämpfung des Fachkräf-
temangels jetzt beginnen, Drucks. 18/4714. – Auch hier
wird die Dringlichkeit bejaht. Dann wird dieser Dringli-
che Antrag Tagesordnungspunkt 65 und könnte mit Ta-
gesordnungspunkt 57 aufgerufen werden. – Dies findet
allgemeine Begeisterung, dann machen wir das so. 

Weiterhin eingegangen und an Sie verteilt worden ist ein
Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und der
FDP betreffend Bodenverkehrsdienste am Flughafen
Frankfurt – Qualität und Sicherheit der Bodenverkehrs-
dienste haben höchste Priorität, Drucks. 18/4715. – Auch
hier wird die Dringlichkeit bejaht. Dann wird dieser
Dringliche Antrag Tagesordnungspunkt 66 und könnte
mit den Tagesordnungspunkten 48, 34 und 61 zu diesem
Thema aufgerufen werden. – Ebenfalls Zustimmung.

Wir tagen heute bis zur Erledigung der Gesetzeslesungen
bei einer Mittagspause von einer Stunde. Wir beginnen
mit der Abstimmung zum Haushalt, Tagesordnungspunkt
6 a und b, der Abstimmung des Tagesordnungspunktes 47
und der Abstimmung der Beschlussempfehlungen ohne
Aussprache. 

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

– Leute, es ist sehr laut hier. – Danach geht es mit den
Setzpunkten der Fraktionen in folgender Reihenfolge
weiter: CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und DIE LINKE. 

Es fehlen heute entschuldigt: Hier steht zwar, Herr Staats-
minister Jörg-Uwe Hahn sei bis 16 Uhr entschuldigt. –
Fährst du dann aber auch, damit es stimmt?

(Minister Jörg-Uwe Hahn: Ich fahre gleich weg!)

– Gut. – Dann sind Herr Staatsminister Dieter Posch bis
12 Uhr, Frau Staatsministerin Lucia Puttrich ab 12:30 Uhr
und die Abg. Leif Blum und Reinhard Kahl entschuldigt.

(Günter Rudolph (SPD): Frau Ypsilanti fehlt!)

– Frau Ypsilanti ist auch entschuldigt. 

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Frau Enslin ist auch erkrankt!)

– Frau Enslin. – Also fürs Protokoll. Von den Abgeordne-
ten sind entschuldigt: Abg. Blum, Abg. Kahl, Frau Ypsil-
anti und Frau Enslin.

(Minister Jörg-Uwe Hahn: Auch Frau Hölldobler-
Heumüller!)

Wir haben heute einen Geburtstag. Es freut uns natürlich
besonders, dass uns heute unser Alterspräsident aus An-
lass seines Jubeltags die Ehre gibt. Das ist eine besondere
Freude für uns alle. Horst Klee wird heute 72. Ich spreche
dir im Namen des gesamten Hauses die herzlichsten
Glückwünsche und Gottes Segen aus.

(Allgemeiner Beifall)

Lieber Horst, ein Blumenstrauß von einem jungen Mäd-
chen bewirkt Wunder. Alles Gute.

(Schriftführerin Abg. Astrid Wallmann überreicht
einen Blumenstrauß.)

Horst, ist alles in Ordnung? – Gut.

(Heiterkeit)

Dann darf ich noch mitteilen, dass auch der Finanzminis-
ter etwas später eintreffen wird, ebenso wie der Wirt-
schaftsminister. Sie sehen an der Bank hier vorne, dass es
noch keine große Begeisterung gibt, teilzunehmen. Aber
das werden wir im Verlauf des Tages noch ändern.

Dann kämen wir zum Haushalt. Nachdem die Beratung
der Einzelpläne abgeschlossen ist

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsi-
denten)

– meine Damen und Herren, ich bitte Sie, das aufmerksam
mitzuverfolgen –, wollen wir nun mit der Abstimmung be-
ginnen. Dabei möchte ich noch den Hinweis geben, dass
wir auch über die mit den Einzelplänen aufgerufenen Ta-
gesordnungspunkte abstimmen müssen. Wir werden aber
zunächst über die Einzelpläne abstimmen.

Ich rufe den Einzelplan 01, Hessischer Landtag, auf. Wer
ist dafür? – Dagegen? – Enthaltungen? – Das ist bei Ent-
haltung der LINKEN so vom Hause beschlossen.

Dann rufe ich Einzelplan 02, Hessischer Ministerpräsi-
dent, auf. Wer ist dafür? – CDU, FDP. Dagegen? – SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und LINKE. So beschlos-
sen.
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Dann rufe ich Einzelplan 03, Hessisches Ministerium des
Innern und für Sport, auf. Wer ist dafür? – CDU, FDP. Da-
gegen? – Der Rest des Hauses. So beschlossen. 

Ich rufe Einzelplan 04, Hessisches Kultusministerium, auf.
Wer ist dafür? – CDU, FDP. Dagegen? – Die übrigen
Fraktionen. So beschlossen.

Einzelplan 05, Hessisches Ministerium der Justiz, für Inte-
gration und Europa. Wer ist dafür? – CDU, FDP. Dage-
gen? – Die übrigen Fraktionen. So beschlossen.

Einzelplan 06, Hessisches Ministerium der Finanzen. Wer
ist dafür? – CDU und FDP. Dagegen? – Das ist das übrige
Haus. So beschlossen.

Einzelplan 07, Hessisches Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung. Wer ist dafür? – CDU
und FDP. Dagegen? – Das übrige Haus. So beschlossen.

Einzelplan 08, Hessisches Sozialministerium. Wer ist da-
für? – CDU und FDP. Dagegen? – Die übrigen Fraktio-
nen. So beschlossen.

Einzelplan 09, Hessisches Ministerium für Umwelt, Ener-
gie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Wer ist dafür?
– CDU und FDP. Wer ist dagegen? – SPD, GRÜNE und
LINKE. So beschlossen.

Jetzt haben wir Tagesordnungspunkt 14 abzustimmen:

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Finanzierung
der Verbraucherarbeit in Hessen sicherstellen – Drucks.
18/4309 –

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich
um sein Handzeichen. – SPD und GRÜNE. Dagegen? –
CDU und FDP. Enthaltungen? – DIE LINKE. Damit ist
der Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 59:

Dringlicher Antrag der Fraktion der SPD betreffend Teil-
konsensergebnisse beim Energiegipfel sind umgehend
vom Gesetzgeber umzusetzen – Energiewende nur unter
echter Beteiligung der Kommunen möglich – Drucks.
18/4701 –

Wer ist dafür? – Moment, zur Geschäftsordnung.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, wir wären dafür, wir bitten aber, den An-
trag an den Ausschuss zu überweisen.

(Zuruf von der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Nein, es wurde noch nicht abgestimmt. – Gibt es hier Be-
denken, dass wir das in den Ausschuss geben? Ich schaue
die jungen Leute hier an.

(Allgemeine Heiterkeit)

Gut, dann wird das einvernehmlich an den Ausschuss
überwiesen.

Dann rufe ich Einzelplan 10, Staatsgerichtshof, auf. Wer ist
dafür? – Das ganze Haus. Dagegen ist keiner. Dann ist das
so beschlossen.

Einzelplan 11, Hessischer Rechnungshof. Wer ist dafür? –
Das ganze Haus. Keiner ist dagegen. Das ist einstimmig
beschlossen.

Einzelplan 15, Hessisches Ministerium für Wissenschaft
und Kunst. Wer ist dafür? – CDU und FDP. Dagegen? –
SPD, GRÜNE und LINKE. Dann ist das mehrheitlich be-
schlossen.

Einzelplan 17, Allgemeine Finanzverwaltung. Dafür? –
CDU und FDP. Dagegen? – SPD, GRÜNE und LINKE.
Das ist so beschlossen.

Einzelplan 18, Staatliche Hochbaumaßnahmen. Wer ist
dafür? – CDU und FDP. Dagegen? – SPD, GRÜNE und
LINKE. Dann ist das so beschlossen.

Nachdem die Einzelpläne abgestimmt sind, kommen wir
nun zum Gesetzentwurf. Nach § 17 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung des Landtags wird ein Gesetzentwurf, der in drei
Lesungen zu beraten ist, einem Ausschuss zur Vorberei-
tung der dritten Lesung überwiesen. Es ist vorgesehen,
den Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz
über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hes-
sen für das Haushaltsjahr 2012 in der vom Haushaltsaus-
schuss empfohlenen Fassung zur Vorbereitung der dritten
Lesung dem Haushaltsausschuss zu überweisen. Ich lasse
darüber abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um sein
Handzeichen. 

(Allgemeine Zurufe)

– Zur Überweisung. Das steht hier. Das machen wir heute
einmal. 

Wer ist für die Überweisung? Ich nehme an, dass sind alle.
Wir wollen ja noch ein bisschen ändern. – Alle sind für die
Überweisung. Dagegen ist keiner. Dann ist dies so be-
schlossen.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Meine Damen und Herren, Sie wissen doch, dass ich mich
immer an das halte, was hier steht.

Tagesordnungspunkt 6 b:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Finanzausgleichsänderungsgesetz 2012 – Drucks.
18/4671 zu Drucks. 18/4401 –

Auch hier ist vorgesehen, den Gesetzentwurf zur Vorbe-
reitung der dritten Lesung dem Haushaltsausschuss zu
überweisen. – Das findet die allgemeine Zustimmung.
Dann ist dies so beschlossen.

Dann stelle ich fest, dass wir den Haushalt und auch das
Finanzausgleichsänderungsgesetz an den Haushaltsaus-
schuss überwiesen haben.

Wir kämen zu Tageordnungspunkt 47:

Beschlussempfehlungen der Ausschüsse zu Petitionen –
Drucks. 18/4582 –

Da ist mir zugerufen worden, dass es hier eine Petition 
Nr. 2605/18 gibt – das ist aus dem Kulturpolitischen Aus-
schuss –, bei der es in der Vorlage eine falsche Empfeh-
lung gegeben hat.

(Allgemeine Zurufe: Was?)

– Moment. – Sie heißt: „Der Ausschuss empfiehlt dem Ple-
num, die Petition der Landesregierung mit der Bitte zu
überweisen, den Petenten über die Sach- und Rechtslage
zu informieren.“

Das sei nicht beschlossen worden, sondern es sei be-
schlossen worden, die Petition der Landesregierung als
Material sowie mit der besonderen Maßgabe zu überwei-
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sen, die Thematik in einem der nächsten Elternbriefe auf-
zugreifen.

(Zuruf von der SPD: So war das!)

– So war es. – Das war ein einstimmiger Beschluss.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, wir müssen uns hier schon ei-
nigen. Wenn gerufen wird, das war ein einstimmiger Be-
schluss, dann muss ich davon ausgehen; ansonsten neh-
men wir das hier heraus. Das geht auch. Dann einigen wir
uns erst einmal in der nächsten halben Stunde.

(Florian Rentsch (FDP): Wir müssen uns doch vor-
bereiten! Woher sollen wir das jetzt wissen?)

Und dann beschließen wir das noch einmal. – Kollege
Rentsch hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet.

Florian Rentsch (FDP):

Herr Präsident, es ist natürlich richtig, dass Sie das erwäh-
nen. Aber ich darf, so glaube ich, für alle Fraktionen spre-
chen, dass wir nicht in der Lage sind, spontan eine Be-
schlusslage des Petitionsausschusses zu überprüfen. Ich
empfehle, die Petition herauszunehmen, und wir entschei-
den das dann später.

(Anhaltende Unruhe)

Vizepräsident Frank Lortz:

Es war der Kulturpolitische Ausschuss.

(Günter Rudolph (SPD): Nehmt sie raus!)

Also, es gibt jetzt die allgemeine Meinung, dass wir das
hier herausnehmen sollten. Es wird geklärt. So machen
wir das. Wir nehmen das jetzt erst einmal heraus und klä-
ren, was los ist. Die übrigen können wir abstimmen.

(Günter Rudolph (SPD): Jawohl!)

Wer den übrigen Beschlussempfehlungen seine Zustim-
mung gibt, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind
alle Fraktionen des Hauses. Gegenstimmen und Enthal-
tungen gibt es keine. Dann sind die so beschlossen.

Klärt das mal ab, was mit dem Ding los ist.

Dann kämen wir zu den Beschlussempfehlungen ohne
Aussprache.

Tagesordnungspunkt 40:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft und Verkehr zu dem Antrag der Fraktion DIE
LINKE betreffend keine Inbetriebnahme der Nordlande -
bahn – Drucks. 18/4645 zu Drucks. 18/4531 –

Es wird keine Berichterstattung gewünscht. 

Wer der Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das sind CDU und FDP. Dagegen? –
DIE LINKE. Enthaltungen? – SPD und GRÜNE. Dann
ist die Beschlussempfehlung so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 41:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft und Verkehr zu dem Dringlichen Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Wort-
bruch verhindern – Fluglärmschutz durchsetzen – Drucks.
18/4646 zu Drucks. 18/4561 –

Wer ist dafür? – CDU und FDP. Dagegen? – SPD,
GRÜNE und LINKE. Dann ist das so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 42:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft und Verkehr zu dem Dringlichen Antrag der
Fraktion der SPD betreffend Arbeitsplätze und Nacht-
ruhe für die Region – kein Wortbruch beim Frankfurter
Flughafen – Drucks. 18/4647 zu Drucks. 18/4565 – 

Wer ist dafür? – CDU, FDP, GRÜNE und LINKE. Wer ist
dagegen? – Das ist die SPD. Dann ist das so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 43:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft und Verkehr zu dem Antrag der Fraktionen
der CDU und der FDP betreffend Ausbau von Hochge-
schwindigkeits-Breitbandnetzen in Hessen – Drucks.
18/4648 zu Drucks. 18/4535 – 

Wer ist dafür? – CDU und FDP. Dagegen? – BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen? – SPD und LINKE.
Dann ist das so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 44:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft und Verkehr zu dem Dringlichen Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend zügi-
ger Ausbau des Hochgeschwindigkeits-Breitbandnetzes
erfordert politische Neuausrichtung – Drucks. 18/4649 zu
Drucks. 18/4562 –

Wer ist dafür? – CDU und FDP. Dagegen? – Das übrige
Haus. Das ist so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 45:

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses
zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN betreffend nach „rechtswidrigen“ Vergaben jetzt
„schwarzer Filz und Vetternwirtschaft“ in der Landesre-
gierung? – Drucks. 18/4654 zu Drucks. 18/4426 –

Wer ist dafür? – CDU und FDP. Dagegen? – Das übrige
Haus. Das ist so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 46:

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses
zu dem Dringlichen Entschließungsantrag der Fraktionen
der CDU und der FDP betreffend energisch eingeleitetes
Umsteuern zeigt Erfolg – Steigerung der fachlichen und
rechtlichen Effizienz durch die Optimierung der Abläufe
und Strukturen bei IT-Beschaffungsprozessen – Drucks.
18/4655 zu Drucks. 18/4467 – 

(Zuruf von der FDP: Sehr gut!)

Wer ist dafür? – CDU und FDP. Dagegen? – Das übrige
Haus. Dann ist das so beschlossen.

Wir kommen damit zum nächsten Punkt. Das ist Tages-
ordnungspunkt 56:

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und der
FDP betreffend Forschungsstandort Hessen wird durch
LOEWE im Wettbewerb gestärkt – Drucks. 18/4695 –

Die Redezeit beträgt zehn Minuten pro Fraktion. – Das
Wort hat Herr Kollege Dr. Rolf Müller.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)
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Dr. Rolf Müller (Gelnhausen) (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich halte es für keinen Zufall, dass
heute, erstens, der Tag der Philosophen ist und, zweitens,
unser Freund Horst Klee Geburtstag hat. Das passt zu-
sammen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Helmut von Zech (FDP))

Mit der Entwicklung des LOEWE-Programms im Jahr
2007 ist der Hessischen Landesregierung ein echter Clou
bei der Forschungsförderung gelungen. Das gilt sowohl
für die finanzielle Ausstattung, die beachtlich ist, als auch
für die Konzeption. Beides zusammen macht dieses Mo-
dell bundesweit einzigartig. Man kann sagen: Viele Hoch-
schulen und viele Unternehmen außerhalb Hessens be-
neiden uns um dieses LOEWE-Programm.

Im großen, artenreichen Garten des Forschungsstandorts
Hessen gehört LOEWE eindeutig zu den Orchideen. Wir
haben gestern schon darüber diskutiert: Neben dem Bau-
programm HEUREKA und neben dem Hochschulpakt
wurde mit LOEWE ein weiteres Instrument entwickelt,
das für eine beispielhafte Modernisierungs- und Investi-
tionsoffensive in Hessen ein Garant ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP –
Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Ich könnte stundenlang zuschauen, wenn Horst Klee ge-
küsst wird. Das ist ein wunderbares Bild.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Ich höre
das auch immer! – Horst Klee (CDU): Das tut nicht
weh!)

Das Programm hat eine stärkere Verbindung zwischen
der Wissenschaft auf der einen Seite und der Wirtschaft
auf der anderen Seite zum Ziel. Wir haben das gestern
schon gehört: Es wird wesentlich dazu beitragen, zu-
kunftsorientierte Arbeitsplätze in anwendungsorientier-
ten Bereichen zu schaffen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Ein bis-
schen leiser hier!)

Für diejenigen, die sich mit Kulturpolitik beschäftigen,
sage ich, dass dieses Programm, wie die Hochschulpolitik
generell, heute nur noch sehr wenig oder gar nichts mehr
mit dem Ideal des großen Wilhelm von Humboldt zu tun
hat, der die zweckfreie Bildung haben wollte. Genau das
Gegenteil soll erreicht werden. Denn damit sind der Ge-
danke des Wettbewerbs, der Gedanke der stärkeren An-
bindung der akademischen Ausbildung an den Arbeits-
platz und der Gedanke der Anbindung der akademischen
Ausbildung an die berufliche Praxis in den Mittelpunkt
der Reformbemühungen geraten.

Das LOEWE-Programm, über das wir heute diskutieren,
geht eigentlich noch einen Schritt weiter. Denn es bezieht
die außeruniversitären Forschungsinstitute, die Forscher-
gruppen und die Wirtschaft in das gesamte System der
Förderung ausdrücklich mit ein. So verbindet LOEWE in
konsequenter Weise den Gedanken der gezielten Weiter-
entwicklung der hessischen Forschungslandschaft mit In-
vestitionsmaßnahmen für die hessische Wirtschaft, wobei
gerade die kleinen und mittleren Unternehmen ganz ge-
zielt mit Schwerpunkten und hinsichtlich der Profilbil-
dung gefördert werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und bei der
FDP)

Das wurde schon gesagt: Das ist kein Programm, das je-
weils nur die Standorte der Universitäten und der Hoch-
schulen betrifft. Vielmehr wirkt es hessenweit.

Ein faszinierendes Beispiel dafür ist die Firma Yatta in
Kassel. Das ist ein neu gegründetes Unternehmen der
Softwareentwicklung, das erheblich von der Forschungs-
förderung profitiert hat und, das ist der Charme dieser
Angelegenheit, das in der Zusammenarbeit mit der Uni-
versität Kassel einen guten Beleg für die Wirksamkeit sei-
ner Produkte hat. Vor allen Dingen gibt es da dann auch
einen sehr erfolgreichen Technologietransfer.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ein weiteres Vorzeigeprojekt ist das LOEWE-Zentrum
AdRIA. Manche kommen da vielleicht auf andere Ge-
danken. Das ist beim Fraunhofer-Institut für Betriebsfes-
tigkeit und Systemzuverlässigkeit in Darmstadt angesie-
delt. Es hat genau die gleiche Wirkungsweise, weil es mit
der TU Darmstadt und der Hochschule Darmstadt zu-
sammenarbeitet und damit – ich bleibe im Bild – gleich
zwei bärenstarke Partner hat. Dieses Institut ist eine der
führenden Forschungseinrichtungen in Deutschland auf
dem Gebiet der Elektromobilität. Es ist damit ein wesent-
liches Instrument für eine Zukunftstechnologie.

Wenn es über das Programm LOEWE eine Überschrift
geben würde, dann wäre das in der Tat der Begriff Zu-
kunft. Hessen ist zum Zentrum für die Zukunftstechnolo-
gien geworden. Die biologische und die medizinische For-
schung, die zur Energie und zur Mobilität und die IT-For-
schung sind in unserem Land führend tätig. Das ist das Er-
gebnis einer konsequenten und ideenreichen Forschungs-
politik dieser Landesregierung. Das konnten wir gestern
alle hier bewundern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Ich habe darauf hingewiesen: Die Forschung ist in der Ära
nach Wilhelm von Humboldt kein Selbstzweck mehr.
Vielmehr eröffnet die Forschung Perspektiven, erweitert
Bildungsräume und Horizonte. Ein wesentlicher Aspekt
dabei ist, dass sie qualifizierte Arbeitsplätze garantiert. So
werden die LOEWE-Zentren, die LOEWE-Schwer-
punkte und die LOEWE-Verbundvorhaben zu Motoren
zur Schaffung qualifizierter und zukunftsorientierter Ar-
beitsplätze. Eine erste Bilanz nach drei Jahren zeigt dies
deutlich. Inzwischen konnten bereits über 1.300 hoch
kompetente Wissenschaftler, Professoren und Stipendia-
ten beschäftigt werden. Mehr als 100 Gastwissenschaftler
kamen im Rahmen dieses Programms bisher nach Hes-
sen. Das ist der eine Aspekt.

Aus meiner Sicht ist aber noch entscheidender, dass die
Verbünde zwischen den Hochschulen und den außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen und Unternehmen,
die mit dem LOEWE-Programm gefördert werden, die
Innovationskraft der Unternehmen stärken. Dadurch
werden gezielt und punktgenau zukunftsorientierte Ar-
beitsplätze geschaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Hessen geht im immer härter werdenden Wettbewerb der
Suche nach wissenschaftlichen und ökonomischen Exzel-
lenzen einen erfolgreichen Weg.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Es ist kein Zufall, dass dieser Weg LOEWE heißt. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Herr Kollege Dr. Müller, vielen Dank. – Das Wort erhält
jetzt Herr Abg. Grumbach für die SPD-Fraktion.

(Norbert Schmitt (SPD): Noch ein Gedicht! – Ma-
thias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und dieses Mal mehr als zwei Minuten!)

Gernot Grumbach (SPD): 

Meine Damen und Herren! Das ist kein Problem. Ich
finde allerdings, dass dieser Entschließungsantrag und die
Rede des Herrn Kollegen Müller zur Gattung Boswellia
gehören. Boswellia ist der Sammelname für Weihrauch.
Vieles wird da gelobt. So ist der Entschließungsantrag an-
gelegt.

Aber man sollte einmal hinschauen und sich fragen:
Worin unterscheidet sich dieses Programm eigentlich von
anderen? Unterscheidet es sich im Finanzvolumen?
Unterscheiden sich die Forschungsausgaben Hessens von
denen anderer, vergleichbarer Bundesländer?

Sie werden verblüfft feststellen, dass das nicht der Fall ist.
Der Bundesdurchschnitt für Ausgaben für Forschung an
den Hochschulen beträgt in Deutschland etwa ein halbes
Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Die Ausgaben für
Forschung an hessischen Hochschulen betragen in etwa
ein halbes Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Da gibt es
also keine Besonderheit.

(Karlheinz Weimar (CDU): Das ist aber wesentlich
höher als bei den anderen! Die Bemessungsgrund-
lage ist eine andere!)

– Sie können da doch einmal ganz vorsichtig rechnen. –
Zweitens. Wie verhält es sich mit vergleichbaren Län-
dern? Wir haben in den Ländern Bayern und Baden-
Württemberg – ich habe damit nur die Länder genannt,
bei denen die Bemessungsgrundlage auch ziemlich hoch
ist – faktisch das Doppelte, nämlich knapp 1 % des Brut-
toinlandsprodukts. Ein Land wie Nordrhein-Westfalen
will ich jetzt gar nicht nennen, weil das ein bisschen größer
ist. Aber z. B. das Land Berlin, das nicht gerade größer
oder reicher als Hessen ist, hat in etwa den gleichen An-
teil.

Ich will es nur beschreiben, weil ich glaube, dass wir ein-
fach das Besondere von dem Allgemeinen trennen müs-
sen. In der Frage der Höhe der Forschungsausgaben müs-
sen wir damit leben, dass Lob schön ist. Deswegen werden
Sie hier auch keine Kritik hören; denn das Programm hat
etwas Gutes gehabt. Aber Sie sind nur Durchschnitt. 

Dass das Land Hessen vorher bis zum Jahr 2007 etwas
ganz anderes war – nämlich das vorletzte Land bei den
Ausgaben für Forschung –, ist eine Tatsache, die Sie korri-
giert haben. Dafür würden wir Sie auch gern loben. Die
Frage ist nur, ob Sie an dieser Stelle die Lobeshymnen, die
Sie sich selbst geben, eigentlich verdienen. Ich bin da
ganz, ganz freundlich. 

(Zuruf der Abg. Judith Lannert (CDU))

– Ich kann spitzer wissen, das wissen Sie doch. – Wir wer-
den diesen Antrag nachher auch durchaus nicht ablehnen,
sondern wir werden uns enthalten, weil da viel Gutes ge-
laufen ist.

Die zweite Frage, über die Sie nachdenken müssen: Ist Ihr
Konzept wirklich so klug? Ich finde es schon ganz faszi-

nierend, Herr Kollege Müller, wenn Sie sagen, das sei das
Gegenteil von Humboldt.

(Beifall bei der SPD)

Das ist im Kern der Abschied von einer Wissenschaft, die
Theorie und Praxis, die Forschung und Lehre, die eine all-
gemein breite Aufstellung bietet. Humboldt ist eben nicht
der Elfenbeinturm. Da würde ich Ihnen empfehlen, ein
bisschen über Humboldt nachzulesen. Humboldt ist etwas
ganz anderes.

(Beifall bei der SPD)

Wer heute Abschied von Humboldt nimmt, der sagt: Wir
orientieren Wissenschafts- und Forschungspolitik sehr
viel stärker an den Interessen der Menschen, die hinterher
damit Geld verdienen wollen, als an den Interessen der
Menschen, die neugierig sind, Wissen sammeln wollen
und dieses Wissen nachher in ökonomische Zusammen-
hänge umsetzen wollen. 

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein Unterschied, über den Sie vielleicht noch ein-
mal nachdenken wollen. Das ist etwas Neues. Ich höre das
zum ersten Mal von einem CDU-Politiker. Die Debatte
darüber sollten Sie vielleicht noch einmal führen; denn ich
glaube nicht, dass Sie das auf Dauer durchhalten können.

(Zuruf von der SPD)

Der dritte Punkt ist die Frage, ob Ihre Wettbewerbsstruk-
tur eigentlich nur Gutes bringt. Die Frage ist doch: Was für
ein Ziel haben Sie damit? Haben Sie das Ziel, den Durch-
schnitt stärker zu machen? Haben Sie das Ziel, nur die
Starken stärker zu machen? Oder haben Sie das Ziel, den
Durchschnitt insgesamt dadurch zu heben, dass Sie dieje-
nigen, die in dem Bereich schwächer sind, stärken? – Was
Sie erreichen, kann ich Ihnen sagen: Es ist im Prinzip eine
Variante von „Der Teufel scheißt das Geld auf den größ-
ten Haufen“. Wenn Sie sich die Konstellation und die Ver-
teilung der LOEWE-Projekte ansehen, werden Sie fest-
stellen, dass diejenigen, die gut waren, jetzt zusätzliches
Geld haben, um das, was sie haben, auszubauen. Das ist
eine mögliche Strategie. 

Ob diese Strategie aber in einem Bundesland, das über
eine solch vielfältige Forschungslandschaft verfügt und
das bestimmte Bereiche an mehreren Universitäten mit
ganz unterschiedlichen Akzenten betreibt, eine zielfüh-
rende ist oder ob wir nicht die Stärke, die wir in Hessen
haben – dass wir z. B. bei der Nanotechnologie an drei
Hochschulen im Prinzip Forschungsschwerpunkte haben –,
gemeinsam stärken können – dass wir an dieser Stelle auf
dem richtigen Pfad sind, daran haben ich meine Zweifel.
Auch hier würde ich vorschlagen, noch einmal nachzu-
denken.

(Beifall bei der SPD)

Der vierte Punkt. Der berühmte Politiker Talleyrand ist
berüchtigt für sein Zitat – dieses führt seine Zitaten-
sammlung an –: „Hochverrat ist eine Frage des Datums.“
Dass Sie LOEWE die ganze Zeit loben, haben wir gut ver-
standen. Dass Sie heute aber, in der Situation, in der wir
leben, LOEWE zum Mittelpunkt Ihrer hochschulpoliti-
schen Debatte machen, finde ich hochinteressant. 

Wir haben eine Situation in Deutschland – das ist nicht
hessenspezifisch –, dass wir in der Tat eine Steigerung von
Ausgaben an den Hochschulen haben, wir uns aber plötz-
lich einem Ungleichgewicht gegenüber sehen, weswegen
in der Zeit, in der die Studierendenzahlen deutschland-
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weit gigantisch steigen, sich die Ausgabensteigerung nicht
etwa darauf konzentriert, die Zahl der Studierenden ab-
zufedern – das ist kein allein hessisches Problem, das ha-
ben andere Bundesländer auch –, sondern sich die Ausga-
bensteigerung im Wesentlichen auf Forschung konzen-
triert. An dieser Stelle haben Sie für Ihre Debatte das fal-
sche Datum gewählt. LOEWE war gut, aber was wir heute
brauchen, ist etwas anderes: Heute brauchen wir eine
Chance für die hoch gebildeten, gut ausgebildeten Abitu-
rienten und andere, auch an den Hochschulen studieren
zu können, damit der wissenschaftliche Nachwuchs ge-
stärkt wird. In dieser Frage treffen Sie die falschen Ent-
scheidungen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was ich übrigens auch ausdrücklich positiv bewerten will,
ist Ihr Punkt 5. Sie korrigieren endlich das, was wir als So-
zialdemokraten seit vier Jahren beklagen – ich war Spre-
cher für diesen Bereich –, nämlich die Frage, wie hierbei
eigentlich die Fachhochschulen eingebunden werden. Sie
haben endlich verstanden, dass wir in Hessen eben nicht
nur an den großen Universitäten Forschung haben, die in
solche Bereiche fällt. Sie haben auch verstanden, dass Sie
das LOEWE-Programm für die Fachhochschulen öffnen
müssen, weil Sie dort eine ganze Menge qualifizierter, pra-
xisnaher Forschung haben. Das finde ich ausdrücklich gut.

Ich komme zum letzten Punkt. Die Kollegen – Sarah
Sorge und andere – haben es in der Haushaltsdebatte
schon gesagt. Das ist die Frage: Was machen Sie denn mit
diesem Werbeprogramm? Dieser Antrag ist sozusagen ein
Teil. Sie haben im Haushalt noch relativ viel Geld für Wer-
bung eingestellt. Der spannende Punkt ist für mich nicht,
dass Sie das in Ihrem Ministeriumshaushalt einstellen.
Der spannende Punkt war das Gespräch mit vielen Men-
schen von Hochschulen und Fachhochschulen, die mir sa-
gen: Nein, das ist nicht das ganze Geld, sondern die Idee
ist, dass alle, die LOEWE-Projekte haben, sich auch fi-
nanziell an einer großen Kampagne für die Propagierung
von LOEWE beteiligen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein unglaublicher Vor-
gang!)

Meine Damen und Herren, an der Stelle sage ich: Wenn
Sie das wirklich durchziehen, ist das Wahlkampf aus For-
schungsmitteln. Das halte ich allerdings nicht für akzepta-
bel.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CDU: Das ist
doch lächerlich!)

Sie haben gut angefangen. Sie sind mit Ihren Lobeshym-
nen nicht mehr in der richtigen Zeit. Und wenn diese
letzte Information richtig ist, sind Sie auf einem schiefen
Pfad, von dem Sie schleunigst Abstand nehmen sollten. –
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CDU: Man
kann auch alles kaputt reden!)

Vizepräsident Frank Lortz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Grumbach. Herr Kollege, Sie
hatten da eine Formulierung mit dem Teufel usw. – das er-
schien uns nicht ganz parlamentarisch. Wenn Sie das als
Zitat belegen und hier nachweisen können, können wir
das anders sehen. Aber ansonsten streichen wir es erst
einmal.

(Zuruf von der SPD: Die Quelle ist der Volks-
mund!)

– Ja, ja. Wir streichen es also erst einmal, und dann sehen
wir weiter. – Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Sorge
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Guten Morgen, Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Ich fange auch einmal mit einem Lob an. Es ist durch-
aus so, dass es in Zeiten der Hochphase der Exzellenzini-
tiative auf Bundesebene eine gute Entscheidung für Hes-
sen war, ein solches Forschungsprogramm aufzulegen,
weil wir gemerkt haben, dass Hessen in diesem Bereich
nicht ganz mit den Bundesländern mithalten kann, mit de-
nen wir eigentlich immer den Schulterschluss gesucht ha-
ben, vor allem Bayern und Baden-Württemberg. Des-
wegen war das LOEWE-Programm erst einmal ein gutes
Programm. Dieses Lob möchte ich hier auch durchaus
sehr deutlich aussprechen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Allerdings müssen wir einmal schauen, wie sich die Wis-
senschaftslandschaft seit der Exzellenzinitiative weiter-
entwickelt hat und was für Probleme wir haben. Dazu will
ich sagen, dass LOEWE das eine ist. Was ich mir aber
wünschen würde, wäre eine Löwin, eine Wissenschaftsmi-
nisterin, die für die Wissenschaft kämpft. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die erste Anmerkung ist, dass sich die Wissenschaftsmi-
nisterin mit einem Setzpunkt ihrer Fraktion für ein Pro-
gramm feiern lassen muss, das von ihrem Vorvorgänger
stammt. Das zeigt schon, dass sie selbst nicht findet, dass
sie in ihrer Regierungsperiode bis jetzt irgendetwas in die-
sem Bereich vorzuweisen hat. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Zweite ist – Herr Kollege Grumbach hat es ange-
sprochen –, dass wir heute einen bundesweiten Protesttag
für bessere Bildung haben. Sich ausgerechnet an einem
solchen Protesttag hierhin zu stellen und für das For-
schungsprogramm zu werben, anstatt sich über die Situa-
tion an den Hochschulen, die Studienbedingungen und
die vollen Hörsäle Gedanken zu machen – auch das ist lei-
der bezeichnend für diese Ministerin.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich wünschte mir eine Ministerin, die sich die Situation an
den Hochschulen anschaut, genau analysiert, in welche
Richtung sich die Hochschulen entwickeln, und die Ant-
worten darauf findet, wie sie falsche Entwicklungen wie-
der in die richtige Richtung leiten kann und demzufolge
die Hochschulen nach vorne bringt.

Schauen wir uns einmal an, was die Exzellenzinitiative auf
Bundesebene gebracht hat – aus meiner Sicht viel Positi-
ves. Wir können gern daran erinnern, dass es eine Initia-
tive war, die von der damaligen rot-grünen Bundesregie-
rung in Gang gekommen ist und gegen die sich der dama-
lige Ministerpräsident Roland Koch sehr laut mit Händen
und Füßen gewehrt hat.

Meine Damen und Herren, aber die Exzellenzinitiative
führt zum einen im Positiven dazu, dass der Fokus auf dem
Wissenschaftsbereich liegt, dass der Fokus der Gesell-
schaft und auch der politische Fokus auf die Situation an
den Hochschulen gerichtet sind und dass der Fokus end-
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lich darauf liegt, dass wir es uns nicht leisten können, die-
sen Bereich weiterhin unterzufinanzieren. Das ist das Po-
sitive an dieser Exzellenzinitiative.

Das Negative ist, dass sich die Wissenschaftspolitik auf
Bundesebene und zunehmend auch in den Ländern auf
Exzellenz- und auf Projektförderung konzentriert. Das
hat negative Auswirkungen auf die Hochschulen, die ich
Ihnen kurz skizzieren möchte.

Das LOEWE-Programm führt dazu, dass begrenzt For-
schungsschwerpunkte finanziert werden. Diese For-
schungsschwerpunkte sind zum Teil Verbünde mehrerer
Hochschulen oder auch außeruniversitärer Forschungs-
einrichtungen. Herr Dr. Müller hat die ganze Zeit von zu-
kunftsfähigen Arbeitsplätzen gesprochen. Das ist nicht
der Fall.

Es führt im Gegenteil dazu, dass das meist befristete Pro-
jekte sind, dass wir über die Projektförderung von
LOEWE, der Exzellenzinitiative, von anderen Drittmit-
telgebern wie der DFG an den Hochschulen so weit sind,
dass der gesamte wissenschaftliche Mittelbau nur noch
zeitlich befristet, und zwar in immer kürzeren Befris-
tungsphasen, arbeiten kann, da er absolut unterfinanziert
ist. Ich glaube, das ist etwas, was wir uns als Gesellschaft,
die auf dieses Know-how angewiesen ist, wirklich nicht
leisten können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meiner Ansicht nach ist es im Gegenteil wichtig, hier ge-
nau hinzuschauen. Ich will mich jetzt nicht auf Prozent-
zahlen festlegen. Aber alle, die sich in diesem Bereich aus-
kennen, sagen, die Forschungsleistungen unseres Landes
kommen zu einem sehr hohen Prozentsatz aus dem
Mittelbau. Was ist denn das für eine Welt, was ist denn das
für eine Wissenschaftslandschaft, in der diejenigen, die die
neuen Ideen bringen, die genau diese LOEWE-Projekte
nach vorne bringen, in kurzzeitig befristeten, unterfinan-
zierten Beschäftigungsverhältnissen stehen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, es ist nicht nur so, dass
LOEWE ein Instrument ist, das zusätzlich zu den anderen
Instrumenten in diese Richtung lenkt, sondern sich auch
der Rest der Wissenschaftspolitik der Ministerin in diese
Richtung entwickelt hat, obwohl sie sich meiner Meinung
nach eher wie eine Löwin auf und nicht gegen die Hoch-
schulen richten sollte. Wir schauen uns einmal an, wie sich
die Hochschulfinanzierung entwickelt hat.

Wir haben nicht nur die Kürzung der 30 Millionen € im
Hochschulpakt, sondern weitere 20 Millionen € gehabt,
die von der Grundfinanzierung in Erfolgsbudgets gezo-
gen wurden. Das bedeutet weitere 20 Millionen €, die im
Wesentlichen für Projektförderung, für Exzellenz, für For-
schungsleistung ausgegeben werden. Das ist die große
Kritik an LOEWE. Wir haben nichts gegen LOEWE.
Aber wenn LOEWE dazu führt, dass die Gelder, die ei-
gentlich für die Grundausbildung an den Hochschulen,
für die Grundforschung an den Hochschulen nötig wären,
alle aus den Hochschulen herausgezogen werden, dann ist
dies wissenschaftlich absolut der falsche Weg, Frau Minis-
terin.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD sowie des Abg. Willi van Ooyen (DIE
LINKE))

Meine Damen und Herren, es ist so, dass zurzeit an den
Hochschulen genau diese Wirkungen sehr breit diskutiert

werden, da sich die Hochschulen selbst, die Hochschullei-
tungen, aber auch der Mittelbau und die Studierenden
überlegen, welche Entwicklungen wir an den Hochschu-
len brauchen und in welche Richtung wir gehen müssen.
Jetzt kommt die Wissenschaftsministerin und hat endlich
eingesehen, dass wir eine landesweit abgestimmte Wis-
senschaftsplanung brauchen.

Wenn man genauer hinschaut, stellt man fest, sie geht
schon wieder den falschen Weg. Die Hochschulen werden
als Allererstes düpiert. Als Allererstes wird wieder ein
Wirtschaftsprüfungsunternehmen eingekauft, anstatt sich
einmal mit den Hochschulen zusammenzusetzen und die
Probleme und vor allem die Lösungen miteinander zu be-
sprechen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir diese Debatte hier
weiter führen, aber wahrscheinlich besser im Wissen-
schaftsausschuss, weil ich schon an den Blicken der Kolle-
gen merke, dass es irgendwie wahrscheinlich alles fachlich
etwas überfordernd ist.

(Allgemeiner Widerspruch)

– Okay, dann mache ich weiter. – Ich glaube, dass wir uns
Gedanken machen müssen, wie die Hochschulfinanzie-
rung auf neue Füße gestellt wird. Wir GRÜNE fordern
schon lange, dass der Hochschulpakt neu verhandelt wird.
Mit der gemeinsamen Hochschulentwicklungsplanung
muss das einhergehen, weil wir Tendenzen haben, die
dazu führen, dass die Grundfinanzierung an den Hoch-
schulen weiter ausgehöhlt wird und nur Projekte und nur
das, was man öffentlich gut vermarkten kann, mehr und
mehr finanziert wird. Das ist für die Wissenschaft in Hes-
sen der falsche Weg.

An dieser Stelle ein Appell. Herr Grumbach hat es ange-
sprochen. Es kann nicht sein, dass diese Wissenschaftsmi-
nisterin nicht mit eigenen Ideen kommt, die wenigen ei-
genen Ideen, z. B. die Änderungen im Hochschulpakt,
dazu führen, dass die Strukturen an den Hochschulen
noch schlechter werden, und sie jetzt vorbereitet – ich
habe es gestern schon in der Haushaltsrede angesprochen –,
eine halbe Million Euro dafür vorzusehen, LOEWE nach
außen mit schick aufgemotzten Broschürchen zu verkau-
fen. Gestern habe ich gesagt, dass die Hochschulen selbst
wissen, dass es die Programme gibt. Die Hochschulen
selbst wissen auch, wie nötig sie diese Programme haben,
weil sie jeden Cent brauchen. Aber dass die Wissen-
schaftsfinanzierung jetzt zum Teil noch dazu gebraucht
wird, die Wahlkampffinanzierung vorzubereiten, das ist
wirklich ein falscher Weg.

(Karin Wolff (CDU): Sie haben nichts verstanden!)

– Frau Wolff, nichts verstanden? Schauen wir einmal, war-
ten wir einmal ab, wie es im Endeffekt aussieht. Aber wir
hören schon jetzt, dass die Kritik aus den Hochschulen
groß wird. „Nichts verstanden“ gebe ich zurück an die
Wissenschaftsministerin.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Ich glaube, dass Sie dringend – ohne eine Unternehmens-
beratung – an die Hochschulen gehen und einfach mit den
Leuten reden und zuhören sollten. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN)
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Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Sorge. – Das Wort hat der
Abg. Dr. Büger, FDP-Fraktion.

Dr. Matthias Büger (FDP): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wichtiges
Thema zur frühen Stunde bei dieser Debatte: An welchem
Faktor – so will ich fragen – wird sich in einer Wissensge-
sellschaft die Zukunft, ja der Wohlstand eines Landes ent-
scheiden? Ich denke, er wird maßgeblich von den Fähig-
keiten und der Innovationskraft der Bürger eines Landes
abhängen. Deshalb ist es gut, dass wir heute an diesem
frühen Morgen über den Wissenschaftsstandort Hessen
sprechen. Deshalb freue ich mich im Übrigen außeror-
dentlich über das Thema dieses Setzpunktes. Herr Grum-
bach, es gibt für eine solch wichtige Debatte überhaupt
keinen falschen Zeitpunkt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wissenschaftliche Forschung und technische Innovatio-
nen sind zwei Seiten einer Medaille. Es gibt ein Wort, das
mehreren zugeschrieben wird, unter anderem Herrn Dr.
Oberholz. Der ist auch Vorsitzender des Verbandes der
Chemischen Industrie. Er sagte einmal, Forschung sei die
Umwandlung von Geld in Wissen und Innovation die
Umwandlung von Wissen in Geld.

In diesem Wortspiel liegt eine ganze Menge Wahrheit.
Werte werden nämlich durch Innovation geschaffen. Par-
teien, die diese Werte verteilen wollen, gibt es im Übrigen
sehr viele; die befinden sich meist am linken Teil dieses
Spektrums. Aber zunächst einmal müssen wir dafür sor-
gen, dass diese Werte auch entstehen. Dazu bedarf es wis-
senschaftlicher Ergebnisse, also Grundlagenforschung.
Und es bedarf des Mutes und des Willens, diese Ergeb-
nisse auch in die Praxis umzusetzen. In beidem sind wir
mittlerweile in Hessen gut. Aber beides ist auch bei Wei-
tem kein Selbstläufer.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Noch immer – das muss ich deutlich sagen – erlebe ich in
Deutschland eine Angst vor Neuem, vor neuen Entwick-
lungen, vor neuen Technologien. Wir konzentrieren uns
viel zu oft auf Risiken, statt die Chancen in den Vorder-
grund zu stellen. Ich will auch klar sagen, der politische
Arm dieser Bewegung sitzt hier; das sind die GRÜNEN,
die heute die Gentechnik ebenso ablehnen wie in den
Achtzigerjahren Computer in den Schulen und nahezu je-
des andere Infrastrukturprojekt. Hier gilt es, mutig, wenn
auch nicht blind voranzuschreiten. Der linke Struktur-
konservatismus in diesem Land ist das wahre Risiko, dem
wir entschieden entgegentreten.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Peter Stephan
(CDU) – Lachen bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber auch die wissenschaftliche Erkenntnis kommt nicht
von selbst. Zu Recht spricht Oberholz von der Umwand-
lung von Geld in Wissen. Grundlagenforschung heißt also,
dass es zunächst Geld kostet, dass wir als Wissensgesell-
schaft zunächst Geld investieren müssen. Diese wissen-
schaftlich exzellente Forschung ist ein Wert an sich, der
nicht mit anderen Aufgaben, wie das hier schon geschehen
ist, aufgerechnet werden darf.

Natürlich findet Forschung genau wie Lehre an unseren
Universitäten statt. Das ist auch klug, da Forschung und
Lehre sich gegenseitig befruchten, die Lehre von den Er-
gebnissen profitiert und Forschung nur dann möglich ist,
wenn ständig neue Ideen durch junge heranwachsende
Wissenschaftler eingebracht werden. Forschung und
Lehre sind deswegen die beiden Beine, auf denen unsere
hessischen Universitäten ruhen. Im Übrigen, nur wenn
beide Beine stark sind, kommen wir Schritt für Schritt
voran. Deswegen wäre es töricht, Forschung und Lehre
gegeneinander auszuspielen, wie das in den Vorreden be-
reits passiert ist.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Herr Grumbach und Frau Sorge, da Sie hier von Un-
gleichgewicht und Unterfinanzierung gesprochen haben,
muss ich einen grundsätzlichen Punkt anführen. Ganz
klar ist: Die Lehre ist von zentraler Wichtigkeit für unser
Land. Gute Leistungen in der Lehre sind nicht minder
wertvoll als gute Leistungen in der Forschung. Wir haben
einen herausgehobenen Preis für die Lehre. Die Haus-
haltsstrukturkommission hat festgestellt, dass Hessen im
Jahr 2007  203 € für Lehre ausgegeben hat. Das ist mehr
als jedes andere Flächenland, 10 % mehr als das zweit-
platzierte Baden-Württemberg und im Übrigen 50 %
mehr als Brandenburg, wo wir, wie Sie wissen, nicht regie-
ren.

Seit dem Jahr 2007 sind die Gelder im hessischen Hoch-
schulpakt vertragsgemäß dreimal gestiegen und nur ein-
mal gesunken, aktuell im Haushalt um plus 20 Millionen €.
Wir haben allein im Hochschulpakt 2020 noch einmal 
94 Millionen € zusätzlich. Wenn Sie hier also davon spre-
chen, dass ein Ungleichgewicht bestehen würde, dann ha-
ben Sie diese Zahlen schlicht nicht wahrgenommen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Meine Damen und Herren, die Lehre ist in Hessen gut fi-
nanziert. Deshalb darf sie auch nicht gegen die Forschung
ausgespielt werden.

Vizepräsident Frank Lortz: 

Herr Kollege Dr. Büger, es gibt den Wunsch nach einer
Zwischenfrage. – Nein. Gut.

(Günter Rudolph (SPD): Angst auch noch!)

Dr. Matthias Büger (FDP): 

Es gibt ja die Möglichkeit der Kurzintervention. – Die
Lehre ist in Hessen gut aufgestellt und finanziert. Des-
wegen darf sie auch nicht gegen die Forschung ausgespielt
werden. Ich muss ganz klar gestehen – auch das müssen
Sie sich an der Stelle sagen lassen –: In der Vergangenheit
ist das leider viel zu oft geschehen. Die Folge dieser fal-
schen Weichenstellung, insbesondere unter Rot-Grün bis
1998, ist, dass wir damals ganz weit zurücklagen, hinter
Bayern und Baden-Württemberg. Frau Sorge, ich finde es
schon ein bisschen mutig, wenn Sie hier nach vorne gehen
und sagen, es sei richtig, dass wir ans Aufholen gegangen
seien. Wir mussten aufholen, weil Sie uns einen entspre-
chenden Zustand hinterlassen haben.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)
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Es ist richtig, dass es eine Kraftanstrengung bedeutet hat,
eine schwarz-gelbe Kraftanstrengung, Hessen als For-
schungsstandort in die erste Liga zu führen. Ganz wesent-
liches Mittel dieser Kraftanstrengung ist das Programm
LOEWE, also die Landes-Offensive zur Entwicklung wis-
senschaftlich-ökonomischer Exzellenz. Wir haben ganz
bewusst im Koalitionsvertrag einen Betrag von 410 Milli-
onen € für LOEWE verankert, damit Hessen als For-
schungsstandort einen großen Schritt nach vorne machen
kann. Das Programm LOEWE – auch das wurde hier
falsch dargestellt – schafft dauerhafte Strukturen, die die
hessische Wissenschaftslandschaft nachhaltig stärken.

Man sollte immer auch über das reden, was man selbst er-
lebt: Ich habe im Übrigen das Vergnügen, dem Beirat ei-
nes LOEWE-Zentrums, nämlich CASED in Darmstadt,
anzugehören, bei dem es um Sicherheitstechnologie geht,
ein sehr spannendes Thema. Ich erlebe da aus erster
Hand, wie erfolgreich dort geforscht wird, wie gut die
unterschiedlichen Partner – da sind es die TU, die Hoch-
schule Darmstadt, das Fraunhofer-Institut ICT und zahl-
reiche Unternehmen – zusammenarbeiten. Nur ein Indi-
kator: Hier konnten allein über 20 Millionen € an Dritt-
mitteln eingeworben werden. Hier entstehen wirklich
Kristallisationspunkte des Wissens, die die Wissenschafts-
strukturen in unserem Land dauerhaft stärken werden.
Dabei ist die Frage der Nachhaltigkeit ein wichtiges Kri-
terium der Antragstellung. Deshalb kann daraus geschlos-
sen werden, dass diese Anfangsinvestitionen mit Sicher-
heit dauerhaft sind und nicht verpuffen werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Darüber hinaus unterstützt LOEWE den wissenschaft-
lichen Wettbewerb, ein ganz wichtiges Kriterium. Es
unterstützt auch die Profilbildung unserer Hochschulen.

Ich habe gerade schon CASED für Darmstadt genannt.
Lassen Sie mich beispielhaft noch HIC for FAIR nennen
– das ist Teilchenphysik –, Biodiversität, Zell- und Gen-
therapie in Frankfurt, medizinische Forschung, insbeson-
dere zu Lungenerkrankungen, andere lebenswissen-
schaftliche Zentren in Gießen und Marburg, technisch-so-
ziale Vernetzung auf Basis neuer Technologien in Kassel
oder die Technische Hochschule Mittelhessen mit Biome-
dizin, die FH Frankfurt mit Biomechanik. Ich könnte die
Liste noch lange fortsetzen. All diese Projekte tragen we-
sentlich zur Profilbildung der beteiligten Hochschulen
bei. Das ist auch gut so. Denn erstens entstehen wissen-
schaftliche Hochleistungen gerade im kreativen Wettbe-
werb. Zweitens ist es klug, in einer so vielfältigen Hoch-
schullandschaft wie in Hessen klare inhaltliche Schwer-
punkte zu bilden.

Hier wurde mehrfach das Grundbudget erwähnt. Durch
eine reine Aufstockung des Grundbudgets wären solche
Schwerpunktsetzungen nicht zu erreichen. Wenn man das
nur über das Grundbudget macht, würde eher eine Ver-
teilung mit der Gießkanne erfolgen. Deshalb wäre es für
die Hochschulen im Übrigen nicht nur ein schlechtes Ge-
schäft, sondern töricht, wenn man sich immer nur, wie Sie,
Frau Sorge und Herr Grumbach, das machen, auf das
Grundbudget konzentriert. Was wäre denn gewonnen,
wenn die SPD mit ihrem Vorschlag durchkäme, das
Grundbudget um 50 Millionen € aufzustocken, wenn auf
der anderen Seite LOEWE gestrichen würde? Das wäre
eine Katastrophe für unsere Hochschullandschaft.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Ich muss das auch gegenüber der Opposition klar sagen:
Wer mit Perspektive in die Zukunft sehen will, darf hier
nicht auf einem Auge blind sein. Deshalb ist es gut und
richtig, dass wir uns heute hier über LOEWE unterhalten
und dass wir noch einmal klarmachen – das hat bereits
Herr Dr. Müller getan; ich will es unterstreichen –, wie
wichtig dieser Koalition der Forschungsstandort Hessen
ist. Was SPD und GRÜNE in Jahren, man müsste schon
sagen: Jahrzehnten, versäumt haben – im Übrigen nur
unterbrochen von den vier Jahren des Aufbruchs unter
Wallmann und Gerhardt –, das muss Schritt für Schritt
aufgebaut werden. Das ist ein langer Weg. Das wissen wir.
Noch sind wir – auch da sind wir bescheiden genug – nicht
die Nummer eins in Deutschland. Aber wir wissen, dass
wir mit LOEWE einen großen Schritt nach vorne getan
haben und auf dem richtigen Weg sind. Meine Damen und
Herren, diesen Weg werden wir von der Koalition auch
ganz konsequent weitergehen und fortsetzen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz: 

Vielen Dank, Kollege Dr. Büger. – Das Wort hat Frau
Abg. Janine Wissler, DIE LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! CDU und
FDP haben heute Morgen das Thema Hochschulpolitik
auf die Tagesordnung gesetzt. In der Tat, Gründe dafür
gäbe es wirklich genug. Die Hochschulen in Hessen plat-
zen angesichts des Ansturms von Studierenden aus allen
Nähten. In vielen Städten herrscht akute Wohnungsnot
unter Studierenden, und die Arbeitsbedingungen an den
hessischen Hochschulen werden immer schlechter. Wir
haben zunehmend prekäre Arbeitsverhältnisse und fast
nur noch befristete Verträge.

Aber – das ist das Problem – über all das wollen CDU und
FDP heute Morgen überhaupt nicht reden. Statt dass Sie
die realen Probleme der hessischen Hochschulen im
Landtag thematisieren würden, was wir durchaus begrü-
ßen würden, wollen Sie sich für das Exzellenzprogramm
LOEWE selbst loben. Das ist das, was Sie heute Morgen
machen wollen. Das ist angesichts der realen Situation,
die wir an den hessischen Hochschulen haben, völlig ver-
fehlt.

(Beifall bei der LINKEN)

Was ist LOEWE? Ich finde, das hat Herr Prof. Frenking
von der Universität Marburg im letzten Jahr anlässlich der
Demonstration gegen den Hochschulpakt sehr richtig
charakterisiert. Herr Frenking sagte: Wenn sich die Lan-
desregierung mit LOEWE brüstet, ist das ungefähr so, als
wenn man 1.000 Hungernden erklärt, fünf von ihnen dürf-
ten gleich in ein Drei-Sterne-Restaurant. – Das ungefähr
ist LOEWE. Ich finde, das trifft es ganz gut, weil es näm-
lich zeigt, dass die Mehrheit erst einmal überhaupt nichts
davon hat.

An den staatlichen Hochschulen wird überall gekürzt.
Aber gerade für Exzellenz, für Eliteförderung, Frau Mi-
nisterin, findet diese Landesregierung immer ein Töpf-
chen. Die Kollegin Sorge hat es bereits angesprochen:
Auch beim Hochschulpakt wurde nicht nur in der Grund-
finanzierung gekürzt, was bei den Hochschulen auf große
Kritik gestoßen ist, sondern es wurden zusätzlich noch 20
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Millionen € aus der Grundfinanzierung in das Erfolgs-
budget verlagert. Herr Büger, Sie sagen, man solle For-
schung und Lehre nicht gegeneinander ausspielen. Genau
das tun Sie doch. Wenn das eine auf Kosten des anderen
geht, wenn Sie beim einen kürzen, um das andere besser
auszustatten, dann spielen Sie das doch gegeneinander
aus. Wenn Sie die Forschung fördern wollen, dann müssen
Sie zusätzliche Mittel bereitstellen. Aber Sie können doch
nicht die Mittel bei der Lehre kürzen, vor allem in einer
Zeit, in der wir ein Rekordniveau an Studierenden in Hes-
sen haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb kann ich dem Kollegen Grumbach nur recht ge-
ben mit dem, was er gesagt hat – ich benutze jetzt eine ein
bisschen andere Wortwahl –: Wer hat, dem wird gegeben.
– Das ist offensichtlich das Motto der Hessischen Landes-
regierung.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Gernot
Grumbach (SPD) und Sarah Sorge (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Es wurde völlig zu Recht gesagt: Das LOEWE-Programm
fördert eine immer stärkere Konzentration. Der Großteil
dieser Förderung geht an die Universität Frankfurt und
die TU Darmstadt. Viele andere Hochschulstandorte blei-
ben weit dahinter zurück. Besonders benachteiligt sind
selbstverständlich die Fachhochschulen. Aber wir müssen
auch einmal über die Kunsthochschulen reden, denn die
sind da völlig raus. Die haben von diesem Programm
überhaupt nichts, das Sie da auflegen.

Ich will es klar sagen: Wir halten die Förderung von unab-
hängiger Forschung für dringend notwendig. Das
LOEWE-Programm aber ist ein weiterer Beitrag zur Ver-
drittmittelung der Hochschulen. Meine Damen und Her-
ren, das lehnen wir ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Verdrittmittelung führt zu negativen Folgen – bei-
spielsweise dazu, dass Forschung und Lehre immer weiter
auseinanderdriften und nicht mehr als Einheit begriffen
werden. Sie führt dazu, dass es eine wachsende Abhängig-
keit der Hochschulen von externen Geldgebern gibt.

Ich möchte Herrn Müller nochmals ansprechen, ange-
sichts der „guten Arbeitsbedingungen“, die Sie an den
Hochschulen sehen, der „guten Arbeitsplätze“: Ja, vor al-
lem sind es doch die Arbeitsbedingungen, die Arbeits-
plätze, die qualitativ immer schlechter werden, gerade
durch die Drittmittelprojekte. Ich will Ihnen nur zwei
Zahlen nennen. Mittlerweile sind an den Hochschulen im
Mittelbau nur 10 % der Stellen unbefristet. Bei den Dritt-
mittelprojekten sind es sogar nur 3 %.

Das heißt, die ohnehin schon schlechte Situation wird in
den Drittmittelprojekten noch schlechter. Herr Büger,
warum reden Sie davon, dass es hier „dauerhafte Struktu-
ren“ gebe? Genau das ist doch das Problem: dass das
keine dauerhaften Strukturen sind.

(Dr. Matthias Büger (FDP): Doch!)

Es sind immer kurzfristige Projekte.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das Problem ist doch, dass viele junge Akademiker jetzt
in die Situation geraten, dass sie Mitte oder Ende 30 sind,
eine lange Ausbildung hinter sich und einen Job im Mittel-
bau haben.

(Zuruf des Abg. Dr. Rolf Müller (Gelnhausen)
(CDU))

– Herr Müller, wissen Sie, was das Problem ist? Das Pro-
blem ist, dass Sie nicht wissen, wovon Sie reden.

(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch bei der
CDU)

Es gab eine gute Tagung der GEW, genau zu diesem
Thema. Die GEW Hessen hat zu diesem Thema Mittelbau
an den Hochschulen/Arbeitsbedingungen eingeladen.
Herr Müller, dort waren die hochschulpolitischen Spre-
cher aller fünf Fraktionen im Hessischen Landtag einge-
laden. Es waren auch alle anwesend – bis auf Sie, Herr
Müller. Sie sind nicht gekommen und haben auch keine
Vertretung geschickt. Das heißt, die CDU Hessen war
nicht einmal anwesend, als die Menschen aus dem Mittel-
bau über ihre Sorgen gesprochen haben.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Deshalb glaube ich wirklich, Sie wissen nicht genau, wor-
über Sie hier reden, Herr Müller.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Rolf Müller (Gelnhausen)
(CDU): Die Welt hat fünf Milliarden Menschen –
und ausgerechnet Sie sprechen hier! – Gegenruf
des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE): Aber
nicht persönlich werden! – Weitere Zurufe)

– Herr Müller, ich würde es ein Glück für Sie nennen,
aber – –

(Glockenzeichen des Präsidenten)

Vizepräsident Frank Lortz: 

Meine Damen und Herren, bleiben Sie doch bitte etwas
charmanter. – Frau Kollegin Wissler, Sie haben das Wort.

(Clemens Reif (CDU): Sagen Sie doch einmal et-
was zu Ihrem Abiturkleid! – Gegenruf des Abg.
Günter Rudolph (SPD): Jetzt ist es aber gut!)

Janine Wissler (DIE LINKE): 

Ich soll charmanter bleiben? – Ach so, ich dachte schon.
Okay. Ich verhalte mich schon ziemlich charmant, aber – –

Lassen Sie mich noch etwas zu dieser GEW-Tagung sa-
gen. Dort wurde klar, dass wir jetzt die Situation haben:
Wir haben hoch qualifizierte Menschen, die aber nach ei-
ner langen Ausbildungszeit mit Mitte, Ende 30 immer
noch nicht wissen, wie sie in fünf Jahren leben werden.

(Zuruf des Abg. Dr. Matthias Büger (FDP))

Wir haben das Problem, dass diese Menschen überhaupt
keine Planungsmöglichkeiten haben. Sie können keine
Familien gründen. Sie können nicht einmal einen Kredit
aufnehmen. Sie können kein Wohneigentum oder sonst
etwas erwerben. Ihre gesamte Lebenssituation ist völlig
unplanbar. Deshalb ist meine Befürchtung: Wenn das so
weitergeht und die Arbeitsbedingungen an den Hoch-
schulen nicht besser werden, nicht langfristiger, dann wird
es dazu kommen, dass eine ganze Generation junger Wis-
senschaftler den Hochschulen verloren gehen wird. Die
werden dann zwangsläufig irgendwo anders hingehen –
vorausgesetzt, es gibt eine Möglichkeit, wohin sie gehen
können. Die werden nicht an den Hochschulen bleiben.
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Wer also schlechte Arbeitsbedingungen an den Hoch-
schulen fördert, der nimmt es in Kauf, dass viele gute Wis-
senschaftler nicht an den Hochschulen bleiben, sondern
irgendwo anders hingehen. Das würde ich für völlig ver-
antwortungslos halten, gerade auch angesichts dessen,
dass diese Menschen in Hessen studiert haben, in Hessen
ihre Abschlüsse gemacht haben und eigentlich an der
Hochschule bleiben wollen, um dort weiter Forschung
und Lehre zu betreiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Ministerin, wenn LOEWE wirklich so erfolgreich ist,
dann frage ich mich schon, warum Sie im nächsten Jahr
500.000 € – immerhin eine halbe Million – für eine Kam-
pagne für LOEWE ausgeben wollen. Ich habe es gestern
schon gesagt: Die Hochschulen brauchen in dieser Situa-
tion sicher keine Werbetafeln, keine Hochglanzbroschüren
– in denen sich am Ende nur die Landesregierung darstellt
und den Wahlkampf für das Jahr 2013 vorbereitet. Dieses
Geld wäre woanders viel besser eingesetzt. Was Sie da ma-
chen, ist so nicht gedacht. Sie müssten dieses Geld einset-
zen, um wirkliche Probleme zu lösen, und nicht, um hier
vorzutäuschen, an den hessischen Hochschulen sähe alles
ganz super aus – obwohl es in der Realität ganz anders ist.

Da kann ich mich nur dem Tipp der Kollegin Sorge an-
schließen: Frau Ministerin, gehen Sie an eine hessische
Hochschule. Besuchen Sie ein Studierendenwohnheim.
Schauen Sie sich das einmal an. Und wenn Sie schon da
sind, dann dürfen Sie natürlich auch nicht wegrennen, so-
bald es an den Hochschulen ein bisschen brenzlig, ein bis-
schen unangenehm wird. Diese Debatte müssen Sie auch
einmal aushalten und dürfen nicht sofort die Flucht er-
greifen.

(Beifall bei der LINKEN und der Abg. Sarah Sorge
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Meine Damen und Herren, Forschung und Lehre gehören
zusammen. Das eine darf nicht auf Kosten des anderen
gehen. Wir wollen das gerade nicht gegeneinander aus-
spielen. Deswegen muss es auch ausfinanziert sein.

Für meine Fraktion will ich aber auch anmerken, dass wir
im Hochschulbereich Wettbewerb nicht für zielführend
halten.

(Dr. Matthias Büger (FDP): Ach!)

Wir halten es nicht für zielführend, wenn Hochschulen in
Hessen miteinander um Drittmittel konkurrieren – in
Hessen konkurrieren sie auch um staatliche Mittel mit-
einander. So kommen wir nicht zu einer regional ausge-
wogenen Hochschulfinanzierung. Am Ende verlieren die
Fachhochschulen, aber auch die Hochschulen in den
strukturschwachen Gebieten. Deshalb wollen wir eine re-
gional ausgewogene Hochschulfinanzierung, die nach po-
litischen Zielsetzungen funktioniert und nicht der Dritt-
mitteleinwerbung bei der Wirtschaft und bei anderen
Drittmittelgebern unterworfen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, heute ist der Protesttag für
gute Bildung, unter dem Motto „Occupy University“. Wir
brauchen gute Bildung für alle. Deshalb unterstützen wir
diese Proteste. Sie weisen völlig zu Recht auf Probleme
hin, die wir derzeit nicht nur an den hessischen Hochschu-
len, sondern auch an den Schulen in Hessen haben. Wir
wollen gute Bildung für alle und nicht immer neue Sonder-
töpfchen für die vermeintliche Elite. Deswegen werden
wir Ihrem Antrag nicht zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz: 

Vielen Dank. – Das Wort hat Frau Staatsministerin
Kühne-Hörmann.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin für Wissenschaft und
Kunst: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Hessen zählt zu den wirtschaftlich und
wissenschaftlich stärksten Regionen Deutschlands. Das
wollen wir auch bleiben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das geht aber nur, wenn man Investitionen in die richti-
gen Dinge tätigt, nämlich in die Forschung, in den Wis-
sens- und Technologietransfer. Nach der gestrigen Haus-
haltsdebatte kann man sagen: Das ist gelungen. Dafür
habe ich auch die Koalitionsfraktionen sehr gelobt: dass
der Wissenschaftshaushalt um mindestens 72 Millionen €
angestiegen ist; mit den Änderungsanträgen sind es sogar
mehr. Damit wurde mit Zahlen der Beweis angetreten,
dass das Land durch Wissenschaft und Innovation voran-
gebracht wird. Meine Damen und Herren, das ist der hes-
sische Weg, den wir gehen werden.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Investitionen in die Forschung bieten verlässliche
Rahmenbedingungen. Es war eine gute Entscheidung, im
Jahr 2008 ein solches Programm LOEWE aufzulegen.
Selbst Frau Kollegin Sorge hat nicht bestritten, dass diese
Entscheidung gut war. Daran zeigt sich: An LOEWE ist so
gut wie nichts zu kritisieren.

Wenn wir schon darüber reden, wie erfolgreich dieses
Programm ist, dann muss man auch beschreiben, welche
Effekte außerhalb der Wissenschaft erzielt worden sind,
die nicht so offensichtlich waren, als dieses Programm ein-
gerichtet wurde, die aber jetzt immer deutlicher zutage
treten.

Da wir immer von „LOEWE“ reden, will ich doch einmal
den ausführlichen Namen nennen: Das ist die Landes-Of-
fensive zur Entwicklung wissenschaftlich-ökonomischer
Exzellenz. Darum geht es.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Genau: Exzel-
lenz!)

LOEWE war und ist in allen Bundesländern bis heute
einzigartig. Das Finanzvolumen kann sich sehen lassen:
Bis zum Jahr 2013 werden 410 Millionen € in herausra-
gende wissenschaftliche Verbundvorhaben investiert.

Jetzt ist die Frage: Was kann LOEWE eigentlich? Was soll
LOEWE sein?

Stichwort: Vernetzung und Wettbewerb. Das sind die gro-
ßen Ziele, die durch LOEWE erreicht werden sollen. Es
geht um die größeren extern finanzierten Verbundpro-
jekte, an denen kleinere Einheiten gar nicht teilnehmen
können. LOEWE sollte auch dafür den Boden bereiten,
um diese Antragstellungen zu gewährleisten.

Wir haben in den LOEWE-Programmen mehrere För-
derlinien. Da gibt es zunächst einmal die LOEWE-Zen-
tren. Dabei handelt es sich um thematisch fokussierte For-
schungsverbünde zwischen den Universitäten, den Fach-
hochschulen, den außeruniversitären Forschungseinrich-
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tungen in Hessen und anderen Partnern. Wer Ihnen ge-
sagt hat, es würden davon nur einige profitieren, der liegt
falsch. Auch die Fachhochschulen haben am LOEWE-
Programm massiv partizipiert, aber nicht nur sie. Darauf
komme ich gleich. Frau Kollegin Wissler, die regionale
Zuständigkeit ist so, dass an über 80 Standorten in Hessen
LOEWE-Projekte sind. Bei 80 Projekten kann man wirk-
lich nicht davon reden, dass dieses Programm nur an Uni-
verstitätsstandorten stattgefunden hat.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Hermann
Schaus (DIE LINKE): Wie ist denn die Verteilung
im Detail zwischen Universitäten und Fachhoch-
schulen?)

Die Projekte werden in einem Zeitraum von zwei bis drei
Jahren gefördert. Das Fördervolumen liegt bei 2 bis 8
Millionen € pro Jahr. Herr Kollege Schaus, der Unter-
schied zwischen Ihnen und uns ist: Wir entscheiden nicht
politisch, wo die Schwerpunkte gesetzt werden, sondern
wir entscheiden wissenschaftlich und in der Qualität. Das
ist der große Unterschied.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Hermann
Schaus (DIE LINKE): Wie ist denn die Verteilung
zwischen den Fachhochschulen und Universitä-
ten?)

Zusätzlich besteht die Möglichkeit der Beantragung.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Privat vor Staat!)

Das ist ganz besonders der Finanzierung größerer Investi-
tionen und Baumaßnahmen gewidmet, die gebraucht wer-
den.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Dann kommt die
EBS, eine reine politische Entscheidung!)

Wir werden auch mit dem Wissenschaftsrat nach dreijäh-
riger Laufzeit eine Zwischenevaluierung haben, dann
kann man sehen, auch wissenschaftlich betrachtet, was
diese Anschubfinanzierung durch LOEWE eigentlich ge-
bracht hat.

Das Ziel der Förderlinie 1 waren die Zentren. Ich will er-
wähnen, dass die Perspektive selbstverständlich ist, mit
den Institutionen Max Planck, Fraunhofer, Helmholtz
und Leibnitz die LOEWE-Projekte in eine solche Struk-
tur der Forschungsförderung zu überführen, weil wir – das
ist richtig, das bestreite ich nicht – in der Vergangenheit als
Geberland zu wenige Forschungseinrichtungen im Land
hatten.

LOEWE soll das verändern. Wir brauchen mehr For-
schungseinrichtungen, und wir brauchen auch in den For-
schungseinrichtungen eine andere Bund-Länder-Finan-
zierung, als wir das jetzt haben. Derzeit ist es so, dass wir
die Quoten dessen, was wir als Geberland in den For-
schungstopf gegeben haben, bei Weitem nicht für die For-
schungsprojekte herausbekommen haben. Das LOEWE-
Programm hilft also auch dort.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich will zunächst einmal ein Beispiel herausnehmen, das
Zentrum für Biodiversität und Klima. An diesem Zen-
trum sind der Forschungsverbund der Senckenberg Ge-
sellschaft für Naturforschung, federführend, die Johann
Wolfgang Goethe-Universität und das Institut für sozial-
ökologische Forschung als assoziierte Partner beteiligt. Es
geht um die Frage, wie einzelne Organismen, ganze Öko-
systeme und Ökosystemfunktionen auf Klimaverände-
rung reagieren – ein topaktuelles Thema, zu dem es kei-

nen anderen Schwerpunkt in Deutschland gibt, der ein
solch wichtiges Gebiet mit diesen Partnern untersucht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das Land stellt für diese Forschungsarbeiten des Zen-
trums zwischen 2008 und 2014 insgesamt 44 Millionen €
zur Verfügung, weitere 21 Millionen € erhält das Projekt
für Bauvorhaben. Daran sehen Sie, dass dieses wichtige
Thema Klimaschutz durch die Forschung vorangebracht
wird.

Ich will ein weiteres Beispiel nennen, das LOEWE-Zen-
trum für Lungenerkrankungen in Gießen-Marburg. Es ist
2010 bewilligt worden. Die Kolleginnen Frau Sorge und
Frau Wissler haben eben gesagt, das LOEWE-Projekt
käme nur einigen zugute. Nein, das stimmt nicht. Bei die-
sem Forschungsprojekt Lunge geht es um die Erforschung
von Atemwegen, Asthma, Bronchitis, Lungenversagen,
Lungenkrebs und Therapievorhaben und -vorgaben auf
diesem Sektor.

(Zuruf der Abg. Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Die Lungenerkrankungen zählen zu den Top Ten der To-
desursachen weltweit. Dieses Projekt, das wir fördern, ist
eines, bei dem all diejenigen, die von diesen Krankheiten
betroffen sind, von der Förderung ganz nah profitieren,
und zwar hier am Standort Hessen, wenn sie hier behan-
delt werden. Damit kommt vielen Menschen ganz prak-
tisch zugute, was dort erforscht wird.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Kommen wir zu den LOEWE-Schwerpunkten. Die
LOEWE-Schwerpunkte sind Themenschwerpunkte der
Hochschulen und außeruniversitärer Forschungsinstitute,
die gebündelt werden. Diese Bündelung hat hohe Innova-
tionskraft.

Die dritte Förderlinie, die wir aufgelegt haben, besteht in
der Zusammenarbeit mit kleinen und mittleren Unter-
nehmen. Als wir dieses Programm aufgelegt haben, ha-
ben alle bundesweit gesagt: Das wird nicht funktionie-
ren. Was haben denn kleine und mittlere Unternehmen
mit Forschung zu tun? – Wir haben bewiesen, dass es
geht. Bei diesen Projekten sind gerade die Fachhoch-
schulen Profiteuere der Förderlinie 3. Das ist von vielen
Kollegen bestritten worden. Da hat man den Eindruck,
als hätten die Wissenschaftspolitiker nicht mitbekom-
men, wie die Förderlinie 3 bei LOEWE strukturiert ist.
Die Fachhochschulen haben Verbundprojekte mit den
Unternehmen geschlossen, sie haben Wissenschaft und
Wirtschaft zusammengebracht. Daraus ist eine Reihe
von Projekten entstanden, bei denen mit Handwerks-
unternehmen und mit besonderen Berufen zusammen-
gearbeitet wurde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei der Förder-
linie 3 sind am Ende – das, was ich vorhin bereits erwähnt
habe – LOEWE-Projekte über das ganze Land verteilt: 81
Verbundprojekte, jetzt hören Sie genau zu, mit 300 Part-
nern aus Wirtschaft und Wissenschaft. Sie sorgen an ein-
zelnen Standorten dafür, dass junge Leute, die eine gute
Idee hatten, mit Partnern zusammenarbeiten konnten
und mit ihnen zusammen Ideen hervorgebracht haben,
die uns im Alltag behilflich sind. Das kommt den jungen
Leuten zugute, den Unternehmern, den Forschern und am
Ende dem ganzen Land.

(Beifall bei der CDU und der FDP)
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Wenn wir schon dabei sind, über die Zahlen zu sprechen,
dann kann ich belegen, durch die jetzt geförderten
LOEWE-Projekte sind 1.300 neue, qualifizierte Arbeits-
plätze entstanden. Das ist eine Zahl, die sich sehen lassen
kann.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die jungen Forscher, die eine gute Idee hatten – Kollege
Dr. Müller hat vorhin von denjenigen aus der IT berich-
tet – und ein LOEWE-Projekt gewonnen haben, haben
anschließend auch eine Anschubfinanzierung zur Grün-
dung eines Unternehmens bekommen. Die Unterneh-
men der jungen Unternehmer, die sich im Jahr 2008 in der
Krise gegründet haben und die zum Teil innerhalb eines
Jahres von einem Mitarbeiter auf 30 Mitarbeiter gewach-
sen sind und anderen Arbeit gegeben haben, sind so er-
folgreich, dass von ihnen während der Krise kein einziges
Unternehmen in Insolvenz gegangen ist. Das ist doch
auch ein Erfolg, den man in keiner anderen Branche
hatte.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Man sieht also, dass LOEWE ein Programm ist, das nicht
nur für die Forscher positiv ist. Es ist auch kein Programm,
das nur theoretisch in der Grundlagenforschung an-
kommt. LOEWE ist ein Projekt, das es geschafft hat, alle
Partner zusammenzubinden und Effekte zu erzielen, die
wir durch kein anderes Programm erzielt hätten.

Ein Erfolg von LOEWE ist auch, dass nicht politisch mo-
tiviert ist, wer den Zuschlag erhält. Ein unabhängiges
Gremium von Forschern vergibt den Zuschlag. Das macht
es auch zu einem Erfolgsprojekt. Wir entscheiden nicht
danach, wo noch ein LOEWE-Projekt hin muss oder wo
uns ein LOEWE-Projekt gefällt. Wir lassen das wie bei
der Exzellenzinitiative extern begutachten. So weiß jeder,
der den Zuschlag bekommen hat, dass er ein besonderes
Qualitätsmerkmal hat. Dafür muss man den Mut haben –
den haben wir gehabt –, und der Erfolg kann sich heute se-
hen lassen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich will noch darauf hinweisen, dass es auch in den Regio-
nen einzelne Schwerpunkte gibt. In Südhessen sind sehr
viele Projekte in der Informations- und Kommunikations-
technologie angesiedelt. Die Region Mittelhessen ist be-
sonders stark im Medizin- und Biotechnologiesektor. In
Nordhessen konzentriert man sich auf Maschinenbau,
Automotive-Anwendungen und die Zusammenarbeit mit
den großen Fahrzeugherstellern.

Vizepräsident Frank Lortz: 

Frau Staatsministerin, Sie sind so lieb und denken an die
Redezeit.

Eva Kühne-Hörmann, Ministerin für Wissenschaft und
Kunst: 

Ich denke an die Redezeit. – Ich will am Ende noch sagen,
weil immer wieder angedeutet worden ist, wir würden
LOEWE zu einer politischen Kampagne mit den Univer-
sitäten machen: Ich will darauf hinweisen, dass bei den
LOEWE-Projekten alle Universitäten und Partner, die
daran mitarbeiten, sagen, es sei ein gutes Projekt. Alle ha-
ben mir in den Gesprächen gesagt, sie wollten, dass dieses
Projekt weitergehe. Alle wollen der Öffentlichkeit auch
mitteilen, dass sie die LOEWE-Partner sind. Sie sind stolz

darauf. Sie wollen damit auch dokumentieren, dass es
sinnvoll ist und mehr Mitstreiter braucht, die am Ende für
eine dauerhafte Lösung der Forschungsfinanzierung
kämpfen.

Frau Kollegin Sorge, darum geht es, und nicht um eine po-
litische Kampagne, die den Hochschulen aufgedrückt
wird. Vielmehr sind die Hochschulen zu mir gekommen
und haben gefragt, ob wir nicht etwas machen können –
und das machen wir im Dialog.

Lassen Sie mich am Schluss Folgendes sagen: Das
LOEWE-Projekt ist ein Erfolgsprojekt. Es ist nur deshalb
ein Erfolgsprojekt geworden, weil die Forscher und dieje-
nigen, denen wir den Rahmen gegeben haben, es am Ende
ausgenutzt haben, weil sie die Möglichkeiten genutzt ha-
ben. Deswegen geht mein Dank an all diejenigen, die die
LOEWE-Projekte vorangebracht haben, die Forscher, die
Partner, die mittelständischen Unternehmen. Wir werden
es weiterverfolgen, und ich sage Danke für die Ideen, die
gekommen sind und die unser Land in der Innovation
vorangebracht haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Frank Lortz:

Frau Staatsministerin, herzlichen Dank. – Es gibt keine
weiteren Wortmeldungen mehr, und wir sind am Ende der
Debatte.

Es ist ein Entschließungsantrag. Stimmen wir direkt ab? –
Wer für den Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU und der FDP, Drucks. 18/4695, ist, den bitte ich um
das Handzeichen. – CDU und FDP. Dagegen? – Die LIN-
KEN. Enthaltungen? – SPD und GRÜNE. Damit ist der
Antrag angenommen.

Bevor wir zum nächsten Punkt kommen, noch einmal zur
Petition Nr. 2605/18. Das konnte bisher nicht geklärt wer-
den.

(Günter Rudolph (SPD): Eieiei!)

– Nicht „eieiei“. Ich konnte nichts machen; da war ein
Kuddelmuddel gewesen im Ausschuss. – Ich gebe nur wei-
ter, was mir weitergegeben worden ist. Ich war nicht da-
bei.

(Günter Rudolph (SPD): Aber es war so!)

Ich teile jetzt mit, dass ich empfehle, dass wir die Petition
dem Ausschuss zurücküberweisen, da keine zeitliche Pro-
blematik besteht. Das ist die Empfehlung. Können wir uns
darauf einigen?

(Zurufe: Ja!)

Dann wird diese Petition dem Ausschuss zurücküberwie-
sen, und dann muss man sehen, wie man sich einig wird.

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 48 auf:

Antrag der Abg. Dr. Spies, Decker, Merz, Müller
(Schwalmstadt), Roth (SPD) und Fraktion betreffend
existenzsichernder gesetzlicher Mindestlohn statt „Min-
destlohn light“ – Drucks. 18/4673 –

mit Tagesordnungspunkt 34:

Antrag der Abg. Decker, Frankenberger, Grumbach, Sie-
bel, Warnecke, Waschke (SPD) und Fraktion betreffend
„Guter Lohn für gute Arbeit“ muss auch für Bodenver-
kehrsdienste gelten – Deregulierung der Bodenverkehrs-
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dienste durch neue EU-Verordnung gemeinsam verhin-
dern – Drucks. 18/4664 –

Tagesordnungspunkt 61:

Dringlicher Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend Bodenverkehrsdienste am Flugha-
fen Frankfurt – Drucks. 18/4705 –

Tagesordnungspunkt 66:

Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und der
FDP betreffend Bodenverkehrsdienste am Flughafen
Frankfurt – Qualität und Sicherheit der Bodenverkehrs-
dienste haben höchste Priorität – Drucks. 18/4715 –

und Tagesordnungspunkt 38:

Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend CDA-Vorstoß zum Mindestlohn weist in die richtige
Richtung – Drucks. 18/4668 –

Für die gemeinsame Debatte sind zehn Minuten Redezeit
je Fraktion vereinbart. Zuerst hat sich der Kollege Decker
von der SPD-Fraktion gemeldet.

Wolfgang Decker (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Novem-
ber ist der Monat des Nebels. Genau in diese Jahreszeit
passt der Beschluss, den die CDU am Montag auf ihrem
Parteitag zum Mindestlohn gefasst hat.

(Beifall bei der SPD)

Die Kanzlerin und ihre CDU-Flügel haben sich mit viel
Bedacht und aus machtstrategischen Gründen in diese
Nebelschwaden geflüchtet, in denen von einem einheit-
lichen Mindestlohn leider gar nichts mehr zu erkennen ist.
Diese Strategie war offenbar wichtiger als die Interessen
von Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
die für einen Hungerlohn arbeiten müssen.

(Beifall bei der SPD)

Zwar hat die CDU das Problem mit den Dumpinglöhnen
erkannt, gleichzeitig auch begriffen, dass man endlich et-
was dagegen unternehmen muss, so wie die SPD das seit
Jahren fordert. Das ist zu loben, es ist ein Schritt nach
vorne. Immerhin wollen wir das konzedieren.

Aber von dem ursprünglichen Vorstoß der Kanzlerin für
einen einheitlichen Mindestlohn, der die Republik auf-
horchen ließ, ist nicht mehr viel übrig geblieben. Die
Kanzlerin ist als Tigerin gesprungen und als Bettvorlege-
rin gelandet, eingeknickt vor dem Wirtschaftsflügel und
anderen Hardlinern, zulasten des CDA-Arbeitnehmerflü-
gels.

(Beifall bei der SPD)

Zu diesen Hardlinern gehören, wie so oft, Ministerpräsi-
dent Bouffier und weite Teile Ihrer hessischen CDU. Sie
waren von Anfang an dagegen und haben dies bei jeder
Gelegenheit laut herausposaunt oder von einem General-
sekretär verkünden lassen. Wie wenig der Ministerpräsi-
dent von dem Leipziger-Allerlei-Beschluss hält, hat er
gleich danach in der „Rheinischen Post“ zum Besten ge-
geben. Für ihn ist der Mindestlohn nur ein Symbolthema
und die Lohnuntergrenze nur eine Orientierung, aber
keine Richtschnur. – Nein, das ist es eben nicht. Ein ein-
heitlicher Mindestlohn ist eine existenzielle Frage für
Millionen Menschen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Wenn der Mensch von seiner Hände Arbeit sich selbst, ge-
schweige denn seine Familie, nicht mehr ernähren kann,
dann hat das nichts mehr mit sozialer Marktwirtschaft zu
tun, verstehen Sie das bitte endlich. Deshalb werden wir
auch in diesem Hause keine Ruhe geben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Die Antwort darauf, warum wir keine Ruhe geben wer-
den, findet sich unter anderem in dem Parteitagsbeschluss
der CDU, und den schauen wir uns etwas näher an. Das
Motto lautet: alles kann, nichts muss.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist immer schlecht!)

Eine Lohnuntergrenze, wie Sie das nennen, ist nichts an-
deres als ein gesetzlicher Mindestlohn. Aber wenn es Ih-
nen besser gefällt und es Ihnen hilft, können wir es auch
so nennen.

(Beifall bei der SPD)

Man kann zur Not damit leben, dass eine Lohnunter-
grenze von einer paritätisch besetzten Kommission fest-
gelegt wird. Das ist durchaus in Ordnung. Aber was genau
legt diese Kommission fest, und wie und wodurch bildet
sich die Kommission ihr Urteil? Was ist für die Kommis-
sion eine angemessene Höhe, und soll die Kommission
das am Ende verbindlich selbst regeln? Wie soll das ge-
hen, oder übernimmt die Bundesregierung die Empfeh-
lung der Kommission? Wird sie das dann par ordre du
mufti verkünden, wird es dazu eine Verordnung geben,
oder gibt es am Ende vielleicht doch ein Gesetz?

Meine Damen und Herren, das Fazit ist: Diesem Be-
schluss fehlt es an jeglicher Rechtsverbindlichkeit. Das ist
der erste Konstruktionsfehler.

(Beifall bei der SPD)

Statt eines einheitlichen verbindlichen Mindestlohns sol-
len nach Branche oder gar Region unterschiedliche Lohn-
untergrenzen möglich sein. Das würde am Ende einen un-
endlichen Tarifwirrwarr auslösen und einen Flickentep-
pich unterschiedlichster Untergrenzen verursachen.
Außerdem eröffnet es die Frage: Warum ist die Arbeit ei-
ner Friseurin oder eines Lkw-Fahrers oder vieler anderer
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Meck-Pomm
wesentlich weniger wert als in Hessen? Das ist der zweite
Konstruktionsfehler.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN – Günter Rudolph
(SPD): Weil Bouffier das behauptet!)

Die Lohnuntergrenze soll sich entgegen ersten vollmun-
digen Ankündigungen der Kanzlerin nun doch nicht am
Mindestlohn der Zeitarbeit orientieren. Das heißt, die
Richterskala bleibt nach unten offen. Das ist übrigens die
dickste Kröte, die der arme Karl-Josef Laumann schlu-
cken musste – dritter Konstruktionsfehler.

Die sogenannte Lohnuntergrenze soll nur dort von den
Tarifpartnern vereinbart werden, wo es keine Tarifver-
träge gibt. Das erscheint auf den ersten Blick schlüssig,
aber auf den zweiten, genauen Blick wird das Problem
sichtbar. Es gibt Tarifverträge, die, wie immer sie damals
zustande gekommen sind, Löhne vorsehen, die weit von
vernünftigen Mindestlöhnen entfernt sind. Mit anderen
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Worten: Viele Friseurinnen und Floristen und viele an-
dere müssen auch in Zukunft immer noch für Löhne von
zum Teil unter 5 € pro Stunde arbeiten. Das geht nicht,
und das ist wahrscheinlich der schwerwiegendste Kon-
struktionsfehler.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Alles in allem sind dies berechtigte Kritikpunkte der Ge-
werkschaften, die wir ausdrücklich teilen. Das größte Pro-
blem wird allerdings in einem ganz anderen Punkt beste-
hen. Sie werden wahrscheinlich noch nicht einmal diesen
Minimalbeschluss in die Praxis umsetzen können, weil Sie
die Rechnung ohne Ihren Koalitionspartner FDP ge-
macht haben. Denn die halten davon, egal wie eine Rege-
lung aussehen wird, schlichtweg gar nichts, und ich weiß
aus Gesprächen in diesem Hause, dass man ausdrücklich
Wert darauf legt, hier von der CDU unterschieden zu wer-
den.

Meine Damen und Herren, wie schon einmal hier gesagt:
Beton kann man nicht geschmeidig machen. Da hilft im
Grunde genommen nur sprengen. Bei 2 % braucht man
dafür auch nicht mehr viel Sprengstoff, eine kleine An-
merkung des Hauses.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Aber ich frage Sie allen Ernstes, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der FDP: Wo um Gottes willen ist das eins -
tige sozialliberale Verantwortungsbewusstsein dieser Par-
tei bloß geblieben?

(Beifall bei der SPD – Günter Rudolph (SPD): Im
Orkus der Geschichte!)

Meine Damen und Herren von der CDU, ein echter Min-
destlohnbeschluss, den die SPD mit Ihnen gemeinsam
durch den Bundestag und den Bundesrat getragen hätte,
wäre eine historische Weichenstellung gewesen. Das, was
herausgekommen ist, ist das Ergebnis eines Parteitags -
deals im Hinterzimmer. Der innerparteiliche Frieden der
CDU mag dadurch vorerst gerettet sein, aber den betrof-
fenen Menschen haben Sie einmal wieder nicht geholfen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn sich die Nebelschwaden verzogen haben, wird man
am Ende des Tages wohl feststellen müssen, dass eine ma-
ximale Enttäuschung über die CDU-Mindestlohnent-
scheidung herrscht.

Meine Damen und Herren, diesen nebulösen und windel-
weichen Formelkompromiss wollen und dürfen wir aber
nicht hinnehmen. Deshalb legen wir Ihnen heute erneut
einen Antrag auf den Tisch.

(Beifall bei der SPD)

Wer es mit einem fairen Mindestlohn in Deutschland
ernst meint und soziale Verantwortung in sich trägt, der
kann sich diesem Antrag nicht verweigern.

Meine Damen und Herren, wie wichtig das Thema „gute
Löhne für gute Arbeit“ auch hier in Hessen ist, wird ganz
aktuell an einem sehr konkreten Beispiel deutlich, näm-
lich an der drohenden Deregulierung der Bodenverkehrs-
dienste am Frankfurter Flughafen durch eine neue EU-
Verordnung. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen
gemeinsam alles daransetzen, dass dies verhindert wird.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich darf heute Morgen die Mitglieder des Betriebsrats auf
der Tribüne sehr herzlich begrüßen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben sehr aufmerksam gelesen, was Sie verteilt ha-
ben, und stehen an dieser Stelle hinter Ihnen. Ansonsten
droht uns eine weitere Verschärfung des Wettbewerbs auf
den Flughäfen, vor allem durch Billiganbieter. Damit
droht uns gleichzeitig eine deutliche Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen und der Löhne für Tausende Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Im Jahr 1996 hat schon einmal eine Liberalisierungsricht-
linie zu jährlichen Personalkosteneinsparungen in Höhe
von 24 Millionen € geführt. Sie können sich vorstellen,
wie immens der Druck auf alle Betroffenen damals war
und noch heute ist. Diese Einsparungen kommen uns alle
am Ende teuer zu stehen.

Eine weitere Marktöffnung würde nicht nur zulasten der
Bediensteten gehen, sondern auch zulasten der Qualität
und der Sicherheit am Flughafen. Im Übrigen würde die
gleichzeitig geforderte künftige Trennung zwischen Flug-
hafenbetreiber und Bodenverkehrsdienstleistern auch zu
erheblichen Reibungsverlusten in den Dienstabläufen
führen. 

Meine Damen und Herren, das Vorfeld auf dem Flugha-
fen ist, wie wir alle wissen, ein hochsensibler Bereich. Da-
für braucht man gut ausgebildete, verantwortungsvolle
und verlässliche Mitarbeiter. Die bekommt man nur,
wenn man sie auch anständig bezahlt.

(Beifall bei der SPD)

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bodenver-
kehrsdienste haben unsere uneingeschränkte Solidarität
verdient. Lassen Sie uns gemeinsam mit dem Betriebsrat
und der Geschäftsleitung alles daransetzen, dass der Vor-
stoß des EU-Kommissars Kallas zur weiteren Deregulie-
rung der Bodenverkehrsdienste nicht in die Tat umgesetzt
wird.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wir brauchen deshalb einen solidarischen und fraktions-
übergreifenden Schulterschluss im Landtag und ein ent-
schlossenes Vorgehen der Landesregierung. Die Landes-
regierung muss nach unserer Auffassung rasch und mit al-
len ihr zur Verfügung stehenden Mitteln sowohl auf der
Bundes- als auch auf der Europaebene gegen diese Pläne
intervenieren und dagegen vorgehen. Wie zu hören ist,
wird die Gefahr für die Bodenverkehrsdienste in den an-
deren Fraktionen des Hauses und auch bei einzelnen Ver-
tretern der Landesregierung offensichtlich genauso gese-
hen. Das ist gut. Gut und für die Sache sehr hilfreich wäre
auch, wenn man im zuständigen Ausschuss für Wirtschaft
und Verkehr am Ende zu einem gemeinsamen Antrag
käme. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Dies wäre ein wichtiges Signal nach draußen. So, wie ich
die einzelnen Anträge der Fraktionen sehe, kann ich mir
das gut vorstellen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)
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Vizepräsident Frank Lortz: 

Vielen Dank. – Das Wort hat die Abg. Janine Wissler, DIE
LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Im wirt-
schaftsstarken Bundesland Hessen arbeiten heute rund
300.000 Beschäftigte zu Niedriglöhnen, also zu Löhnen,
die kaum oder gar nicht ausreichen, um ihren Lebens-
unterhalt zu finanzieren, geschweige denn, eine Familie zu
ernähren – selbst dann nicht, wenn man Vollzeit arbeitet.
Diese Zahl wächst stetig. Von dieser Entwicklung sind
Frauen besonders stark betroffen. Mittlerweile – ich finde
das eine schockierende Zahl – arbeitet jede dritte Frau im
Niedriglohnsektor. Das zeigt, welche Dimension das Pro-
blem angenommen hat und dass dringend gehandelt wer-
den muss. 

In immer mehr Haushalten ist mittlerweile der Hauptver-
diener von Niedriglöhnen betroffen. Das führt dazu, dass
ein Job nicht mehr reicht, um davon leben zu können. Im-
mer mehr Menschen arbeiten in zwei oder drei Jobs, um
irgendwie über die Runden zu kommen und ihre Familien
ernähren zu können. Mittlerweile wächst jedes sechste
Kind in Armut auf. Auch das ist eine Schande für ein rei-
ches Land wie Deutschland, und auch das hat eine Ursa-
che in der zunehmenden Ausuferung des Niedriglohnsek-
tors.

Es ist einfach nicht hinzunehmen, dass eine wachsende
Zahl von Menschen gezwungen ist, trotz Vollzeitbeschäf-
tigung zur Arbeitsagentur zu gehen und ihre geringen
Einkommen aufzustocken. Genau darauf spekulieren die
Unternehmen. Sie zahlen Niedriglöhne, und der Steuer-
zahler soll am Ende draufzahlen, damit diese Menschen
finanziell überleben können.

Das geht nicht nur zulasten der Allgemeinheit, sondern
das ist vor allem für die Betroffenen entwürdigend. In ei-
nem reichen Land wie Deutschland muss deshalb gelten:
Von Arbeit muss man leben können. Deshalb brauchen
wir endlich einen gesetzlichen Mindestlohn, der die Men-
schen vor Lohndumping schützt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir lehnen auch die geplante EU-Richtlinie zur Deregu-
lierung der Bodenverkehrsdienste ab, weil wir für gute
Arbeitsbedingungen eintreten. Deshalb darf es kein wei-
teres Lohndumping, kein Outsourcing bei den Bodenver-
kehrsdiensten geben. Dabei haben die Beschäftigten un-
sere volle Unterstützung. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass der
Niedriglohnsektor keinesfalls ein Sprungbrett in bessere
Arbeitsverhältnisse ist, wie gerne behauptet wird. Dieses
Versprechen, mit dem Niedriglöhne in Deutschland legiti-
miert wurden, hat sich als eine Luftnummer herausge-
stellt. Besonders betroffen von Niedriglöhnen sind Men-
schen mit Migrationshintergrund, deren ausländische Ab-
schlüsse in Deutschland häufig nicht anerkannt werden.
Sie sind gezwungen, in Berufen unter ihrer Qualifikation
zu Hungerlöhnen zu arbeiten. Deshalb gilt: Sozial ist eben
nicht, was Arbeit schafft. Dann ist die Arbeitslosigkeit
zwar geringer, aber die Löhne reichen nicht zum Leben.
In dieser Situation darf man sich auch nicht auf das Prin-
zip der Tarifautonomie zurückziehen und Hunderttau-
sende Betroffene einfach ihrem Schicksal überlassen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Mit der Ausweitung des Niedriglohnsektors steigt das Ar-
mutsrisiko für breite Schichten der Bevölkerung, insbe-
sondere im Alter. Niedrige Einkommen bedeuten näm-
lich auch niedrige Renten. Die Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors und die steigende Zahl prekärer Beschäfti-
gungsverhältnisse werden in der Zukunft zu einer explo-
dierenden Altersarmut führen. Schon heute liegen die ge-
setzlichen Renten in Hessen im Durchschnitt nur bei et-
was über 700 €. Die heutigen Rentner sind aber bei Wei-
tem noch nicht so stark von befristeten Arbeitsverhältnis-
sen, von Niedriglöhnen und von Erwerbslosigkeit betrof-
fen wie die zukünftigen Rentnergenerationen. Aber
schon jetzt können viele Menschen nicht mehr von ihrer
Rente leben, sind gezwungen, bis ins hohe Alter zu arbei-
ten, um nicht völlig in die Armut abzurutschen. 

Das Magazin „Panorama“ hat vor einiger Zeit eine ziem-
lich erschütternde Reportage zu diesem Thema gemacht.
Dort wird über einen 84-jährigen Rentner berichtet, der
in Vollzeit als Taxifahrer arbeitet, 50 Stunden die Woche,
jeden Tag von nachmittags bis Mitternacht. Er tut das, weil
seine Rente nicht reicht, weil ihm kaum Geld zum Leben
bleibt, obwohl er ein Leben lang gearbeitet, aber immer
zu wenig verdient hat, um heute von seiner Rente leben zu
können. In der Reportage wurde auch über eine 70-jäh-
rige Rentnerin, einer ehemalige Grafikerin, berichtet, die
heute putzen geht, Zeitungen austrägt und nebenbei in ei-
ner Druckerei arbeitet – drei zusätzliche Jobs neben der
Rente, obwohl auch sie ihr Leben lang gearbeitet hat. Sie
tut das nicht, um einen hohen Lebensstandard zu errei-
chen, sondern nur deshalb, um der Armut zu entgehen.

Die Zahl der Rentner, die auf Grundsicherung angewie-
sen sind, ist in nur sechs Jahren bundesweit um fast
150.000 gestiegen. Das ist ein deutlicher Beleg für Alters-
armut. Natürlich belasten die Niedriglöhne – auch darü-
ber müssen wir reden – die Sozialversicherungssysteme;
denn wer wenig verdient, der zahlt auch wenig ein. Je grö-
ßer der Niedriglohnsektor, desto mehr Steuergelder müs-
sen aufgewendet werden, um die Renten überhaupt aus-
zahlen zu können. 

Die Gewerkschaften setzten sich seit 2005 für einen ge-
setzlichen Mindestlohn ein. Sinn und Zweck eines Min-
destlohns ist es, eine Lohnuntergrenze einzuziehen. Sie
soll einerseits garantieren, dass bestimmte Dumpinglöhne
erst gar nicht mehr angeboten werden. Andererseits soll
eine solche Untergrenze Druck nach oben auf das Niveau
von Löhnen und Gehältern insgesamt ausüben. Das ist in
unserem Land dringend geboten, denn der Anteil der Ar-
beitseinkommen am Bruttoinlandsprodukt sinkt in
Deutschland so dramatisch wie in keinem anderen Indus-
trieland. Für das Anwachsen des Niedriglohnsektors gibt
es viele Gründe. Der DGB Hessen nennt an erster Stelle
die – ich zitiere – „arbeitsmarktpolitischen Weichenstel-
lungen der jüngsten Vergangenheit, insbesondere ... die
Hartz-Gesetzgebung“, also die vier sogenannten Gesetze
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt.

Hier sind die Liberalisierung der Leiharbeit durch Hartz
I, die Einführung der Minijobs durch Hartz II und natür-
lich Hartz IV zu nennen, wobei sich Hartz IV nicht auf die
zu niedrigen Regelsätze reduzieren lässt. Vielmehr ist
Hartz IV auch für die Verschärfung der Zumutbarkeitsre-
geln und die Einführung des Kombilohnmodells verant-
wortlich, wodurch das Lohnniveau direkt ins Visier ge-
nommen worden ist. 

(Beifall bei der LINKEN)
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In seiner Stellungnahme zu der Anhörung im Bundestag
schrieb der DGB 2003 – ich zitiere –: 

„Arbeit um jeden Preis“ führt zu Dequalifizie-
rungs- und Verdrängungseffekten, nicht jedoch zum
Aufbau zusätzlicher Beschäftigung. Wenn dann
noch zu den Niedrigstlöhnen ergänzend die Fürsor-
geleistungen gezahlt werden, wird das gesamte
Lohn- und Tarifgefüge ins Rutschen kommen. Die
Folgerungen für die Lohnpolitik sind unüberseh-
bar. 

So weit der DGB schon im Jahr 2003. Der DGB hat also
bereits damals vor einer Entwicklung gewarnt, die heute
beklagt wird. Wer daher heute über die schwindende
Durchsetzungskraft der Gewerkschaften, die Abnahme
der Bindekraft von Tarifverträgen und den allgemeinen
Trend zu Niedriglöhnen klagt, ist gut beraten, sich die Dis-
kussionen über die Deregulierung des deutschen Arbeits-
marktes durch die rot-grüne Bundesregierung noch ein-
mal anzuschauen und sich auch mit dem zu befassen, vor
dem die Gewerkschaften damals gewarnt haben. 

(Beifall bei der LINKE)

Dass die Einführung eines Mindestlohns heute überhaupt
notwendig ist, liegt in allererster Linie an der falschen Ar-
beitsmarktpolitik des letzten Jahrzehnts. „Wir müssen ei-
nen Niedriglohnsektor schaffen“, erklärte der ehemalige
Bundeskanzler Gerhard Schröder wörtlich. Den haben
wir jetzt. Das heißt, es handelt sich bei dem ausufernden
Niedriglohnsektor nicht um Wildwuchs oder um irgend-
welche unabsehbaren Fehlentwicklungen. Nein, das war
politisch so gewollt und wurde durch gesetzliche Rege-
lungen ganz bewusst gefördert.

DIE LINKE hat seit 2006 immer wieder Anträge in den
Bundestag eingebracht, um die Einführung eines gesetz-
lichen Mindestlohns voranzubringen. Noch in der De-
batte im Jahr 2006 hieß es seitens der SPD – ich darf aus
einem Beitrag von Andrea Nahles zitieren –:

Ich schlage Ihnen vor: Verabschieden Sie sich von
Ihrer populistischen Forderung nach 8 € Mindest-
lohn!

Konsequenterweise hat die SPD-Fraktion im Bundestag
dann auch immer gegen die Einführung eines gesetzlichen
Mindestlohns gestimmt. 

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Hört, hört!)

Die SPD vertrat damals immer die Position, dass die
Lohnuntergrenzen von Kommissionen festgelegt werden
sollen, an denen die Gewerkschaften und die Arbeitgeber
beteiligt sind. Das ist – wenn ich es richtig verstanden
habe und es da eine gemeinsame Position gibt – in etwa
die Position der CDU nach ihrem Parteitag. Im Endeffekt
bedeutet dieser Vorstoß die gesetzliche Einführung von
Tarifverhandlungen. Das muss nicht dazu führen, dass ein
vernünftiger Mindestlohn dabei herauskommt; denn die
Arbeitgeber haben immer ein Vetorecht.

Diese Debatte ist nun auch in der CDU angekommen.
Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. Vor Erkennt-
nisgewinnen ist keiner gefeit. Zur Verteidigung der CDU
muss man sagen: Umfallen muss nicht verwerflich sein,
vorausgesetzt, man fällt in die richtige Richtung. 

Die Argumente gegen einen gesetzlichen Mindestlohn
sind allesamt nicht stichhaltig. In den Branchen, die be-
reits Mindestlöhne haben, ist der befürchtete Arbeits-
platzabbau ausgeblieben, vor dem Sie damals gewarnt ha-
ben. Ganz im Gegenteil, dort gab es sogar eine Zunahme

der Beschäftigung. 20 von 27 EU-Staaten haben Mindest-
löhne. Deutschland als eines der reichsten Länder der EU
darf nicht länger die Ausnahme sein. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen einen allgemeingültigen gesetzlichen Min-
destlohn, und wir dürfen keine Ausdifferenzierungen zwi-
schen Ost und West sowie zwischen Branchen und Be-
rufsgruppen zulassen. Es muss Schluss damit sein, dass
Menschen als Lohndrücker missbraucht werden. 

Ein Mindestlohn muss so hoch sein, dass er zum Leben
reicht. Ein Mindestlohn von etwa 7 €, über den derzeit in
der CDU diskutiert wird, wäre falsch; er würde nämlich
die Dumpinglöhne zementieren. Deshalb fordern wir ei-
nen Mindestlohn von 10 € in der Stunde. Das ist das Min-
deste. Bei einer 40-Wochenstunden-Stelle ergibt das ge-
rade einmal 1.600 € brutto. Wer das für zu viel hält, sollte
aufhören, den Menschen zu erzählen, dass Leistung sich
wieder lohnen muss. 

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme zum Schluss. Es ist völlig inakzeptabel, dass in
manch einem DAX-Konzern ein Pförtner 300 Jahre ar-
beiten müsste, um auf ein Jahresgehalt seines Chefs zu
kommen. Das ist eine nicht hinzunehmende Ungerechtig-
keit. Wenn sich Leistung wieder lohnen soll, wie es die
FDP gern fordert, brauchen die Menschen als Erstes mehr
Brutto. 

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Frank Lortz: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Das Wort hat Herr
Abg. Klose, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Kai Klose (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bevor auch
ich bei diesem Tagesordnungspunkt auf die vermeintliche
Wendigkeit der CDU und auf das Potemkinsche Dorf na-
mens „Merkel-Mindestlohn“ zu sprechen komme, das in
Leipzig errichtet wurde, will ich den Fokus auf die Men-
schen richten, die in diesem Land trotz Vollzeitbeschäfti-
gung nicht von ihrem Einkommen leben können. 

Erst am Dienstag, also vor zwei Tagen, hat das Institut Ar-
beit und Qualifikation der Universität Duisburg-Essen
aktuelle Zahlen zu den prekären Arbeitsverhältnissen
veröffentlicht. Demnach arbeiteten 2009 rund 3,5 Millio-
nen Menschen in Deutschland – das sind gut 11 % aller
Beschäftigten – für weniger als 7 € brutto pro Stunde. 1,2
Millionen arbeiteten sogar für weniger als 5 € brutto pro
Stunde. 

Ein wohlhabendes Land, das sich so viel auf seine soziale
Marktwirtschaft zugutehält, müsste sich dafür eigentlich
schämen. Da haben Herr Laumann und Frau von der
Leyen in der Analyse recht, auch wenn sie noch nicht die
richtigen Schlüsse ziehen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein allgemeiner Mindestlohn ist eine elementare Grund-
lage sozialer Gerechtigkeit. Die Bundesregierung hat sich
bisher geweigert, dafür die notwendigen Rahmenbedin-
gungen zu schaffen. Deshalb erhalten viele Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer keine angemessene Entloh-
nung. 
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Was sind die Folgen? Eine Folge ist die Armut trotz Ar-
beit, wenn das Monatseinkommen trotz Vollzeitbeschäfti-
gung bei weniger als 800 € liegt. Über 1,3 Millionen Er-
werbstätige müssen ihr Arbeitseinkommen mit Arbeitslo-
sengeld II aufstocken. Arbeitgeberpräsident Hundt hat
heute Morgen in einem dpa-Gespräch zum Ausdruck ge-
bracht, dass er das richtig findet. Ich halte das für zynisch. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von der Tradition unternehmerischer Verantwortung, die
einst ein wichtiger Pfeiler der sozialen Markwirtschaft
bundesrepublikanischer Prägung war, hat sich der Herr
offensichtlich meilenweit entfernt. 

Der Niedriglohnsektor in Deutschland ist in den vergan-
genen zehn Jahren dramatisch gewachsen. Damit nehmen
wir in Europa einen unrühmlichen Spitzenplatz ein. Das
ist kein Wunder; denn in den allermeisten anderen euro-
päischen Ländern schützen gesetzliche Mindestlöhne
oder vergleichbare Regelungen die Beschäftigten vor
Lohndumping und sorgen für fairen Wettbewerb. 

Im Übrigen ist die Situation nicht nur für die Betroffenen,
sondern auch für die Wirtschaft ein Problem. Auch immer
mehr Betriebe beklagen nämlich unlauteren Wettbewerb
durch Dumpinglöhne. Darauf kann man nicht à la FDP
mit Schulterzucken reagieren; das darf keiner von uns hin-
nehmen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Mehrere Millionen Beschäftigte würden von einer ver-
bindlichen Lohnuntergrenze profitieren. Gilt die Lohn-
untergrenze allerdings nur für Branchen, in denen es bis-
her überhaupt keine tariflichen Regelungen gibt – so hat
es die CDU am Wochenende beschlossen –, geht ihre Ein-
führung an den realen Bedürfnissen vorbei. 

Insofern hat der Herr Ministerpräsident ausnahmsweise
sogar recht, wenn er sagt, der CDU-Beschluss sei nichts
anderes als Symbolpolitik. Ihr zugegebenermaßen pom-
pös inszeniertes „Die CDU sagt Ja zum Mindestlohn“ ent-
puppt sich bei genauerem Hinsehen nämlich leider wieder
einmal als typisches Soufflé à la Merkel, das in sich zu-
sammenfällt, sobald man hineinpiekst: ein bisschen aufge-
hübschte Fassade und viel heiße Luft.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Mindestlohn soll nämlich erstens nur für die Branchen
gelten, in denen es gar keine Tariflöhne gibt. Man braucht
gar nicht bei den 3,60 € Stundenlohn für die sächsische
Friseurin anzufangen, die durch Ihren Beschluss keinen
Cent mehr in der Tasche hat. Sie wissen sehr wohl, dass
das auch für eine große Zahl von Beschäftigten im Hotel-
und Gaststättengewerbe, im Gartenbau und in der Land-
wirtschaft gilt. Für all diese Beschäftigten ändert sich
nichts. Im Grunde genommen bedeutet Ihr Beschluss
nichts anderes, als dass Hungerlöhne dann akzeptabel
sind, wenn sie den tariflichen Segen haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das aber ist eine Einladung an die Arbeitgeber, Dum -
ping löhne einzuführen. Wir werden das mit Sicherheit
nicht mitmachen. 

Zweitens sieht Ihr Mindestlohn keine einheitliche Lohn-
untergrenze vor. Da kann ich dem CDA-Vorsitzenden
Karl-Josef Laumann wirklich nur zustimmen: Auch ich
kann mir kein Deutschland vorstellen, in dem es 500
unterschiedliche Lohnuntergrenzen gibt. Ein solcher Fli-

ckenteppich wäre für die Wirtschaft übrigens unzumut-
bar. Auch deshalb können wir diesen Weg nicht guthei-
ßen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was bleibt also? Es bleibt der ziemlich unappetitliche
Eindruck, die vermeintliche Einsicht der Union in die
Notwendigkeit von Mindestlöhnen ist nicht mehr als
weiße Salbe. Weiße Salbe für die CDU-Sozialausschüsse
ließe sich sicherlich verschmerzen. Aber dass Sie gleich-
zeitig auch den Beschäftigten im Niedriglohnsektor weiße
Salbe auf die Backen schmieren, nehmen wir nicht hin.
Wir wollen einen echten Mindestlohn und damit echte
Lohngerechtigkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Meine Damen und Herren, wir GRÜNE wollen einen ge-
nerellen Mindestlohn, der von einer Kommission nach
britischem Vorbild festgelegt und jährlich angepasst wird,
der mindestens 7,50 € betragen muss und für alle ver-
bindlich ist. Diese Kommission soll sich aus Vertreterin-
nen und Vertretern der Sozialpartner und der Wissen-
schaft zusammensetzen und die Mindestlohnhöhe unter
Berücksichtigung der sozialen und wirtschaftlichen An-
forderungen ermitteln, die dann durch Rechtsverordnun-
gen der Bundesregierung wirksam wird. 

So macht man das, wenn man es mit der Sorge um die Si-
tuation der prekär Beschäftigten in diesem Land ernst
meint. Wer wie Herr Laumann meint, dass, wer arbeite,
doch auf einen grünen Zweig kommen müsse, darf es
nicht bei weißer Salbe belassen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Deshalb geht die Frage jetzt auch an die CDU Hessen:
Wie halten Sie es nun konkret mit Ihrem Parteitagsbe-
schluss? Nehmen Sie ihn schulterzuckend hin, weil sich
praktisch sowieso nichts ändert? Halten Sie den Mindest-
lohn für Schwachsinn, wie es Ihr Koalitionspartner in Ge-
stalt von Herrn Rentsch hat verlautbaren lassen, der Ihrer
Parteivorsitzenden und Kanzlerin im gleichen Atemzug
eine psychische Störung bescheinigt hat? Oder sorgen Sie
dafür, dass dieser Beschluss dann doch mehr wird als
weiße Salbe im Interesse der vielen betroffenen Men-
schen, die trotz ihrer Vollzeittätigkeit nicht von ihrer
Hände Arbeit leben können?

Die CDU Hessen schuldet den Betroffenen hier im Land
schon eine Aussage darüber, was dieser Parteitagsbe-
schluss nun konkret ändert. Wir brauchen einen Ord-
nungsrahmen, der für faire Arbeitsbedingungen sorgt und
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse
erhält. Genau deshalb geht es nicht länger ohne einen
Mindestlohn, ohne eine echte Lohnuntergrenze.

Meine Damen und Herren, vor wenigen Tagen war in der
„Bild“ zu lesen – ich darf zitieren –: 

Eine so wohlhabende Gesellschaft wie unsere muss
doch in der Lage sein, wenigstens 7,50 € für die
Stunde zu bezahlen.

Meine Damen und Herren, wenn selbst Friedrich Merz
das sagt, den Sie auch seitens der FDP gern als Kronzeu-
gen für eine angeblich vernünftige Wirtschaftspolitik zi-
tieren, müssten doch auch Sie sich wenigstens an dieser
Stelle einmal einen Ruck geben können.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Überlegen Sie es sich gut. Es gibt auch in diesem Landtag
eine breite Mehrheit für eine wirksame Mindestlohnrege-
lung, jenseits der Partei, der aktuell noch 0 % Problemlö-
sungskompetenz zugesprochen werden. 

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Wenn Sie Ihre Standing Ovations für Herrn Laumann
vom Montag ernst meinen, dann ringen auch Sie sich dazu
durch, den Antrag der SPD-Fraktion zum Mindestlohn zu
unterstützen, so wie wir das tun. Wir wollen, nachdem es
hier zum Thema Bodenverkehrsdienste inzwischen drei
Anträge verschiedener Fraktionen gibt, auch an Sie ap-
pellieren, alle drei Anträge mit dem Ziel eines gemeinsa-
men Beschlusses im Ausschuss zu beraten. Auch wir
GRÜNE wollen die EU-Verordnung so nicht.

Meine Damen und Herren, statt Trickserei und Schlupflö-
chern, statt Potemkinscher Dörfer und weißer Salbe brau-
chen die Betroffenen endlich faire Löhne, von denen sie
leben können. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Vizepräsident Frank Lortz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Klose. – Das Wort hat Herr
Abg. Burghardt, CDU-Fraktion.

Patrick Burghardt (CDU): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Erneut unterhalten wir uns über das Thema Mindestlohn,
und erneut hören wir im Grunde von der linken Seite die-
ses Hauses nichts Neues. Ich freue mich trotzdem, dass wir
uns noch einmal über dieses Thema unterhalten, weil es
mich die letzten drei Jahre lang begleitet hat, ich heute
vermutlich vor diesem Hohen Hause zum letzten Mal re-
den werde und es eines der Themen ist, worüber ich ganz
gern noch einmal diskutieren wollte.

Ich habe eingangs gesagt: Es gibt sowohl von der SPD als
auch von den LINKEN nichts Neues. Auch von den GRÜ-
NEN gab es im Grunde nichts Neues. Es bleibt bei der all-
gemeinen Forderung. 

Ich könnte jetzt natürlich wieder die Argumente, die, wie
ich finde, gegen einen gesetzlichen Mindestlohn sprechen,
vorbringen. Wir können hierüber reden, dass das gar nicht
so sozial gerecht ist, wie Sie immer behaupten. Wir kön-
nen darüber reden, dass im Baubereich trotz eines bran-
chenbezogenen Mindestlohns immer noch 16.000 Arbeit-
nehmer Aufstocker sind und es trotzdem bei 10,90 €

bleibt. Wir können darüber reden, dass die Bürokratie
sehr hoch ist. Wir können darüber reden, dass betriebliche
Bündnisse für Arbeiter darunter leiden würden. Wir kön-
nen uns einmal das Ausland anschauen: In den 20 EU-
Ländern, die einen Mindestlohn haben, ist alles gar nicht
so rosig, wie es hier immer heißt. All diese Argumente
können wir wieder austauschen, aber ich glaube, das ha-
ben wir die letzten Monate genug getan.

(Gerhard Merz (SPD): Dann reden Sie doch darü-
ber!)

Es bleibt bei dem grundsätzlichen Dissens, den wir, die
CDU – ich nehme die FDP hier einmal mit –, haben: Wir
wollen keinen vom Staat diktierten Lohn haben. 

(Beifall bei der CDU)

Wir stehen weiterhin zur Tarifautonomie. Deswegen gibt
es auch den Antrag vom Montag.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Wenn wir so oft über dieses Thema diskutieren, will man
nicht immer alles wiederholen. Wir hatten zu diesem
Thema letzte Woche auch im Deutschen Bundestag eine
Aktuelle Stunde der SPD. Da hat mein geschätzter und al-
ter JU-Kollege Peter Tauber etwas Nettes gesagt, was ich
Ihnen nicht vorenthalten möchte.

Meine Damen und Herren, das zeigt ein bisschen die
Scheinheiligkeit der Diskussion, die wir hier in Teilen füh-
ren – Frau Wissler hat es dankenswerterweise mit Anträ-
gen von den LINKEN schon erwähnt, die wir natürlich
nicht unterstützen, aber die SPD, was den Mindestlohn
angeht, auch nicht unterstützt hat, und die GRÜNEN
wohl auch nicht –: Wir haben 1987 den ersten branchen-
bezogenen Mindestlohn verabschiedet. Seit 1987 gibt es
elf Branchen, in denen es einen branchenbezogenen Min-
destlohn gibt. Was ich bemerkenswert finde, ist: Alle diese
elf branchenbezogenen Mindestlöhne wurden unter ei-
nem CDU-Kanzler oder einer CDU-Kanzlerin eingeführt
und nicht in den sieben Jahren, in denen Sie von Rot-
Grün die Verantwortung getragen haben. 

(Zuruf von der SPD)

Sie haben andere Dinge entschieden; Sie haben sich aber
nicht für einen Mindestlohn entschieden und schon gar
nicht für einen branchenbezogenen Mindestlohn.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Ich denke, das ist ein bemerkenswerter Punkt, den man
hier durchaus einmal erwähnen kann.

(Zuruf von der FDP: Nicht so viele Fakten, das
stört! – Gegenruf des Abg. Gerhard Merz (SPD):
Sie sind mit Ihrem Latein am Ende!)

– Ich bin mit meinen Fakten auch am Ende, weil wir sie
wirklich alle regelmäßig ausgetauscht haben. 

Ich komme jetzt einmal zu dem Antrag, den wir am Mon-
tag auf dem Bundesparteitag verabschiedet haben. Was
haben wir denn verabschiedet? – Wir haben ein klares Be-
kenntnis zur Tarifautonomie verabschiedet. – Jetzt ist
Herr Schaus, der hier immer die Fahne der Gewerkschaf-
ten so hochhält, nicht anwesend. – Wir haben gesagt, dass
wir den Tarifpartnern in den Branchen, wo es keinen Min-
destlohn und keinen branchenbezogenen Mindestlohn
gibt, die Aufgabe geben, im Rahmen einer Kommission ei-
nen Mindestlohn festzulegen. Das ist ein ganz wichtiger
Punkt. Wir wollen keinen politischen Mindestlohn, son-
dern wir wollen einen Mindestlohn, den die Tarifpartner
wie in den letzten Jahrzehnten aushandeln und der nicht
von der Politik diktiert wird.

Meine Damen und Herren, stellen Sie sich doch einmal
vor, wir hätten in der Bundesrepublik Deutschland einen
Mindestlohn. Ich kann mir ausmalen, was bei jedem
Bundestagswahlkampf passiert. Wir schaukeln uns gegen-
seitig dabei hoch, wer den höheren Mindestlohn haben
will. Das passiert momentan zwischen einzelnen Fraktio-
nen. Die LINKEN waren 2006 – das hat Frau Wissler ge-
rade selbst gesagt – bei 8,50 €. Mittlerweile sind sie bei 10 €.
Die SPD schaukelt da auch hinterher. Das ist eine Art und
Weise, wie man mit Arbeitnehmern und dem Entlohnen
von Arbeitnehmern nicht umgeht. Diese Gefahr wollen
wir nicht, sondern wir wollen, dass weiterhin die Tarif-
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partner die Löhne aushandeln. Dabei bleibt es auch nach
dem Beschluss auf dem Bundesparteitag der CDU, dem
im Übrigen auch ich und fast alle CDA-Mitglieder zuge-
stimmt haben. Wir haben für diesen Antrag eine breite
Basis gefunden. Es ist ein ganz wichtiges Signal für die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, dass die größte oder
letzte Volkspartei in dem Punkt einig ist und dort gemein-
sam in die richtige Richtung geht.

(Beifall bei der CDU)

Der zweite Punkt, der heute aus meiner Sicht untergeht,
und das finde ich ein bisschen schade, ist das Thema Bo-
denverkehrsdienste, weil er nur ein Anhängsel einer Min-
destlohndebatte ist. Ich finde, wir sollten uns damit hefti-
ger, schöner und mehr beschäftigen. Ich glaube, das wer-
den wir im Wirtschaftsausschuss auch tun; er wird über-
wiesen. Ich freue mich, dass auch CDA-Kollegen auf der
Tribüne sitzen und sich das hier anhören. Dieses Themas
müssen wir uns annehmen, und ich habe die große Hoff-
nung – das wurde jetzt von mehreren Fraktionen geäußert –,
dass wir da einen gemeinsamen Antrag hinbekommen,
denn, was da passiert, ist nicht richtig.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das wäre schon
möglich!)

Es kann auch nicht sein, dass es gerade in diesem Bereich,
wo wir wissen, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer bei den Bodenverkehrsdiensten von Fraport in
den letzten Monaten schon einiges tun mussten, um dort
die Zahl der Arbeitsplätze überhaupt zu erhalten bzw. zu
erreichen, dass die Arbeitsplätze nicht ausgelagert wer-
den, wieder zu so einem Konflikt kommt. Aus diesem
Grund, und weil wir die Art und Weise aus Gründen der
Sicherheit und aus arbeitnehmerrechtlichen Gründen
grundsätzlich für falsch halten, stehen wir da auch dahin-
ter, und ich habe die große Hoffnung, dass es im Wirt-
schaftsausschuss zu einem gemeinsamen Antrag kommt.

(Beifall bei der SPD)

– Vielen Dank, das habe ich auch selten. – Ein bisschen ir-
ritiert bin ich über die Werbemaßnahme, dass da ausge-
rechnet Herr Schäfer-Gümbel drinsteht, aber dankens-
werterweise ist auch noch Thomas Mann, unser geschätz-
ter Kollege aus dem Europäischen Parlament, mit drin.
Von daher finden wir auch in dieser Geschichte Unter-
stützung. Ich habe die große Hoffnung, dass wir dort im
Sinne der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, von de-
nen auch viele aus meinem Wahlkreis kommen, und ge-
meinsam mit der Landesregierung, die wir natürlich bei
diesem Punkt mitnehmen müssen, einen Weg finden wer-
den, dann auch in Europa aktiv zu werden, damit es sich
gerade in diesem Bereich nicht so entwickelt, wie es sich
andeutet. Ich habe die Hoffnung, dass wir gemeinsam dort
vorangehen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Frank Lortz:

Vielen Dank, Herr Kollege Burghardt. – Das Wort hat der
Abg. René Rock für die FDP-Fraktion.

(Abg. René Rock (FDP) fährt das Rednerpult her-
unter.)

René Rock (FDP):

Das nächste Mal rede ich vor ihm.

(Allgemeine Heiterkeit – Thorsten Schäfer-Güm-
bel (SPD): Das ist auch ein bisschen ungerecht! –
Minister Stefan Grüttner: Aber hoch dauert es ge-
nauso lange!)

Nicht von der Redezeit abziehen!

(Vizepräsident Lothar Quanz übernimmt den Vor-
sitz.)

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Man
könnte sagen: Das Thema sind die Mindestlöhne, und es
gibt nichts Neues. Sie haben das heute zum Thema ge-
macht, um sich mit einem Parteitag der Union ausein-
anderzusetzen. Dazu werde ich nachher vielleicht noch
ein paar Worte sagen. Aber Sie stellen sich hierhin und be-
haupten einfach Dinge in einem bestimmten Kontext,
ohne Fakten zu nennen. Sie stellen hier Behauptungen
auf, werfen mit ein paar Zahlen um sich und tun so, als
hätten alle diejenigen, die seit Jahren sagen, dass der Min-
destlohn für die Beschäftigungsfrage eine gefährliche Sa-
che ist, keine Argumente und als könnten sie hier nicht
zur Vernunft geführt werden. Genau das ist eben nicht der
Fall, sondern wir haben gute Argumente. Bevor ich auf
diese politischen Bewertungen eingehe, möchte ich diese
Argumente noch einmal eindeutig klarstellen.

Wir haben in Deutschland die Situation, dass 61 % der
Beschäftigten unter Tariflöhne fallen. Bei 80 % der Be-
schäftigten ist es so, dass die Tariflöhne prägend sind. Das
ist eine Situation, die viele andere Staaten so nicht ken-
nen.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe das hier schon mehrfach gesagt: Länder mit star-
ken Gewerkschaften, also gerade die skandinavischen
Länder, kennen Mindestlöhne nicht. Sie sagen nämlich:
Wir haben einen ausgearbeiteten und ausgeprägten Sozi-
alstaat, der die sozialen Härten ausgleicht und entspre-
chende Chancen sicherstellt, und deshalb brauchen wir an
dieser Stelle keinen Mindestlohn.

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Ich habe Ihnen auch oft genug gesagt: Die Länder, die für
Mindestlöhne prädestiniert sind, sind keine Staaten, die
eine hervorragende soziale Infrastruktur haben. China
hat Mindestlöhne. Geht es den Menschen besser, oder
geht es den Menschen gut? – Die Vereinigten Staaten ha-
ben Mindestlöhne in fast allen Bundesstaaten. Läuft es da
auf dem Arbeitsmarkt super? – Großbritannien und
Frankreich werden als Beispiele angeführt. Frankreich ist
ein Land, das große Probleme z. B. mit der Jugendarbeits-
losigkeit hat. Da könnte das ein Zugangshindernis sein.
Frankreich hat eine Jugendarbeitslosigkeit von 21 %, wir
haben 6 %. Ist auf unserem Arbeitsmarkt also alles so
schlimm? – Ich kann Ihnen sagen: Dieser Arbeitsmarkt
der Bundesrepublik Deutschland und unsere Arbeitslo-
senzahlen werden uns von ganz Europa geneidet. Das,
was hier an entsprechender Politik auf den Weg gebracht
worden ist, hat den Neid der Nachbarn hervorgerufen,
und keiner sagt: Wir müssen jetzt die Dinge importieren,
die woanders Probleme gemacht haben.

(Beifall bei der FDP)

Sie können doch nicht einfach eine volkswirtschaftliche
Logik aus der Welt diskutieren. Wenn es einen Marktpreis
für Arbeit gibt und ein Mindestlohn unter diesem Markt-
preis liegt, dann wird er keine Auswirkungen haben, und
dann macht er keinen Sinn. Liegt der Mindestlohn über
dem Marktpreis für Arbeit, vernichtet er Arbeitsplätze,



Hessischer Landtag  ·  18. Wahlperiode  ·  91. Sitzung  ·  17. November 2011 6251

weil dafür keine Arbeitsplätze mehr angeboten werden,
weil sie sich nicht rentieren. Das ist eine ganz einfache
volkswirtschaftliche Logik, die erklärt, warum Mindest-
löhne Arbeitsplätze vernichten.

(Beifall bei der FDP)

Es gibt auch Gutachten und Studien darüber. Bei 8,50 €
Mindestlohn kann man davon ausgehen, dass man 1,2
Millionen Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland ver-
nichtet. Wollen Sie das? Soll das das Ziel Ihrer Politik
sein? – Ich glaube, nicht.

Sie sagen hier: Man muss von Arbeit leben können. Wer
den ganzen Tag arbeitet, muss davon leben können. – Na-
türlich muss man das können. Das soll man auch können.
Aber das ist leider nicht bei jedem Beschäftigungsverhält-
nis zu leisten. Wenn Sie hier Zahlen in den Raum stellen,
dann müssen Sie auch einmal sagen, wie viele Menschen
es denn sind, die Single sind, arbeiten und von dem Gehalt
nicht leben können bzw. Aufstocker sind. Das sind einige
Hunderttausend, und zwar 320.000 Menschen bei rund 40
Millionen Beschäftigten. Das ist die Zahl, über die wir an
dieser Stelle reden. Dafür haben wir ein ausziseliertes So-
zialsystem.

(Beifall bei der FDP)

Es ist doch auch nicht so, dass sich die FDP ideologisch
dagegen wehrt, einzelne Probleme am Arbeitsmarkt zu
lösen, wo es wirklich Fehlentwicklungen gibt. Das ist doch
nicht so. Es gibt das Arbeitnehmer-Entsendegesetz, das
unter Schwarz-Gelb gemacht worden ist. Es gibt einzelne
Branchen, wo wir auch mit der Union zusammen Min-
destlöhne eingeführt haben. Das haben wir getan, weil es
an einzelnen Stellen womöglich Fehlentwicklungen gab.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber es ist ein riesiger Unterschied, ob ich einen gesetz-
lichen Mindestlohn einführe oder ob ich mich um ein-
zelne Probleme am Arbeitsmarkt kümmere und genau da
versuche, Lösungen zu finden, um diesen Problemen ent-
gegenzuwirken. Denn das ist vernünftige Politik. Das, was
Sie machen, ist Ideologie.

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

An dieser Stelle möchte ich Sie noch einmal darauf hin-
weisen, was die LINKEN gesagt haben. Sie haben diesmal
hier absolut recht. Sie haben so etwas von recht, das habe
ich hier selten erlebt.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Was?
Hey!)

SPD und GRÜNE waren es doch, die Hartz IV gemacht
haben. Sie haben doch Hartz IV gemacht, und Sie haben
einmal gesagt, dass es wichtig ist, einen Niedriglohnsektor
zu entwickeln. Das war doch Ihre Politik, von der Sie
heute nichts mehr wissen wollen. Da haben die LINKEN
doch absolut recht. Das ist doch das, was Sie wollten.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Willi van
Ooyen (DIE LINKE))

Es ist doch so. – Die Absicht von GRÜNEN und SPD war
doch, zu sagen: Es ist uns lieber, es geht jemand arbeiten,
auch wenn er nicht davon leben kann, und dann helfen wir
ihm, damit er den Rest vom Geld auch noch bekommt, als
dass er den ganzen Tag zu Hause sitzt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Das war doch Ihre Überlegung. Ich will Ihnen auch ein-
mal sagen, was Ihre Sozialpolitik für Menschen im 

SGB II, für Arbeitslosengeld-II-Empfänger und für
Hartz-IV-Empfänger bedeutet. Wenn Sie das durchset-
zen, verlieren 20 % der Hartz-IV-Empfänger ihre Zuver-
dienstmöglichkeiten. Ist das Ihre Politik? Ist es das, was
Sie wollen? – Das ist falsch, weil über diese Minijobs und
Ein-Euro-Jobs – darüber waren wir uns doch einmal einig
– die Leute doch wieder auf den Weg in den Arbeitsmarkt
kommen. Das ist doch unser Ziel.

(Beifall bei der FDP und der CDU))

Wir wollen den Leuten Brücken bauen.

(Zuruf von der SPD)

Wir haben einen Sozialstaat und eine soziale Marktwirt-
schaft, in der der Sozialetat der größte Etat ist und in der
wir Abermillionen und Abermilliarden in diesen Bereich
stecken, um den Menschen Netze zu bauen und ihnen
Möglichkeiten zu bieten, auch in schwierigen Situationen
wieder einen Weg heraus zu finden. Sie haben doch zu
90 % an diesen Gesetzen mitgewirkt.

Das ist in Deutschland vorhanden. Wir haben eine her-
vorragende Infrastruktur, um den Menschen Chancen zu
geben. Wir brauchen solche ideologischen Instrumente
wie den Mindestlohn überhaupt nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zuruf der Abg.
Petra Fuhrmann (SPD))

Ich will an dieser Stelle auch noch einmal auf den Antrag
der SPD eingehen. Sie sagen, wir würden 7 Milliarden €
Mehreinnahmen haben, wenn wir gesetzliche Mindest-
löhne einführen würden. Uns geht es an dieser Stelle nicht
in erster Linie um Geld. Es geht darum, eine Verfassung
für unseren Arbeitsmarkt hinzubekommen, sodass die
Menschen eine faire und gute Chance haben, eine Be-
schäftigung zu finden und natürlich am Ende auch eine
Beschäftigung zu finden, die absolut auskömmlich ist.
Aber wir müssen Brücken bauen. Es ist wichtig für uns,
den Arbeitsmarkt entsprechend aufzustellen.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt kommt noch ein bisschen Geschichte an dieser
Stelle. 2003, als Rot-Grün sich zu den Hartz-Reformen
entschieden hat – –

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Herr Rock, darf ich ganz kurz einmal stören. Da gibt es
den Wunsch nach einer Zwischenfrage von Frau Kollegin
Fuhrmann.

(René Rock (FDP): Bitte!)

Petra Fuhrmann (SPD):

Vielen Dank. – Herr Kollege, kennen Sie die Studie, die
die Ministerpräsidentin von NRW, Hannelore Kraft, zi-
tiert hat, wonach allein das Land NRW 211 Millionen €
mehr an Steuereinnahmen und nahezu 280 Millionen €
weniger an Sozialausgaben hätte, wenn es einen gesetz-
lichen Mindestlohn von 8,50 € gäbe?

René Rock (FDP):

Ich kenne die Studie, Frau Kollegin. Ich weiß auch, welche
Grundannahmen für die Studie getroffen werden, um sol-
che Zahlen zu erzeugen. Das kann man glauben oder
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nicht. Ich habe Ihnen logisch erklärt, welche Auswirkun-
gen das hat. Und ich habe Zahlen aus der Statistik.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber ich will an dieser Stelle meinen Gedanken weiter-
spinnen. 2003 gab es in Deutschland die Situation, dass wir
eine riesige Arbeitslosigkeit hatten. Rot-Grün hat be-
stimmt nicht freiwillig versucht, zu diesem Thema Refor-
men einzuleiten. Das war für SPD und GRÜNE kein
schönes Thema. Aber sie haben es gemacht, weil sie sich
dieser Situation stellen mussten. Warum mussten sie sich
stellen? – Weil wir eine gewaltige Zahl von Arbeitslosen
hatten, und nach jedem Konjunkturaufschwung hat sich
eine höhere Sockelarbeitslosigkeit gezeigt. Es war eine
völlig verfahrene Situation. Dann hat sich Rot-Grün an
dieser Stelle entschieden: Wir müssen da brutal durch-
greifen. – Sie haben brutale Gesetze gemacht.

(Zuruf von der FDP: Richtig!)

Sie haben erst nach vielen Jahren Wirkung gezeigt. Natür-
lich haben sie an gewissen Stellen auch Härten erzeugt.
Wir haben jetzt einige dieser Härten ausgebügelt bzw.
Ihre Gesetze wieder verfassungskonform machen müs-
sen.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zuruf der Abg.
Petra Fuhrmann (SPD))

Das waren übrigens wir. Wir haben aus Ihrem Gesetz ein
verfassungskonformes Gesetz gemacht. Herr Schröder ist
nicht mein Parteifreund. Ich finde auch viele Dinge, die er
heute tut, etwas komisch. Aber Herr Schröder hat sich an
dieser Stelle der politischen Herausforderung gestellt.
Das war nicht leicht. Ihre Partei hat es damals fast zerris-
sen. Wahrscheinlich gibt es deshalb die LINKEN.

Aber diese politischen Entscheidungen wurden in gro-
ßem Einvernehmen im Bundesrat durchgezogen. Diese
Entscheidungen haben dazu geführt, dass wir heute in Eu-
ropa nicht mehr der kranke Mann sind. Vielmehr richten
sich die Menschen heute nach uns.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Alles, was Sie hier diskutieren, ist der Versuch, diese Re-
formen zu kritisieren und durch die Hintertür zurückzu-
drehen. Man muss das optimieren. Man muss an der einen
oder anderen Stelle nachjustieren. Wir müssen auch
schauen, dass wir die Verwerfungen wegbekommen.

Aber es war vom Grundsatz her richtig, zu sagen, dass die
Menschen arbeiten gehen und sich einbringen sollen.
Wenn sie davon nicht leben können, dann wird der Staat
ihnen helfen, damit sie vernünftig leben können.

Das ist der richtige Ansatz. Das gibt den Menschen eine
Chance. Das ist eine Brücke. Zu dieser Politik stehen wir.
– Danke.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Rock, vielen Dank. – Ich darf Herrn Staatsminister
Grüttner das Wort erteilen.

Stefan Grüttner, Sozialminister: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Decker hat seine Ausführungen mit der
Aussage begonnen, dass der November der Monat des
Nebels sei. Meteorologisch gesehen, hat er recht. Politisch
gesehen, ist es allerdings so, dass die Union und die FDP
auch an nebligen Tagen den Durchblick bewahren, wäh-
rend man bei der SPD auch an Sommertagen nicht unbe-
dingt behaupten kann, dass sie, politisch gesehen, den
Durchblick hat. Das merkt man in der Debatte über den
gesetzlichen Mindestlohn, die nun fast schon in der Art:
„Und täglich grüßt das Murmeltier“, den Hessischen
Landtag erreicht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des Abg.
Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU))

Bevor ich auf den gesetzlichen Mindestlohn und die De-
batte dazu noch einmal eingehe, will ich aus Sicht der Lan-
desregierung kurz etwas zu dem darstellen, was mit den
Anträgen auch als Thema aufgerufen worden ist, nämlich
die Frage einer geplanten neuen Richtlinie der Europäi-
schen Kommission zu den Bodenverkehrsdiensten. Ich
will an dieser Stelle für die Landesregierung sehr deutlich
sagen, dass wir uns mit dem, was uns an Möglichkeiten zur
Verfügung steht, bei der Europäischen Kommission dafür
einsetzen werden, dass die Richtlinie zu den Bodenver-
kehrsdienstleistungen so nicht umgesetzt wird. Das soll
über eine Verordnung der Europäischen Union noch ein-
mal ausgeweitet werden.

Wir sind mit der Situation, so wie sie jetzt in diesem Be-
reich besteht, zufrieden. Wir sind der Überzeugung, dass
das die Sicherheit, die Qualität und die angemessenen Ar-
beitsbedingungen rechtfertigen. Sie werden dadurch auch
geschaffen. Wir haben die Befürchtung, dass durch die
weitere Öffnung des Marktes und die Verpflichtung, diese
Öffnung in einem so sensiblen Bereich umzusetzen, genau
diese Aspekte keine Berücksichtigung mehr finden.

Ich gehe davon aus, dass im Rahmen der Beratungen in
dem zuständigen Wirtschaftsausschuss eine Linie gefun-
den werden wird, die über die Fraktionsgrenzen hinweg-
reicht, und dass der Hessische Landtag das mit unter-
stützt. Damit würde ein gutes Mandat für unsere Ver-
handlungen in Berlin und auch in Brüssel entstehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Ich komme zurück zu der Frage des gesetzlichen Min-
destlohnes. Ich wiederhole es noch einmal: Flächende-
ckende gesetzliche Mindestlöhne würden unserer Über-
zeugung nach nicht zu mehr, sondern zu weniger Arbeits-
plätzen führen.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Christean
Wagner (Lahntal) (CDU) – Willi van Ooyen (DIE
LINKE): So ein Quatsch!)

Sie sind ordnungspolitisch verfehlt und führen insbeson-
dere im Niedriglohnsegment zu steigender Arbeitslosig-
keit. Herr Kollege Rock hat dazu schon einiges gesagt.

Es ist auch richtig, die Fragestellung zu diskutieren. An-
lass für die heutige Debatte war ein Antrag auf dem
Bundesparteitag der CDU. Es war vollkommen legitim,
dass die Vertreter der Sozialausschüsse mit einer relativ
starken und strikten Forderung auf den Parteitag gegan-
gen sind. Daneben gab es einen anderen Flügel, der eine
relativ starke und strikte Meinung dagegengesetzt hat. In
einem demokratischen Prozess ist es in Ordnung, dass
man dann versucht, sich auf einen gangbaren Weg, aber
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auch auf eine praktikable Linie zu verständigen, die den
Menschen hilft. Genau das ist mit der Beschlussfassung
auf dem Bundesparteitag der CDU auch erfolgt.

Insofern ist das auch durch die Standfestigkeit, aber auch
durch die Überzeugungsarbeit der hessischen CDU im
Vorfeld des Bundesparteitags und auf dem Bundespartei-
tag mit bedingt. Denn nach wie vor sind wir der Auffas-
sung – das ist unverrückbar –, dass die Lohnfestsetzung
nicht vom Staat erfolgen soll. Der Staat ist da nicht ge-
fragt. Es ist nicht die Aufgabe der Politik, die Höhe der
Löhne festzulegen. Das ist es auch nie gewesen. Das wird
es nicht werden. In der Bundesrepublik ist die Lohnfin-
dung originäre Aufgabe der Tarifpartner.

Diese haben sich bei der Erfüllung dieser Aufgabe auch
unter schwierigsten Rahmenbedingungen bewährt. Ich
möchte in diesem Zusammenhang nur die gerade hinter
uns liegende Finanzkrise nennen. Da hat sich doch ge-
zeigt, dass die Tarifpartner Verantwortungsbewusstsein
für unsere Situation gehabt haben. Das zeigt sehr deut-
lich, dass die Festsetzung der Höhe der Löhne, die Tarif-
verhandlungen und die Tarifautonomie bei den Verbän-
den der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in guten Hän-
den sind und dass sich der Staat da tunlichst heraushalten
sollte.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Das ist immer eine Frage der Profilierung. In der
Zwischenzeit wurde in der Tat ein Wettlauf über die Höhe
der Mindestlöhne gestartet. Das kann mit sachlichen Ar-
gumenten nicht mehr nachvollzogen werden.

Ich finde, auch das muss man immer wieder ins Augen-
merk nehmen. Trotz der Erfolge in der Arbeitsmarktpoli-
tik und des enormen Abbaus der Arbeitslosigkeit ist es ein
Fakt, dass es viele Menschen gibt, die ohne Beschäftigung
sind. Ein großer Teil dieser Menschen sind Langzeitar-
beitlose und Menschen mit geringer Qualifikation. Ich
denke, diese Menschen erwarten zu Recht von der Politik
Hilfe. Gerade diesen Menschen würden wir mit der an-
geblich sozialen Wohltat Mindestlohn allerdings einen
Bärendienst erweisen.

Das tut mir einfach leid für diese Menschen. Mit der De-
batte und den Hoffnungen, die sie damit verbinden, wird
ihnen Sand in die Augen gestreut. Es wird ihnen aber
nicht real geholfen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Das ist der Schaden aus dieser Debatte. Es muss doch un-
ser gemeinsames Ziel sein, diese Menschen in Arbeit zu
bringen. Diesen Menschen muss es ermöglicht werden,
ein existenzsicherndes Einkommen zu haben. Das ist
doch in Ordnung. Das ist das Ziel, dem wir uns stellen
müssen. Wir streiten uns zum Teil aber auch über den Weg,
wie wir das erreichen können.

Hinsichtlich der Frage, wie wir so etwas machen können,
müssen wir doch eines mit berücksichtigen. Nicht alle Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind gleich leistungs-
fähig. Dennoch muss jeder Mensch in die Lage versetzt
werden, mit seinen Kräften und Möglichkeiten zur Be-
streitung seines Lebensunterhalts und gegebenenfalls des
Lebensunterhalts seiner Familie beizutragen.

Natürlich muss der Lebensunterhalt im Ergebnis sicher-
gestellt sein. Ich habe das schon mehrfach betont: Wir
müssen versuchen, das durch das Einkommen zu gewähr-

leisten. Dort, wo das nicht möglich ist, muss es ergänzende
Leistungen des Staates beispielsweise nach dem Sozialge-
setzbuch II geben.

Damit kommen wir wieder zu den Zahlen, die in dieser
Debatte immer so absolut problematisch sind. Ja, wir ha-
ben rund 1,2 Millionen Beschäftigte mit Niedriglohn.
Schauen wir uns einmal die Situation der Aufstocker an.
Wir sollten einmal hinsichtlich der Zahl derjenigen diffe-
renzieren, die Vollzeit arbeiten, damit kein ausreichendes
Einkommen erzielen und deswegen auf aufstockende Hil-
fen angewiesen sind. Das sind in Deutschland ungefähr
300.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Das muss
man ins Verhältnis zu den insgesamt 40 Millionen sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten setzen. Das ist die
Dimension, über die wir reden. Denn wir können da nicht
auf diejenigen Bezug nehmen, die in Teilzeit arbeiten oder
die als weitere Einkommensquelle einen Minijob anneh-
men.

In einer solchen Debatte muss man immer wieder ver-
deutlichen, um welchen Anteil es geht. Wir müssen uns
diese Menschen also genau anschauen und uns fragen:
Welche Menschen sind das? – Jetzt ist mir in den vielen
Jahren, in denen ich in der Tat – –

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

– Herr van Ooyen, nein. Ich rede tatsächlich mit den Men-
schen.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Wir auch!)

Ich mache mir den Menschen nicht so, wie ich ihn haben
will, so wie das die Mitglieder der LINKEN machen. Die
würden sich den Menschen gerne so machen, wie sie ihn
gerne haben würden.

Man muss versuchen, die Menschen, die auf dem Arbeits-
markt ein Problem haben, in diesen zu integrieren. Ich will
Ihnen einmal an einem Beispiel zeigen, wie so etwas geht.

Ich nehme da einen Menschen, der eine relativ geringe
Qualifikation hat und arbeitslos ist. Das ist jetzt alles real,
was ich erzähle. Der Versuch, ihm zu helfen, besteht bei-
spielsweise darin, ihm auf dem Bauhof eine Beschäftigung
zu verschaffen.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Frau Fuhrmann, die Grundvoraussetzung dafür, dass die-
ser Mensch diese Beschäftigung bekommt, ist, dass er ei-
nen Führerschein nachweist. Die Fahrschule wird ihm
auch bezahlt. Aber er schafft das einfach nicht. Er schafft
das nicht, weil seine Fähigkeiten nicht ausreichen, den
Führerschein zu machen. Was passiert dann? – Er wird
trotzdem eingestellt.

Er kann jetzt aber nicht mit der Kehrmaschine fahren,
sondern er wird mit einem besonderen Gerät ausgestat-
tet, mit dem er zu Fuß gehen oder sich auf zwei Rädern
fortbewegen kann und so trotzdem einer Arbeit nachge-
hen kann. Der verdient auch etwas, er hat Einkommen.
Aber das Einkommen reicht nicht aus, um den Lebens-
unterhalt zu bestreiten, er ist Aufstocker. Die Konsequenz
eines gesetzlichen Mindestlohnes wäre, dass dieser
Mensch überhaupt nicht in Arbeit wäre. Der wäre weg, er
hätte gar nichts. 

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Das ist falsch!)

Er hätte keinen Lebensinhalt, indem er dort zur Arbeit
geht. Er hätte nicht das Gefühl, gebraucht zu werden, son-
dern er würde nur auf staatliche Transferleistungen ange-
wiesen sein. Das geht nicht, meine Damen und Herren.
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Das ist die Konsequenz, wenn es um die Frage von Min-
destlohn geht. An dieser Stelle muss man auch den Men-
schen im Blick haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Jetzt kommt diese Studie, zu der Frau Fuhrmann gerade
nachgefragt hat, wie es mit den entsprechenden Einspa-
rungen ist. Das ist eine Studie der Prognos AG, die im Auf-
trag der Friedrich Ebert Stiftung durchgeführt worden ist
und die eine Grundvoraussetzung von 8,50 € Mindest-
lohn hat. Die kommt zu dem Ergebnis: Jawohl, mit der
Einführung eines entsprechenden Mindestlohns könnten
die öffentlichen Haushalte um 7 Milliarden € entlastet
werden. Das wird dann von Frau Kraft auf Nordrhein-
Westfalen heruntergebrochen, von Herrn Beck auf
Rheinland-Pfalz und all denjenigen, die das entsprechend
machen.

Vielleicht sollte man schon erwähnen, dass sich die Studie
genauer mit den fiskalischen Effekten beschäftigt hat, und
zwar ausschließlich mit diesen.

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Herr Minister, ich möchte darauf hinweisen, dass die Re-
dezeit der Fraktionen erreicht ist.

Stefan Grüttner, Sozialminister: 

Ja, das kann schon sein. 

(Günter Rudolph (SPD): Nicht so arrogant!)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Das ist so.

Stefan Grüttner, Sozialminister: 

Herr Präsident, Sie haben recht, es ist so. Danke für den
Hinweis. 

(Zuruf von der SPD: Na, es geht doch!)

Ich möchte meine Ausführungen aber noch beenden. –
Die Studie hat mögliche arbeitsmarktpolitische Effekte
des Mindestlohns schlicht und einfach ignoriert. Ich zi-
tiere einmal aus der Studie. 

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

– Frau Fuhrmann, Sie wollten doch wissen, ob wir die Stu-
die kennen. Ich zitiere gerade daraus. – Dort steht:

Übertragen auf die deutsche Situation ist insofern
keine exakte Abschätzung der zu erwartenden Be-
schäftigungseffekte machbar.

Weiter heißt es:

Es wird unterstellt, dass keine negativen oder posi-
tiven Beschäftigungswirkungen entstehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine solche
Herangehensweise ist nicht nur hochgradig unseriös, son-
dern sie macht aus dieser Studie schlicht und einfach eine
Lachnummer. So ist es dann auch nicht zitierwürdig, weil
sie schlicht und einfach ökonomisch falsch ist, schlicht und
einfach die wesentlichen Bestandteile, die zur Ökonomie
gehören, außen vor lässt und letztendlich einzig und allein
den Effekt hat, eine sinnlose Forderung nach einem ge-

setzlichen Mindestlohn angeblich wissenschaftlich zu
untermauern.

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau
Kollegin Fuhrmann?

Stefan Grüttner, Sozialminister: 

Nein, Herr Präsident. Meine Redezeit ist schon abgelau-
fen, sonst würde es noch länger dauern. Insofern hat Frau
Fuhrmann durch die Verlängerung der Redezeit die
Chance, noch einmal an das Podium zu gehen und einen
Beitrag zu machen. 

Deswegen ist das, was auf dem CDU-Bundesparteitag be-
schlossen worden ist, der Weg in die richtige Richtung.
Das deutsche Tarifsystem hat sich nämlich bewährt: Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer vereinbaren im gegenseiti-
gen Interessenausgleich Arbeitsbedingungen und Löhne.
Der Grundsatz der Tarifautonomie bleibt gewahrt. Und
wenn wir, wie es in anderen Bereichen auch der Fall ge-
wesen ist, über eine entsprechende Kommission zu einer
Vereinbarung kommen, die eine Lohnuntergrenze oder
einen Mindestlohn festsetzt, Tarifverträge abgeschlossen
und diese allgemeinverbindlich erklärt werden, dann ist es
gut. Dann ist es ein Weg, den die Tarifparteien gegangen
sind. Aber es ist kein gesetzlich festgelegter Mindestlohn. 

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Vielen Dank, Herr Staatsminister Grüttner. – Die Aus-
sprache geht weiter. Zunächst hat sich Kollege Decker für
die SPD-Fraktion gemeldet. Fünf Minuten Redezeit ste-
hen zur Verfügung.

Wolfgang Decker (SPD): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es sind ver-
schiedene Anmerkungen der Vorredner, die mich veran-
lasst haben, noch einmal nach vorn zu kommen. 

Eines will ich zunächst aber voranstellen, weil es uns wich-
tig ist: Herzlichen Dank an Minister Grüttner für seine
klaren Worte in Richtung Bodenverkehrsdienste und
auch dafür, dass er vonseiten der Landesregierung heute
hier kundgetan hat, alles dafür zu tun, dies zu verhindern.
Das kann ich wohl auch im Namen der Kolleginnen und
Kollegen auf der Tribüne sagen.

(Allgemeiner Beifall – Karlheinz Weimar (CDU):
Das mache ich übrigens auch! – Minister Stefan
Grüttner: Als Aufsichtsratsvorsitzender!)

– Auch ihm sei herzlich für seine Unterstützung gedankt.
Da kennen wir nix. Verehrter Kollege Weimar, da sind wir
ganz offen.

Zurück zum Thema Mindestlohn, meine Damen und Her-
ren. Nach der Rede von Herrn Staatsminister Grüttner ist
der Nebel für uns leider noch dichter geworden. Das muss
ich an dieser Stelle festhalten. Man weiß im Grunde ge-
nommen gar nicht, wo man anfangen soll, so viele Wider-
sprüchlichkeiten haben in dieser Rede gelegen. Jedenfalls
ist es Ihnen nicht gelungen – genauso wenig wie Ihren
Kollegen von CDU und FDP –, klarzumachen, warum Sie
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eigentlich so vehement gegen einen gesetzlichen Mindest-
lohn sind. 

(Minister Stefan Grüttner: Ich muss auch nicht alles
wiederholen!)

– Müssen Sie auch nicht. Es wird durch Ihre Wiederho-
lung ja nicht besser. 

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

Ich will Ihnen nur ein praktisches Beispiel geben. In der
Koalitionsvereinbarung, die dieser Tage in Berlin unter-
schrieben worden ist – da gibt es bekanntlich eine Große
Koalition aus SPD und CDU –, gibt es unter anderem ei-
nen Punkt, der vorsieht, dass öffentliche Aufträge nur
noch an Firmen vergeben werden, die einen Mindestlohn
von 8,50 € bezahlen. Warum ist das in Hessen mit Ihnen
einfach nicht möglich, meine sehr verehrten Damen und
Herren?

(Beifall bei der SPD – Günter Rudolph (SPD): Das
liegt an den 2 %!)

Zweiter Punkt. Sie haben die Studie, die festgestellt hat,
dass volkswirtschaftlicher Schaden entsteht, indem wir
Menschen in diesem Land haben, die zu Dumpinglöhnen
arbeiten müssen, in Zweifel gezogen. – Ich weiß gar nicht,
woher Sie die Zweifel nehmen. Ich brauche nicht einmal
ein Gutachten dafür. Wenn ich weiß, dass ich aus Steuer-
mitteln unendlich viel an Aufstockungsmitteln zahlen
muss, und wenn ich weiß, dass nur ein minimaler Teil in die
Sozialversicherungskassen fließt und denen ein Schaden
entsteht, brauche ich kein Gutachten, um festzustellen,
dass es sich hier um Milliardenbeträge handelt; es tut mir
leid.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Zum Märchen der massenhaften Vernichtung von Ar-
beitsplätzen: Warum soll die Arbeit eigentlich wegfallen?
Sie muss doch gemacht werden. Oder glauben Sie, dass
eine ganze Branche ihre Tätigkeit aufgibt, wenn sie end-
lich gerechte Löhne zahlt? Das ist doch Unsinn. Das se-
hen wir an den Beispielen von Amerika, England und
Frankreich. Dort geht es sehr wohl.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Meine Damen und Herren, Sie sprachen in diesem Zu-
sammenhang davon, dass wir mit einem gesetzlichen Min-
destlohn den Menschen Sand in die Augen streuen wür-
den. Ich kann nur feststellen, dass Sie mit Ihrem Nebelbe-
schluss von Leipzig den Menschen erst recht Sand in die
Augen gestreut haben; denn da wissen wir noch immer
nicht, was am Ende dabei herauskommt. 

Sagen Sie uns doch einmal hier am Mikrofon, wie Sie es
sich vorstellen, dass das, was die Kommission – wenn es
denn eine gibt – festgelegt hat, auch praktisch umgesetzt
wird? Am Ende können Sie nur noch ein Gesetz machen,
um es allgemeinverbindlich zu machen. Wie soll es denn
sonst gehen? Und dann sagen Sie immer, Sie würden kei-
nen gesetzlichen Mindestlohn wollen. – Einmal so, einmal
so, einmal so. Das ist eines der Grundprobleme, damit lö-
sen Sie die Probleme der Menschen nicht. 

(Beifall bei der SPD)

Kollege Burghardt, mit Verlaub: Sie haben – das ist schon
mehrfach in diesem Hause gesagt worden – immer so
apostrophiert, dass unter Ihrer Regierung die ersten
Branchenmindestlöhne eingeführt worden sind. Ich will

Ihnen eines sagen: Das war im Jahr 2006, Franz Müntefe-
ring war damals Arbeitsminister. Und wir alle wissen, dass
er mit ganz großer Mühe und Not der Kanzlerin damals
einen Branchentarif und Mindestlohn nach dem anderen
aus dem Rücken geleiert hat. Niemand anders ist es ge-
wesen. Auch das gehört zur historischen Wahrheit.

(Beifall bei der SPD)

Ich will auch noch Olaf Scholz nennen. Er war es nämlich,
der als letzter Arbeitsminister in einer Großen Koalition
dafür gesorgt hat, dass wir Menschen nach Kurzarbeit
nicht nach Hause schicken, und der eine neue Kurzarbei-
terregelung geschaffen hat. Es waren übrigens auch maß-
geblich Sozialdemokraten und Gewerkschafter, die bei-
spielsweise dafür gesorgt haben, dass es eine Abwrack-
prämie gibt, und die damit Tausende und Abertausende
von Arbeitsplätzen in einer ganz schlechten Zeit gerettet
haben. Auch das gehört zur historischen Wahrheit, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Rock, ich weiß, wir schätzen uns durchaus per-
sönlich. Mit dem Redebeitrag konnte ich aber nicht viel
anfangen. Der war so durcheinander, dass Sie alles in ei-
nen Topf geworfen haben, lieber Kollege. Das war Ge-
schichtsklitterung von vorn bis hinten. 

(Zuruf von der FDP: Man sollte eine gute Rede er-
kennen, wenn man sie hört!) 

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Herr Decker, kommen Sie bitte zum Schluss. Die Rede-
zeit ist gleich abgelaufen.

Wolfgang Decker (SPD): 

Ich will zum Schluss nur eine Frage stellen. Sie haben uns
nicht beantwortet, wie Sie das Problem lösen wollen, dass
es in Teilen dieser Republik eine Fachkraft – nämlich eine
Friseurin – gibt, die noch immer für 2,50 € arbeiten muss.
Wenn Sie das in Ordnung finden, machen Sie so weiter.
Ich glaube, dann sind Sie bald bei 1 %. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Decker. – Als Nächste spricht Frau
Kollegin Wissler für die Fraktion DIE LINKE. Sie wissen
das auch mit den fünf Minuten.

Janine Wissler (DIE LINKE): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich kann ein
bisschen an das anknüpfen, was Herr Decker gerade ge-
sagt hat, weil er zu Recht angeführt hat, dass die FDP
überhaupt keine Lösung für das Problem hat. Das knüpft
sehr schön an die Umfrage von forsa an, die gestern ver-
öffentlicht wurde. Nach der Umfrage von forsa ist es so

(Zurufe von der SPD)

– ja, 2 % –, dass gefragt wurde: Trauen Sie der FDP zu,
dass sie die heutigen Probleme lösen kann?

(Günter Rudolph (SPD): Dazu brauchen wir keine
Umfrage!)
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Auf diese Frage hat niemand, nicht eine einzige Person
mit Ja geantwortet.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Von daher ist es wohl auch so, dass die Menschen es so se-
hen, dass von der FDP keine Lösungen zu erwarten sind.

Aber ich möchte etwas zu dem sagen, was der Herr Mi-
nister gesagt hat. Herr Minister, ich habe einfach weiter-
hin eine Frage, nämlich: Warum ist es in Deutschland als
einem der reichsten Länder in der Europäischen Union
nicht möglich, was in 20 von 27 EU-Staaten längst Rea-
lität ist?

Diese Frage haben Sie nicht beantwortet, und Sie haben
auch nichts zu den bisherigen Erfahrungen gesagt, die es
mit Mindestlöhnen in Deutschland gibt. Es gibt bereits
Mindestlöhne in Deutschland. Ich kann es aus Ihrer Sicht
verstehen, dass Sie zu den Erfahrungen nichts sagen, weil
die nämlich Ihre Thesen nicht belegen. Es hat eben nicht
zu Arbeitsplatzabbau geführt, ganz im Gegenteil. In die-
sen Branchen sind neue Arbeitsplätze entstanden.

Herr Minister, stattdessen spielen Sie Beschäftigte und
Erwerbslose gegeneinander aus. Ich halte es für einen So-
zialminister wirklich für schäbig, 

(Beifall bei der LINKEN)

dass Sie so tun, als würden die Erwerbslosen in diesem
Land davon profitieren, dass immer mehr Menschen zu
Hungerlöhnen gezwungen sind zu arbeiten. Das Problem
ist doch gerade im Niedriglohnsektor, dass der nicht dazu
führt, dass Langzeitarbeitslose massenhaft in Arbeit kom-
men, sondern dass eine Rutschbahn bei den Löhnen in
Gang gesetzt wird, dass gesetzliche Beschäftigungsver-
hältnisse durch prekäre Jobs im Niedriglohnsektor ersetzt
werden.

Mit der ganzen Regelung zur Aufstockung haben Sie doch
Tür und Tor für Unternehmen geöffnet, sich ihrer Verant-
wortung für vernünftige Löhne zu entziehen und ihr nicht
weiter nachzukommen. Dann frage ich auch: Was nützen
Löhne, wenn man davon nicht leben kann? – Es kann
doch nicht wahr sein, dass die Allgemeinheit dann aufsto-
cken muss, weil sich die Unternehmen ihrer Verantwor-
tung für vernünftige Löhne einfach entziehen können.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Minister, ich möchte etwas über die Dimension sa-
gen, über die wir hier reden. Die haben Sie etwas anders
dargestellt. Ich habe in meiner Rede gesagt, dass rund
300.000 Menschen in Hessen zu Niedriglöhnen arbeiten.
Sicher haben Sie recht: Es gibt keine einheitliche Defini-
tion des Begriffs Niedriglohn. Das ist richtig. Man kann
natürlich auch sagen, alles unter 5 € ist der Niedriglohn.
Dann hat man eine sehr viel kleinere Gruppe. Man kann
sich alle Zahlen schönrechnen. Das haben Sie eben hier
gezeigt.

Herr Minister, aber wenn man die hessische Lohnstruktur
als Referenz zur Bildung der Niedriglohnschwelle zu-
grunde legt, dann reden wir in Hessen über 20,4 % der
Beschäftigten oder über 320.300 Menschen. Wenn Sie die
westdeutsche Niedriglohnschwelle zugrunde legen, dann
reden wir immer noch über 18,1 % oder 283.000 Men-
schen.

Diese Zahlen habe ich nicht selbst ermittelt. Herr Minis-
ter, die können Sie nachschlagen, und zwar in einer Veröf-
fentlichung mit dem Titel „Entwicklung der Niedriglohn-
beschäftigung in Hessen“. Die wurde von der Hessen-

Agentur erarbeitet und vom hessischen Wirtschaftsminis-
terium herausgegeben, und zwar 2011.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Minister, wenn Sie das nicht wissen – es ist ja nicht
Ihr Ministerium –, können Sie das nachschlagen. Auf
Seite 9 kann man das nachlesen. Wenn Sie die Zahlen an-
zweifeln, dann diskutieren Sie das bitte mit Ihrem Wirt-
schaftsminister, aber nicht mit mir. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke, Frau Wissler. – Als Nächster hat sich Herr
Rentsch, Fraktionsvorsitzender der FDP, zu Wort gemel-
det.

Florian Rentsch (FDP): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir haben gestern in diesem Haus eine Generaldebatte
zur Gesamtsituation des Landes gehabt. In dieser Gene-
raldebatte sind von verschiedenen Rednern die Wirt-
schaftsdaten unseres Bundeslandes genannt worden. Ich
glaube, dass die Zahl von 4,3 % Wirtschaftswachstum
nicht nur in Deutschland spitze ist,

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Paradiesisch!)

sondern sie zeigt auch, mit welcher guten Situation wir es
zurzeit auf dem Arbeitsmarkt nicht nur in Hessen zu tun
haben, sondern in einer ganzen Reihe von Bundeslän-
dern. 

Ich will an dieser Stelle ausdrücklich – das machen wir in
diesem Parlament nicht so häufig – einmal der SPD dan-
ken, lieber Kollege Schäfer-Gümbel. Die Sozialdemokra-
ten haben sich auch für dieses Land verdient gemacht. Die
GRÜNEN waren auch dabei, aber hauptsächlich war es
Bundeskanzler Schröder, der mit seiner Agenda 2010 da-
für Sorge getragen hat, dass die Sozialbereiche in diesem
Land so reformiert wurden, dass auch jetzt dieser Auf-
schwung am Arbeitsmarkt möglich ist. Dafür sagen wir
Danke.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Es ist schön zu sehen, wie Sie hinter Ihrem ehemaligen
Bundeskanzler stehen, nämlich gar nicht. Das zeigt, dass
die Philosophie, die Gerhard Schröder mit seinen Leuten
damals entwickelt hat – mit Herrn Hartz als Arbeitsdirek-
tor bei VW und anderen –, 

(Janine Wissler (DIE LINKE): Was macht Herr
Hartz heute?)

diese Kommission mit ihren Ideen, Frau Wissler, eines ge-
schafft hat, dass nicht mehr Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land finanziert wird, sondern Arbeit. Das ist eine Erfolgs-
geschichte.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zuruf des Abg.
Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Es ist wirklich erstaunlich, wie schnell man einen aus mei-
ner Sicht so positiven Teil, der von der Fachwelt absolut
honoriert wird, in der eigenen Parteigeschichte ausblen-
den kann. Das ist schade. 

Einen zweiten Punkt will ich hinzufügen.
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(Wolfgang Decker (SPD): Wir entwickeln uns fort,
das ist der Unterschied!)

– Kollege Decker, ob Sie sich fortentwickeln oder rück-
wärts, das weiß ich nicht. Für einige ist es eine Fortent-
wicklung, für andere geht es rückwärts. Ich weiß nicht, wo
Sie sich zurzeit befinden.

(Lachen bei der SPD)

– Ja, das ist doch klar. Es ist ein gutes Zeichen, Sie leben
noch. Das ist schon einmal ein gutes Zeichen: Die Sozial-
demokraten leben.

Kollege Schäfer-Gümbel, um eines sollten wir nicht strei-
ten. Es geht doch bei der Frage grundsätzlich darum, wie
wir es schaffen können, dass weiter mehr Menschen in Ar-
beit kommen, wie wir es schaffen können, dass Unterneh-
men in Deutschland Arbeitsplätze schaffen, von denen
Menschen leben können. Das ist doch unser gemeinsames
Ziel.

Kollege Rock hat das vorhin gesagt: Wenn Sie sehen, dass
61 % der Arbeitsverhältnisse tarifgebunden und an die
80 % durch Tarifverträge geprägt sind, dann zeigt das
doch, dass die Gewerkschaften, die Tarifpartner einen gu-
ten Job machen. Sie schaffen es, die Arbeitsbedingungen
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu regeln.

Wenn immer dieser hilflose Schrei der Sozialdemokratie
mit dem Thema Mindestlohn kommt, was nicht die Masse
der Arbeitsverhältnisse, sondern den kleineren Teil be-
trifft, dann frage ich mich wirklich, ob Sie überhaupt rea-
lisieren, in welcher Situation wir sind. Das, was wir zurzeit
an Wirtschaftsaufschwung haben, hat auch mit dem Min-
destlohnsektor zu tun.

(Günter Rudolph (SPD): Ach, du lieber Gott!)

– Ja, das ist so. – Es gibt eine ganze Reihe von Tätigkeiten,
die im Rahmen der Wertschöpfung eines Unternehmens
eben nicht so hochwertig einzustufen sind wie andere. Wir
sind uns dabei einig, dass es dabei nicht um sittenwidrige
Löhne gehen darf. Meine Damen und Herren, da ist der
Gesetzgeber gefragt. Aber es geht auch nicht darum, dass
Herr Schäfer-Gümbel an einem grünen Tisch bestimmt,
was Arbeitsverhältnisse wert sind. Das ist nicht der rich-
tige Weg in eine Marktwirtschaft, wie man mit so etwas
umgehen kann.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD: Oh!)

Ich akzeptiere auch, wenn Sie sagen, dass wir mittlerweile
sozusagen eine Minderheit in dieser Position sind. Wir re-
alisieren doch auch, was auf dem Bundesparteitag der
CDU los ist. Ich sage offen: Ich koaliere gerne mit der
Hessen-CDU.

(Günter Rudolph (SPD): Aber nicht mehr lange!)

Mit der Bundes-CDU wäre es für mich wahrscheinlich
schwieriger. Die Hessen-CDU hat zu den Punkten klare
Aussagen getroffen. Ich bin dankbar, dass wir an dieser
Stelle wieder sehr klare Gemeinsamkeiten haben. Meine
Damen und Herren, ich will aber zum Schluss – –

(Zurufe von der SPD)

– Es ist ja Wahnsinn, wie lebendig Sie sein können. Das
muss ich häufiger machen. Das freut mich.

(Gerhard Merz (SPD): Solange Sie noch da sind,
genießen Sie unsere ganze Aufmerksamkeit! – Hei-
terkeit und Beifall bei der SPD)

– Herr Kollege Merz, ich finde es immer wieder mutig,
dass eine Partei, die vor drei Jahren komplett knapp an
der Existenzfrage vorbeigeschlittert ist,

(Lachen bei der SPD)

jetzt dafür als Belohnung Frau Ypsilanti in den Bundestag
schickt. Meine Damen und Herren, davor habe ich großen
Respekt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Das ist eine Belohnung der eigenen Art. Die gibt es wahr-
scheinlich nur in der hessischen SPD.

Meine Damen und Herren, abschließend: Ich glaube, Sie
sollten das Thema langsam mal zur Seite packen, weil es
niemand mehr von Ihnen hören kann. Der Arbeitsmarkt
belegt, dass das Gegenteil der Fall ist. Diese Wirtschaft
entwickelt sich gut, weil sie zwischen Tarifparteien mit viel
Verantwortung gestaltet wird, weil wir ein Sozialsystem
haben, das Menschen, die mit diesem System nicht klar-
kommen, schützt.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Erfolgreichere Politik, die wir einem Sozialdemokraten
zu verdanken haben, kann es doch eigentlich für Deutsch-
land gar nicht geben, Herr Schäfer-Gümbel.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Rentsch. – Es liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. 

Dann darf ich feststellen, dass der Antrag – ich verkürze
jetzt ein wenig die Titel – der SPD betreffend existenzsi-
chernder gesetzlicher Mindestlohn, gemeinsam mit dem
Antrag der SPD „Guter Lohn für gute Arbeit“ muss auch
für Bodenverkehrsdienste gelten, dazu der Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Bo-
denverkehrsdienste am Flughafen Frankfurt und der
Dringliche Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP
betreffend Bodenverkehrsdienste am Flughafen Frank-
furt, federführend dem Sozialpolitischen Ausschuss unter
Mitberatung des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr
überwiesen werden. – So Konsens, vielen Dank.

Dazu war ebenfalls aufgerufen der Entschließungsantrag
der Fraktion DIE LINKE betreffend CDA-Vorstoß zu
Mindestlohn weist in die richtige Richtung. Über den
lasse ich jetzt abstimmen.

(Janine Wissler und Willi van Ooyen (DIE
LINKE): Der kann auch an den Ausschuss!)

– Sie wünschen, dass er auch an den Ausschuss geht? –
Kein Widerspruch. Dann können wir so verfahren.

Dann ist bei Ihnen eingegangen und auf den Plätzen ver-
teilt worden ein Dringlicher Entschließungsantrag der
Fraktionen der CDU, der SPD, der FDP und von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Verurteilung rechtsex-
tremistischer Morde und weiterer Gewalttaten durch die
Gruppe „Nationalsozialistischer Untergrund“, Drucks.
18/4716. Die Dringlichkeit wird bejaht? – Das ist der Fall. 

Zur Geschäftsordnung bittet Herr Bellino um das Wort.
Bitte sehr.
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Holger Bellino (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, Sie und da-
mit das Haus zu bitten, dass wir diesen Antrag – es ist ein
überfraktioneller Antrag – noch vor der Sitzungspause
behandeln und dass wir nach der damit verbundenen
fünfminütigen Aussprache eine Gedenkminute einlegen.
Wir bitten das Präsidium, entsprechend zu verfahren.

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Dem kommen wir gerne nach. Ich gehe aber davon aus,
dass zunächst der Setzpunkt der FDP aufgerufen wird
und danach dieser Dringliche Entschließungsantrag. –
Dann verfahren wir so.

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 57 auf:

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP betreffend
Fachkräftebedarf sichern – Innovations- und Wirtschafts-
standort Hessen stärken – Drucks. 18/4696 –

gemeinsam mit dem Tagesordnungspunkt 65:

Dringlicher Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend mit der Bekämpfung des Fachkräf-
temangels jetzt beginnen – Drucks. 18/4714 –

Das Wort ergreift jetzt Herr Kollege Lenders für die FDP.
Es sind zehn Minuten Redezeit vorgesehen.

Jürgen Lenders (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Nach der vorhergehenden Debatte erscheint es ein bis-
schen irreal, dass wir jetzt über Fachkräftebedarf diskutie-
ren wollen. 

Für die Sicherung des Fachkräftebedarfs gibt es keinen
Königsweg. Man findet nicht ein Instrument, um dem Pro-
blem zu begegnen; wir brauchen dafür einen ganzen In-
strumentenkasten. Dazu gehört, dass wir die Potenziale
von ausländischen Fachkräften nutzen müssen. Dazu ge-
hört, dass wir lebenslanges Lernen stärken müssen. Dazu
gehört, dass wir die Potenziale nutzen müssen, die gerade
Frauen als gut ausgebildete Arbeitskräfte bieten. Meine
Damen und Herren, es gehört dazu, dass wir weiterquali-
fizieren. Aber auch – das geht mir in der Diskussion oft-
mals unter – Rationalisierung bei den Unternehmen ist ei-
nes dieser Instrumente.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Das Thema hat im Moment Konjunktur. Es vergeht keine
Diskussion, keine Veranstaltung bei Wirtschaftsverbän-
den, wo nicht ein Politiker aufsteht und sagt: „Jawohl,
Fachkräftebedarf zu sichern ist eine der großen Heraus-
forderungen.“ Ich möchte gerade für die FDP-Fraktion
sagen: Es wird oftmals der Eindruck erweckt, das sei aus-
schließlich ein Problem von Politik und Staat. Meine Da-
men und Herren, nicht alles in diesem Bereich ist Aufgabe
des Staates.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

In erster Linie sind die Unternehmen selbst gefordert. Es
gehört dazu, dass Unternehmen flexible Arbeitszeiten an-
bieten. Es gehört dazu, dass Unternehmen selbst sehr ge-
zielt in ihren Fachbereichen aus- und weiterbilden. Es ge-
hört dazu, dass Unternehmen auch ein vernünftiges Be-

triebsklima bieten, dass sie neue Wege gehen, Diversity
Management, um ausländische Fachkräfte einzubinden.
Auch das gehört zu dieser Diskussion. Es gehört aber
auch eine gute und auskömmliche Bezahlung dazu. Das
sage ich ausdrücklich für die Liberalen in diesem Haus.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Wir begrüßen ausdrücklich die Beschlüsse der Bundesre-
gierung. Mit den schnelleren Prüfungen der Anerkennung
von ausländischen Bildungsabschlüssen können Migran-
ten nun schneller Sicherheit erlangen, was nötig ist, um ih-
ren Abschluss hier zu bekommen. Meine Damen und
Herren, das darf aber nicht dazu führen, dass wir in den
Berufsausbildungen eine Qualifizierung nach unten erle-
ben. Dass wir den Diplomingenieur im Prinzip auf dem
kalten Wege abgeschafft haben, ist in meinen Augen ein
fataler Fehler.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Bei der Anerkennung dieser Abschlüsse ist es nach mei-
nem Dafürhalten notwendig, dass wir alle Kammern stär-
ker einbinden. Die Bundesregierung hat beschlossen, die
Gehaltsschwelle für zuwandernde Fachkräfte auf 48.000 €
abzusenken. Das ist der erste Schritt in die richtige Rich-
tung.

Wir stehen im Wettbewerb mit anderen Nationen.
Deutsch ist eine schöne Sprache. Aber Englisch wird
mehr gesprochen. Gerade weil wir da ein kleines Handi-
cap haben, brauchen wir viel stärker eine Willkommens-
kultur. Wir brauchen eine gesteuerte Zuwanderung von
Fachkräften, keine Einsickerung in die sozialen Siche-
rungssysteme.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Studenten aus dem Ausland, die bei uns ein kostenloses
und gutes Studium bekommen, haben in der Regel schon
hervorragende Deutschkenntnisse. Es macht nach mei-
nem Dafürhalten überhaupt keinen Sinn, dass wir diese
gut ausgebildeten Kräfte wieder nach Hause schicken.
Das ist volkswirtschaftlich falsch und nahezu dumm. Wir
sollten uns vielmehr darum bemühen, dass genau diese
Studenten bei uns eine Zukunft haben. Dazu gehört auch,
dass wir eine liberale Forschungspolitik, eine liberale For-
schungslandschaft schaffen. Dazu gehört, dass wir ein Ar-
beitsumfeld schaffen, dass wir Forschungsbedingungen
schaffen, die es ausländischen Studenten und Akademi-
kern ermöglichen, bei uns ihren Forschungen nachzuge-
hen und daraus einen Wissenstransfer abzuleiten, um
Wirtschaftskraft und Wertschöpfung für unser Land zu
schaffen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Dass wir eine Willkommenskultur benötigen, das zeigen
gerade die feigen, beschämenden und ekelhaften An-
schläge von irren Neonazis. Das schadet Deutschland.
Meine Damen und Herren, diese braunen Terroristen sind
asozial. Wir alle, alle Deutschen, Migranten, ob schwarz,
ob weiß, ob gelb, ob grün, egal, welche Religion, wir ge-
meinsam erteilen diesem braunen Terror eine deutliche
Abfuhr – alle.

(Beifall bei der FDP und der CDU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)
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Gerade im Bereich Fachkräfte können wir das sehr deut-
lich machen.

Wir brauchen eine deutliche Verbesserung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf.

(Demonstrativer Beifall des Abg. Marcus Bocklet
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Solange es einen Automatismus gibt, eine Selbstverständ-
lichkeit in den Unternehmen, dass Frauen diejenigen sind,
die daheimbleiben und die Kinder erziehen, solange wir
diese Regel nicht durchbrechen, wird es eine Stärkung
von Frauen in Bezug auf Frauenquoten nicht geben.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Das heißt also, es muss in den Köpfen der Unternehmer
eine Selbstverständlichkeit werden, dass auch der Mann
zu Hause bleibt. Erst wenn wir das schaffen, werden
Frauen gleichberechtigte Arbeitskräfte in der Arbeitswelt
sein.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Demonstrativer Beifall bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nur wenn wir es schaffen, das Frauenbild auch an dieser
Stelle in Richtung der Gleichberechtigung zu verändern,
wird es uns gelingen, diese Potenziale, die gut ausgebildete
Frauen haben, zu sichern.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Die Landesregierung tut schon eine ganze Menge. Wir ha-
ben z. B. die Betreuungseinrichtungen bei betrieblichen
Kindergärten stärker gefördert. Das ist der richtige Weg.
Das ist etwas, was die Landespolitik leisten kann.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Es ist wichtig, zu wissen: Wer wird wann und wo ge-
braucht?

Dazu hat das hessische Wirtschaftsministerium mit dem
Frühinformationssystem „regio pro“ eine Grundlage ge-
legt. Wir brauchen so etwas wie einen Fachkräftemonitor.
Wir müssen gezielt regional darauf einwirken, wo Fach-
kräfte gebraucht werden.

Die Diskussion geht viel zu sehr allein in die MINT-Be-
rufe. Meine Damen und Herren, dort hat der Fachkräfte-
bedarf angefangen. Mittlerweile zieht er sich aber durch
den gesamten Arbeitsmarkt. Als FDP können wir nur das
begrüßen, was das Wirtschaftsministerium hier schon ge-
leistet hat. Dafür hat es 126.000 € zur Verfügung gestellt.
Das sind Maßnahmen, die das Land ganz konkret stem-
men kann.

(Beifall bei der FDP)

Effektive Fachkräftesicherung erfordert eine gemein-
schaftliche Leistung von Unternehmen, Gewerkschaften,
Landesregierung, der kommunalen Familie und der Ar-
beitsverwaltung. Voraussetzung ist die genaue Informa-
tion über die regionalen Arbeitsmarktentwicklungen. Es
ist also ressortübergreifend. 

Darum ist es richtig, dass der Ministerpräsident angeregt
hat, in Hessen die Steuerungsgruppe Fachkräftesicherung
einzusetzen. Darum ist es auch richtig, dass wir in Hessen
eine Fachkräftekommission bekommen. Damit erhalten
wir nicht nur die nötigen Informationen, und wir sind
nicht auf dem Weg, etwas zu verzögern, sondern wir setzen

gezielt die Maßnahmen ein, die auch das Land stemmen
kann, ohne die Unternehmen aus ihrer Verantwortung zu
entlassen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Herr Lenders. – Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN spricht jetzt Herr Kollege Bocklet.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Lenders, wir haben einen Enquete-
kommissionsbericht aus dem Jahr 2007. Den stellen wir
Ihnen gerne noch einmal zur Verfügung.

(Jürgen Lenders (FDP): Nein, nein, den habe ich!)

Dort gibt es mehrfache Empfehlungen – ich habe es noch-
mals nachgelesen –, mehrfache Handlungsempfehlungen
zum Problem Arbeitsmarkt und Fachkräftemangel. 

Im September 2010 haben wir als GRÜNE hier den Setz-
punkt „Fachkräftemangel“ eingebracht. Da haben wir Ih-
nen klar aufgezeigt, welche Handlungsfelder es gibt. Sie
haben damals unseren Antrag abgelehnt und gesagt: Das
Kind schaukeln wir schon irgendwie.

Wenn wir angesichts dieser Tatsachen heute Ihre Rede
hören, in der Sie davon fabulieren, was man alles einmal
tun könnte, aber vergessen, dass Sie seit zwölf Jahren re-
gieren, dann ist das schon eine bodenlose Frechheit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im September
2010 hat die Industrie- und Handelskammer – sie steht
nicht immer im Verdacht, sehr GRÜNEN-nah zu sein –
festgestellt, dass wir in den nächsten drei bis vier Jahren –
also nicht 2020 oder 2030 – in Hessen140.000 Fachkräfte
benötigen, allein in Hessen. Diese Zahl ist nicht vom Him-
mel gefallen, die steht seit mindestens einem Jahr fest.

Wenn Sie dann fragen, welche Handlungsmöglichkeiten
wir aus landespolitischer Sicht haben, dann stellen Sie zu-
nächst einmal fest: Natürlich sind die Unternehmen ge-
fordert. – Selbstverständlich, da sind wir bei Ihnen, an Ih-
rer Seite. Aber was kann die Landesregierung selbst tun?
Wir können da ganz konkret etwas tun.

Ich fange einmal mit den Ressourcen an. Wir haben Ein-
gliederungsmittel bei der Bundesagentur für Arbeit in
Höhe von 300 Millionen € zur Sicherung von Arbeits-
kraft, für die Weiterbildung von Menschen, die arbeitslos
sind, zur Fortbildung – 300 Millionen €. Dazu kommen
weitere 26 Millionen € ESF-Mittel. Wenn man die von
den arbeitsmarktpolitischen Programmen des Landes ab-
zieht, bleiben immer noch 23 Millionen € originärer Lan-
desmittel für arbeitsmarktpolitische Programme. In der
Summe sind es also weit über 350 Millionen €, die für
Ausbildung, Beschäftigung oder Weiterbildung eingesetzt
werden könnten – und das bei 140.000 potenziellen Fach-
kräften, die uns fehlen.

Was also könnte man tun? Jetzt haben wir festgestellt: Wir
beginnen bei den Jüngsten, nämlich bei den Jugendlichen
– das „Handlungsfeld Jugendliche“. In den Übergangssys-
temen haben wir mehr als 29.000 Jugendliche, die keine
Ausbildung oder keinen Ausbildungsabschluss haben.
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Wann endlich erfolgt der radikale Umbau des Über-
gangssystems in Hessen, der gezielt darauf fokussiert, dass
diese Jugendlichen endlich einen Abschluss bekommen
und damit überhaupt erst den Zugang zur Integration in
den Arbeitsmarkt?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Uwe Frankenberger (SPD))

Zu diesen jetzt schon 29.000 Jugendlichen in Hessen kom-
men seit Jahren jährlich 2.000 weitere Jugendliche hinzu,
die in Hessen ohne Hauptschulabschluss die Schule ver-
lassen – jährlich, kontinuierlich, leicht schwankend um
plus/minus 100. In diesem Jahr waren es wieder 2.200 Ju-
gendliche ohne Hauptschulabschluss. Auch dies ist ein
Problem für unsere Jugend. Ihnen wird schon von Anfang
an der Zugang zum ersten Arbeitsmarkt verwehrt. Ich
sage noch einmal: Bedenken Sie die Ressourcen, die wir
hier haben.

Zweite Baustelle: die Frauen, die z. B. im SGB-II-Bezug
sind. Wir wissen, über 10.000 alleinerziehende Frauen
wollen gerne wieder arbeiten gehen. Herr Lenders, dann
ist es schon ein starkes Stück, wenn Sie sagen, Sie haben
sich da schon bemüht.

Wir hatten gerade eine Pressekonferenz von vier Zustän-
digen aus den größten Städten in Hessen. Das war eine
schallende Ohrfeige für die Landespolitik. Es fehlen so-
wohl Mittel als auch das Personal für die U-3-Betreuung.
Diese Frauen wollen arbeiten. Sie können nicht arbeiten.
Verantwortlich sind Sie, und zwar seit zwölf Jahren. Kom-
men Sie also endlich in die Puschen, damit wir den Fach-
kräftemangel in Hessen konkret bekämpfen können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Drittens. Wir wissen, jedes zweite Unternehmen in Hes-
sen beschäftigt keine älteren Menschen über 55 Jahre
mehr. Was hat die Landesregierung getan? Sie hat für 37
Millionen € ein Programm aufgelegt mit dem Titel „Er-
fahrung hat Zukunft“. Das lief zwei, drei Jahre, kostete,
wie gesagt, 37 Millionen €, hat 289 ältere Menschen be-
schäftigt – und wurde sang- und klanglos eingestellt.

Das habe ich auch schon im letzten Jahr gesagt. Was macht
eigentlich die Landesregierung, um Anreize zu schaffen,
um ältere Menschen stärker in Beschäftigung zu lassen?
Was passiert hier eigentlich? Sie machen einmal ein Pro-
gramm. Sie brüsten sich. Sie fahren damit durch die Me-
dienlandschaft. Dann stellen Sie es sang- und klanglos ein
und kümmern sich nicht mehr darum. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das ist doch keine Arbeitsmarkt-
politik, die diesen Namen verdient.

Ein vierter Punkt. Vom Landesamt für Statistik wissen
wir, dass wir in Hessen 100.000 Menschen im Job haben,
die keinerlei Abschlüsse haben – 100.000 Menschen zwi-
schen 25 und 65 Jahren. Wir wissen genau: Sie sind immer
wieder von Arbeitslosigkeit bedroht. 

Andererseits hat die Bundesagentur für Arbeit allein in
Hessen 300 Millionen € für Weiter- und Fortbildung zur
Verfügung. Ich habe gerade die neuen Zahlen bekommen.
Wissen Sie, wie viele Mittel im Jahr 2010 ausgeschöpft
wurden? Wissen Sie es? – Lediglich 210 Millionen €. 90
Millionen € wurden von den Optionskommunen und den
anderen Jobcentern nicht ausgeschöpft, um diese sowie
die arbeitslosen Menschen so zu qualifizieren, dass sie für
den Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.

(Zuruf des Abg. Florian Rentsch (FDP))

Die größte Katastrophe war – Herr Kollege Rentsch –:
Die Optionskommunen haben ihre Mittel überhaupt
nicht ordentlich ausgeschöpft. Sie hatten einen Ausschöp-
fungsgrad von lediglich 74 %. Sie haben Gelder. Geben
Sie die endlich aus, damit Langzeitarbeitslose wieder dem
ersten Arbeitsmarkt zugeführt werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sich die Handlungsfelder ansehen – Jugendliche
in Ausbildung bringen, Alleinerziehende dem Arbeits-
markt durch bessere Kinderbetreuung zur Verfügung stel-
len –, wenn Sie sehen, dass ältere Arbeitnehmer wieder
mehr Chancen brauchen, wenn Sie sehen, dass Unge-
lernte endlich weitergebildet werden müssen, wenn Sie all
das sehen und dann die hessischen Ressourcen sehen,
dann frage ich Sie noch einmal: Was hat die Hessische
Landesregierung wirklich getan, damit der Fachkräfte-
mangel – der nicht nur eine wirkliche Bedrohung ist, son-
dern der mittlerweile eine Gefährdung des Wirtschafts-
aufschwungs ist – behoben wird? Was haben Sie wirklich
getan, außer hier einen solchen Antrag vorzulegen?
Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist eine bo-
denlose Frechheit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern muss ich Ihnen sagen: Wir diskutieren seit Lan-
gem darüber. Wir hatten dazu eine Enquetekommission
eingerichtet. Wir haben Vorschläge, Handlungsfelder von
Bildungsinstitutionen, von Unternehmen längst selbst
vorgegeben, und dann kommt der Hessische Ministerprä-
sident – nachdem wir das im Übrigen schon vor einem
Jahr diskutiert haben – und gründet zum 2. November
2011 – was? – eine weitere Kommission.

Man kann das tun. Wir werden uns dem jetzt auch nicht
entgegenstellen und sagen, das ist der falsche Weg. Natür-
lich braucht man immer eine Expertenkommission – viel-
leicht eine, die bei der Umsetzung hilft. Herr Kollege
Schork, wenn vielleicht auch Ihnen ein weiteres Lichtlein
aufgehen sollte, dann sollte man nichts unversucht lassen.

(Vizepräsidentin Sarah Sorge übernimmt den Vor-
sitz.)

Die Zahlen liegen doch auf dem Tisch. Die Handlungs-
empfehlungen liegen auf dem Tisch. Sie haben die
Ressourcen. Wann handeln Sie denn endlich? Meine sehr
geehrten Damen und Herren von CDU und FDP, hören
Sie auf mit einem so schwadronierenden Antrag, kommen
Sie in die Puschen, und machen Sie endlich Arbeitsmarkt-
politik, die diesen Namen auch verdient. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Bocklet. – Zu einer Kurzinter-
vention hat sich Herr Kollege Lenders zu Wort gemeldet.

Jürgen Lenders (FDP):

Also, Herr Kollege, wenn man Sie so reden hört, könnte
man meinen, wir hätten immer noch 5 Millionen Arbeits-
lose. Herr Kollege, das, was Sie gerade hier zitiert haben,
ist kein Thema für Sie in der Wirtschaftskrise gewesen. Je-
des Mal, wenn ich während der Wirtschaftskrise darauf
hingewiesen habe, dass wir das Thema Fachkräftemangel
wieder auf die Agenda bekommen, haben Sie sich wegge-
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duckt und haben gesagt: Das stimmt nicht, wir bekommen
wieder Massenarbeitslosigkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Das war das Thema der GRÜNEN. Das will ich Ihnen
auch noch einmal sagen. Zehn Minuten reichen selbst bei
diesem Setzpunkt nicht aus, um die Maßnahmen, die die
Landesregierung ergriffen hat, um dem Fachkräftemangel
zu begegnen, hier aufzuführen. Ich wollte nur klarma-
chen, dass wir eine andere Geisteshaltung haben als die
GRÜNEN.

Das machen Sie mit Ihrem Antrag wieder deutlich. Das
hat auch in Ihrer Rede wieder Anklang gefunden. Sie mei-
nen, alles und jedes müsse vom Staat geregelt werden.
Herr Bocklet, ich frage Sie: Was machen Sie demnächst,
wenn der Unternehmer zu Ihnen kommt und sagt: „Ich
bekomme keinen Facharbeiter, Herr Bocklet, Sie haben
die Aufgabe, ihn mir zu bringen“? Da bin ich gespannt,
welches Verhältnis Sie von Staat, Gesellschaft und Unter-
nehmen haben. Das ist die Geisteshaltung, die Sie zeigen.
Der werden wir eine klare Abfuhr erteilen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Lenders. – Herr Bocklet hat Gelegen-
heit zur Antwort.

Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Lenders, wir haben im letzten Jahr schon einmal hier
gestanden und darüber diskutiert. Ich hatte den Eindruck,
dass es schon damals eine gemeinsame Problemanalyse
gab. Wenn man aber dann ein weiteres Jahr verstreichen
lässt, ohne die Handlungsinstrumente, die man selbst zur
Verfügung hat, zu nutzen, dann stimmt etwas nicht. Sie
können die Zahlen nicht entkräften: 29.000 Jugendliche
im Übergangssystem, weitere 2.000 Jugendliche ohne Ab-
schluss. Sie müssen die Alleinerziehenden betrachten, die
nicht in den Arbeitsmarkt kommen. Die Zahlen haben
sich doch in Ihrer Regierungsphase nicht verbessert,
schon gar nicht in den letzten Jahren.

(Jürgen Lenders (FDP): Wir sprechen hier vom
Fachkräftemangel und nicht von Arbeitslosigkeit,
das sind Arbeitslose! – Weitere Zurufe von der
CDU und der FDP)

– Natürlich sind das Arbeitslose. Es ist ein Fachkräftepo-
tenzial, das attestieren Sie ihnen. – Wir haben im Septem-
ber zusammen mit Herrn Grüttner eine Tagung in Frank-
furt durchgeführt. Alle Experten haben gesagt, welche Po-
tenziale wir haben, um den Fachkräftemangel zu bekämp-
fen.

(Jürgen Lenders (FDP): Wir haben einen Fachkräf-
temangel!)

Die Experten sagen: Es werden die Jugendlichen sein, die
Frauen, die Migranten. Außerdem werden es auch die Äl-
teren sein. Natürlich ist das kein Staatsmonopol, das sagt
auch niemand. Wir wollen nicht, dass der Staat alles lenkt.
Das habe ich in meiner Rede auch gesagt. Wir brauchen
die Unternehmen, die sich darum kümmern. Es ist aber
wohlfeil in all diesen Anträgen, die Sie uns auf den Tisch
schmeißen, zu sagen, wir benötigten jetzt mehr Anstren-
gungen. Es ist deswegen wohlfeil,

(Zuruf des Abg. Jürgen Lenders (FDP))

weil Sie die Instrumente in der Hand haben, sie aber nicht
wirkungsvoll und konsequent nutzen. Das ist das Pro-
blem. Aus diesem Grund gehen Ihre Appelle ungehört aus
dem Fenster hinaus, solange Sie es nicht hinbekommen,
dass Jugendlichen, Frauen, Migranten und Älteren der
Zugang zum Arbeitsmarkt endlich erleichtert wird. Das
ist genau der Punkt, den Sie nicht hören wollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Bocklet. – Das Wort hat Herr
Kollege Frankenberger für die SPD-Fraktion.

Uwe Frankenberger (SPD):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Kollege Lenders, ich glaube, Sie bauen hier einen Gegen-
satz auf, der nie so existiert hat. Auch wenn die Arbeitslo-
sigkeit auf der einen Seite erfreulicherweise zurückgegan-
gen ist,

(Zuruf des Abg. Dr. Frank Blechschmidt (FDP))

so sind 2,7 oder 2,8 Millionen Arbeitslose immer noch zu
viel.

(Jürgen Lenders (FDP): 5 Millionen!)

Es ist weiterhin eine riesige Herausforderung, dass offen-
bar das Angebot an Arbeitskräften mit dem, was von der
Wirtschaft nachgefragt wird, nicht immer übereinstimmt.
Das ist eine riesige Herausforderung, die wir gemeinsam
bewältigen müssen.

Ich finde es gut, dass die CDU und die FDP als Regie-
rungsfraktionen dieses Thema im Landtag zum Setzpunkt
machen. Nur muss ich Ihnen dazu sagen: Das, was Sie als
Antrag eingebracht haben, ist dem Thema nicht angemes-
sen. Meine Damen und Herren, es ist eher beschämend.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Marcus Bocklet
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Herr Kollege Bocklet hat darauf hingewiesen: Wir haben
im September des vergangenen Jahres, auf Initiative der
GRÜNEN, eine sehr engagierte Debatte über Fachkräf-
temangel geführt.

(Günter Schork (CDU): Richtig!)

Bei allen Unterschieden, die wir hatten, waren wir uns
doch alle einig, dass das ein wichtiges Thema ist, und wir
diese Herausforderung gemeinsam in den nächsten Jah-
ren bewältigen müssen. Schon damals hatten CDU und
FDP einen gemeinsamen Antrag vorgelegt, nach dem
Motto: Alles in Ordnung, die Landesregierung ist bereits
am arbeiten, im Grunde genommen gibt es für den grünen
Antrag überhaupt keinen Anlass. – Das war damals, ein
bisschen verkürzt, der Tenor.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wenn das alles so war, dann
frage ich mich, warum Sie heute Ihren Antrag überhaupt
noch eingebracht haben und dieses Thema als eine große
Herausforderung betrachten. Sie haben doch vor gut ei-
nem Jahr erklärt: Die Landesregierung macht alles richtig.
Wir wissen gar nicht, warum sich die anderen Fraktionen
hier so aufregen.
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(Beifall bei der SPD – Dr. Andreas Jürgens
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wahrscheinlich
haben sie ein Jahr lang geschlafen!)

– Herr Kollege Jürgens, Sie haben vollkommen recht. Ich
finde es peinlich, dass jetzt als großes Lob herausgestellt
wird, dass es der Landesregierung nach gut einem Jahr ge-
lungen ist, eine Fachkräftekommission zum Thema Fach-
kräftemangel auf die Beine zu stellen. – Wahrlich eine
stolze Bilanz dieser Landesregierung, wenn es um ein
solch wichtiges Thema geht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Günter Schork
(CDU))

Sie bejubeln im Hessischen Landtag, dass die Landesre-
gierung nach gut einem Jahr endlich handelt und zaghaft
an die Arbeit geht. Das finde ich ein bisschen wenig. Sie
wissen doch alle, der Fachkräftemangel ist nicht über uns
gekommen wie die Marsmännchen. Er ist für uns alle seit
Langem greifbar und wird uns auch in den nächsten Jah-
ren noch beschäftigen.

Da gibt es auch gewaltige Unterschiede, unter anderem,
was die Regionen betrifft. Die Situation ist, das wissen wir
alle, im Ballungsraum angespannter als in anderen Teilen
Hessens.

(Günter Schork (CDU): Das ist eine unbewiesene
Behauptung!)

Ich habe mir die Pressemitteilungen des Ministerpräsi-
denten, in denen die Einrichtung dieser Fachkräftekom-
mission angekündigt wird, angeschaut. Darin habe ich ei-
nen Satz gefunden, der mich stutzig gemacht hat. Die Lan-
desregierung hat gleich Gelegenheit, klarzustellen, ob das
so gemeint war, wie es hier steht:

Hessen soll aus sich selbst heraus den Fachkräfte-
mangel angehen. Was in Frankfurt wichtig ist, ist im
Werra-Meißner-Kreis oder im Vogelsberg kein
Thema.

Herr Staatssekretär, Sie haben jetzt gleich Gelegenheit,
klarzustellen, ob Sie wirklich der Auffassung sind, dass
Fachkräftemangel im Vogelsberg- oder im Werra-Meiß-
ner-Kreis kein Thema ist. So hat es in der „FAZ“ gestan-
den. Die Schlussfolgerung, die man daraus ziehen könnte,
ist: In einigen Regionen Hessens ist Fachkräftemangel
kein Thema. – Dem kann man natürlich so nicht zustim-
men.

Gerade Regionen, für die die demografische Entwicklung
eine besondere Herausforderung darstellt, sind auf eine
ausreichende Anzahl von qualifizierten Arbeitskräften
angewiesen. Gut ausgebildete Menschen werden nicht
nur im Ballungsraum, sondern auch für die wirtschaftliche
Entwicklung in anderen Regionen dringend gebraucht.

(Beifall bei der SPD – Karlheinz Weimar (CDU):
So ist es doch gar nicht gemeint! Was soll das
denn?)

Da müssen wir der Abwanderung von qualifizierten Ar-
beitskräften mit allen Kräften entgegentreten. Sie werden
auch in diesen Regionen dringend gebraucht.

Wir sind ja bescheiden, was die Erwartungen an die Lan-
desregierung anbelangt. Wir wünschen erst einmal der
Fachkräftekommission einen guten Start bei ihrer Arbeit.
Wir sind gespannt auf die Ergebnisse, die sie uns in einem
Jahr, im Jahr 2012, vorstellen wollen. Wir sind gespannt
auf die Lösungsvorschläge. Noch mehr gespannt sind wir

darauf, mit welchem Elan die Landesregierung dann dar-
angehen wird, diese Lösungsvorschläge umzusetzen, oder
ob es dann wieder ein gutes Jahr braucht, bis sie an die Ar-
beit geht.

Wie im Antrag angesprochen wird uns bei der Bewälti-
gung des Fachkräftemangels – der Kollege Lenders hat
auch darauf hingewiesen – nur ein Bündel von Maßnah-
men helfen. Grundlage, damit diese große Aufgabe über-
haupt gelingen kann, ist gute Bildung. Aber nach wie vor
ist es ein bildungspolitischer Skandal, dass in Hessen viel
zu viele Schüler die Schule ohne einen qualifizierten Ab-
schluss verlassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das können wir uns, wenn es um die wirtschaftliche Ent-
wicklung und die Zukunftsfähigkeit unseres Landes geht,
nicht leisten. Hier gehen Potenziale verloren, die wir drin-
gend brauchen.

Meine Damen und Herren, Bildungsministerin Schavan
hat nicht, um die hessische CDU zu ärgern, das Thema
Abschaffung der Hauptschule auf die Tagesordnung ge-
setzt. Sie hat es gemacht, weil sie genau weiß, dass in der
Abschaffung der Hauptschule, in der Zusammenlegung
von Haupt- und Realschule, ein Schlüssel dafür liegt, um
Durchlässigkeit im Bildungssystem herzustellen, damit in
Zukunft mehr Schülerinnen und Schüler die Schule mit
einem qualifizierten Abschluss verlassen; denn diese wer-
den dringend gebraucht.

Es ist doch eine ganz einfache Erkenntnis, dass man mit
den Bildungskonzepten von gestern die Herausforderun-
gen von morgen nicht bewältigen kann. Ich möchte noch
einen weiteren Punkt ansprechen. Neben gut ausgebilde-
ten Absolventen des dualen Systems brauchen wir in Zu-
kunft viele junge Menschen, die gut ausgebildet unsere
Hochschulen verlassen. 

Die SPD und auch andere Fraktionen weisen im Hessi-
schen Landtag seit geraumer Zeit darauf hin, dass die hes-
sischen Universitäten unterfinanziert sind. Genauso lange
drückt sich die Hessische Landesregierung, für die Zu-
kunftsfähigkeit der jungen Menschen mehr Geld in die
Hand zu nehmen, und das mit zwei wesentlichen Argu-
menten. Einmal sagen Sie: Die hessischen Hochschulen
hatten noch nie so viel Geld wie heute. – Wenn das so
stimmt, kann ich nur sagen: Es reicht aber nicht, weil die
Herausforderungen andere geworden sind.

(Beifall bei der SPD)

Das zweite Argument finde ich noch viel erschreckender.
Sie sagen: Hier handelt es sich um einen vorübergehenden
Berg, der in einigen Jahren an unseren Hochschulen ab-
gebaut sein wird.

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur sagen, dass
das geradezu fahrlässig ist. Alle Experten sind sich einig,
dass diese Berge nicht abgebaut sein werden, sondern
dass die Studentenzahlen an den Universitäten in den
nächsten Jahren gleichbleibend sein werden. Sie leben
hier von dem Prinzip Hoffnung und machen sich etwas
vor, wenn Sie an der Auffassung festhalten, dass sich das
Problem in einigen Jahren ganz von selbst lösen würde.

(Beifall bei der SPD)

Im vorliegenden Antrag wird betont, dass ein wichtiger
Beitrag zur Überwindung des Fachkräftemangels die Er-
höhung des Anteils erwerbstätiger Frauen ist. Dazu ge-
hört es, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ver-
bessern. Es wird darauf hingewiesen, dass Voraussetzung
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dafür ein ausreichendes Angebot an Betreuungsplätzen
ist.

Dann kann ich Sie nur fragen: Warum sorgen Sie nicht da-
für, dass den Kommunen genügend Geld zur Verfügung
gestellt wird, um vor Ort ausreichende U-3- und Ü-3-Be-
treuungsangebote vorhalten zu können? Sie lösen in die-
sem Punkt das, was Sie den Kommunen gegenüber schul-
dig sind, nicht ein, meine Damen und Herren von CDU
und FDP.

Ich will nicht nur kritisieren, sondern ich will ausdrücklich
loben, dass in einem Antrag von CDU und FDP im Hessi-
schen Landtag – ich hätte mir das vor Jahren so nicht träu-
men lassen – von einer Stärkung der Willkommenskultur
gegenüber Zuwanderern die Rede ist. Ich muss sagen, es
findet ausdrücklich unsere Anerkennung, dass das so weit
ist.

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Frankenberger, ich darf Sie bitten, zum
Schluss Ihrer Rede zu kommen.

Uwe Frankenberger (SPD):

Ich kann Ihnen da nur zurufen: herzlich willkommen in
der Wirklichkeit, meine Damen und Herren von der
CDU.

(Beifall bei der SPD)

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. – Ich würde mir
bei diesem wichtigen Thema wünschen, dass mehr pas-
siert, als dass die Landesregierung das tut, was sie am be-
sten kann: ankündigen. Es müssen Taten folgen. – Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Frankenberger. – Nächster
Redner ist Herr Kollege Schork für die CDU-Fraktion.

(Clemens Reif (CDU): Jetzt kommt wieder Rea-
lismus! – Gegenruf des Abg. Günter Schork
(CDU): Aber nicht der sozialistische!)

Günter Schork (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Es ist richtig, dass wir uns vor einem Jahr im Septem-
ber an dieser Stelle bereits mit dem Thema Fachkräfte-
mangel beschäftigt haben. Ich hoffe, dass heute noch das
gilt, was wir damals festgestellt haben und worüber Einig-
keit bestand: dass der Fachkräftemangel und die Bewälti-
gung des Problems nicht nur eine Frage des Wachstums
und unseres Wohlstands sind, sondern auch eine Frage des
gesellschaftlichen Zusammenhalts.

Weil das so ist, ist es gut, dass das Problem im Fokus der
Hessischen Landesregierung steht. Gerade weil nicht alles
gut und in Ordnung ist, sondern weil noch weiterer Hand-
lungsbedarf besteht, ist es richtig und zu begrüßen, dass
die Hessische Landesregierung die Fachkräftekommis-
sion Hessen ins Leben gerufen hat.

Wenn das hier kritisiert wird, dann stelle ich fest, dass in
dem aktuellen Antrag der GRÜNEN, der heute auch zur
Diskussion steht, unter Punkt 4 genannt wird:

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, in
Kooperation mit der hessischen Wirtschaft, der Re-
gionaldirektion für Arbeit sowie den Weiterbil-
dungsträgern umgehend Maßnahmen zu ergreifen
und Konzepte zu erarbeiten, um dem Fachkräfte-
mangel zu begegnen.

Sie schreiben genau das in den Antrag, was Sie hier kriti-
sieren und was die Hessische Landesregierung gemacht
hat: Sie hat diese Kommission ins Leben gerufen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Diese Kommission beschäftigt sich im Wesentlichen mit
drei Fragen: Wo stehen wir bei der Fachkräfteversorgung?
Wie wird sich die Situation an den Arbeitsmärkten in Zu-
kunft ändern? Wie können wir einem Mangel an Fach-
kräften entgegenwirken?

Das hört sich alles sehr einfach und schnell lösbar an. Die
Wirklichkeit ist etwas diffiziler. Mit diesen Fragen ver-
bunden sind die demografische Entwicklung und damit
einhergehend die Veränderung der Altersstruktur am Ar-
beitsmarkt. Damit verbunden sind die regionalen Unter-
schiede zwischen ländlichem Raum und Städten/Bal-
lungsräumen. Dazu gehört die Aktivierung inländischer
Potenziale. Dazu gehört die intensivere Nutzung des eu-
ropäischen Arbeitsmarktes, und dazu gehört, ohne dass
ich die Aufzählung als abschließend bewerten will, die
Stärkung der Zuwanderung qualifizierter und hoch quali-
fizierter Menschen. Dies sind, nur stichwortartig genannt,
die Aufgaben und Problemfelder, mit denen sich die Fach-
kräftekommission zu beschäftigen hat.

Richtig ist auch – das gehört zur Wahrheit hinzu –, dass
nicht nur die Politik gefordert ist, sondern auch die Wirt-
schaft und die Unternehmen. Da gilt: Wer selbst ausbildet,
hat den ersten Zugriff auf gute Fachkräfte. Ich erkenne
für die CDU-Fraktion ausdrücklich an und will es lobend
herausstellen, dass es gerade der Mittelstand, die kleinen
und die mittleren Unternehmen sind, die da mit gutem
Beispiel vorangehen und Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung stellen.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie der Abg.
Petra Fuhrmann (SPD))

Für die Wirtschaft gilt auch: Wer gute Schüler in der aka-
demischen Ausbildung, etwa bei einem dualen Studium,
begleitet, kommt an gute Hochschulabsolventen. Die
Frage der Mitarbeiterbindung wird weiter an Bedeutung
zunehmen.

Dazu gehören laufende Qualifizierung und Weiterbil-
dung, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, damit ver-
bunden flexiblere Arbeitszeiten und die Ausweitung der
Zahl der Telearbeitsplätze sowie andere Dinge, die von
meinen Vorrednern genannt worden sind. Das ist eine
Fülle von Maßnahmen, die zu erörtern sind, um daraus die
notwendigen Schlussfolgerungen zu ziehen, Maßnahmen-
kataloge zu bilden und sie dann entsprechend umzuset-
zen. 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen zu dem ma-
chen, was hier gesagt wurde. Ich will etwas zu dem „Über-
gangssystem“ sagen. Ich sage ausdrücklich: Ich bedauere
es sehr, dass sich dieser Begriff eingeschliffen hat. Viel
besser wäre der Begriff Qualifizierungssysteme. Was wird
dort gemacht? In diesen Qualifizierungsystemen werden
die Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler in Bezug
auf ihre Allgemeinbildung gestärkt. Die personalen und
sozialen Kompetenzen werden gestärkt. Die Vorberei-
tung auf die Berufs- und Arbeitswelt bzw. die Vermittlung
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von beruflichen Qualifikationen oder Teilqualifikationen
wird gewährleistet. Es gibt die Möglichkeit, Schulab-
schlüsse nachzuholen bzw. weiterführende Schulab-
schlüsse zu erwerben. Deswegen sind das keine nutzlosen
Übergangsschleifen, sondern es ist eine Unterstützung
beim Erwerb von Kompetenzen, die die Chance bieten –
für manche letztmalig die Chance bieten –, sich in die Be-
rufs- und Arbeitswelt zu integrieren. 

Ich glaube nicht, dass es der Sache dienlich ist, wenn man
all die Dinge, die dort passieren, abqualifiziert. Natürlich
sind zu viele Schülerinnen und Schüler in diesen Ausbil-
dungssystemen, und natürlich müssen wir schauen, wie
wir die Mittel effizienter und besser einsetzen können.
Dass dies geschieht und dass das Thema nicht an uns vor-
beigeht – anders, als es hier dargestellt wird –, das zeigt
sich z. B. in den Hessencampi, die die Frage des Über-
gangsmanagements zu einem wichtigen Bestandteil ihrer
Arbeit gemacht haben, um dort vorwärtszukommen.

Sie negieren, wenn wir über dieses Thema sprechen, auch
das, was wir im Bereich der schulischen Bildung unter-
nommen und umgesetzt haben, um zu besseren und höhe-
ren Abschlussquoten zu kommen und die Schülerinnen
und Schüler besser auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten.
Sie erwähnen hier nicht das Modell SchuB und die SchuB-
Klassen. Sie erwähnen hier nicht, dass wir in das Hessische
Schulgesetz in diesem Jahr die Mittelstufenschule aufge-
nommen haben – bewusst mit der Zielsetzung, Haupt-
schüler bereits in der Schule so zu qualifizieren, dass sie
im Anschluss an ihre schulische Ausbildung ohne Über-
gangs- und Ausbildungssysteme in die berufliche Ausbil-
dung gehen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Sie haben recht: Es gibt immer noch zu viele Schülerinnen
und Schüler, die die Schule ohne Abschluss verlassen. Zur
Wahrheit gehört aber auch, dass es die Bildungspolitik
von CDU und FDP war, die dafür gesorgt hat, dass sich
die Zahl dieser Schülerinnen und Schüler in den letzten
zwölf Jahren mehr als halbiert hat. Auch das gehört zur
Wahrheit.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Sich dann hierhin zu stellen und zu sagen, die Regierung
aus CDU und FDP habe nicht gehandelt, ist schlicht und
einfach nicht richtig.

Wenn wir über das Thema Ausbildungssysteme sprechen,
dann muss ich sagen, ich halte die Vorschläge, die von der
Wirtschaft gekommen sind, für sehr begrüßenswert. Wir
müssen uns das System insgesamt anschauen. Es stellt sich
die Frage, ob es nicht besser ist, wenn wir die jungen Men-
schen gleich in die Ausbildung geben und die Betriebe ge-
meinsam mit den beruflichen Bildungsinstituten versu-
chen, die Schüler auszubilden. Ich bin sicher, dass sich die
Fachkräftekommission, die die Landesregierung einberu-
fen hat, und das hessische Wirtschaftministerium an die-
sem Vorschlag orientieren und prüfen werden, inwieweit
er umgesetzt werden kann.

Hessencampus habe ich schon genannt. Ich erwähne
stichwortartig noch das „Netzwerk Wiedereinstieg“, mit
dem die Rückkehr von Frauen in den Beruf erleichtert
werden soll.

Die Hessische Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen von CDU und FDP machen das Richtige und
Notwendige. Wir werden diesen Weg weitergehen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsidentin Sarah Sorge: 

Vielen Dank, Herr Schork. – Nächste Rednerin ist Frau
Kollegin Wissler für die Fraktion DIE LINKE.

Janine Wissler (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Die FDP-
Fraktion hat das Thema Fachkräftemangel auf die Tages-
ordnung gesetzt. Derzeit ist ja eines der Probleme der
FDP, dass sie in der Partei einen ganz akuten Fachkräfte-
mangel hat.

(Heiterkeit bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zurufe von der FDP)

Das ist im Übrigen auch ein Problem der Landesregie-
rung. Auch die Landesregierung hat ein großes Problem
mit dem Fachkräftemangel.

(Heiterkeit bei der LINKEN, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Minister Michael
Boddenberg: Wie lange haben Sie für den Satz ge-
braucht, Frau Kollegin?)

Für DIE LINKE gilt: Wer Fachkräfte haben will, der muss
sie ausbilden. Deshalb verstehe ich die Prioritätensetzung
und den Aufbau Ihres Antrags nicht ganz. Bei Ihnen
kommt die Verantwortung der Unternehmen als letzter
Punkt. Eigentlich müsste das der erste Punkt sein, vor al-
lem wenn eine solche Initiative von einer Partei einge-
bracht wird, die immer sagt, der Staat solle doch nicht al-
les regeln. Während die FDP sonst immer „privat vor
Staat“ sagt, schreiben Sie in Ihren Antrag erst einmal acht
Punkte zu all den Maßnahmen, die der Staat ergreifen
soll, um bei Punkt 9 anzumerken, auch die Unternehmen
sollen einen Beitrag leisten.

(Mario Döweling (FDP): Dass Sie nichts von Libe-
ralismus verstehen, ist mir klar!)

An der Stelle ist wohl nichts mit „privat vor Staat“. An der
Stelle soll der Staat nämlich wieder einmal die Kohlen aus
dem Feuer holen, weil die Unternehmen ihrem Auftrag
nicht nachkommen.

(Zurufe der Abg. Clemens Reif (CDU) und Mario
Döweling (FDP))

– Ich weiß, ehrlich gesagt, nicht, auf welchen dieser ni-
veaulosen Zwischenrufe ich eingehen soll. Deshalb sage
ich einfach zu keinem etwas.

(Zurufe von der CDU und der FDP)

Zuallererst sind die Unternehmen in der Pflicht, die den
Fachkräftemangel beklagen. Die müssen wir doch fragen,
wie viele Leute sie in der letzten Zeit ausgebildet haben.
Solange viele Unternehmen ihrer Ausbildungsverpflich-
tung nicht nachkommen – wir haben die Situation, dass
nur 35 % der Unternehmen überhaupt ausbilden, wir ha-
ben eine Ausbildungsquote in Hessen von 4,4 % –, so
lange muss man die Unternehmer an ihre Verantwortung
erinnern und ihnen klarmachen, dass die Verantwortung
bei ihnen liegt. Sie sollen nicht über einen Fachkräfte-
mangel klagen, sondern ihn beheben und endlich gute
Ausbildungsplätze schaffen.
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(Beifall bei der LINKEN – Florian Rentsch (FDP):
Man kann es Ihnen wirklich nie recht machen!)

Wer Fachkräfte haben will – darüber haben wir gestern
und heute Morgen geredet –, der muss natürlich auch die
Hochschulen vernünftig ausstatten und sich dafür einset-
zen, die Studierendenquote zu erhöhen, statt immer darü-
ber zu reden, wie man den Studentenberg, den wir derzeit
haben, „untertunneln“ kann. Man muss die jetzige Situa-
tion nutzen, um die Lage grundsätzlich zu verbessern.

Ich fand es ganz interessant, was Herr Lenders zur Frage
der Frauenerwerbstätigkeit gesagt hat. Ansonsten merkt
man ja nicht viel davon, dass Ihnen die Frauen und die Er-
werbstätigkeit von Frauen am Herzen liegen. Aber auch
das, was in Ihrem Antrag zu der Frage der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf steht, bleibt leider eine Floskel. Sie
schreiben in den Antrag, Sie wollen, dass Familie und Be-
ruf besser vereinbar sind. Vor etwa zwei Wochen trat die
neue Bedarfsgewerbeverordnung in Kraft, mit der Sie die
Sonntagsarbeit ausweiten, beispielsweise im Versandhan-
del – das haben Sie später zurückgenommen – und bei
Callcentern. 

(Stefan Müller (Heidenrod) (FDP): Unsinn!)

– Sie rufen „Unsinn!“ Wer arbeitet denn überwiegend in
Callcentern? Das sind überwiegend Frauen. Sie reden in
Ihrem Antrag von der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf, und gleichzeitig weiten Sie die Sonntagsarbeit aus.
Das ist doch ein Widerspruch, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer die Erwerbstätigkeit von Frauen fördern will, der
darf die Arbeitsmärkte nicht immer mehr flexibilisieren,
weil es gerade die Frauen sind, die dann Beruf und Fami-
lie – denken Sie z. B. an die Kinderbetreuung – überhaupt
nicht mehr unter einen Hut bringen können.

(Zurufe von der FDP)

Das nächste Thema: der Umgang mit ausländischen Be-
rufsabschlüssen. Sie werden in Deutschland nicht aner-
kannt. Dafür ist die gesetzliche Grundlage, die es jetzt auf
der Bundesebene gibt, absolut unzureichend. Sie ist bes-
ser als nichts; aber wir wissen, dass viele Berufe gar nicht
davon betroffen sind. Es ist einfach eine unhaltbare Situ-
ation, dass hoch qualifizierte Menschen, deren ausländi-
sche Abschlüsse in Deutschland nicht anerkannt werden,
in Frankfurt Taxi fahren oder andere Tätigkeiten ausüben
müssen, weil sie nicht in ihrem Beruf arbeiten können. 

Ausdrücklich begrüßen wir, dass in Ihrem Antrag steht,
Sie wollten eine neue Willkommenskultur in Hessen ver-
ankern. Das finden wir sehr gut. Ich habe dazu auch einen
konkreten Vorschlag: Sorgen Sie als Allererstes dafür,
dass der „Wetzlar Kurier“ eingestellt wird. Das wäre wirk-
lich ein Beitrag zu einer neuen Willkommenskultur in
Hessen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Entscheidend ist, dass wir den Menschen nicht weiterhin
den Weg zum Arbeitsmarkt verbauen und hinterher einen
Fachkräftemangel beklagen. Wir müssen diese Wege viel-
mehr öffnen. 

Aber Ihnen geht es hier natürlich auch darum, hoch qua-
lifizierte Arbeitskräfte aus dem Ausland anzuwerben, für
deren Ausbildungskosten man nicht aufzukommen
braucht. Das kann man sich sparen. Deswegen ist es wich-
tig, sich einmal anzuschauen, wie die reale Lage aussieht,
was den Fachkräftemangel betrifft. 

Es gibt eine Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung. Dort fragt man die Betriebe nach
den „Gründen von Aktivitätshemmnissen“. Der häufigste
Grund für Aktivitätshemmnisse ist – wen wundert es? –
ein Mangel an Nachfragen nach Gütern und Dienstleis-
tungen des betreffenden Betriebs. Das ist nicht verwun-
derlich; denn zwei Drittel der Unternehmen hängen von
der Binnenmarktnachfrage ab. 

Damit sind wir wieder bei dem Thema Mindestlohn. Die
größten Probleme, die die deutsche Wirtschaft hat, sind
der Mangel an Nachfrage und eine Schwäche der Binnen-
konjunktur. Da muss man ansetzen, wenn man sagt, man
möchte etwas für die Wirtschaft in diesem Land tun. Nur
8 % der Unternehmen geben in dieser Umfrage an, dass
die Arbeitskräfteknappheit ein wirkliches Problem dar-
stellt. 

Deshalb warnt das IAB auch vor einer Dramatisierung
der Situation. Ja, wir haben stellenweise einen Fachkräfte-
mangel; aber es ist wenig hilfreich, das zu einem allgemei-
nen, den ganzen Arbeitsmarkt umspannenden Phänomen
zu überhöhen. Wenn man sich die sogenannten Vakanz-
zeiten anschaut, also die Zeiträume, in denen Stellen un-
besetzt sind, stellt man fest, dass sie im letzten Jahr bei
durchschnittlich 56 Tagen lagen. Das sieht das IAB als kei-
nesfalls alarmierend an. 

Längere Vakanzzeiten haben wir allerdings im Gesund-
heitssystem – ganz besonders lange bei den Stellen für
Ärzte und Krankenschwestern. Man muss sich fragen,
woran das liegt. Liegt es vielleicht auch an dem deutschen
Gesundheitssystem, also daran, dass es offensichtlich
nicht besonders attraktiv ist, dort zu arbeiten?

Das IAB sieht auch in der Lohnentwicklung ein Indiz da-
für, dass es eben keinen dramatischen Fachkräftemangel
gibt. Im IAB heißt es nämlich, ein eklatanter Mangel müs-
ste auch zu deutlich sichtbaren Lohnsteigerungen führen.
Ich glaube, wir alle sind uns einig, dass das nicht der Fall
ist.

Auch wir LINKE sagen, wir wollen möglichst viele Men-
schen in den Arbeitsmarkt integrieren. Wir brauchen
Fachkräfte. Aber das schaffen wir nur, indem wir für Aus-
bildungsplätze sorgen, statt immer mehr Menschen im
Übergangssystem zu parken. Wichtig ist es auch, gute
Hochschulen zu schaffen und die Zahl der Studienplätze
zu erhöhen. 

(Zuruf von der FDP: Uns fehlen die Leute dafür!
Menschenskinder, in welcher Welt leben Sie denn?)

Wir müssen über die Anerkennung ausländischer Ab-
schlüsse reden. Ich erinnere nur daran, dass DIE LINKE
vor acht Wochen einen Antrag betreffend die Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse im Hessischen Landtag
eingebracht hat. Den haben CDU und FDP leider abge-
lehnt. 

(Zuruf von der FDP: Zu Recht!)

Um die Erwerbstätigkeit von Frauen zu fördern, halten
wir es für wichtig, die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf zu verbessern und – das sage ich an die Adresse der
FDP gerichtet – Frauenquoten einzuführen. Ihrer Frak-
tion hätte eine Frauenquote ganz gutgetan. 

(Beifall bei der LINKEN – Florian Rentsch (FDP):
Die einen sagen so, die anderen so!)

Es darf auch keine weitere Flexibilisierung der Arbeits-
zeiten geben. Das wären sinnvolle Maßnahmen. 
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Stattdessen bringen Sie einen Antrag ein – das ist fast
schon niedlich –, in dem steht, der Landtag begrüßt, dass
die Landesregierung auf Anregung des Ministerpräsiden-
ten einen Arbeitskreis einberufen hat. Sagen Sie einmal
ganz ehrlich: Was soll das? Warum soll es der Landtag be-
grüßen, dass Sie auf Anregung des eigenen Ministerpräsi-
denten einen Arbeitskreis einberufen? Statt konkrete
Schritte zu unternehmen – immerhin bilden Sie die Lan-
desregierung –, stellen Sie derartige Anträge. 

Kommen Sie mit Gesetzesinitiativen und mit konkreten
Konzepten. Aber lassen Sie den Landtag bitte nicht be-
schließen, dass er es gut findet, dass Sie einen Arbeitskreis
einrichten. Richten Sie den Arbeitskreis vielmehr ein, re-
den Sie nicht länger darüber, und kommen Sie wieder,
wenn er Ergebnisse hat. Die können Sie dann dem Land-
tag vorlegen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Herr Kolleg Döwe-
ling hat sich zu einer Kurzintervention gemeldet. 

Mario Döweling (FDP): 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Liebe Kol-
legin Wissler, 

(Zurufe: Oh!)

ich habe bei Ihnen eine gewisse Verwirrung ausgemacht,
was das liberale Verhältnis von Staat und Gesellschaft an-
geht. Deswegen will ich versuchen, ein wenig zur Aufklä-
rung beizutragen. Sie sind recht jung an Jahren und in Ih-
rem Weltbild vielleicht noch nicht so gefestigt wie z. B. der
Kollege van Ooyen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Sie haben moniert, wir Liberale würden sonst immer „pri-
vat vor Staat“ sagen. Dazu sage ich ganz klar: Ja, die Libe-
ralen sagen „privat vor Staat“. Aber der Staat hat nach li-
beralem Verständnis auch die Rahmenbedingungen zu
schaffen, die ein erfolgreiches Wirtschaften und Wirken in
diesem Land ermöglichen. Wenn es also einen eklatanten
Mangel gibt, z. B. bei den Fachkräften, ist es auch unsere
Aufgabe, das zu thematisieren und hier auf die Tagesord-
nung zu setzen. Dann muss der Staat durchaus überlegen,
was er machen kann. 

Das bewegt sich dann in ganz verschiedene Richtungen.
Wir haben gesehen, dass Kollege Bocklet und die GRÜ-
NEN das im Sozialbereich verorten. Wir haben auch et-
was über die Schulpolitik gehört. Das ist ein allumfassen-
des Thema. Aber ich sage auch ganz klar, dass das liberale
Verständnis vom Staat so aussieht, dass sich der Staat
zwar so weit wie möglich heraushalten, aber die Rahmen-
bedingungen dafür schaffen soll, dass ein gutes und er-
folgreiches Wirtschaften in diesem Land möglich ist, um
Wohlstand für uns alle zu gewährleisten. 

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Sarah Sorge: 

Vielen Dank, Herr Kollege Döweling. – Frau Kollegin
Wissler hat Gelegenheit zur Antwort.

(Florian Rentsch (FDP): Jetzt wollen wir einmal se-
hen, wie gefestigt das Weltbild ist!)

Janine Wissler (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 

(Zurufe von der CDU und der FDP)

– Sie müssen es mit sich selbst ausmachen, ob Ihr macho-
hafter Diskussionsstil dem Hessischen Landtag angemes-
sen ist. Das ist eine Frage Ihres Stils. 

(Clemens Reif (CDU): Sie haben es wirklich nicht
leicht!)

Ich will etwas zu Ihrer inhaltlichen Verwirrung sagen. Ich
stelle nämlich fest, dass Sie immer dann „privat vor Staat“
schreien, wenn es um Rechte geht. Wenn es um das Recht
auf wirtschaftliche Betätigung und um das Recht auf Pro-
fite geht, schreien Sie immer „privat vor Staat“. 

Aber in dem Fall geht es um Pflichten und um Verant-
wortung. Wenn es um Pflichten und um Verantwortung
geht, ist die FDP die Erste, die ganz schnell nach dem
Staat schreit und sagt, die Risiken und die gesellschaft-
lichen Probleme solle der Staat möglichst allein lösen. Das
soll möglichst die öffentliche Hand regeln. Das soll zulas-
ten der Steuerzahler gelöst werden. Das ist Ihr „privat vor
Staat“. Das kehrt sich ganz schnell um, wenn es nicht mehr
nach den Unternehmen geht. 

Deswegen kann man sagen, dass Sie eine klare Klientel-
partei sind. Sie vertreten die Interessen von etwa 2 % der
Bevölkerung. Das scheint so zu sein.

(Zuruf von der FDP: Das ist unglaublich!)

Deswegen dreht sich diese Formel bei Ihnen ganz schnell
um, je nachdem, wie Sie es brauchen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Sarah Sorge: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Nun hat für die
Landesregierung Herr Minister Boddenberg das Wort.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das kann man kürzer sagen: Gewinne privat – Ver-
luste Staat!)

Michael Boddenberg, Minister für Bundesangelegenhei-
ten und Bevollmächtigter des Landes Hessen beim Bund: 

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich will zunächst einige wenige Punkte aufgreifen, die
hier von Rednern der Fraktionen angesprochen worden
sind. Vorab will ich sagen – Frau Kollegin Wissler, das ha-
ben nicht nur Sie, sondern auch andere Redner der Op-
position erwähnt –, es gibt tatsächlich das Phänomen, dass
dieses Szenario für die nächsten zehn bis 15 Jahre in vie-
len Unternehmen und Wirtschaftsbereichen überhaupt
noch nicht angekommen ist. Insofern kann ich nicht er-
kennen, weshalb es falsch sein soll, dass wir heute hier
darüber diskutieren. Im Gegenteil, ich bin den Fraktionen
der CDU und der FDP sehr dankbar dafür – der Fraktion
der FDP dafür, dass sie das als Setzpunkt gewählt hat –;
denn ich glaube, wir müssen zunächst einmal alle mitein-
ander dafür sorgen, dass insbesondere in der Wirtschaft
ein Bewusstsein dafür geschaffen wird, was uns in Hessen
bis 2020 oder 2030 ereilen wird. 
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Außerdem sind Sie, Frau Wissler, an einigen Stellen auf
Punkte eingegangen, die deutlich machen, dass es bei der
Auseinandersetzung über dieses Problem unterschiedli-
che Ansätze gibt. Sie und auch Herr Frankenberger haben
durchaus zu Recht viele Probleme in Zusammenhang mit
der Arbeitsmarktdebatte – also der Arbeitslosigkeit – an-
gesprochen, die wir seit vielen Jahren führen. Das fängt
bei der Jugendarbeitslosigkeit an und reicht über die Pro-
blematik zu niedriger Erwerbseinkommen von Menschen
mit Einschränkungen bis zur Erwerbsquote bei Frauen.
Das ist alles notwendig.

Ich stimme auch ausdrücklich dem Satz von Herrn Fran-
kenberger zu, dass 2,7 Millionen Arbeitslose in Deutsch-
land immer noch bedeuten, dass jeder einzelne dieser Ar-
beitslosen einer zu viel ist. Aber wir wollen und müssen es
schaffen, dass wir in dieser Debatte einen anderen Ansatz
bekommen. Wir müssen nämlich das Bewusstsein schaf-
fen, dass Fachkräftemangel eben etwas anderes ist als die
Problematik, die wir mit 2,7 Millionen Arbeitslosen ha-
ben. Das lässt sich nicht 1 : 1 übertragen. Das heißt: Diese
beiden Dinge zusammenzubringen, ist einerseits ein sehr
lohnendes und mit absoluter Priorität zu versehendes
Unterfangen. 

Andererseits reden wir hier über Weiterungen, die bei vie-
len in unserer Gesellschaft bisher eben nicht im Bewusst-
sein angekommen sind, übrigens auch nicht im Bewusst-
sein der Bundesagentur für Arbeit, wenngleich ich dort
nach vielen Gesprächen festgestellt habe – bei Herrn
Weise angefangen bis hin zu Herrn Dr. Martin, der für
Hessen zuständig ist –, dass sich die Bundesagentur für
Arbeit mit ihrer dezentralen Struktur zunehmend in eine
gleichzeitig dienstleistungsorientierte Agentur umwan-
delt, die der Wirtschaft, den Unternehmen und damit der
Volkswirtschaft insgesamt hilft, dieses Problem zumindest
zu lindern. Ich glaube, die Annahme, dass wir dort in den
nächsten fünf oder zehn Jahren Lösungsansätze haben
werden, die das Problem eliminieren, ist in den Bereich
der Fantasie zu rücken.

Ich will noch zwei, drei Punkte aufgreifen, insbesondere
auch das schon angesprochene Problem der Anerken-
nung international erworbener Abschlüsse, also von Ab-
schlüssen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland.
Sie haben gesehen, dass dies der Bundesrat in seiner letz-
ten Sitzung entsprechend verabschiedet hat und wir da-
mit, glaube ich, einen gehörigen Schritt weitergekommen
sind. 

Herr Bocklet, wenn im Antrag der GRÜNEN aufgeführt
ist, es sei unbefriedigend, denn dort sei beispielsweise
nicht geregelt, dass es genügend Beratungsleistungen für
Menschen gebe, die aus Drittstaaten oder europäischen
Nachbarstaaten nach Deutschland kommen, ist das
schlichtweg falsch. Wir haben eine umfängliche Bera-
tungsmöglichkeit für jedermann, außer für diejenigen –
wenn Sie das mit Ihrem Teil des Antrags meinen, ist das
richtig –, die lediglich über ein dreimonatiges Visum ver-
fügen, sich hier also mehr oder weniger zum Familienbe-
such oder für Saisonarbeit aufhalten. Alle anderen aber
haben diesen Rechtsanspruch auf Beratung, um in ihrer
persönlichen Frage der Anerkennung in deutschen Be-
rufs- und Anerkennungsstrukturen zum Ziel zu kommen.

Wenn Herr Frankenberger eine Pressemitteilung ange-
sprochen hat und vom Ministerpräsidenten oder von
Herrn Kollegen Saebisch eine Antwort haben wollte, wes-
halb denn der Ministerpräsident sage, dass der Werra-
Meißner-Kreis und Frankfurt nicht miteinander zu ver-
gleichen seien, glaube ich, dass Sie das ganz vorsätzlich ha-

ben falsch verstehen wollen. Das heißt doch nicht, dass wir
das Problem nicht auch im Werra-Meißner-Kreis haben.
Es heißt aber, dass die Situation in einem Ballungsraum
wie Frankfurt, bei ganz anderen Lohnstrukturen und
Qualifikationserfordernissen einiger Schwerpunktbran-
chen, sicherlich nicht mit eher ländlichen Strukturen zu
vergleichen ist, ohne dass wir das damit bewerten wollen.
Wir wollen lediglich feststellen, dass wir uns – das ist eine
der Aufgabenstellungen dieser Fachkräftekommission –
diesen hessischen Spezifika deshalb besonders zuwenden
wollen, und das halte ich für mehr als erforderlich.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es ist darüber hinaus – dann will ich aufhören, mich mit
den Wortbeiträgen der Oppositionsfraktionen ausein-
anderzusetzen – reklamiert oder kritisiert worden, dass
die Landesregierung erst jetzt eine solche Kommission
einsetzt. Ich stelle dazu erstens fest, dass es in 15 anderen
Landtagen der Bundesrepublik Deutschland dann ziem-
lich viele Debatten geben müsste, weil wir die Ersten sind,
die eine solche Kommission einsetzen. Uns vorzuwerfen,
dass wir da spät dran seien, ist vor diesem Hintergrund
schlichtweg falsch und merkwürdig.

Zweitens freue ich mich darüber, dass uns die nordrhein-
westfälische Landesregierung – rot-grün regiert –, nach-
dem sie davon erfahren hat, dass wir hier ein solches Pro-
jekt vorhaben, unmittelbar nachgeeifert hat. Ich habe ges-
tern gehört, dass auch das Saarland dabei ist, eine ähnliche
Kommission auf die Schiene zu setzen, was also zeigt, dass
wir für uns durchaus reklamieren dürfen, dass wir in die-
ser Institutionalisierung ganz vorne sind, und – Herr Schä-
fer-Gümbel, ich freue mich über Ihre fröhlich lächelnde
Zustimmung –, so glaube ich, ein wichtiges Signal senden,
nämlich dass wir bei dieser Gesamtproblematik des Fach-
kräftemangels alle einbeziehen wollen, die dort einzube-
ziehen sind. 

Es ist – außerhalb der ordnungspolitischen Debatte, die
gerade die Kollegen von der FDP und der LINKEN ge-
führt haben – im Grunde genommen nicht nur der Staat,
der mit Rahmenbedingungen, Strukturen und Förder-
maßnahmen an einer Stelle tätig ist, sondern es sind die
Wirtschaft, die Arbeitgeber, die Kammern und beispiels-
weise der Vorsitzende des DGB Hessen, die sich allesamt
spontan bereit erklärt haben, mitzuwirken. Ich erwarte,
dass wir in dieser Arbeitsgruppe eine Menge an konkre-
ten Vorschlägen werden erarbeiten können, eben aus den
Erfahrungen der Wirtschaft heraus – mit Wirtschaft meine
ich Arbeitgeber wie Arbeitnehmer –, um sehr spezifisch
auf die regionalen Problemstellungen eingehen zu kön-
nen.

Ich will dann doch die Gelegenheit nutzen, deutlich zu
machen, weshalb wir das konzertieren und weshalb ich
hier als ein Minister stehe, der seine Zuständigkeit einer-
seits in der Staatskanzlei und andererseits auf Berliner
Ebene hat. Daran merken Sie schon, dass wir sagen: Es ist
eine Konzertierung der unterschiedlichen zuständigen
Ministerien nötig. Es gibt nicht nur die Fachkräftekom-
mission, sondern wir haben auch eine Steuerungsgruppe
eingerichtet, der ich gemeinsam mit Herrn Dr. Kriszeleit
vorstehe, die aus den einzelnen Bereichen alle Expertise
zusammenführt und für einen sehr engen Dialog zwischen
der Fachkräftekommission auf der einen Seite und dieser
Steuerungsgruppe und damit der Verwaltung, der Exeku-
tive, auf der anderen Seite sorgen wird.

Das wiederum heißt, wenn Sie in die einzelnen Bereiche
hineinschauen, dass wir nicht heute mit der Arbeit begin-
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nen. Wenn Sie sich das Sozialministerium anschauen, mit
einer ganzen Reihe von, wie ich finde, wirklich wegwei-
senden Impulsen und sehr viel Geld für die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf – denn wenn in diesem Sektor 330
Millionen € im Haushalt stehen, zeigt das, dass das eine
absolute Priorität hat –, sowie die arbeitsmarktfördernden
Maßnahmen, gemeinsam mit den Mitteln aus dem Euro-
päischen Sozialfonds in der Größenordnung von 30 Milli-
onen €, dann wissen Sie, dass dort sehr vieles passiert. Ich
glaube, diese Dauerdebatte sollten wir heute einmal weg-
lassen. 

Weil ich gerade bei den Arbeitsmarktfördermaßnahmen
bin, sage ich zunächst einmal – wenn hier von Herrn
Bocklet beklagt wird, dass in den Jobcentern, ob kommu-
nal oder als Arbeitsgemeinschaften organisiert, die Mittel
nicht verausgabt werden –: Herr Bocklet, ich bin sehr froh
darüber, wenn Beamte und Menschen, die dort arbeiten,
diese Mittel möglicherweise deswegen nicht verausgaben,
weil sie sagen, es müsse sinnvoll und zielorientiert in die
Weiterbildung von einzelnen Betroffenen investiert wer-
den. Es gab dort in früheren Jahren eine Industrie – ich
kenne noch eine Zahl vom Anfang des Jahrzehnts in der
Größenordnung von 27 Milliarden € -; das war die
Weiterbildungsindustrie, die in diesen Teilen auch sehr
viel Geld verdient hat, von der ich sage: Schön, dass es das
in Deutschland gibt, aber ob das alles zielführend war, was
dort in der Vergangenheit an Weiterbildungsmaßnahmen
für Langzeitarbeitslose oder auch Nicht-Langzeitarbeits-
lose an Möglichkeiten geboten wurde, sei dahingestellt. 

Meine Damen und Herren, ich habe mir das gerade letzte
Woche einmal vor Ort im Jobcenter in Berlin angeschaut.
Ich habe dort einen halben Tag lang hospitiert und sol-
chen Gesprächen beigewohnt. Wenn Sie sehen, dass es
dort Menschen jenseits der 50 Jahre gibt, die dann unter
die Ü-50 fallen – dazu gehöre ich persönlich auch, umso
aufmerksamer wird man und schaut, wo denn die indivi-
duellen Problemlagen sind –, dann stellt man schon fest,
dass manche sehr darauf aus sind, sich weiter zu qualifi-
zieren, was grundsätzlich in Ordnung ist, aber nicht immer
so ganz im Blick haben, was sie denn mit dieser Weiterbil-
dungsmaßnahme, wenn Sie denn fertig sind, am Ende an-
fangen. Ich bin dankbar, dass die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in diesen Jobcentern – ich glaube, das gilt flä-
chendeckend, und viele von ihnen führen solche Gesprä-
che – zu Recht darauf hinwirken und dafür sorgen, dass
dort zielgerichtet investiert wird.

Ich kann und muss darüber reden, was im Bereich des Mi-
nisteriums für Wissenschaft und Kunst passiert. Das ist
nicht nur vieles im Bereich der Kinderbetreuungsmaß-
nahmen für die dortigen Beschäftigten. Das sind natürlich
insbesondere Maßnahmen im akademischen Bereich, und
damit sind wir sehr stark bei der Frage der Fachkräftepo-
tenziale, die wir brauchen und über die wir hier in erster
Linie reden. Wir müssen in der dualen akademischen Aus-
bildung sicherlich vieles weiterentwickeln. Da war Hessen
1999, als wir die Verantwortung übernommen haben, nahe
null. Mittlerweile sind wir in einigen, wie ich finde, wichti-
gen Branchen sehr viel weitergekommen, und wir alle lo-
ben in jeder Hinsicht zu Recht von morgens bis abends
unser duales System im Bereich der beruflichen Bildung.
Ich glaube, dass wir auch in der akademischen Bildung
deutlich besser werden müssen. Es wird sicherlich auch
das Ergebnis der Arbeit sein, dort sehr zielgerichtet Be-
darfe zu ermitteln und zu erkennen.

Ich schaue mir das Europa- und Integrationsministerium
an. Ich habe schon gesagt, dass Herr Dr. Kriszeleit die
Steuerungsgruppe stellvertretend mit mir verantwortet.

Wir haben naturgemäß die Frage des Umgangs mit Mi-
granten nicht nur im Hessischen Landtag zu diskutieren,
sondern das Ministerium unter der Federführung des Kol-
legen Jörg-Uwe Hahn hat auch eine Menge vorzuweisen.
Wenn Sie eben gesagt haben: „Schön, dass auch Sie jetzt
zu dem Ausdruck Willkommenskultur für Menschen aus
Drittstaaten kommen“, dann ist das nichts Neues. Ich
finde, Sie sollten auch irgendwann einmal aufhören, sol-
che Klischees weiter aufrechtzuerhalten.

Sie wissen ganz genau, dass wir mit diesem Ministerium
eine hervorragende Arbeit leisten. Das fängt mit Sofort-
programmen für qualifizierte Zuwanderer an und geht bis
hin zu der Tatsache, dass sich gerade in Hessen Menschen
wohlfühlen, die diesen Migrationshintergrund haben. Das
ist schon mehrfach in dieser Woche diskutiert worden.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Was die Umfragen dort ausweisen, spricht Bände.

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Minister, gestatten Sie mir den freundlichen Hinweis
darauf, dass die für die Fraktionen vereinbarte Redezeit
bereits abgelaufen ist.

Michael Boddenberg, Minister für Bundesangelegenhei-
ten und Bevollmächtigter des Landes Hessen beim Bund:

Ich bin auch gleich fertig. Ich will noch einen Punkt an-
sprechen. Das Wirtschaftsministerium ist natürlich in vie-
len Bereichen federführend und hat dort einige Schwer-
punkte gesetzt, um vorhandene Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter gerade in kleinen und mittleren Unterneh-
men durch die Qualifizierungsschecks nachzuqualifizie-
ren. Das wissen Sie alles. Ich nenne nur das eine Beispiel.
Ich könnte weitere Punkte, die wir auch in der Haushalts-
diskussion thematisiert haben, ansprechen, nämlich För-
derprogramme in Größenordnungen von 18 Millionen €
für die Erstausbildung usw.

Dort wird all das, was Sie, Herr Frankenberger, ange-
mahnt haben, nicht erst seit heute und seit Gründung und
Konstituierung einer solchen Fachkräftekommission mit
Erfolg erarbeitet. Dort können wir – das zeigt auch das
Ergebnis der Diskussion, die wir hier eben hatten, was die
Schulabbrecherquoten anbelangt – deutliche Erfolge vor-
weisen.

Ich will einen allerletzten Punkt ansprechen. Ich glaube,
es ist viel zu wenig im allgemeinen Bewusstsein, dass wir
nicht nur ein nationales Problem für den Binnenarbeits-
markt haben. Wenn Sie mit Vertretern der Wirtschaftsver-
bände reden, beispielsweise mit Vertretern des VDMA –
das ist der größte Unternehmerverband Europas, der für
die Maschinenbau- und Anlagenbauindustrie in Deutsch-
land steht –, dann werden Sie dort hören, dass es zuneh-
mend auch Bedarfe gibt, die begleitend zu deutschen Ex-
portgütern, Dienstleistungen und Wirtschaftsprodukten
befriedigt werden müssen. Das soll heißen, dass Sie dort
hören: Wenn wir noch zukünftig Anlagen und Maschinen
liefern wollen, dann müssen wir auch Know-how mitlie-
fern. Das heißt: Qualifizierung und Einbeziehung auslän-
discher Arbeitsmärkte, natürlich in erster Linie auch des
europäischen Arbeitsmarktes, sind dringend notwendig.

Ich bin nach meinem Telefonat mit Herrn Körzell, in dem
ich ihn gebeten habe mitzuwirken und in dem er spontan
Ja gesagt hat, sehr froh, dass auch er sagt: Wir wollen und
sollten in dieser Kommission keine Tabus haben. – Also
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auch dort gilt es eher, der Sache zu dienen und ergebnis-
orientiert zu arbeiten, als hin und wieder diese Schwarz-
Weiß-Diskussionen zu führen. Wir müssen erst einmal die
Menschen, die wir auf deutschem Terrain mit 2,7 Millio-
nen Arbeitslosen haben, im Fokus haben. Das ist sicher
richtig. Aber es darf auch kein Tabu in einer Europäischen
Union geben, und erst recht nicht in einer globalen Wirt-
schaft. So müssen wir uns auch mit der Frage der Zuwan-
derung und der Integration von Fachkräften nicht deut-
scher Provenienz sehr intensiv befassen und in diesem Be-
reich Vorschläge erarbeiten. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Boddenberg. – Mir liegt nun zu diesem
Tagesordnungspunkt keine weitere Wortmeldung vor.

Damit sind wir am Ende der Aussprache und überweisen
beide besprochenen Anträge in den Ausschuss für Wirt-
schaft und Verkehr, federführend, und den Sozialpoliti-
schen Ausschuss, mitberatend.

Nun kommen wir zu Tagesordnungspunkt 67:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktionen der
CDU, der SPD, der FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN betreffend Verurteilung rechtsextremistischer
Morde und weiterer Gewalttaten durch die Gruppe „Na-
tionalsozialistischer Untergrund“ – Drucks. 18/4716 –

Hierzu hat Herr Kollege Schaus einen Geschäftsord-
nungsbeitrag.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir hatten gestern Vormittag bereits unter Tagesord-
nungspunkt 62 mit der Drucks. 18/4708 einen Dringlichen
Antrag zum gleichen Thema hier eingereicht. Wir bitten,
diesen Antrag jetzt mit aufzurufen. Wir beantragen gleich-
zeitig, dass unser Antrag in diese Debatte einbezogen und
dann auch direkt abgestimmt wird. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Schaus. Gibt es zu diesem Verfahren
Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann machen wir
das so.

Fünf Minuten Redezeit haben wir vereinbart. Allerdings
liegt mir keine Wortmeldung vor. – Doch, Herr Kollege
Schaus, bitte.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren!

Der Hessische Landtag verurteilt mit tiefster Em-
pörung die menschenverachtenden Verbrechen der
Gruppe „Nationalsozialistischer Untergrund“. Der
Hessische Landtag nimmt Anteil am Leid der Op-
fer und dem Leid ihrer Familien. Sie müssen nun
die volle gesellschaftliche Solidarität erhalten und
können die vollständige politische und juristische
Aufklärung aller Hintergründe sowie eine Verurtei-
lung der Täter und Unterstützer dieses rechten Ter-
rors zu Recht erwarten.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das ist der erste Absatz unse-
res Antrages. Dies ist die wörtliche Formulierung, die wir
gestern unmittelbar nach den dramatischen Veröffentli-
chungen über den faschistischen Terror hier im Landtag
eingebracht haben. Es ist unfassbar, dass diese Verbre-
chen in Hessen und Deutschland über zehn Jahre lang un-
erkannt und ungeahnt geschehen konnten.

Ich stimme den Ausführungen des Innenministers vom
gestrigen Tage ausdrücklich zu, dass es nämlich schlimmer
ist, dass die Opfer von den Ermittlern sogar kriminalisiert
wurden, indem man ihnen und ihren Familien Verbindun-
gen zur Mafia unterstellte und alle Hinweise auf einen
rechtsextremistischen Hintergrund offensichtlich igno-
rierte. Das ist für uns alle beschämend. Sicherheitsbehör-
den und Politik haben in ihren Prognosen und ihrem
Schutzauftrag an dieser Stelle völlig versagt.

Dort, wo Menschen kaltblütig hingerichtet werden, von
„Dönermorden“ zu sprechen ist für uns alle inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich hätte mir sehr gewünscht,
dass der Landtag an einem so zentralen Punkt kein par-
teipolitisches Spiel betreibt und geschlossen gegen den
rechten Terror auftritt. Es ist mir unverständlich, warum
Sie im Geheimen einen Antrag ausgehandelt und uns die-
sen heute eine Stunde vorher auf den Tisch gelegt haben.

Ich will mich aber auf Ihren Antrag beziehen. Denn in vie-
len Punkten können wir dem auch zustimmen. Wenn es im
Antrag heißt, mit den Anschlägen sei eine „neue Dimen-
sion rechtsextremistischer Bedrohung“ erkennbar, dann
stimmen wir dem zu – allerdings mit der Anmerkung, dass
dies nicht neu ist, sondern dass eben diese besondere
rechtsextremistische Bedrohung schon seit vielen Jahren
besteht.

Wenn es im Antrag heißt, dass wir „entsetzt [sind] über
die zutage getretenen fremdenfeindlichen Hinter-
gründe“, dann glaube ich, dass es an dieser Stelle auch
notwendig ist, dass wir, alle Parteien, gesellschaftlichen
Gruppierungen und Organisationen, uns hier klarma-
chen, dass wir selbst aufgefordert sind, auf allen Ebenen
aktiv für eine ausländerfreundliche und solidarische Ge-
sellschaft zu werben und einzutreten.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dies bedeutet auch, sehr genau darauf zu achten, wie wir
mit unseren muslimischen Mitbürgerinnen und Mitbür-
gern umgehen, und entsprechenden Stammtischparolen
entgegenzutreten.

Wenn es im Antrag weiter heißt, dass wir für eine wirklich
„freie und offene Gesellschaft“ eintreten und dass dies als
„überragendes Gut“ zu verstehen ist, dann stimmen wir
dem zu. Auch wir wollen eine vollständige, rückhaltlose
öffentliche Aufklärung der Vorgänge. Wir sind der Mei-
nung, dass das Eingeständnis, dass jetzt im Antrag auch
der Innenausschuss richtigerweise in diese Aufarbeitung
einbezogen wird, natürlich auch ein Überdenken und ein
Eingeständnis ist, dass es die Parlamentarische Kontroll-
kommission in der Vergangenheit nicht leisten konnte,
diese Kontrolle auch tatsächlich auszuüben.

Wir begrüßen es deshalb ausdrücklich, dass der Innenaus-
schuss – und ich setze hinzu: in öffentlicher Sitzung – hier
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eine Aufklärung betreibt. Wir hoffen sehr, dass auch die
zugesagte laufende Berichterstattung durch die Regie-
rung zu all diesen Fragen zeitnah erfolgt.

Auf dieser Grundlage und in diesem Sinne werden wir, die
Mitglieder der LINKEN, diesem Dringlichen Entschlie-
ßungsantrag zustimmen, obwohl wir nicht der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission angehören.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Schaus, vielen Dank. – Nächster Redner ist
Herr Kollege Bellino. Er spricht für die CDU-Fraktion.

Holger Bellino (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Was bisher über die Taten bekannt geworden ist, er-
schüttert und entsetzt. Das menschliche Leid ist uner-
messlich. Rechtsterrorismus ist eine Schande für unser
Land.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Solche Taten lassen nur eine einzige Reaktion zu: Wir
müssen uns mit Abscheu von diesen Verbrechen abwen-
den. Wir müssen alles tun, um aufzuklären. Wir müssen al-
les tun, um solche Taten zu verhindern.

In Deutschland haben viele eine Heimat, einer aber nicht:
Das ist der Extremismus, unabhängig davon, von welcher
Seite er kommt.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen muss der Extremismus bekämpft werden, un-
abhängig davon, ob er von rechts, von links kommt oder
ob es islamistischer Extremismus ist.

Die freiheitlich-demokratische Grundordnung hat sich in
den letzten 60 Jahren bewährt. Wir, die Mitglieder der de-
mokratischen Parteien, haben sie gemeinsam verteidigt.

Noch nie hat unsere Nation über so viele Jahrzehnte in Si-
cherheit gelebt. Noch nie haben wir über so viele Jahr-
zehnte die äußeren und inneren Angriffe abwehren kön-
nen. Noch nie haben wir so friedlich mit den Menschen
anderer Nationen um uns herum und in unserem Land le-
ben dürfen.

Der Frieden und die Sicherheit unserer Bürger sind nach
wie vor das höchste Gut. Das werden wir auch weiterhin
mit präventiven und, wenn es sein muss, mit repressiven
Maßnahmen verteidigen.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie des Abg.
Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Das Land Hessen ist gerade auch bei der Bekämpfung der
rechten Gewalt engagiert. Stellvertretend nenne ich das
Kompetenzzentrum gegen Rechtsextremismus, die Aus-
stiegshilfen bei Rechtsextremismus und das Beratungs-
netzwerk gegen Rechtsextremismus. Damit wird seit dem
Jahr 2007 ressortübergreifend der Verfestigung des
Rechtsextremismus, der Fremdenfeindlichkeit und dem
Antisemitismus entgegengewirkt.

Auch der Verfassungsschutz leistet zur Bekämpfung der
Feinde der Demokratie und der Freiheit einen unver-
zichtbaren Beitrag. Auch deswegen sind wir erfreulicher-
weise Schlusslicht, wenn es um Straftaten Rechtsextremer
in Deutschland geht.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr richtig!)

Umso schlimmer ist es, wenn es zu solch verabscheuungs-
würdigen Taten kommt. Wir wollen eine Gesellschaft, in
der Gewalt gegen anders Denkende, gegen anders Gläu-
bige oder anders Abstammende keinen Platz hat.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Her-
mann Schaus (DIE LINKE))

Mit dem Dringlichen Entschließungsantrag und seinen
deutlichen Worten gegen Extremismus wollen wir Zei-
chen setzen. Wir wollen eine friedliche Gesellschaft ohne
Hass und Gewalt. Unsere Gedanken sind bei den Opfern
und deren Angehörigen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Bellino, vielen Dank. – Das Wort erhält nun Herr
Kollege Al-Wazir für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich bin dafür dankbar, dass wir bei diesem Dring-
lichen Entschließungsantrag jetzt wohl eine einstimmige
Beschlussfassung dieses Hauses hinbekommen werden.
Denn jenseits all dessen, was wir noch aufzuklären haben
und worüber es unterschiedliche Meinungen gibt, was die
richtigen Maßnahmen sind, glaube ich, sollte zuallererst
einmal von diesem Parlament das deutliche Signal ausge-
hen, dass das, was da passiert ist, ungeheuerlich ist. Bis
zum letzten Freitag, als klar wurde, was da offensichtlich
die Hintergründe sind, war das Ausmaß dieser Mordserie
für uns so nicht vorstellbar. Deswegen muss auch ein deut-
liches Zeichen des Mitgefühls für die Angehörigen der
Opfer von hier ausgehen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich will an dieser Stelle ausdrücklich sagen, dass ich dafür
dankbar bin, dass Bundespräsident Wulff mitgeteilt hat,
dass er die Angehörigen der Opfer einladen möchte. Ich
glaube, dass das ein Zeichen des Staates an Mitgefühl und
das Signal ist, dass das nicht ein Angriff auf eine Minder-
heit in der Gesellschaft, sondern ein Angriff auf die Ge-
sellschaft insgesamt ist. Das ist etwas, was uns in den näch-
sten Tagen unbedingt gelingen muss.

Ich möchte auch nie wieder den Begriff nennen, den Herr
Schaus zu Recht kritisiert hat. Diese Mordserie ist eine,
die man als Nazi-Mordserie bezeichnen muss.

Ich glaube, dass wir uns über den Grad der Menschenver-
achtung und die fremdenfeindlichen Motive hinsichtlich
der neun Opfer dieser Serie im Klaren sein müssen. Das
betrifft aber auch den Grad an Verachtung für den
Rechtsstaat, der sich mit dem Mord an der Polizistin in
Heilbronn gezeigt hat. Das rüttelt in besonderer Art und
Weise an den Grundfesten dieser Gesellschaft. Damit sol-
len die Grundregeln dieser Gesellschaft angegriffen wer-
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den. Ich denke schon, dass wir deswegen sehr ausdrück-
lich und sehr bewusst sagen, dass wir eine freie und offene
Gesellschaft haben wollen, in der niemand um sein Leben
fürchten muss. Das sehen wir als überragendes Gut dieses
Rechtsstaats an und werden wir auch mit allen Mitteln
verteidigen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD, der FDP und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU)

Natürlich stellt sich auch die Frage, wie so etwas gesche-
hen konnte. Wir sehen jetzt, was da offenbar wird. Es ist
so, dass es uns nicht gelungen ist, so etwas zu verhindern,
zu stoppen oder rechtzeitig aufzuklären.

Ich denke, wir sind uns auch darüber einig, dass natürlich
alles auf den Prüfstand gehört. Dabei geht es auch um die
Einschätzung der Gefährlichkeit der Rechtsextremisten.
Wir wissen, dass die gefährlich sind. Wir wussten das auch
schon vorher. Niemand konnte sich aber vorstellen, dass
es Menschen in einer Zelle gibt, die kaltblütig mordend
über Jahre hinweg durch die Lande gezogen sind und ih-
nen völlig unbekannte Menschen bei der Arbeit erschie-
ßen.

Ich glaube, die Frage, was die Antwort darauf ist, wird uns
noch lange beschäftigen. Ich sage ausdrücklich: Das ist
nichts, worüber man sich einmal ein paar Wochen lang in
der Mediendemokratie echauffiert und was man nach drei
Monaten wieder vergessen hat. Das, was da passiert ist,
und auch die Frage, was das hinsichtlich der gesellschaft-
lichen Gegenwehr bedeutet, die wir als Demokratinnen
und Demokraten einem solchen menschenverachtenden
und rassistischen Gedankengut nach außen gegenüber-
stellen müssen, wird uns noch lange beschäftigen.

Ich sage das sehr deutlich: Es geht um die Frage, was die
staatlichen Sicherheitsorgane richtig und was sie vielleicht
auch falsch gemacht haben. Es geht auch um die Frage,
was wir verändern müssen. Ich habe da keine einfachen
Antworten. Das ist völlig klar. Wir müssen aber am Ende
gemeinsam zu Antworten kommen, weil die Gesellschaft
sie von uns zu Recht verlangt.

Insofern sage ich ausdrücklich: Es geht auch darum, mit
einer gewissen Verharmlosung Schluss zu machen. Wer
sich einmal mit gesellschaftlicher Hegemonie des Rechts-
extremismus in bestimmten Gebieten dieses Landes be-
schäftigt hat, der muss einfach ganz deutlich sagen:
Schluss mit der Verharmlosung. Denn wir haben jetzt ge-
sehen, was am Ende aus solch einem Gedankengut ent-
stehen kann.

Ich sage deswegen sehr deutlich: Ein Nazi bleibt ein Nazi,
auch wenn er freundlich grüßt und vielleicht der Sohn des
Nachbarn ist, den man schon ewig kennt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN sowie bei Abgeordneten der
CDU und der FDP)

Ich glaube, dass die Frage, wie wir mit dem, was da ans
Licht gekommen ist und noch ans Licht kommen wird,
und mit der Aufarbeitung des Ganzen umgehen, ganz
wichtig für das Zusammenleben in der Gesellschaft dieses
Landes ist. Denn es ist so, dass die Minderheit in diesem
Land – das ist eine starke Minderheit, aber eben nur eine
Minderheit; die Eltern oder sie selbst sind aus anderen
Ländern zugewandert – das Gefühl bekommen muss, dass
wir alle sagen: Das ist nicht nur ein Angriff auf die Min-
derheit, sondern das ist ein Angriff auf uns alle.

Die Minderheit, das sind diejenigen, die der Auffassung
sind, solche Taten begehen zu können, oder die durch ihre
Äußerungen oder die Stimmung, die sie verbreiten, das
Gefühl verbreiten wollen, dass man in dieser Gesellschaft
Menschen aufgrund ihrer Herkunft voneinander abspal-
ten kann. – Das darf am Ende nicht gelingen, das muss ge-
ächtet werden. Da muss jedem bewusst sein, wozu dies am
Ende führen kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD, der FDP und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU)

Ein letzter Satz, Frau Präsidentin. – Deswegen hoffe ich,
dass wir hier einstimmig beschließen können und bei allen
Unterschieden, die wir haben, am Ende auch zu gemein-
samen Konsequenzen kommen können, die so etwas für
die Zukunft hoffentlich nach menschlichem Ermessen
verhindern und ausschließen können. – Vielen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsidentin Sarah Sorge: 

Vielen Dank, Herr Al-Wazir. – Das Wort hat Herr Kollege
Greilich für die FDP-Fraktion.

Wolfgang Greilich (FDP): 

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist erst ganz wenige Tage her, dass wir gemeinsam
– in Hessen, aber auch bundesweit – des 50. Jahrestages
des Beginns der Migration aus der Türkei nach Deutsch-
land gedacht haben. Diese Feierlichkeiten sind durch die
schon Jahre zurückliegenden, jetzt aber auf sehr überra-
schende Art und Weise aufgeklärten bzw. noch in der Auf-
klärung befindlichen Morde an ausländischen Mitbürgen
mit dunklen Schatten überzogen. 

Wir müssen alle gemeinsam entsetzt sein über das, was
dort zum Vorschein kommt, insbesondere auch über die
fremdenfeindlichen Hintergründe, die hier offenbar wer-
den. 

Für mich ist der Kernsatz in dem von uns gemeinsam vor-
gelegten Antrag der erste Satz der Ziffer 3. Deswegen will
ich ihn hier auch wörtlich zitieren:

Der Landtag betrachtet eine freie und offene Ge-
sellschaft, in der niemand um sein Leben fürchten
muss, als ein überragendes Gut, welches es mit allen
rechtsstaatlichen Mitteln zu schützen gilt.

Meine Damen und Herren, das ist die Kernbotschaft, auf
die wir uns im Gedenken an die Opfer dieser menschen-
verachtenden Straftaten verständigen.

Wir als Parlament sind gefordert, auch unseren Beitrag
zur Aufarbeitung und Klärung aller Hintergründe, die es
dort gegeben hat, zu leisten. Wir haben schon gestern hier
mit der Sitzung der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion begonnen, die in der Berichterstattung auch entspre-
chend ihren Niederschlag gefunden hat. Ich glaube, man
kann sagen, die gestrige Sitzung hat erste klare Erkennt-
nisse erbracht. Wir werden diese Arbeit fortsetzen – so-
wohl in der Parlamentarischen Kontrollkommission wie
auch bei den Dingen, die nicht geheimhaltungsbedürftig
sind, auf jeden Fall rückhaltlos im Innenausschuss. 

Gestern war ein guter Anfang, an dem wir gesehen haben,
dass es einerseits auch sinnvoll ist, Spekulationen, die da
und dort aus Versatzstücken entstehen, sehr schnell abzu-
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räumen. Ich glaube, das ist gestern schon ein ganzes Stück
weit gelungen – das ist gut so –, was nichts daran ändert,
dass, auch bezogen auf den Kasseler Mord, noch viele Fra-
gen bleiben, die sicherlich im Innenausschuss und viel-
leicht auch noch ein Stück weit in dem Geheimschutzgre-
mium aufzuklären sind. Das ist die eine Seite.

Es bleibt aber – und das soll meines Erachtens an dieser
Stelle nicht unerwähnt bleiben – auch eine ganze Reihe
von Fragen, die weit über den Mord in Kassel hinausge-
hen. Das sind Fragen, die sich mir aufdrängen, die sich ins-
besondere an die Zusammenarbeit zwischen Bund und
Ländern richten, vor allem aber auch die Frage der Rolle
des Bundesamtes für Verfassungsschutz.

Wir haben den Sachverhalt, dass schon lange bekannt ist,
dass in verschiedenen Bundesländern bei verschiedenen
Morden die gleiche Tatwaffe verwendet wurde. Das ist ein
Tatbestand, bei dem sich – bei der Betrachtung der Zu-
sammenhänge, der Betrachtung der Opfer – viele Ansatz-
punkte für Zusammenhänge aufdrängten. Da kann man
bei der Frage anfangen – die in der Vergangenheit auch
erörtert worden ist –: Hat es etwas mit organisierter Kri-
minalität zu tun? Es drängte sich die Frage auf: Könnte es
einen ausländerfeindlichen Hintergrund geben? Und es
drängte sich genauso die Frage auf: Wenn es schon einen
ausländerfeindlichen Hintergrund gibt, gibt es vielleicht
einen rechtsextremistischen Zusammenhang? – Diese
Fragen wurden ja von vereinzelten Landesverfassungs-
schutzämtern, insbesondere in Bayern, auch gestellt. 

Da drängt sich mir die Frage auf, warum ein Bundesamt
für Verfassungsschutz – zumindest nach allem, was wir bis
jetzt wissen – nicht in ausreichendem Maße tätig gewor-
den ist. Da sich die Morde mit ein und derselben Tatwaffe
immer gegen Ausländer – wie auch in einem Fall gegen die
Polizistin – richteten, drängte sich die Frage auf, ob es ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen gab, die gegen die Völ-
kerverständigung gerichtet waren. Solches war jedenfalls
nicht auszuschließen, und das hätte das Eingreifen des
Bundesamtes gerechtfertigt und aus meiner Sicht zwin-
gend erforderlich gemacht. Ich nenne das hier, um deut-
lich zu machen, dass wir weit über das hinaus, was unser
Bundesland betrifft, tätig werden und Licht ins Dunkel
bringen müssen. 

Dabei wird es auch notwendig sein – bei aller Aufrechter-
haltung föderaler Prinzipien, zu denen ich uneinge-
schränkt stehe –, die Strukturen der Zusammenarbeit der
Verfassungsschutzämter der Länder und des Bundes zu
prüfen. Wir haben das gemeinsame Terrorabwehrzentrum
für den Bereich des islamistischen Terrorismus. Für mich
ist es nicht ganz nachvollziehbar, warum dies auf einen
Bereich beschränkt ist – wir brauchen das generell für
jede terroristische Bedrohung. Die Schwachstellen, die
dort zutage getreten sind, müssen beseitigt werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, ich will zum Schluss sagen –
und damit auf das Grundsätzliche zurückkommen –:
Diese brutalen Gewaltverbrechen an Menschen, die fried-
lich unter uns gelebt haben, müssen uns alle beschämen.
Sie sind zugleich ein Weckruf, Terrorismus und Rassismus
in unserem Land nicht zu unterschätzen. Das Signal, das
heute von dieser Sitzung des Landtags ausgeht, muss und
wird sein: Der Hessische Landtag steht in dieser Frage un-
geteilt zusammen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge: 

Vielen Dank, Herr Kollege Greilich. – Das Wort hat Herr
Kollege Rudolph für die SPD-Fraktion.

Günter Rudolph (SPD): 

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Das, was wir seit wenigen Tagen erleben, erfüllt uns
alle mit Ohnmacht und Wut. Wenn man sich die Bilder an-
schaut, das, was wir auch in den Nachrichten sehen – wie
verzweifelt die Eltern des ermordeten türkischen Mitbür-
gers sind –, kann man auch schon resignieren. 

Dass eine Demokratie derart bedroht werden kann, dass
es möglich ist, dass in einer Demokratie in menschenver-
achtender Weise andere ermordet werden, weil sie eine
andere Auffassung haben und aus einem anderen Kultur-
kreis stammen, weil sie vielleicht anders gekleidet sind –
all das, was wir glaubten, in Deutschland nach 1945 und
den Erfahrungen der Nazidiktatur hinter uns zu haben
glaubten – nie wieder dürfen Menschen ermordet werden,
weil sie anders sind als andere –, holt uns ein. 

Deswegen muss ein Signal des heutigen Tages sein: Trauer
um die Ermordeten. Ein zweites Signal – das wünsche ich
mir sehr, auch für unsere Fraktion –: Die Demokratie, der
Rechtsstaat, muss wehrhaft sein. Extremismus muss be-
kämpft werden. Hier reden wir über die aktuellen Aus-
wüchse des Rechtsextremismus. Da darf es kein Pardon
geben – der demokratische Rechtsstaat muss sich wehren,
mit allen rechtsstaatlichen Mitteln, ohne parteipolitisches
Klein-Klein.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Wenn wir über die Folgen reden, dann müssen wir uns
auch fragen, wie eine solche Entwicklung möglich ist.
Dann müssen wir uns auch selbstkritisch fragen: Haben
wir vielleicht auch mit versagt? Haben wir Hinweise, Sig-
nale nicht ernst genommen? Da werden Menschen mit
der gleichen Waffe an unterschiedlichen Orten ermordet.
Muss das nicht ein Hinweis sein, dass dahinter möglicher-
weise ein System steckt? Haben die dafür zuständigen Or-
gane des Bundes und der Länder ihre Aufgabe nicht
wahrgenommen, nicht richtig erfüllt? Gab es Mängel, De-
fizite, Fehler, Fehlverhalten?

Das müssen wir in den nächsten Wochen gemeinsam auf-
arbeiten und auch notwendige Konsequenzen ziehen. Es
kann nicht sein, weil behördliche Strukturen nicht funk-
tionieren, weil Menschen nicht ordentlich zusammenar-
beiten, dass andere darunter leiden und die Demokratie
möglicherweise gefährdet wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich hätte es nie für möglich gehalten, dass diese Morde in
einem Zusammenhang stehen, dass eine Polizistin brutal
ermordet wird. Deswegen drängen sich viele Fragen auf.
Die können wir heute nicht lösen; aber sie müssen gestellt
werden. Natürlich wird es am Schluss um Fragen der Ver-
antwortlichkeit gehen. Das ist in einer Demokratie nun
einmal so. Für uns sind es Fragen, ob es im Jahr 2006 nicht
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Hinweise auf möglicherweise rechtsextremes Gedanken-
gut gab.

Ich sage sehr deutlich und glaube, darin sind wir uns in
diesem Hause einig: Personen, die extremistisches Ge-
dankengut haben, haben in der hessischen Landesverwal-
tung nichts zu suchen. Aufgabe der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Verwaltung ist es, die Demokratie zu
schützen und sie nicht zu bekämpfen. Das muss eine zen-
trale Botschaft auch von diesem Landtag sein.

(Allgemeiner Beifall)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, stimmen die Kontrollmechanismen?
Ich will das sehr kritisch und deutlich sagen. Wir haben
Vertrauen zu den Kollegen, die in der Kontrollkommis-
sion sind. Aber müssen wir nicht auch über Veränderun-
gen nachdenken? Ich kündige für die sozialdemokrati-
sche Fraktion an, dass wir entsprechende gesetzliche Initi-
ativen ergreifen werden.

Wir wollen die Rechte der Parlamentarischen Kontroll-
kommission zur Kontrolle des Verfassungsschutzes ge-
stärkt sehen, damit es möglich wird, was bisher nur sehr
eingeschränkt möglich ist, Akteneinsicht zu nehmen, Mit-
arbeiter zu befragen. Das ist auf Bundesebene möglich.
Das ist im Bundesland Bayern möglich.

Zu einer effektiven Wahrnehmung unserer Aufgaben ge-
hören auch die entsprechenden Instrumente. Deswegen
hoffte ich, da es uns gemeinsam um die Sache geht – diese
brutalen, menschenverachtenden Ereignisse müssen uns
eigentlich dazu auch verpflichten –, dass wir heute ge-
meinsam die Initiative ergriffen hätten. Das hat so nicht
funktioniert, aber das kann man beim Abstimmungsver-
halten deutlich machen.

Heute können wir nur gedenken und innehalten. Wir kön-
nen das nicht ungeschehen machen. Aber wir müssen aus
solchen Ereignissen auch die richtigen Konsequenzen zie-
hen, sonst gehen sie morgen im Tagesgeschäft unter.

Wir haben eine Verantwortung für das, was wir tun. Wir
haben aber auch eine Verantwortung für das, was wir
möglicherweise nicht tun. Deswegen müssen wir finan-
zielle und personelle Ressourcen bereitstellen, um die
Feinde der Demokratie auch bekämpfen zu können.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen Aufklärung betreiben. Wir müssen die Köpfe
der Menschen erreichen: Nie wieder dürfen in Deutsch-
land und der Welt Menschen umgebracht oder traktiert
werden, nur weil sie eine andere Auffassung, eine andere
Lebensphilosophie haben.

Diejenigen, die das nicht verstehen und nicht akzeptieren
wollen – ich sage das sehr deutlich –, müssen die Härte des
Rechtsstaates zu erkennen bekommen. Aber wir müssen
auch die Instrumente dafür bereitstellen. Die Diskussio-
nen dieser Tage und danach werden es zeigen, ob wir die
Kraft und den Willen dazu aufbringen. Ich sage: Wir müs-
sen es. Wir haben auch als Politiker eine gemeinsame Ver-
antwortung. – Vielen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank. – Das Wort hat Herr Innenminister Rhein.

Boris Rhein, Minister des Innern und für Sport: 

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich freue mich sehr, dass das Thema heute vom Hes-
sischen Landtag auf diese Art und Weise, in diesem Stil
und auch so einmütig aufgerufen wird und dass alle Frak-
tionen in einem engen Schulterschluss agieren. Das, was
ich gestern gesagt habe, sage ich auch heute. Das war mir
sehr wichtig, und ich meine das sehr ernst. Deswegen ist es
für mich auch der erste Punkt, zu dem ich heute hier spre-
che.

Wir haben uns bei den Hinterbliebenen der Opfer aus-
drücklich zu entschuldigen. Das tue ich hiermit für die
Hessische Landesregierung. Es ist eine Schande für unser
gesamtes Land, dass Menschen, die hier in Deutschland,
die auch hier in Hessen ihre Heimat gefunden haben, von
Rechtsextremen umgebracht werden können. Es ist eine
Schande für unser Land, und dafür haben wir uns zu ent-
schuldigen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich tue das auch und greife das auf, Herr Schaus, was Sie
gesagt haben: vor allem deswegen, weil sie nicht nur einen
Angehörigen verloren haben – das allein ist schlimm ge-
nug –, sondern weil sie danach einer Diskussion ausge-
setzt gewesen sind. Sie mussten danach eine Diskussion
ertragen. Herr Schaus, ich füge in Klammern hinzu: nicht
ausgelöst von den Sicherheitsbehörden. Das waren die
allgemeinen Spekulationen, die man immer zu ertragen
hat, in denen der Verdacht geäußert wurde, sie seien in
irgendwelche kriminelle Machenschaften verwickelt ge-
wesen. Es ist mindestens genauso beschämend gewesen,
dass eine solche Diskussion stattgefunden hat, wie das
Wort „Dönermorde“ ein beschämendes Wort ist.

All das sollte nicht mehr stattfinden. Insoweit glaube ich,
dass es angemessen ist, als Erstes eine Entschuldigung für
diese Vorgänge zu sagen, was ich hiermit tue.

Zweitens. Das gehört auch dazu: Die Hintergründe dieser
abscheulichen Taten müssen restlos aufgeklärt werden.
Exakt das tun wir. In diesem Prozess sind wir. Wir tun das
transparent. Wir tun das sehr akribisch, und wir tun es
auch mit Hochdruck.

Den ersten Teil dieser Zusage gegenüber dem Hessischen
Landtag habe ich gestern umgesetzt und mit den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern aus dem Verfassungsschutz
und aus der hessischen Polizei eingelöst. Wir haben in der
PKV sehr umfassend informiert. Wir haben die Dinge
sehr ausführlich erörtert und Punkt für Punkt aufgeklärt
und aufgearbeitet. Ich füge hinzu und gestehe damit zu,
was heute gesagt worden ist: Wir sind damit noch lange
nicht am Ende. Wir sind damit an einem Anfang. Des-
wegen wird es genauso weitergehen. Ich sichere Ihnen zu,
das gilt natürlich auch für den Innenausschuss. Das gilt für
das parlamentarische Kontrollgremium. Das gilt auch hier
im Plenum des Hessischen Landtags.

Lassen Sie mich noch eines hinzufügen. Was nicht gehen
wird, ich bitte dafür sehr um Verständnis, ist, dass wir quasi
auf öffentlicher Bühne Sachverhalte erörtern, die Teile ei-
nes Ermittlungsverfahrens des Generalbundesanwaltes
sind, und zwar wegen der Bildung einer terroristischen
Vereinigung. Das hat nichts damit zu tun, dass wir mauern
wollen oder irgendwie Heimlichtuerei begehen. Jeder, der
gestern im Kontrollgremium gewesen ist, hat gesehen,
dass das nicht unsere Strategie ist, ganz im Gegenteil. Das
hat einfach damit zu tun, dass der größte Fehler, den wir
jetzt machen können, derjenige ist, dass durch Geschwät-
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zigkeit exakt dieses Verfahren, das ich eben genannt habe,
gefährdet wird.

Wir wollen – das ist und muss unser Ziel sein, und diese
Einigkeit sehe ich auch in diesem Hause –, dass diese ab-
scheulichen, diese ekelerregenden Taten lückenlos aufge-
klärt werden. Sie können nur dann lückenlos aufgeklärt
werden, wenn wir den Generalbundesanwalt seine Arbeit
machen lassen. Dass sie aufgeklärt werden, ist das Min-
deste, was wir den Opfern und auch deren Hinterbliebe-
nen schuldig sind.

Deswegen bitte ich um Verständnis, dass wir in diesem
Stadium nicht jeder Ente, nicht jeder Zeitungsente und
nicht jedem Gerücht hinterherlaufen, das aufgetan wird.
Wir müssen vorsichtig sein, was wir öffentlich sagen kön-
nen und was öffentlich nicht gesagt werden kann.

Ich schließe an diese Bitte auch eines an. Auch Medien
und Journalisten tragen Verantwortung für das, was sie sa-
gen und schreiben. Zu dem, was wir in den letzten Tagen
gelesen und teilweise über den Äther gesendet gehört ha-
ben, muss man schon sagen: Auch hier muss man Verant-
wortung als Teil dieser Gesellschaft übernehmen. Manch-
mal schadet es eben nicht, auf die schnelle Schlagzeile zu
verzichten, auch wenn die Auflage nicht so schnell gestei-
gert werden kann.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mein dritter Punkt ist der, dass ich hier sehr deutlich
hinterlegen will, dass wir weiterhin intensiv und ent-
schlossen gegen rechtsextremistische Gewalt vorgehen,
dass nichts unter den Teppich gekehrt werden darf, aber –
das muss hinzugefügt werden – ohne dass dabei das Kind
mit dem Bade ausgeschüttet wird. Wir brauchen den Ver-
fassungsschutz bei dieser Arbeit. Wir können auf den Ver-
fassungsschutz bei dieser Arbeit nicht verzichten. Wir
brauchen auch V-Männer. Vielleicht müssen wir darüber
reden, dass wir V-Männer anders qualifizieren müssen.
Die Innenminister tun das in diesen Tagen.

Es gibt das eine oder andere, was möglicherweise durch-
aus überdacht werden muss. Aber wir brauchen auch
Quellen – auch das füge ich hinzu –, um vieles aus dem
internen Bereich zu erfahren, was wir möglicherweise
sonst nicht erfahren würden. Auch hier muss das eine oder
andere überarbeitet und überdacht werden. Ich habe
noch nicht die letztendliche Antwort, wie es Al-Wazir
heute gesagt hat. Ich glaube, die kann man im Augenblick
auch nicht haben. Wir müssen uns davor hüten, irgendet-
was reflexhaft zu machen.

Natürlich gehört dazu auch die Diskussion über das Ver-
bot der NPD. Ich glaube, man muss sehr vorsichtig sein,
dass man das nicht übers Knie bricht. Ich will überhaupt
nichts beschönigen. Auch ich halte diese Partei für eine
abstoßende und beschämende Partei. Ich halte sie auch
für eine Partei, die aktiv gegen unsere Verfassung agitiert.
Aber jeder von uns, die wir in diesem Hessischen Landtag
sitzen und uns mit den Dingen befasst haben, weiß aus
sehr schlechter Erfahrung, welche Risiken mit diesem
Verbot verbunden sind. Jeder von uns weiß, dass wir bei
einem neuerlichen Verfahren von einer Zeitdauer von
mindestens zwei Jahren ausgehen müssen. Keiner weiß,
wie das Bundesverfassungsgericht am Ende entscheidet.

Ich habe gehört, das Bundesverfassungsgericht solle an-
dere Maßstäbe anlegen. – Das Bundesverfassungsgericht
hat 1983 das Recht angewendet und Maßstäbe aufgestellt.
Ich glaube nicht, dass die sich verändern werden. Meine

sehr geehrten Damen und Herren, ein solches Parteiver-
bot ist keine einfache Sache. Das liegt auf der Hand. 

Aber wir wissen: Bei einem solchen Verfahren müssen
alle V-Leute aus den Führungsgremien abgezogen wer-
den. Sie müssen zumindest abgeschaltet werden. Das
Bundesverfassungsgericht hat 1983 auch betont, dass es
problematisch sei, wenn abgeschaltete V-Leute nach wie
vor aktiv seien.

Auch da muss man hinzufügen, ohne Schaum vor dem
Mund: Abgesehen davon, wie es überhaupt möglich sein
soll, all diese ehemaligen V-Leute dazu zu bewegen, auf
die Wiederwahl zu verzichten, würde auch das einen Zei-
traum von mehreren Jahren in Anspruch nehmen.

Eines darf man bei alldem auch nicht vergessen: Für einen
solchen Antrag braucht man eine Zweidrittelmehrheit
beim Bundesverfassungsgericht. Das sind sechs von acht
Richtern. Auch das ist keine geringe Hürde. Deswegen
glaube ich, dass wir gut fahren mit der Kraft des Argu-
ments gegen rechts und gegen Rechtsradikale und dass
wir auch gut fahren mit Informationen. Das tun wir – da-
mit greife ich das auf, was hier schon angesprochen wor-
den ist –, und zwar mit vielen, vielen Maßnahmen und mit
vielen, vielen Initiativen. Ich gestehe zu: Da kann be-
stimmt noch das eine oder andere draufgelegt werden,
muss wahrscheinlich auch noch draufgelegt werden, muss
noch mehr gemacht werden, muss noch an die aktuelle
Lage angepasst werden.

Aber das, was heute von dieser Debatte ausgeht, finde ich
sehr wichtig. Wir müssen insbesondere als Sicherheitsbe-
hörden und als Landesregierung die klare Ansage aus-
strahlen: Es darf in unserem Land keinen Spaltbreit für
Rechtsextreme geben. Das zu garantieren ist unsere
Pflicht und unsere Aufgabe. Wir stellen uns dieser Auf-
gabe selbstverständlich.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge: 

Ganz herzlichen Dank, Herr Innenminister.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Anträge. Zu-
nächst lasse ich über den Dringlichen Entschließungsan-
trag von CDU, SPD, FDP und GRÜNEN abstimmen. Wer
diesem die Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das ist das gesamte Haus.

Nun lasse ich über den Entschließungsantrag der LIN-
KEN abstimmen. Wer diesem die Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Damit ist dieser abgelehnt.

Meine Damen und Herren, wir wollen der Opfer geden-
ken und unserem Schrecken über die Taten Ausdruck ver-
leihen. Ich darf Sie daher bitten, sich von Ihren Plätzen zu
erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von den Plätzen.)

Der Hessische Landtag gedenkt der durch rechtsextreme
Gewalttäter Getöteten. Es erfüllt uns mit Scham und
Zorn, dass ganz offensichtlich politisch motivierte Gewalt
über Jahre unentdeckt in unserem Land geschehen
konnte. Es ist unser fester Wille, diese schrecklichen Taten
aufzuklären und alles dafür zu tun, damit solche Gewalt in
Zukunft verhindert wird. Unsere Gedanken sind in diesen
Tagen bei den Familien der Opfer und bei denjenigen in
unserer Gesellschaft, die in besonderem Maße von der
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rechtsextremen Gewalt bedroht sind. Den Angehörigen
gelten unsere Anteilnahme und unser aufrichtiges Bei-
leid.

(Schweigeminute)

Sie haben sich zum Andenken und zur Würdigung der
Opfer von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen.

(Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.)

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt den letzten Ta-
gesordnungspunkt vor der Mittagspause behandelt. Wir
treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung ist bis 14:30
Uhr unterbrochen.

(Unterbrechung von 13:34 bis 14:34 Uhr)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir set-
zen die unterbrochene Sitzung fort

(Günter Rudolph (SPD): Das gilt auch für die Re-
gierung!)

– das gilt genauso für die Hessische Landesregierung, ja-
wohl – mit dem Setzpunkt von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Tagesordnungspunkt 24:

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend Hinterlassenschaften von Ministerpräsident
Bouffier im Innenressort „beschädigen“ Ansehen der
hessischen Polizei – Drucks. 18/4536 –

Hierzu gibt es einen Änderungsantrag, Drucks. 18/4703.

Es ist ein Setzpunkt, somit zehn Minuten Redezeit pro
Fraktion. Das Wort hat der Kollege Frömmrich. Bitte
schön.

(Staatssekretär Ingmar Jung unterhält sich mit Abg.
Holger Bellino (CDU) an dessen Platz.)

– Die Gespräche und wichtigen Abhandlungen, auch mit
der Landesregierung, finden am besten außerhalb des
Saales statt, damit die anwesenden Abgeordneten auch
dem Redner folgen können. Herr Kollege Bellino, viel-
leicht – –

(Günter Rudolph (SPD): Die Regierung stört das
Parlament!)

Die Regierung ist Dienstleister für dieses Parlament.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ein Hoch auf den Präsidenten!)

Deshalb wollen wir sie nicht hindern. – Das Wort hat Herr
Frömmrich. Bitte schön.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Schon beim Aufruf hat man gesehen, dass wir noch
einen Änderungsantrag nachgereicht haben. Daran er-
kennt man, dass sich in dieser Causa praktisch täglich et-
was ändert. Wir wollten, dass Ihnen ein aktueller Antrag
vorliegt.

Wir wollen uns über die Hinterlassenschaften des ehema-
ligen Innenministers und heutigen Ministerpräsidenten
Volker Bouffier im Innenressort unterhalten.

Man hat schon ein bisschen Verständnis dafür, dass der
jetzige Innenminister sozusagen einen Fluchtversuch in
das Amt des Stadtoberhauptes der Stadt Frankfurt unter-
nimmt und dort Oberbürgermeister werden will.

(Zuruf des Ministers Boris Rhein)

– Herr Minister, man muss schon von einem „Fluchtver-
such“ sprechen, denn Sie sind noch nicht gewählt. Es ist
ein Versuch.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des Abg.
Florian Rentsch (FDP))

Ich habe ein bisschen Verständnis dafür. Fast könnte man
mit Ihnen ein bisschen Mitleid haben – wenn nicht das
„Schmerzensgeld“ für das, was Sie gerade machen, so
hoch wäre. Herr Innenminister, bei diesen Hinterlassen-
schaften kann ich es mir gut vorstellen, dass Sie sich nach
einer gut funktionierenden Koalition und einer wunder-
schönen Arbeit in der wunderschönen Stadt Frankfurt
sehnen. Das kann ich in der Tat nachvollziehen – wenn aus
Ihrem Innenressort jeden Tag Meldungen kommen, die
im Prinzip allesamt die Hinterlassenschaften des heutigen
Ministerpräsidenten betreffen.

Meine Damen und Herren, eigentlich sind das unvorstell-
bare Dinge, mit denen wir es hier zu tun haben. Das spielt
nicht etwa in einem schlechten Film, sondern diese Mel-
dungen stammen mitten aus der hessischen Polizei, aus
dem Innenministerium, aus der Führungsebene der hessi-
schen Polizei. Es sind also keine schlechten Filme.

Wir mussten lesen, dass es im Polizeipräsidium Frankfurt
ein Jeder-gegen-jeden gibt: Da wird beobachtet, bespitzelt
und denunziert. Wir haben es mit Schmerzensgeld- und
Schadenersatzforderungen von Polizeibeamten gegen das
Land Hessen zu tun, mit Verstößen gegen die Unschulds-
vermutung und mit der Verfolgung Unschuldiger. Es gibt
Mobbingvorwürfe. Es sollen Wohnungen von Polizeibe-
amten durchsucht werden, ohne dass es dafür einen
Grund gibt. Gott sei Dank funktioniert da bei uns der
Rechtsstaat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei all diesen
Überschriften muss man sich in der Tat fragen: Was für ein
Ministerium, was für eine Führungskultur hat dieser Mi-
nisterpräsident seinem Nachfolger hinterlassen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Das Letzte, das wir zu lesen bekamen, war die Herausgabe
von geheimen – auch gestern hatten wir es mit Geheimem
zu tun; wir sind auf „geheim“ vergattert worden – Abhör-
protokollen über Telefonüberwachungskommunikation,
die nach außen gespielt wurden. Es geht um Geheimnis-
verrat.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das sind Straf-
taten – Straftaten, die mitten in der hessischen Polizei
stattfinden, im Ministerium, im Landespolizeipräsidium.
Das alles sind Hinterlassenschaften dieses leider nicht an-
wesenden Ministerpräsidenten, die er seinem Nachfolger
Boris Rhein in seinem Haus vermacht hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, man muss sich auch bei den
Personalentscheidungen wundern. Boris Rhein entbindet
die Präsidentin des Hessischen Landeskriminalamtes von
ihren Aufgaben.
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(Minister Boris Rhein: Wegen Führungsversagens!)

– „Führungsversagen“ sagt der heutige Innenminister. Ich
kann Ihnen einmal sagen, was Volker Bouffier kurz vor-
her zur Einführung der LKA-Präsidentin gesagt hat. Bei
der Einführung sagte er:

Sabine Thurau – eine innovative, qualifizierte, enga-
gierte Polizistin und Juristin.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was stimmt
denn nun? Ist das nun eine qualifizierte Polizistin? Oder
ist das eine Führungspersönlichkeit, die „keine Führungs-
kultur“ hat, wie es der Innenminister gesagt hat, der also
Führungsversagen nachzuweisen ist? Herr Innenminister,
Sie müssten sich schon einmal einigen, welches Personal
Sie für die oberste Führungshierarchie der hessischen Po-
lizei ausgewählt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

Wir haben es damit zu tun, dass der ehemalige Landespo-
lizeipräsident Nedela von diesem Innenminister in den
einstweiligen Ruhestand versetzt worden ist – ausgesucht
vom Hessischen Ministerpräsidenten, ausgesucht, gelobt
und eng verbunden mit dem heutigen Hessischen Minis-
terpräsidenten, aber von seinem Nachfolger rausge-
schmissen und in den einstweiligen Ruhestand versetzt.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Wo ist er denn?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das spricht
nicht gerade für die Qualität der Personalauswahl, die
diese Landesregierung und dieser Ministerpräsident an
den Tag gelegt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Wie suchen Sie eigentlich das Führungspersonal der hes-
sischen Polizei aus?

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Geht es da streng nach dem Beamtengesetz? Wird da
nach Eignung und Befähigung ausgesucht? Oder wird da-
nach ausgesucht, wer dem Ministerpräsidenten und ehe-
maligen Innenminister am nächsten sitzt?

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Wo ist er denn?)

Oder wird danach ausgesucht, wer der hessischen CDU
angehört, um darüber in Führungspositionen zu kom-
men? Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese
Fragen müssen Sie hier doch einmal beantworten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD sowie der Abg. Ja-
nine Wissler (DIE LINKE))

Auch die Auswahl des Präsidenten der hessischen Bereit-
schaftspolizei wird derzeit von einem veritablen Untersu-
chungsausschuss beleuchtet: ob gegen Urteile des höchs -
ten hessischen Verwaltungsgerichts verstoßen worden ist.
Gestern wurde Ihnen zum zweiten Mal vom hessischen
Staatsgerichtshof bescheinigt, dass Sie gegen die Verfas-
sung verstoßen, indem Sie die Minderheitenrechte der
Opposition in diesem Haus eklatant verletzen.

Sie müssten doch einmal sagen, wie das in der Causa der
Besetzung der Stelle des Bereitschaftspolizeipräsidenten
ist. Herr Innenminister, auch da gibt es viele Fragen. Das
ist auch die Frage der Qualität und der Art und Weise, wie
Sie Führungspersonal aussuchen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein weiterer
Punkt, den es anzusprechen gilt, ist die Frage des Präsidi-
ums für Technik, Logistik und Verwaltung. Ich erinnere
daran, dass wir einmal einen Untersuchungsausschuss zu
diesem Präsidium hatten. Damals ist gesagt worden, es
handele sich um einen Einzeltäter, der Geld in die eigene
Tasche gesteckt habe.

Seinerzeit hat der Hessische Rechnungshof eklatante
Mängel bei der Auftragsvergabe festgestellt: freihändige
Vergabe von Aufträgen, Stückelung von Aufträgen, Be-
schaffungen auf verkehrten Wegen. Meine Damen und
Herren, das war 2005. Da denkt man ja, wenn es einen sol-
chen Untersuchungsausschuss und einen entsprechenden
Bericht gibt, dass der zuständige Minister, und heutige Mi-
nisterpräsident, sich um eine Umstrukturierung und Um-
organisation der Vergabepraxis kümmert.

In diesem Jahr kommt wieder ein Bericht des Landes-
rechnungshofs, der genau die gleichen eklatanten Mängel
bei der Vergabe feststellt. Seit 2005 ist nicht passiert. Das
liegt alles in der Verantwortung dieses ehemaligen Innen-
ministers und heutigen Ministerpräsidenten. Was für ein
Haus hat dieser Innenminister seinem Nachfolger eigent-
lich hinterlassen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man könnte
das Ganze weiterführen. Wir haben über Vergabeverfah-
ren im Digitalfunk geredet. Es sind eklatante Vergabe-
rechtsverstöße aufgedeckt worden, auch von meiner
Fraktion. Da wurden Parteifreunde bedient. Der Regie-
rungssprecher hat sich in Auftragsvergaben eingemischt.
Gescheiterte Bürgermeisterkandidaten aus Seligenstadt
wurden dann im Innenministerium zuständig für den Di-
gitalfunk.

(Alexander Bauer (CDU): Er ist nachweislich qua-
lifiziert!)

Wenn Sie diese Vorwürfe einem sozialdemokratischen
oder einem grünen Innenminister unterstellen würden,
möchte ich gerne sehen, welchen Rambo Sie dann veran-
stalten würden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Zurufe der Abg. Alexander
Bauer und Holger Bellino (CDU))

Das spricht nicht für die Qualifikation, das spricht nicht
für das Auswahlverfahren. Das spricht nicht für die
Hinterlassenschaften dieses Ministerpräsidenten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen ha-
ben wir einen Antrag nachgereicht. Wir haben gedacht,
das sei irgendwann einmal vorbei. Der Nachfolger, der ge-
schätzte Herr Rhein, hat angekündigt, er beginne mit ei-
ner neuen Führungskultur, er wolle einen Neuanfang, er
wolle anders mit Beamtinnen und Beamten umgehen.
Was lesen wir jetzt? Da sollten bei Polizeibeamten Woh-
nungen durchsucht werden. Gott sei Dank funktioniert
bei uns der Rechtsstaat. Das Amtsgericht in Offenbach
und die Landgerichte haben dieses Vorgehen gestoppt.
Die Wohnungen sollten nicht durchsucht werden, weil da
Kriminelle am Werk sind, sondern weil sich Polizisten öf-
fentlich über die Führungskultur in dieser Polizei be-
schwert haben. Wo, bitte schön, ist da der Grund, Woh-
nungen durchsuchen zu wollen? Das ist ein tiefer Grund-
rechtseingriff. Was ist eigentlich los in Ihrem Haus, Herr
Innenminister?
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Das Gericht hat gesagt, es sei nicht ersichtlich, dass die öf-
fentliche Diskussion von mutmaßlichen Missständen in
der Personalführung des Präsidiums in Südhessen wich-
tige öffentliche Interessen gefährden könnte. Dann wird
der Staatsanwaltschaft vorgeworfen, sie ermittele ins
Blaue.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben es
bei Wohnungsdurchsuchungen mit tiefen Grundrechts-
eingriffen zu tun. Die Unverletzlichkeit der Wohnung ist
bei uns ein hohes Rechtsgut. Nur, weil man Kritik nicht er-
tragen kann, weil man Menschen nicht ertragen kann, die
sich gegen offensichtliche Missstände wehren, sollen
Wohnungen durchsucht werden. Was ist das eigentlich für
ein Zustand bei der hessischen Polizei, was ist das für ein
Zustand bei Ihnen im Haus, Herr Innenminister?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege Frömmrich, die Redezeit ist abgelaufen.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. – Herr Innenmi-
nister, es reicht nicht, wenn man das Amt übernimmt, dass
man vollmundige Erklärungen abgibt und wortreich er-
klärt, man wolle eine neue Führungskultur etablieren, ei-
nen Neuanfang versuchen und mit den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern einen anderen Umgang organisieren.
Herr Innenminister, man muss diesen Worten auch Taten
folgen lassen. Wir fordern Sie auf, endlich einen vernünf-
tigen Führungsstil in der hessischen Polizei zu implemen-
tieren und aufzuhören, kritische Geister in der Polizei zu
verfolgen und zu versuchen, sie klein zu halten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Frömmrich. – Für die CDU-
Fraktion hat jetzt Herr Bellino das Wort. Bitte schön.

(Alexander Bauer (CDU): Jetzt kommt die Wahr-
heit ans Licht! – Gegenruf des Abg. Thorsten Schä-
fer-Gümbel (SPD): Herr Kollege Frömmrich hat
sich sehr zurückgehalten!)

Holger Bellino (CDU): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ein überflüssiger Setzpunkt von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, 

(Beifall bei der CDU und der FDP)

eine gewöhnungsbedürftige Überschrift, Stichwort:
Hinterlassenschaften. – Ein Antrag, der bezüglich des Zu-
stands der Polizei Jahrzehnte zu spät kommt. Er hätte in
die Zeit rot-grüner Regierungsverantwortung gepasst, als
die polizeiliche und die nicht polizeiliche Gefahrenab-
wehr einem Steinbruch glich,

(Beifall bei der CDU – Widerspruch bei der SPD
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

als die Polizei materiell und personell miserabel aufge-
stellt war und Katastrophenschutz und Feuerwehren ver-
nachlässigt wurden. Da hätte dieser Antrag hingepasst.

(Zuruf der Abg. Mürvet Öztürk (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Sosehr dieser Setzpunkt daneben ist, hat er doch auch sein
Gutes. Können wir doch die Gelegenheit nutzen, dem
heutigen Ministerpräsidenten und damaligen Innenminis-
ter, Volker Bouffier, für sein erfolgreiches Wirken zu dan-
ken.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Lachen bei der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Hören Sie zu, dann lernen Sie vielleicht noch etwas. – Ich
nenne hier stellvertretend einige der Erfolge – Sie nennen
das Hinterlassenschaften. Es handelt sich um Erfolge, die
durch Volker Bouffier zustande kamen und die die hessi-
sche Polizei zu einer der erfolgreichsten in Deutschland
machten.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Im Laufe der letzten Jahre wurden allein die Ausgaben für
Sachmittel um über 300 Millionen € gesteigert. Deshalb
gehört die hessische Polizei zu den am besten ausgerüste-
ten in Deutschland.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Hermann Schaus (DIE LINKE))

Die Personalsituation ist so gut wie nie zuvor. Seit 2009
haben wir allein 1.650 Polizeianwärter eingestellt. Diesen
hohen Stand an Polizeikräften werden wir beibehalten. 

(Nancy Faeser (SPD): Seit Jahren werden zu wenige
eingestellt!)

Im nächsten Jahr werden wir 400 Kommissaranwärter ein-
stellen, und der Etat des Innenressorts wird um weitere
100 Millionen € erhöht.

Bei einer solchen Politik und einer solchen Schwerpunkt-
setzung ist es eben auch so, dass ein Rekord den anderen
jagt. Noch nie war die Aufklärungsquote so hoch. Mit
58,3 % liegen wir auf den vordersten Plätzen im Bundes-
vergleich und um 10,8 Prozentpunkte besser als zu rot-
grünen Zeiten.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Zahl der begangenen Straftaten ist hingegen so ge-
ring wie lange nicht mehr. Die Anzahl der registrierten
Straftaten ist erneut unter 7.000 gefallen. Rot-Grün
konnte von solchen Quoten nur träumen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): So ist es!)

Anders ausgedrückt: Seitdem Rot-Grün nicht mehr für
die Sicherheit in Hessen Verantwortung trägt, ist Hessen
sicherer geworden.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Hessen gehört zu den sichersten Ländern der Republik.
Dass die Opposition Schatten gerade dort sucht, wo un-
sere Erfolge besonders hell strahlen, ist ihr nicht zu verü-
beln.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Lachen bei der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die permanenten Skandalisierungsversuche können nicht
über die Spitzenleistungen der hessischen Polizei hinweg-
täuschen, noch schlimmer: Sie schaden der Polizei.
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(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die 18.300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei
tragen täglich dafür Sorge, dass wir das gute Gefühl haben
dürfen, sicher zu sein. Sie tun dies unter erheblichen Ge-
fährdungsrisiken, unter großen Belastungen und auch un-
ter Entbehrungen, wenn ich z. B. an die Belastungen für
die Familien denke.

Da ist der einzige Punkt in Ihrem Oppositionsantrag, dem
man mit gutem Gewissen zustimmen könnte: Wir danken
den Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten für ihr großes
Engagement.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es sind nämlich nicht die von der Opposition zur Dauer-
beschäftigung gewordenen Skandalisierungen der Polizei,
es sind die engagiert arbeitenden Beamtinnen und Beam-
ten, die das Handeln der hessischen Polizei prägen und die
zu deren Erfolg beitragen. Dieser Erfolg hat aber auch
eine verlässliche Basis: eine Politik, die einen finanziellen,
materiellen und personellen Rahmen dafür schafft, eine
Politik, die innere Sicherheit nicht als notwendiges Übel
sieht, sondern zum Schwerpunkt ihres Handelns macht. 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren,
bei über 16.000 Beschäftigten kommt es zu Fehlentwick-
lungen Einzelner. Dies ist überall so. Fehlverhalten Ein-
zelner lässt sich leider nie gänzlich vermeiden. Für ein sol-
ches Fehlverhalten Einzelner sollte aber nicht die ganze
Polizei diskreditiert werden; 

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meinen Sie jetzt den Ministerpräsidenten?)

doch das macht die Opposition, indem sie permanent ver-
meintliche Skandale thematisiert. 

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Für diese Regierung und für uns gilt: Wenn Probleme auf-
treten, muss zügig gehandelt werden, seriös hinterfragt
werden, und Strukturen müssen wirkungsvoll verbessert
werden. Innenminister Rhein hat genau das getan. Bei-
spielsweise verweise ich auf den Beauftragten für die hes-
sische Polizei. Erstmals in Deutschland wurde eine solche
Stelle geschaffen, 

(Zurufe von der SPD: Und warum?)

und dies, obwohl es in Hessen bereits zahlreiche Möglich-
keiten der Beratung und Betreuung außerhalb des
Dienstwegs, außerhalb der Hierarchie gab und gibt. 

Ein weiteres Beispiel. Im Fall des Polizeipräsidiums für
Technik und Logistik hat der Innenminister unverzüglich
gehandelt. Jetzt läuft die Ausschreibung, um Unterneh-
men zu finden, die entsprechende Prüfungen vornehmen
können. Der Rechnungshof hat hier Schwachstellen be-
mängelt. Das ist seine Aufgabe. Der Innenminister tut
jetzt das Seinige, um Mängel abzustellen. Das wiederum
ist seine Aufgabe. Mehr Aufklärung und schnellere Auf-
klärung geht nicht. 

Was ist denn aus Ihren Vorwürfen geworden, Partei-
freunde seien im Rahmen des Digitalfunkprojektes be-
vorzugt worden? Nichts. Die Landesregierung hat berich-
tet und konnte die Vorwürfe entkräften. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für den, der das seriös begleitet hat, wurde deutlich, dass
der richtige Mann, der über Fachwissen, Verwaltungser-

fahrung und auch politische Erfahrung verfügt, der Qua-
lifizierteste war und deshalb eingestellt wurde. 

(Beifall bei der CDU – Alexander Bauer (CDU):
Er könnte auch SPD-Mitglied sein, wenn er diese
Qualifikation mitbringt!)

Dass er auch Mitglied der CDU war, darf doch kein Aus-
schlusskriterium sein, auch wenn Sie das gerne hätten. Bei
Ihnen war Parteimitgliedschaft doch Voraussetzung. Das
ist bei uns anders.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Beispiel Bereitschaftspolizei. Hier ist nachweislich der
qualifizierteste Bewerber zum Präsidenten ernannt wor-
den, und der, der jetzt herumjammert, war der am wenigs -
ten qualifizierte Bewerber.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Darum geht es
nicht, Herr Bellino! Das haben wir Ihnen schon zig-
mal gesagt!)

Herr Schaus, meine sehr geehrten Damen und Herren,
Ihre Skandalisierungspolitik verkommt immer mehr zu
einem Selbstdarstellungsprogramm von hilflosen Opposi-
tionspolitikern. 

(Beifall bei der CDU – Lachen bei der SPD)

Konstruktive Vorschläge zur Verbesserung sind Mangel-
ware. Das ist auch schwer; denn insgesamt sprechen die
Ergebnisse der Polizeiarbeit in Hessen für sich. 

Ich stelle zusammenfassend fest: Die Innenpolitik, die po-
lizeiliche und außerpolizeiliche Gefahrenabwehr waren
bei Volker Bouffier gut aufgehoben und sind heute bei
Boris Rhein gut aufgehoben. Dies bleibt auch so. Daran
können allenfalls die Wähler in Frankfurt etwas ändern. –
Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und der FDP – Zu-
ruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Schönen Dank, Herr Kollege Bellino. – Zu einer Kurzin-
tervention hat sich Herr Wagner gemeldet. Bitte schön. 

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Herr Bellino, Sie
dürfen nicht lachen, wenn Sie so etwas vortragen!)

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Kollege Bellino, Sie mussten während Ihrer Rede
selber lachen. Aber die Gegenstände, über die wir hier re-
den, sind alles andere als zum Lachen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN)

Sie sollten sich überlegen, ob Ihre Rede angesichts der un-
bestrittenen Probleme in der hessischen Polizei angemes-
sen ist. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN – Zurufe der Abg. Alexan-
der Bauer und Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Herr Bellino, Herr Irmer, um eines ganz deutlich zu sagen:
Nicht diejenigen, die auf die Missstände aufmerksam ma-
chen, diffamieren die hessische Polizei, sondern diejeni-
gen, die diese Missstände zu verantworten haben. 
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Unsere hessische Polizei macht eine hervorragende Ar-
beit, aber sie hatte mit dem heutigen Ministerpräsidenten
einen unglaublich schlechten Dienstherrn, und das sind
die Tatsachen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Herr Kollege Bellino, ob Ihr Verhalten in der Aufklärung
der Zustände, die der frühere hessische Innenminister
und heutige Ministerpräsident zu verantworten hat, bei
der hessischen Polizei angemessen ist, das sollten Sie sich
nach dem gestrigen Tag genau überlegen. Ihnen wurde
vom hessischen Verfassungsgericht erneut bestätigt, dass
Sie in verfassungswidriger Weise die Aufklärung der Um-
stände und der Zustände in der hessischen Polizei im
Untersuchungsausschuss verhindert haben. Aber wer
Aufklärung verhindert, wer versucht, die Probleme klein-
zureden, wer versucht, sie zu vertuschen, der schadet der
hessischen Polizei, Herr Kollege Bellino.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Wenn Ihnen nichts anderes einfällt als die Karnevalsre-
den, die Sie hier gehalten haben, 

(Zuruf des Abg. Alexander Bauer (CDU))

dann zeigt das, wie berechtigt die Vorwürfe sind. Wenn Sie
in der Sache das nicht entkräften können, was Herr Kol-
lege Frömmrich vorgetragen hat, dann zeigt das, was für
einen Laden Herr Bouffier im Innenministerium hinter-
lassen hat. Aber wenn jemand seine Unfähigkeit, eine
Verwaltung zu organisieren, an einer Stelle bewiesen hat,
dann sollte man ihn nicht befördern, sondern es sollte
endlich einmal das Nachdenken anfangen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Schönen Dank, Herr Wagner. – Zur Gegenrede, Herr Bel-
lino, bitte schön.

Holger Bellino (CDU): 

Herr Präsident, Herr Wagner, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Es ist eine Mär, dass hier irgendjemand
irgendetwas an Aufklärung oder anderem verhindern will.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Untersuchungsausschuss, dem ich im Gegensatz zu
Ihnen, Herr Kollege Wagner, angehöre, hat sich intensivst
mit dieser Thematik auseinandergesetzt. 

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie haben die Verfassung gebrochen!)

Wir haben 20 Sitzungen gehabt. Wir haben 25 Zeugen ver-
nommen. Wir haben meterweise Akten studiert, um zu se-
hen, wo Optimierungsmöglichkeiten sind. So sieht eine se-
riöse Aufklärungsarbeit aus – im Gegensatz zu Ihrer
Skandalisierungspolitik.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Mathias Wag-
ner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da
muss er jetzt wieder lachen!)

Der Staatsgerichtshof hat jetzt in zwei schwierigen recht-
lichen Fragen Rechtsklarheit geschaffen. Sie verschwei-
gen, dass Sie Mitarbeiterinnen des Ministeriums in einen
Meineid treiben wollten. Dazu hat das Gericht aber ge-
sagt: Das geht nicht. 

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

– Selbstverständlich, das war doch Ihr Ansinnen. So küm-
mern Sie sich um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
unserem Land. 

Sie können es nicht ertragen, dass Hessen in der Innenpo-
litik nachweislich sicherer geworden ist, dass wir nicht nur
den dienstältesten Innenminister hatten, sondern auch
den erfolgreichsten Innenminister hatten.

(Beifall bei der CDU)

Herr Kollege Wagner, auch wenn es von der Zuständig-
keit her nicht Ihr Ressort ist, schauen Sie sich einmal die
Zahlen in der Polizeilichen Kriminalstatistik und in den
Verfassungsschutzberichten an, wie erfolgreich Hessen
gearbeitet hat und auch weiter arbeitet, um ein sicheres
Land zu sein.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Ein Letztes zum Thema Transparenz. Ich bin seit längerer
Zeit im Innenausschuss, und ich bin in verschiedenen
Ebenen der Politik tätig, wie viele andere in diesem Haus
auch. Es ist mustergültig, wie ausführlich von diesem
Innenministerium informiert wird. 

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nicht lachen!)

Es gibt keine Fragen, die gestellt werden und nicht beant-
wortet werden. Es kam auch schon vor, dass eine Teilant-
wort gegeben wurde und man dann nachgeliefert hat, weil
dieses Innenministerium und dieser Minister nichts zu
verbergen haben. Das ist auch gut so, wenn sie weiter im
Amt bleiben. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FPD)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Schönen Dank, Herr Bellino. – Für die SPD-Fraktion hat
Frau Faeser das Wort. Bitte schön.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege, mit dem Vorwurf Meineid wäre ich
vorsichtig! – Gegenruf des Abg. Dr. Christean Wag-
ner (Lahntal) (CDU): Das ist lächerlich! Sie sind
einfach unterlegen! – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Wenn er „in den Meineid trei-
ben“ sagt, geht er davon aus, dass eine Aussage
falsch war! – Weitere lebhafte Zurufe und Gegen-
rufe) 

– Herr Kollege Al-Wazir, wir hatten uns darauf geeinigt,
dass jetzt Frau Faeser das Wort hat. 

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): So viel Aufklärung hätten wir nicht er-
wartet, Herr Bellino!)

Können wir jetzt der Rednerin das Wort erteilen? Dann
würde ich das machen. Frau Faeser, Sie haben das Wort.
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Nancy Faeser (SPD): 

Danke schön. – Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Herr Bellino, wenn man Ihnen hier zuhört und man
das Geplänkel gerade hört, muss ich leider feststellen,
dass Ihnen jegliches Anständigkeitsgefühl in diesem
Hause abhandengekommen ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Alexander Bauer (CDU):
Die Betroffenheitsbeauftragte! – Weitere Zurufe
von der CDU)

Ich sage Ihnen gerne etwas dazu, wofür Sie dem amtie-
renden Hessischen Ministerpräsidenten heute danken
wollten. Dazu komme ich gleich noch.

Aber, Herr Bellino, Vertreter Ihrer Partei waren gestern
vor dem Staatsgerichtshof und haben sich das Urteil an-
gehört. Ich bin etwas erstaunt darüber, wie Sie damit um-
gehen. Sie sagen hier, Sie hätten umfassend aufgeklärt. Sie
haben gestern vom Staatsgerichtshof ins Stammbuch ge-
schrieben bekommen, dass Sie verfassungswidrig gehan-
delt und der Minderheit ihre Rechte genommen haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Sich dann hierhin zu stellen und so etwas zu behaupten,
meine Damen und Herren, dazu kann ich nur sagen: An-
ständigkeit hat in diesem Lande bei CDU und FDP of-
fensichtlich nichts mehr zu bedeuten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Später sind Sie etwas kleinlauter geworden, denn an der
Stelle ist etwas Demut angemessen.

(Alexander Bauer (CDU): Gehen Sie mit gutem
Beispiel voran! – Weitere Zurufe von der CDU)

– Ich gehe gern mit gutem Beispiel voran, Herr Kollege
Bauer. – Herr Bellino hat gesagt, der Etat des Innenres-
sorts sei um 100 Millionen € erhöht worden. Leider hat er
aber nicht darauf hingewiesen, dass bei dieser Erhöhung
eine angemessene Zahl an Polizeianwärtern offensicht-
lich nicht enthalten ist, weil Sie in diesem Bereich kürzen.
Sich dann hierhin zu stellen und zu sagen, im Personalbe-
reich sei alles toll, und gerade bei den Anwärterinnen und
Anwärtern zu kürzen, ist eine verfehlte Personalpolitik;
denn so werden Sie in ein paar Jahren wieder die Pro-
bleme haben, die Sie durch die „Operation sichere Zu-
kunft“ bekommen haben.

(Alexander Bauer (CDU): Wir haben doch mehr
Polizisten, als Sie je Polizisten gehabt haben!)

Sie haben im letzten Jahr und in den Jahren davor jeweils
550 Polizeianwärterinnen und -anwärter eingestellt. In
diesem Jahr sind es nur 400. Es ist Ihr Haushalt. Das ist
Ihre Personalpolitik. Die gilt es von unserer Seite aus zu
kritisieren, weil sie falsch ist.

(Beifall bei der SPD – Alexander Bauer (CDU): Es
gibt mehr Polizisten und Lehrer als je zuvor!)

Meine Damen und Herren, es ist leider wirklich so: Herr
Bellino hat den jetzigen Ministerpräsidenten und damali-
gen Innenminister für eine Fülle von schlimmen Vor-
kommnissen in den letzten Monaten gelobt, bei denen
man kaum noch hinterherkommt. Man kann es kaum
noch bewältigen. Ich werde nachher an einem Beispiel
aufzeigen, dass man die einzelnen Vorgänge gar nicht
mehr aufarbeiten kann. Man kommt überhaupt nicht

mehr hinterher. Woche für Woche kommt ein neuer Skan-
dal hoch. Sie stellen sich hierhin und sagen, man müsse
Herrn Bouffier für seine tolle Innenpolitik loben. Ent-
schuldigung, wo sind wir denn? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Schauen Sie sich denn nicht an, was in der Welt um Sie he-
rum geschieht? Man muss leider feststellen, dass nicht so
schnell aufgeklärt wird, wie es zu hoffen wäre. Wir haben
das bei der Polizeichef-Affäre gesehen. Wenn Sie meinen,
dass man Herrn Bouffier für die Polizeichef-Affäre loben
sollte – der jetzige Ministerpräsident hat damals jeman-
dem einfach ein Amt gegeben, ohne es auszuschreiben,
und damit auch noch gegen einen Beschluss des Verwal-
tungsgerichtshofs gehandelt –, dann frage ich Sie: Wo be-
finden wir uns denn mittlerweile?

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Was ist das denn für ein Bundesland? Schauen wir uns
einmal an, was passiert ist, als der damalige Innenminister
Bouffier sein Amt verlassen hat. Als Erstes wurde der Po-
lizeipräsident aus dem Amt entlassen, der früher immer so
hoch gelobt wurde. Er war einmal der engste Vertraute
des damaligen Innenministers. Kaum war ein neuer
Innenminister ernannt, wurde der engste Vertraute ent-
lassen, offensichtlich wegen Differenzen in der Frage der
Führungskultur bei der hessischen Polizei. Hört, hört! An
der Stelle kann ich gern eine Äußerung des Fraktionsvor-
sitzenden der FDP aus dem November des Jahres 2009 zi-
tieren, der damals gesagt hat: „Ja, wir haben ein Problem
in der Führung der Polizei.“ – Es wird also offensichtlich
auch von Ihnen so gesehen. Tun Sie heute doch nicht so,
als habe dieses Problem überhaupt nicht existiert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Allerdings muss man hinterfragen, ob sich die Situation
wirklich verbessert hat. Wir hatten in den letzten Monaten
zahlreiche Mobbingfälle bei der Polizei. Sie erinnern sich:
Wir hatten mehrfach Gelegenheit, darauf hinzuweisen. Es
gab die Fälle, in denen sehr schnell suspendiert wurde. Es
kamen plötzlich Fälle hoch, als der jetzige Ministerpräsi-
dent nicht mehr im Amt des Innenministers war. Plötzlich
haben sich Betroffene getraut, an die Öffentlichkeit zu ge-
hen und zu sagen: Wir sind seit drei oder vier Jahren sus-
pendiert. Niemand kümmert sich um uns. – Das haben
sich die Menschen vorher durch den Druck, der vom da-
maligen Innenminister aufgebaut wurde, nicht getraut. Es
kam ein neuer Innenminister; da kam das alles plötzlich
hoch. Herr Bellino, für diese Art der Personalpolitik kön-
nen Sie sich doch nicht allen Ernstes bedanken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN – Alexander Bauer
(CDU): Er hat für die gute Arbeit der Polizei ge-
dankt!)

Wir können da aber gerne weitermachen, Herr Bellino.
Wir können gerne darstellen, welch ein System unter
Bouffier und Nedela vorherrschte. Ich rufe nur in Erinne-
rung, wie die Polizeibeamten eingeteilt wurden. Es gab die
Kategorie A. Das waren die Beamten, die sich mit Herrn
Bouffier und Herrn Nedela immer konform verhalten ha-
ben. Sie wurden befördert. Es gab die Kategorie B. Dar-
unter verstanden sowohl Herr Bouffier als auch Herr Ne-
dela die Unauffälligen. Die wurden in Ruhe gelassen. Es
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gab aber auch die Kategorie C. Das waren die Beamten
mit „Edeka“, was im Polizeijargon makabrerweise „Ende
der Karriere“ heißt – und das nur, weil sie sich dem Poli-
zeipräsidenten bzw. dem Innenminister gegenüber nicht
linienkonform verhalten haben. 

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Reine Er-
findung! – Weitere Zurufe von der CDU)

Herr Bellino, Sie wollen den heutigen Ministerpräsiden-
ten doch wohl nicht allen Ernstes dafür loben, dass er die-
ses System bei der hessischen Polizei installiert hat?

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN – Zurufe von der
CDU und der FDP)

Es wurde immer mit Druck und mit Angst gearbeitet. Das
war der Wesensgehalt der Führungskultur in der hessi-
schen Polizei. Mit einer Führungskultur von Respekt und
Achtung hatte das überhaupt nichts zu tun. 

Ich muss aber sagen: Ich wage zu bezweifeln, ob sich das
unter dem amtierenden Innenminister alles so geändert
hat, wie es sich ändern sollte. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen von den GRÜNEN, Sie haben mit dem, was Sie in
Ihrem Änderungsantrag schreiben, sehr recht: Wenn vom
Polizeipräsidium und der Staatsanwaltschaft ohne
Rechtsgrundlage Hausdurchsuchungen bei zwei Polizei-
beamten beantragt werden, die sich kritisch über den Po-
lizeiapparat geäußert habe, dann ist das ein absoluter
Skandal. Da scheint sich in der Führungskultur bei der Po-
lizei offenbar nichts geändert zu haben. Auch hier: Druck
und Repression.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Das ist ein Beispiel für das Nicht-mehr-aufarbeiten-Kön-
nen. Das war letzte Woche. Wer denkt denn heute noch
daran? Wer schreibt in der Presse noch darüber, wie skan-
dalös es ist, dass Behörden dieses Landes einen solchen
Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung und in
den grundgesetzlichen Schutz der Wohnung ohne Rechts-
grundlage vornehmen? Ich bin den Gerichten sehr dank-
bar, dass sie das Vorhaben rechtzeitig gestoppt haben. Sie
haben sehr deutliche Worte gefunden. Ich mag es noch
einmal sagen: Das Ansinnen der Staatsanwaltschaft
wurde vom Gericht als „Ermittlungen ins Blaue hinein“
bezeichnet. Meine Damen und Herren, da erwarte ich
schon, dass sich der Justizminister vor diesem Hause ein-
mal zum Verhalten der Ermittlungsbehörde äußert.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN – Zurufe von der
CDU und der FDP)

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen versichern, wir
werden das nicht vergessen. Es ist sehr schwierig, all das
noch zu bewältigen, aber wir werden es nicht vergessen
und weiterhin thematisieren. 

Dieser Vorgang zeigt aber, dass das Klima des Misstrau-
ens offenbar immer noch vorhanden ist. Herr Innenminis-
ter, ich appelliere an Sie: Wir brauchen dringend eine neue
Führungskultur in der hessischen Polizei. Da ist es mit ei-
nem runden Tisch eben nicht getan.

Apropos Misstrauen: Was ist eigentlich inzwischen im
Innenministerium los? Ich erinnere an die Vorfälle im Zu-
sammenhang mit den Hells Angels. Da kommen Ge-
rüchte auf, und am nächsten Tag findet man plötzlich Aus-
schnitte aus Protokollen von Telefonüberwachungen in
den Zeitungen wieder. Wenige Tage später findet man

Unterlagen über V-Leute in der öffentlichen Presse.
Meine Damen und Herren, was ist denn im Innenministe-
rium, im Polizeiapparat los, dass tagtäglich solche gehei-
men Dokumente in der Zeitung zu lesen sind?

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Offenbar kommt jetzt alles über das System Bouffier her-
aus. All das, muss ich leider sagen, hat aber nicht nur der
jetzige Ministerpräsident Bouffier zu vertreten, sondern
das hat auch der amtierende Innenminister Rhein zu ver-
treten.

Ich erinnere einmal an den Fall Thurau. Das, was Sie hier
machen, geht wirklich nicht. Man kann unterschiedlicher
Auffassung sein, ob das Führungsverhalten von Frau Thu-
rau gut oder schlecht war. Wenn es ein Ermittlungsver-
fahren gibt, dann muss man dem nachgehen. Da sind wir
absolut d’accord, Herr Innenminister. Das Rechtsstaats-
prinzip muss aber auch da gewahrt bleiben. Entweder gibt
es nachweisbare Vorwürfe gegen die ehemalige Präsiden-
tin des Landeskriminalamts; dann muss man denen nach-
gehen und die entsprechenden Konsequenzen ziehen.
Wenn es aber nicht stimmt, muss man doch in der Lage
sein, die Frau zu rehabilitieren. Darauf hat sie einen An-
spruch. Es geht nicht, dass man erst sagt, man halte an ihr
fest, an den Vorwürfen sei nichts dran, sie aber Tage spä-
ter plötzlich vom Dienst suspendiert und erklärt, man
werde schon etwas finden.

Dann wurde ihr ein hohes Amt im Justizministerium an-
geboten, offensichtlich damit Ruhe einkehrt.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Nancy Faeser (SPD): 

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. – Als Frau Thu-
rau dies ablehnte, war klar, dass sie jetzt den gesamten
Druck des Innenministeriums zu spüren bekommt. Auf
einmal hieß es, es liege ein Führungsversagen vor – eine
völlig neue Begründung, die es vorher nie gab. Meine Da-
men und Herren, so kann man mit seinen Leuten nicht
umgehen.

(Beifall bei der SPD)

Es gäbe noch viel mehr zu erzählen. Auch der Fall Berg-
stedt ist so einer. Ich erinnere an die viertägige Inhaftie-
rung, die ohne Rechtsgrundlage erfolgte, also rechtswidrig
war. Man könnte diese Liste unendlich lang fortsetzen.
Dass Sie sich hierhin stellen und dem amtierenden Minis-
terpräsidenten dafür danken, ist wirklich erbärmlich. Das
muss ich einmal sagen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Frau Kollegin, kommen Sie jetzt bitte zum Schluss.

Nancy Faeser (SPD): 

Ich hoffe sehr, dass der Anstand endlich wieder in dieses
Haus einkehrt und dass die Polizeibeamtinnen und -be-
amten, die gute Arbeit leisten, endlich auch wieder eine
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entsprechende Führungskultur in diesem Land erleben
dürfen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Vielen Dank, Frau Kollegin Faeser. – Für die Fraktion
DIE LINKE hat jetzt Herr Schaus das Wort. Bitte schön,
Herr Schaus. Sie haben zehn Minuten Redezeit.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die großen
Probleme des Landes Hessen mit dem Erbe des früheren
Innenministers und heutigen Ministerpräsidenten Bouf-
fier, der es vorzieht, an dieser Debatte nicht teilzuneh-
men, werden dadurch deutlich, dass politische Skandale
bei uns die Regel und nicht die Ausnahme sind. Das ist die
bedauerliche Konsequenz aus der Debatte und aus dem,
was wir wissen.

Tatsächlich trägt das System Koch/Bouffier die Skandale
in sich – wie eine Wolke den Regen.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der CDU:
Oh!)

Das fing mit der CDU-Spendenaffäre an, als der damalige
Ministerpräsident Koch die Öffentlichkeit sogar nach
dem Bekanntwerden des größten Parteispendenskandals
der deutschen Geschichte noch dreist belogen hat. Koch
und Bouffier kamen damit durch, und das ist in Hessen of-
fensichtlich bis heute der Maßstab der CDU geblieben,
frei nach dem Motto: Ist der Ruf erst ruiniert, regiert es
sich gänzlich ungeniert.

(Zurufe von der CDU)

Das wird auch in dem Antrag der GRÜNEN deutlich, in
dem man es gar nicht geschafft hat, die Skandale der letz-
ten zwei Jahre abschließend aufzuzählen, obwohl er stolze
zehn Punkte umfasst, unter denen allein sieben Skandale
aufgeführt werden. Außerdem wurde ein Änderungsan-
trag mit weiteren fünf Punkten und zwei zusätzlichen
Skandalen nachgeschoben. Trotzdem ist diese Aufzählung
immer noch nicht vollzählig; denn allein zwischen der Ein-
reichung dieses Antrags und der Einreichung des Ände-
rungsantrags sind zwei neue Skandale hinzugekommen.
Die Landesregierung und die CDU-Fraktion haben aber
in keinem der Fälle bisher entscheidend zur Aufklärung
beigetragen.

Herr Bellino, ich muss das an der Stelle sagen: Nach Ihrem
Beitrag glaube ich, dass Sie, obwohl Sie genauso wie die
Oppositionsabgeordneten von den hessischen Wählerin-
nen und Wählern beauftragt sind, diese Landesregierung
zu kontrollieren, diese Aufgabe mitnichten erfüllen. Ja, Sie
wollen sie gar nicht erfüllen, Sie haben aus parteipoliti-
scher Räson gar kein Interesse daran, den Ihnen von den
Wählern erteilten Auftrag konsequent zu erfüllen. Sie
sind ein leuchtendes Beispiel dafür. Das merke ich immer
wieder, nicht nur in dieser Diskussion.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Bauer
(CDU): Sie sind ein Paradeabgeordneter, glaube
ich!)

– Ja, ich bin auf jeden Fall sehr daran interessiert – im
Gegensatz zu Ihnen, Herr Bauer –, dass all diese Fälle in

der Öffentlichkeit lückenlos dargestellt und aufgeklärt
werden.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Vorbildlich!)

Das, was wir, auch in den Untersuchungsausschüssen, vom
Verhalten der Abgeordneten der Regierungsfraktionen
mitbekommen, ist eher das Gegenteil von dem, was man
klassischerweise als Aufklärung bezeichnet.

Meine Damen und Herren, ein von früher überliefertes
Sprichwort lautet: „Das passt auf keine Kuhhaut“. Wenn
man früher ein großes Problem darstellen wollte, hat man
das größte Stück Leder genommen, das es überhaupt gab,
nämlich eine Kuhhaut. Wenn etwas überhaupt nicht mehr
ging, passte es nicht einmal mehr auf eine Kuhhaut.

So ist es mit den Skandalen im Innenministerium: Es sind
so viele, dass sie in keinen Antrag mehr passen, und die
Redezeit im Parlament reicht nicht aus. Mittlerweile über-
steigt es auch die Leistungsfähigkeit der Ausschüsse, ins-
besondere des Innenausschusses. Wir können doch gar
nicht schnell genug aufschreiben, geschweige denn auf-
klären, was aus dem Innenministerium regelmäßig an
neuen Skandalen kommt. 

Deshalb bin ich auch sehr skeptisch, was die Intentionen
des GRÜNEN-Antrags angeht. Da steht nämlich, dass
von der Landesregierung ein Bericht erstellt werden soll,
der die strukturellen Probleme im Innenministerium auf-
arbeitet. Ich glaube, da macht man den Bock zum Gärt-
ner; denn das Problem sind doch die Landesregierung
selbst, die von ihr geschaffenen Strukturen und der nicht
vorhandene Aufklärungswille der Regierungsfraktionen. 

Vorletzte Woche standen im Innenausschuss allein vier
Punkte zur Diskussion, von denen ich nicht sagen kann,
dass sie aufgeklärt wurden. Im Fall des unrechtmäßig in-
haftierten Aktivisten Bergstedt – das ist schon angespro-
chen worden – hat Innenminister Rhein – –

(Holger Bellino (CDU): Ein Faschist ist das!)

– Herr Bellino, egal, was er ist, und egal, wie Sie politisch
zu ihm stehen: Er ist ein Bürger des Landes Hessen, für
den dieselben Rechte gelten wir für Sie und für mich.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Bellino (CDU):
Das hat damit gar nichts zu tun!)

So soll es bleiben, auch unter Ihrer Regierung.

(Holger Bellino (CDU): Von solchen Leuten lasse
ich mich nicht beleidigen!)

In diesem Fall hat der Innenminister den Ausschuss – ge-
linde gesagt – über ein Jahr lang an der Nase herumge-
führt. Sie haben in der Ausschusssitzung die zentralen Fra-
gen wieder nicht beantwortet, weil Ihnen angeblich wie-
der Akten fehlen. Dabei können Sie keinem vernünftigen
Menschen klarmachen, warum Sie nach einem Jahr noch
immer keine Akten dazu haben, welche Besprechungen in
Ihren eigenen Räumen aus welchem Grund wann stattge-
funden haben. Meine Damen und Herren, das ist doch ab-
surd.

Ich will daran erinnern, dass auch die ganzen Skandale,
bei denen es um Mobbing, schwarze Akten und Gefällig-
keitsgutachten in der hessischen Polizei ging, monatelang
geleugnet wurden. CDU und FDP haben stattdessen die
Opposition beschimpft. Herr Greilich warf mir seinerzeit
sogar Rufmord an der hessischen Polizei vor. Herr Bouf-
fier meinte, hier gehe es darum, der Regierung einen an-
zuhängen. Ein bis zwei Fälle gebe es, wenn überhaupt, und
diese Leute seien schließlich eher selbst daran schuld.
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Im Herbst sagte der auf Druck der Opposition einberu-
fene Landespolizeibeauftragte im Innenausschuss dazu,
er habe sich bislang gut 100 Mobbingfälle vorgenommen,
und an die dicken Brocken sei er dabei noch gar nicht her-
angegangen.

(Alexander Bauer (CDU): Bei 18.000 Mitarbei-
tern!)

Das sind über 100 Fälle und nicht etwa zwei. Zudem mus-
ste der Landespolizeipräsident entlassen werden. Die
höchste hessische Polizeistelle im LKA ist seit Monaten
unbesetzt wegen der Skandale um Frau Thurau. Geheime
Abhörprotokolle landeten in der Öffentlichkeit; das ist
schon angesprochen worden.

(Alexander Bauer (CDU): Quatsch!)

Erinnert werden muss auch an den Frankfurter Studenten
Haddid N., der sich nichts hatte zuschulden kommen las-
sen; aber seltsamerweise gelangten Informationen, auch
zum Aufenthaltsort, an das US-Militär in Afghanistan, das
in für mehrere Wochen in ein für Folter bekanntes Mili-
tärgefängnis brachte. Herr Rhein hat persönlich die volle
Aufklärung der Rolle der hessischen Sicherheitsbehörden
angekündigt. Ich habe mehrmals nachgefragt: Sie haben
bisher gar nichts geliefert, null Informationen.

Wir haben den ganzen Komplex der unrechtmäßigen Auf-
tragsvergabe. Während das eine noch nicht ausgestanden
ist, kommen schon die nächsten Brocken aus dem Minis-
terium auf uns zu.

Wir haben den Untersuchungsausschuss zur Polizeichef-
affäre. Gestern hat der Staatsgerichtshof sein Urteil ge-
fällt und erklärt, dass die Regierungsfraktionen auch in
diesem Ausschuss die Aufklärungsarbeit rechtswidrig blo-
ckiert haben, genauso wie im Steuerfahnderuntersu-
chungsausschuss.

Meine Damen und Herren, beschämend finde ich im
Übrigen, das will ich an dieser Stelle auch einmal sagen,
wie in beiden Ausschüssen bestimmte Zeugen von Mit-
gliedern der Regierungsfraktionen regelmäßig behandelt
werden und nicht nur dort, sondern auch in der Öffent-
lichkeit herabgesetzt werden. Das ist kein fairer Umgang
mit Zeuginnen und Zeugen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg.
Alexander Bauer (CDU))

Herr Bellino, weil Sie vorhin davon gesprochen haben, die
Opposition wolle in dem Ausschuss Zeugen in den Mein -
eid treiben: Das Gegenteil ist doch der Fall. Unsere ge-
meinsame Aufgabe muss es doch sein, korrekte Aussagen
zu erhalten und Widersprüche, die bestehen, aufzuklären.

(Holger Bellino (CDU): Was hat der Gerichtshof
dazu gesagt?)

Aber in diesem Falle haben Sie, weil es da widersprüchli-
che Aussagen gibt und geben muss, natürlich kein Inter-
esse. „Wen schützen Sie eigentlich?“, frage ich an dieser
Stelle. 

(Holger Bellino (CDU): Was sagt denn der Ge-
richtshof dazu?)

Wenn wir im Übrigen die Anträge auf Wohnungsdurchsu-
chungen bei kritischen Polizeibeamten – auch das ist
schon angesprochen worden – einmal genau beleuchten,
dann wirft dies, finde ich, ein besonderes Licht auf das
interne Rechtsverständnis, das bei Hausdurchsuchungen
innerhalb der Polizei herrscht. Herr Minister, ich hoffe, Sie

lernen wenigstens aus dieser schallenden Ohrfeige der
Gerichte. Nicht enden wollende Skandale und dazu Re-
gierungsfraktionen, die ihre verfassungsmäßigen Aufga-
ben, nämlich die Regierung zu kontrollieren, aus purem
Machterhalt nicht wahrnehmen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammenfas-
sen. Sie, Herr Rhein, sind gegenüber allen Menschen in
Hessen verpflichtet, dass Ihre Ankündigungen zur rück-
haltlosen Aufklärung aller Skandale endlich umgesetzt
werden. Wir als Abgeordnete, und zwar aller Fraktionen,
Herr Bellino, sind eigentlich gegenüber allen Menschen in
Hessen verpflichtet, dass diese Ankündigungen dann
auch eingehalten und kontrolliert werden. 

(Holger Bellino (CDU): Wir machen das; wir klären
auf! – Lachen der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Deshalb finde ich auch, dass es keinen Gewöhnungspro-
zess an diese hessischen Zustände geben darf, nicht im
Parlament, nicht in der Öffentlichkeit und nicht gegenü-
ber den hessischen Bürgerinnen und Bürgern. 

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Schönen Dank, Herr Schaus. – Für die FDP-Fraktion hat
sich Herr Greilich zu Wort gemeldet. Bitte schön, Herr
Greilich. 

Wolfgang Greilich (FDP): 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Morgen ist der 18. November, und am 18. November
ist bundesweiter Vorlesetag. Meine Damen und Herren
von der Opposition, das ist der richtige Platz und der rich-
tige Zeitpunkt, um dann schöne alte Geschichten vorzu-
tragen. Hier würde ich mir wünschen, dass wir eine Oppo-
sition hätten, der etwas anderes einfällt, als immer nur die
gleichen alten Geschichten aufzurühren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zuruf des Abg.
Hermann Schaus (DIE LINKE))

Ich will mir jetzt die Zeit nicht dadurch nehmen, dass ich
das wiederhole, was Herr Kollege Bellino schon getan hat,
Ihnen nämlich aufzuzeigen, dass all das, was Sie vorgetra-
gen haben, erstens aufgebauscht ist und zweitens in den
Bereich der ollen Kamellen gehört. Da war nichts Neues
dabei.

(Nancy Faeser (SPD): Rechtsstaatspartei!)

Frau Kollegin Faeser hat in ihrer Rede immerhin noch
einmal an die Haushaltsdebatte von gestern angeknüpft.
Deswegen will ich das auch noch einmal klarstellen. Sie
haben gesagt, wir würden Personal abbauen, weil wir im
nächsten Jahr nur 400 Polizeianwärter einstellen. – Meine
sehr verehrten Damen und Herren, die Wahrheit soll auch
hier den Platz finden: Wir haben in den letzten Jahren je-
weils 150 Polizeianwärter mehr eingestellt, als wir brauch-
ten, um die Abgänge aus dem Polizeidienst zu ersetzen, 
d. h., wir haben die Polizei um 450 Stellen aufgebaut. Jetzt
haben wir gesagt, dieser Aufbau ist ausreichend. Wir wer-
den den Personalstand halten, und das schaffen wir da-
durch, dass wir jedes Jahr 400 Anwärter ausbilden. Das
nur, um der Wahrheit Genüge zu tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU)
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Ansonsten will ich mich auf das konzentrieren, was seit
unseren, sich ständig wiederholenden Debatten zu dem
Thema als relativ neu einzustufen ist, jedenfalls stand es
erst jetzt in den Zeitungen. Die Vorgänge liegen schon
eine ganze Zeit zurück und führten dazu, dass die GRÜ-
NEN jetzt meinten: Na ja, wenn es schon ein bisschen was
Neues gibt, dann dürfen wir das in unserem Antrag nicht
vorenthalten. Also hat man an die angeblich „verhinder-
ten Durchsuchungen“ angeknüpft. Ich lese hier in Punkt
12 Ihres Antrags: 

Mit Erleichterung stellt der Landtag fest, dass das
Amtsgericht Offenbach den ... Antrag auf Durchsu-
chung ... abgelehnt hat ...

Meine sehr verehrten Damen und Herren, „mit Erleich-
terung“ stellen Sie das fest. Ich muss mich wirklich fragen:
Welches Rechtsstaatsverständnis haben Sie eigentlich?

(Beifall bei der FDP und der CDU – Mathias Wag-
ner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das
sagen die Verfassungswächter!)

– Herr Wagner, zu Ihnen komme ich noch. – Offensicht-
lich zweifeln Sie an der Effektivität unserer Justiz, unserer
unabhängigen rechtsstaatlichen Justiz, sonst könnten Sie
nicht so erleichtert sein. Ich habe daran keinen Zweifel.
Das will ich hier in aller Klarheit für die FDP-Fraktion sa-
gen.

(Zuruf von der SPD)

Ich will, um das etwas zu verdeutlichen, gern den Sach-
verhalt etwas näher beleuchten, um den es hier geht. Es
gab Polizeibeamte, die für sich den Verdacht hegten, dass
andere Polizeibeamte Straftaten begangen hätten. Das
war der Ausgangspunkt. Wir haben durch die Beschlüsse
des Amts- und des Landgerichts jetzt eine rechtliche Be-
urteilung, dass diese Beamten, die die Durchsuchungen
beantragt hatten, offensichtlich einer rechtlichen Fehlein-
schätzung unterlagen. Das ist so; das haben wir zur Kennt-
nis zu nehmen. An den Innenminister richtet sich die
Bitte, vielleicht noch ein bisschen mehr zu tun, damit Po-
lizeibeamte, die keine Juristen sind, trotzdem noch etwas
stärker für die Frage sensibilisiert werden, wie solche
Dinge zu beurteilen sind. 

Aber diese Beamten hielten – um auf den Fall zurückzu-
kommen und den konkreten Ablauf zu beleuchten – auf-
grund des von ihnen angenommenen Verdachts einer
Straftat Durchsuchungen für erforderlich. Herr Kollege
Frömmrich, sie haben nicht etwa Wohnungen durchsucht.
Sie haben es für erforderlich gehalten und dann das getan,
was in diesem Rechtsstaat vorgeschrieben ist. Denn in der
Tat haben wir die Unverletzlichkeit der Wohnung als ein
entscheidendes Grundrecht, und deswegen, meine sehr
verehrten Damen und Herren, dürfen von der Polizei
Wohnungsdurchsuchungen natürlich auch nur dann vor-
genommen werden, wenn es eine entsprechende richterli-
che Anordnung gibt.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen wurde ein Antrag an das Amtsgericht gestellt.
Das Gericht hat den Sachverhalt geprüft und kam zu ei-
ner Entscheidung, die wir kennen. Deswegen frage ich:
Was ist der Anlass für diese Aufregung, die Sie uns hier
heute vorgeführt haben? – Anlass zur Aufregung be-
stünde in der Tat dann, wenn das Gericht anders entschie-
den hätte, wenn der Rechtsstaat nicht funktioniert hätte.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Nancy Faeser
(SPD): Das ist rechtswidrig; und der Justizminister
ist derjenige, der die Verantwortung trägt!)

– Frau Kollegin Faeser, er hat aber funktioniert. Dieser
Rechtsstaat verdient unser Vertrauen. Frau Faeser, er be-
währt sich immer wieder, auch wenn Sie – – 

(Nancy Faeser (SPD): Rechtsstaatspartei!)

– Regen Sie sich doch nicht so auf; es hat doch keinen
Sinn. 

(Nancy Faeser (SPD): Unglaublich! – Gegenruf des
Abg. Alexander Bauer (CDU): Wenn ich für jedes
„unglaublich“ 5 € bekäme, hätte ich viel zu tun!)

Jetzt komme ich einmal zu einem anderen Thema zurück,
von dem ich gedacht habe, dass es heute auf den Tisch
kommt. Herr Frömmrich hat sich – Herr Wagner musste
noch einmal nachlegen, und Frau Faeser hat es auch nicht
unterlassen – auf die Entscheidung des Staatsgerichtshofs
von gestern – wieder eine grundlegende rechtsstaatliche
Entscheidung, bezogen und dafür die Mehrheit in diesem
Hause beschimpft.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sind ein Verfassungsbrecher!)

Auch da lohnt es sich, sich den Sachverhalt etwas genauer
anzuschauen und zu fragen: Was ist denn geschehen? –
Der Staatsgerichtshof hat in zwei Punkten eine andere
Rechtsauffassung vertreten, als dies die Mehrheit im Aus-
schuss getan hat, und hat festgestellt, dass nach dieser
Rechtsauslegung die Ablehnung von zwei Beweisanträ-
gen gegen die Verfassung des Landes Hessen verstößt.

(Zuruf von der FDP: So ist es!)

Ein wesentlicher Punkt dabei war die Frage, ob der Aus-
schuss verpflichtet ist, ein Rechtsgutachten einzuholen.
Der Staatsgerichtshof – Sie waren bei der Verkündung der
Entscheidung selbst dabei – hat sehr deutlich ausgeführt,
dass er ganz bewusst und deutlich von der ganz herr-
schenden Meinung zur Frage der Einholung von Rechts-
gutachten in gerichtlichen Verfahren abweicht; denn dort
ist die ganz herrschende Meinung, dass die Einholung von
Rechtsgutachten eben unzulässig ist.

Frau Kollegin Faeser, wir haben diesen Sachverhalt auch
schon einmal im Ausschuss debattiert. Dort hatten Sie
dazu eine etwas seltsame Auffassung, aber der Staatsge-
richtshof hat genau das bestätigt: In gerichtlichen Verfah-
ren ist zu Fragen des einfachen innerdeutschen Rechts in
der Regel keinerlei Einholung von Gutachten zulässig.

Der Staatsgerichtshof hat – und das ist das Neue – –

(Zuruf des Abg. Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

– Herr Kollegen Jürgens, ich nehme gern zur Kenntnis,
dass ein früherer Vertreter der dritten Gewalt meint,
wenn man Rechtsfragen erörtert, sei das dummes Zeug.
Aber das ist Ihre Beurteilung der Sachen. Damit müssen
Sie leben.

(Zuruf der Abg. Dr. Andreas Jürgens und Kordula
Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich stelle nur fest: Der Staatsgerichtshof hat das Recht in
diesem Punkt weiterentwickelt. Er hat Rechtsklarheit für
die Zukunft geschaffen, indem er gesagt hat: Bei Untersu-
chungsausschüssen gilt dieser Grundsatz aus der Rechts-
prechung nicht. In Untersuchungsausschüssen ist auch die
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Einholung von Rechtsgutachten zulässig. – Das nehmen
wir zur Kenntnis.

(Nancy Faeser (SPD): Das stimmt doch gar nicht!)

Das haben wir selbstverständlich zu beachten. Es stimmt
auch, Frau Kollegin Faeser. Das ist eine neue Rechtspre-
chung. Sie ist selbstverständlich von uns zu respektieren.

(Zuruf des Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Deswegen werden wir die Arbeit im Untersuchungsaus-
schuss ganz unaufgeregt fortsetzen und zu Ende bringen,
wenn wir dieses Gutachten noch einholen und den frag-
lichen Zeugen noch einmal vernehmen. Das ist soweit
ganz gut.

Aber, Frau Kollegin Faeser, Sie haben gestern gemeinsam
mit Ihrem Streitgenossen Frömmrich gemeint, uns erklä-
ren zu müssen, man müsse auch mit Anstand verlieren
können. In der Tat, natürlich müssen wir das. Wir nehmen
diese Entscheidung zur Kenntnis und werden sie beach-
ten und umsetzen. Aber wenn man so etwas sagt, sollte
man auch einmal in den Spiegel schauen und sich überle-
gen, ob man selbst den Anforderungen gerecht wird.

Es gibt einen dritten Punkt, den der Staatsgerichtshof ent-
schieden hat. Er hat ganz eindeutig entschieden, dass im
Ergebnis unsere Auffassung zutreffend war, dass Ihre An-
träge auf Vereidigung von zwei Zeugen schlichtweg
rechtswidrig waren.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das hat nichts mit dem Recht von Minderheiten zu tun.
Das Recht von Minderheiten auf eine auch ausufernde
Beweisaufnahme hat dann seine Grenze, wenn es um den
Schutz von Zeugen vor willkürlichen Vereidigungen geht.
Das haben wir Ihnen damals gesagt. Das hat Ihnen jetzt
der Staatsgerichtshof bestätigt. Dabei muss es bleiben.
Geben Sie ein Stück weit auch der Wahrheit den Raum,
und opfern Sie nicht alles dem politischen Stimmungsbild,
das Sie erzeugen wollen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Greilich. – Es gibt zwei
Kurzinterventionen.

Doch bevor ich sie aufrufe, möchte ich Folgendes sagen:
Herr Kollege Frömmrich, die Aussage „Sie sind ein Ver-
fassungsbrecher“ in Richtung des Kollegen Greilich halte
ich für nicht angemessen, und ich bitte Sie, das doch in Zu-
kunft zu unterlassen. Wir sollten uns in einer nächsten Äl-
testenratssitzung noch einmal damit auseinandersetzen,

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Hat er
das wirklich gesagt?)

weil wir alle vereinbart hatten, hier fair und nicht diskre-
ditierend miteinander umzugehen. Ich bitte, das jetzt im
weiteren Ablauf der Veranstaltung zu beachten.

Bitte schön, Frau Faeser, zu einer Kurzintervention.

Nancy Faeser (SPD):

Herr Präsident, das werde ich selbstverständlich tun. Ich
erlaube mir eine Anmerkung: Das gilt auch für diejenigen
anderer Parteien, die hier auch Zwischenrufe gemacht ha-
ben, die ich dem Hause ungebührlich fand.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lieber Herr Kollege Greilich, das ist wirklich abenteuer-
lich, sich nach dem gestrigen Tag so hierhin zu stellen. Sie
haben gestern vom Staatsgerichtshof in zwei ganz wesent-
lichen Punkten eine derartige Niederlage erlitten. Es
wurde Ihnen bescheinigt, dass Sie gegen die Verfassung
des Landes gehandelt haben. Sich dann hierhin zu stellen
und zu sagen, das sei eine Änderung der bisherigen
Rechtsprechung, ist ungeheuerlich. Das ist es mitnichten,
Herr Kollege Greilich.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN – Zuruf des Abg. Dr.
Christean Wagner (Lahntal) (CDU))

Der Staatsgerichtshof hat seine bisherige Rechtspre-
chung, die übrigens von Ihrem heutigen Ministerpräsi-
denten Bouffier und dem vorhergehenden Ministerpräsi-
denten Roland Koch initiiert wurde, dass nämlich durch
Art. 92 der Hessischen Verfassung die Minderheiten in ei-
nem Untersuchungsausschuss besondere Schutzrechte
genießen, gestern kontinuierlich so entschieden. Da kön-
nen Sie sich nicht heute hierhin stellen und sagen, die ha-
ben jetzt das Recht weiterentwickelt. Das ist eine Inter-
pretation, lieber Herr Greilich, die so nicht zulässig ist und
die hier nicht stehen bleiben kann.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Ja, ich sage Ihnen auch noch etwas zu dem Fall, den Sie be-
nannt haben. Da geht es um die Einholung von recht-
lichen Gutachten. Das Gericht hat gestern sehr genau aus-
geführt, dass man rechtliche Sachverständigengutachten
im normalen Verfahren vor Gerichten nicht einholen darf,
weil man da davon ausgeht, dass der notwendige juristi-
sche Sachverstand vorhanden ist. Das ist bisherige
Rechtsprechung. Das hat auch der Staatsgerichtshof ge-
stern bestätigt. Aber er hat Ihnen gesagt, dass Sie falsch
gehandelt haben, weil dieser Grundsatz in Untersu-
chungsausschüssen ausdrücklich nicht gilt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Greilich, der Staatsgerichtshof hat auch mindestens
zehn Beispiele aus dem Deutschen Bundestag und aus an-
deren Bundesländern dazu angeführt, dass dieser Grund-
satz im Bereich der Untersuchungsausschüsse eben nicht
gilt, weil man von Abgeordneten nicht erwarten kann,
dass sie den juristischen Sachverstand mitbringen, und es
sich um ein Minderheitenrecht handelt. Das genau hat der
Staatsgerichtshof entschieden. Also tun Sie hier nicht so,
als wenn etwas ganz exotisches gestern weiterentwickelt
worden wäre.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Er hat in Kontinuität Ihres Ministerpräsidenten gestern
entschieden, dass die Minderheiten besondere Schutz-
rechte im Untersuchungsausschuss genießen und Sie sich
verfassungswidrig verhalten haben. Dann nehmen Sie das
bitte auch zur Kenntnis.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)



6286 Hessischer Landtag  ·  18. Wahlperiode  ·  91. Sitzung  ·  17. November 2011

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege Frömmrich zu einer Kurzintervention. Es
gelten immer noch die zwei Minuten.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist schon einigermaßen erstaunlich, dass ausge-
rechnet Sie, Herr Greilich, hier die Chuzpe haben, uns
über rechtliche Zusammenhänge im Zusammenhang mit
dem Urteil von gestern zu belehren – ausgerechnet Sie.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN – Hans-Jürgen Irmer
(CDU): Ich dachte, Sie entschuldigen sich jetzt erst
einmal!)

Ich kann mich erinnern, wie Sie uns im Untersuchungs-
ausschuss genau zu den drei Anträgen, die wir vor dem
Staatsgerichtshof gestellt haben, in ellenlangen Elabora-
ten rechtliche Belehrungen vorgetragen haben – minu-
tenweise. Zum Teil haben Sie 20 Minuten lang vorgelesen,
warum das alles nicht geht, was wir beantragt haben – in
Bezug auf die Frage des Sachverständigen und auf die
Frage der erneuten Vernahme und auf die Frage der Ver-
eidigung.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Sie haben vor dem Staatsgerichtshof gestern endlich ein-
mal gezeigt bekommen, wie weit Ihre juristische Kompe-
tenz geht, Herr Kollege Greilich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Sie sollten nicht die Chuzpe haben, sich hierhin zu stellen
und das zu tun. Dass Sie sich auch noch als zugelassener
Anwalt und als Jurist derartig hier vorn hinstellen und

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Vorsicht! Werden Sie
nicht persönlich!)

wider den normalen Verstand und wider das, was in dem
Urteil steht, reden, ist unglaublich. Sie müssen gestern ja
nicht zugehört haben. Aber vielleicht ist sinnerfassendes
Lesen angebracht. Sie sollten sich noch einmal hinsetzen
und das Urteil nachlesen, Herr Kollege Greilich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Zweiter Punkt. Ich will Ihnen einmal sagen, was die „alten
Kamellen“ sind, die wir hier vorgetragen haben.

Punkt 2 in unserem Antrag: 2011. Punkt 3 in unserem An-
trag: 2011. Punkt 4, Landeskriminalamt: 2011. Entlassung
Nedela: 2010. Präsident der Bereitschaftspolizei: 2010.
PTLV: 2005/2010. Ich könnte so weitermachen. Dann
kommt dreimal 2011. Das sind „alte Kamellen“. Was ha-
ben Sie eigentlich noch im Keller, wenn das nur die alten
Kamellen sind, Herr Kollege Greilich? Das müssten Sie
hier einmal erzählen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Jetzt sage ich Ihnen noch etwas, Herr Kollege Greilich.
Das geht mir wirklich gegen den Strich. Wie ist eigentlich
der politische Liberalismus bei Ihnen auf den Hund ge-
kommen? Das frage ich mich wirklich.

(Anhaltender Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Frömmrich. – Herr Greilich, die
Möglichkeit zur Beantwortung.

Wolfgang Greilich (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich würde lügen, wenn ich behaupten würde, dass die
teilweise in extrem unverschämter Art und Weise hier
vorgetragenen Bemerkungen mich emotional unberührt
lassen würden. Ich bemühe mich trotzdem, das in aller
Ruhe abzuarbeiten, was hier gesagt worden ist.

(Zuruf von der CDU: Sehr gut!)

Zunächst einmal darf ich richtigstellen, dass Herr Kollege
Frömmrich hier behauptet hat, ich hätte zu drei Beweis-
anträgen vorgetragen. Das ist schlicht falsch. Ich habe
zum einen die Rechtsauffassung zu der Frage der Einho-
lung eines Gutachtens vorgetragen. Ich finde insoweit die
Ausführungen des Staatsgerichtshofs bemerkenswert.
Dazu werde ich noch etwas sagen. Ich habe zum Zweiten
meine Rechtsauffassung vorgetragen, dass die Vereidi-
gung der Zeugen, die Sie beantragt haben, schlichtweg
rechtlich unzulässig ist. Auch das hat der Staatsgerichtshof
genau so bestätigt. So viel zu diesem Sachverhalt.

Der zweite Punkt betrifft das, was Frau Kollegin Faeser
hier vorgetragen hat. Wenn Sie das einmal Stück für Stück
auf die Waagschale legen, stellen Sie fest, sie hat mir in
keinem Punkt widersprochen. Sie hat bestätigt – übrigens
entgegen der von ihr im Ausschuss vertretenen Rechts-
auffassung –, dass die Einholung von Rechtsgutachten im
ordentlichen Gerichtsverfahren unzulässig ist. Genau das
hat auch der Staatsgerichtshof gestern so judiziert und be-
stätigt.

(Nancy Faeser (SPD): Ja, natürlich! Völlig unstrit-
tig, von Anfang an!)

Sie haben zum Zweiten aufgeführt – und das ist der ein-
zige Punkt, wo die Nuancen etwas anders sind –, dass Sie
von Anfang an der Auffassung waren, im Untersuchungs-
ausschuss gelte etwas anderes, und man dürfe dort auch
Rechtsgutachten einholen

(Nancy Faeser (SPD): So ist es!)

Wir, die Ausschussmehrheit, haben eine andere Auffas-
sung vertreten.

Nicht ganz korrekt war Ihre Darstellung im Hinblick auf
die Urteilsbegründung des Staatsgerichtshofs zu diesem
Punkt. Der Staatsgerichtshof hat in der Tat mehrere Bei-
spiele dafür aufgeführt, wann in Untersuchungsausschüs-
sen Rechtsgutachten eingeholt wurden. Er hat in seiner
Begründung aber nicht gesagt, dass das bislang geltende
Rechtsprechung gewesen sei. Vielmehr hat er gesagt, dass
das die Praxis gewesen sei.

In dieser prozeduralen Frage ist der Staatsgerichtshof zu
dem Ergebnis gekommen, dass der Minderheitenschutz
aus den Gründen, die Frau Faeser hinsichtlich der Frage
der Rechtmäßigkeit der Einholung von Rechtsgutachten
genannt hat, höher zu bewerten ist. Meiner Ansicht nach
ist das die erste Gerichtsentscheidung, in der das so
niedergelegt ist. Danach werden wir uns in Zukunft zu
richten haben.

Zu dieser Entscheidung des Staatsgerichtshofs sage ich ei-
nes, was ich für sehr positiv halte: Das bringt uns für alle
zukünftigen Untersuchungsausschüsse mehr Rechtsklar-
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heit, und zwar nicht nur in Hessen und nicht nur in dieser
Wahlperiode, nicht nur in der nächsten und übernächsten
Wahlperiode, sondern für alle Zeiten.

Die Minderheitenrechte wurden gestärkt. Das ist aus
Sicht dieses Parlaments durchaus ein positiver Aspekt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Greilich, schönen Dank. – Für die Landesregierung
spricht nur Herr Innenminister Rhein. Bitte schön.

Boris Rhein, Minister des Innern und für Sport: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich will gleich mit der Vermutung des Herrn Frömmrich
beginnen, ich sei hier auf der Flucht. – Wo ist er?

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hier!)

Erstens gibt es für mich keinen Anlass, zu fliehen. Viel-
leicht wären solche Debatten, wie wir sie hier führen,
schon ein Anlass.

Zweitens muss der Wähler in der Tat noch darüber ent-
scheiden.

Drittens. Wenn sich der Wähler in Frankfurt für die nächs-
ten sechs Jahre weiterhin für einen christdemokratischen
Oberbürgermeister entscheiden sollte, dann wäre das
keine Flucht aus der Hessischen Landesregierung. Viel-
leicht wäre das dann ein fröhlicher Flug. Das wäre es,
mehr aber auch nicht.

Wenn man die Debatte verfolgt hat, könnte man in der Tat
den Eindruck bekommen, es bestünde Anlass, zu fliehen.
Das waren jetzt doch 60 Minuten Spektakel.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das war ein Spektakel, bei dem Sie nichts anderes getan
haben, als zu skandalisieren. Sie haben nichts anderes ge-
tan, als zu instrumentalisieren. Diejenigen, die Sie instru-
mentalisieren, sind die hessischen Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Sie tun das für Ihre parteipolitischen Zwecke. Das halte
ich nicht für einen ordentlichen Weg, mit der Arbeit der
hessischen Polizistinnen und Polizisten umzugehen.

Aber auch das wurde in der Debatte sehr deutlich: Es geht
Ihnen gar nicht um die hessische Polizei. Ihnen geht es
nicht um die Sache, sondern Ihnen geht es darum, mit dem
Ministerpräsidenten und dem Innenminister abzurech-
nen. Das ist alles, worum es Ihnen geht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Das ist okay. Das kann Volker Bouffier ertragen. Das
kann ich ertragen, insbesondere dann, wenn es aus Ihrer
Richtung kommt. Das macht uns nicht viel aus.

Ich finde, eines geht aber nicht. Sie beschädigen damit
wirklich die Arbeit der 18.000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der hessischen Polizei und deren Ruf nachhaltig.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Ich rede jetzt auch einmal von der Vergangenheit. Ich
hatte mir das abgewöhnt, weil ich hier nicht mehr vortra-

gen wollte, was früher alles passiert ist. Manchmal muss
ich es aber trotzdem noch einmal tun, weil nämlich ausge-
rechnet Rote, Grüne und Dunkelrote hier in einer be-
stimmten Art aufgetreten sind.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Aus der Geschichte
lernen!)

Sie haben sich hier in einer Art und Weise auf das Ross ge-
schwungen, die schon ganz schön mutig ist. Dazu muss ich
Ihnen sagen, das ist schon ganz schön mutig.

Sie dürfen eines nicht vergessen: Der Wähler ist weitaus
klüger, als Sie denken, dass er ist. Die Menschen haben
nicht vergessen, wie der Zustand der hessischen Polizei
war, bevor CDU und FDP 1999 begonnen haben, hier zu
regieren, und bevor Volker Bouffier die Verantwortung
für das Innenressort übernommen hat.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Jetzt können Sie natürlich sagen, das, was ich Ihnen hier
vortrage und womit ich Ihnen komme, seien alles olle Ka-
mellen. – Nein, das sind keine ollen Kamellen. Vielmehr
sind das die Maßstäbe, die Sie gesetzt haben. Zugegebe-
nermaßen sind die Maßstäbe, die Sie gesetzt haben, ge-
ring. Aber Sie müssen sich schon hin und wieder an diesen
Maßstäben messen lassen.

Die Aufklärungsquote war eine der niedrigsten in ganz
Deutschland. Sie war auf einem Rekordtief. Die Häufig-
keiten wiesen einen Negativrekord auf. Es gab keine
Wachpolizei. Es gab keinen freiwilligen Polizeidienst. Es
gab keine Videoüberwachung. Es gab keine Schleierfahn-
dung. Es gab nicht einmal die DNA-Analyse. Die GRÜ-
NEN haben bis zuletzt gegen die DNA-Analyse ge-
kämpft. Als wir 1999 die Regierung übernommen haben,
gab es exakt 1.000 Polizeibeamte weniger auf Hessens
Straßen, als es sie heute gibt. Deswegen erzählen Sie nicht
die Geschichte, wir würden Personal bei der Polizei ab-
bauen.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Heute gibt es mehr Polizistinnen und Polizisten als zu Ih-
rer Zeit. Die Polizei hat heute moderne Autos. Es gibt
heute bessere Waffen. Es gibt heute bessere Munition. Es
gibt heute für alle Polizisten Schutzwesten. Es gibt Schutz -
westen nicht nur im Ringtausch, wie das unter Ihrer Re-
gierung gewesen ist.

Heute gibt es die EDV und die IT, die die Polizei bei ihrer
Arbeit braucht. Heute gibt es auch die rechtlichen Instru-
mente – ich habe sie aufgezählt –, die notwendig sind, um
Kriminalität und Kriminelle wirkungsvoll zu bekämpfen
und die Kriminalität aufzuklären.

(Beifall des Abg. Hugo Klein (Freigericht) (CDU))

Das sind die Gründe, weshalb wir heute mit 58,3 % eine
Rekordaufklärungsquote haben. Das sind die Gründe,
weswegen wir eine enorm geringe Häufigkeitszahl haben.

Ich weiß gar nicht mehr genau, wer es gesagt hat. Ich
glaube, es war Holger Bellino, der darauf hingewiesen hat.
Bei Ihnen betrug die Aufklärungsquote 47 %. Das sind
um die 11 Prozentpunkte weniger bei der Aufklärungs-
quote zu Ihrer Regierungszeit.

Das schüttelt man nicht einmal so aus dem Ärmel. Das ist
das Ergebnis einer ganz konsequenten, einer ganz ent-
schlossenen und kontinuierlichen Sicherheitspolitik.
Diese Sicherheitspolitik hat elf Jahre lang den Namen von
Volker Bouffier getragen.
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(Beifall bei der CDU und der FDP)

Unterlassen Sie es deswegen, seine Arbeit in einer Art
und Weise zu messen, die nicht angemessen ist.

Wenn es in Hessen nicht diese vielen verlorenen Jahre un-
ter Hans Eichel, Rupert von Plottnitz und Gerhard Bökel
gegeben hätte – mir fallen all die Namen gar nicht mehr
ein –, dann wären wir heute nicht nur unter den ersten
vier. Jürgen Frömmrich hat einmal in einer Debatte kriti-
siert: Mit dem vierten Platz ist man nicht ganz vorne.
Denn ganz vorne sind nur die ersten drei.

Wenn es die Zeiten nicht gegeben hätte, die ich eben ge-
nannt habe, dann wären wir weiter vorne. Dann wären wir
wahrscheinlich ganz vorn, auf dem ersten oder zweiten
Platz. Der Grund sind die verlorenen rot-grünen Regie-
rungsjahre in diesem Land.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Wir haben 1999 eine Aufholjagd gestartet. Sie sind doch
nur neidisch, dass dieser ehemalige Innenminister eine Bi-
lanz vorzuweisen hat, wie er sie vorweisen kann. Das ent-
larvt Ihre Argumentation.

Ich will das noch einmal sehr deutlich sagen: Hinsichtlich
der inneren Sicherheit brauchen wir von Ihnen alles an-
dere als Nachhilfe. Das gilt im Übrigen auch für die ak-
tuellen Vorgänge.

Ich will ein Stichwort nennen. Es lautet Thurau. Frau Fae-
ser hat das Thema aufgerufen. Ich wollte heute eigentlich
gar nichts zu Frau Thurau sagen. Ich werde auch nicht viel
zu Frau Thurau sagen, weil jetzt die Gerichte sprechen
werden. Das ist auch richtig so. So leid es mir tut, muss ich
doch sagen, dass das ein wenig der Höhepunkt der Un-
ehrlichkeit war.

(Nancy Faeser (SPD): Nein!)

Sie haben kritisiert, dass ich Frau Thurau im Jahr 2011 von
ihrem Amt abberufen habe. Ich sage in Klammern: Das
geschah während der Probezeit.

Ich will Ihnen jetzt einmal etwas vorlesen, was vom 29.
Oktober 2010 stammt. Davor hat es auch viele Pressemit-
teilungen dazu gegeben.

Die Sozialdemokratin forderte abschließend: „Der
Innenminister muss nun im Interesse des Ansehens
des LKA und der gesamten hessischen Polizei
gegenüber dem Parlament umfassend berichten
und vor allem auch seiner Fürsorgepflicht als
Dienstherr nachkommen, indem er Frau Thurau
von der Position als LKA-Präsidentin während der
gegen sie laufenden Ermittlungen abzieht. ...“

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Das ist ja
interessant!)

– Ich finde auch, dass das interessant ist. – Frau Faeser
wird sich jetzt wieder zu einer Kurzintervention zu Wort
melden. Ich freue mich auf diese Kurzintervention. Sie
sagt, das stimme nicht. Nicht ich habe diese Pressemittei-
lung gemacht. Die hat Frau Faeser gemacht. Sie ist von
Frau Apelt, oder wie die Pressesprecherin der SPD-Frak-
tion heißt. So war das. Das wollte ich zum Fall Thurau sa-
gen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Das ist
eine Unaufrichtigkeit sondergleichen!)

Lassen Sie mich noch auf die aktuellen Vorkommnisse zu
sprechen kommen. Das diskutieren wir auch nicht weg.

Fakt ist, dass wir von sehr individuellem und natürlich teil-
weise auch nicht ordentlichem Verhalten in der Polizei ge-
sprochen haben. Das ist so gewesen. Das ist die Realität.
Aber das geht nicht mit dem ehemaligen Innenminister
oder dem amtierenden Innenminister nach Hause. Da
verheimlichen wir auch nichts.

Aber wir müssen auch sehen – das haben wir gesehen –,
dass wir eben nicht alle Fälle, die konfliktbeladen waren,
in einem so großen System wie die hessische Polizei mit
ihren 18.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu beid-
seitiger Zufriedenheit beilegen konnten. Das ist in der Tat
der Fall gewesen.

(Zuruf des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

– Nein, wir haben 13.764 Vollzugsbeamtinnen und -be-
amte. Das sind mehr, als es jemals während Ihrer Regie-
rungszeit gab. Wir haben darüber hinaus natürlich auch
noch andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Damit
kommen wir auf 18.000.

Hören Sie jetzt einmal zu. Ich habe das schon oft vorge-
tragen. Sie erzählen mir hier immer, ich hätte keine Maß-
nahmen ergriffen. Es tut mir leid, dass ich Sie damit ein
bisschen traktieren muss. Wir haben nämlich enorm viele
Maßnahmen ergriffen.

Ich will jetzt von dem runden Tisch reden, den Sie eben so
ein bisschen ins Lächerliche gezogen haben. Das ist nicht
lächerlich. Denn an den runden Tischen werden die Ursa-
chen der Konflikte in den Polizeipräsidien erforscht. Das
bisherige Verfahren und die Abläufe werden überprüft.
Dann werden Maßnahmen zur Lösung des Konfliktes ge-
funden, und sie werden am Ende bei der Umsetzung über-
wacht. Das war ein ganz wichtiger Punkt, der sehr viele
Problemfälle abgearbeitet hat.

Zweitens. Wir haben beim Landespolizeipräsidium eine
Taskforce eingerichtet, die sich der Fälle annimmt, die
schon den behördlichen Raum verlassen haben. Hier wer-
den Lösungen gefunden, hier dauern Gespräche an. Das
ist in voller Arbeit, und hier wird auch sehr ordentlich ge-
arbeitet.

Drittens. Wir haben mit Henning Möller einen Ansprech-
partner der Polizei installiert, der hervorragende Arbeit
leistet und mit seinen Rechten und Möglichkeiten einma-
lig in Deutschland ist, er ist erfolgreich und anerkannt.
Und jetzt kommt Frau Faeser und sagt: Das stammt doch
gar nicht von Ihnen. – Wer hats erfunden? Was haben Sie
denn damit zu tun? Sie haben dazu gar nichts beigetragen.
Sie haben ein Papier geschrieben – ich glaube, es war ein
Gesetzentwurf –, und wenn wir diesen Weg gegangen wä-
ren, 

(Zuruf der Abg. Nancy Faeser (SPD))

wären wir noch heute in den Ebenen der Mühen und wür-
den überhaupt nichts hinbekommen. 

(Nancy Faeser (SPD): Das stimmt doch überhaupt
nicht!)

Das ist doch die Realität. Nichts wäre passiert, wenn wir
Ihren Gesetzentwurf umgesetzt hätten. Das war ein Pa-
piertiger – und während Sie Papiertiger machen, haben
wir gehandelt und Henning Möller installiert, der eine
großartige Arbeit leistet.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Viertens. Wir alle wissen, dass es bei einem Teil der Kon-
flikte um die polizeiärztliche bzw. polizeipsychologische
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Begutachtung um die Frage der Dienstfähigkeit ging und
es da Probleme gegeben hat. Auch hier haben wir gehan-
delt: Wir haben die Organisation geprüft, wir haben kon-
krete organisatorische Maßnahmen umgesetzt, wir haben
den ZPD zentralisiert. Damit haben wir – was auch wich-
tig ist – ab sofort eine straffere und zügigere Bearbeitung
der Vorgänge. Seit Dezember letzten Jahres arbeitet der
ZPD an der Frage der Polizeidienstfähigkeitsüberprüfung
nicht mehr mit. Das haben wir nicht deswegen beendet,
weil wir ihm nicht trauen würden und er es nicht könnte –
das Gegenteil ist der Fall –, sondern um den geringsten
Anschein eines Verdachts auszuschließen.

Fünftens. Im Landespolizeipräsidium befasst sich eine
Koordinierungs- und Steuerungsstelle permanent mit
dem Konfliktmanagement. All das wird natürlich von
Führungskräftetagungen flankiert, deren zentrales Thema
die Führung und Führungskultur in der hessischen Polizei
ist. – Wer jetzt sagt, wir hätten nicht gehandelt, der will es
einfach nicht wissen, oder er redet wider besseres Wissen. 

(Zuruf der Abg. Nancy Faeser (SPD))

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die hessische
Polizei ist alles andere als in einem maroden Zustand. Sie
ist eine außergewöhnlich gut aufgestellte Polizei. Das gilt
auch für den Bereich im PTLV – hier hat mein Vorgänger
vieles an Kritik, was der Hessische Rechnungshof geäu-
ßert hat, abgearbeitet. Das sind alles Punkte, die Volker
Bouffier schon abgearbeitet hat. Sie können es doch in
den Berichten des Hessischen Rechnungshofs nachlesen.

(Nancy Faeser (SPD): Das stimmt doch nicht!)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Ich will Sie nur auf die vereinbarte Redezeit hinweisen.

Boris Rhein, Minister des Innern und für Sport: 

Danke schön. Ich komme auch gleich zum Ende, wobei
die Vorwürfe so mannigfaltig sind, dass man hier noch viel
reden könnte. Ich will es aber jetzt wirklich konzentrieren.
– Er hat es schon abgearbeitet. 

(Nancy Faeser (SPD): Nein, hat er nicht!)

Der zweite Punkt ist: Wir haben aufgrund der anderen
Vorwürfe, die der Hessische Rechnungshof erhoben hat,
ein klares Konzept der Organisationsuntersuchung ent-
worfen – Herr Bellino und Herr Greilich hatten darauf
hingewiesen. Auch alles andere, was der Hessische Rech-
nungshof kritisiert und mitteilt, wird 1 : 1 abgearbeitet.
Wir setzen das um, was der Hessische Rechnungshof von
uns erwartet. Wir arbeiten es nicht nur ab, sondern neh-
men es auch sehr ernst.

Zum Thema Amtsgericht Offenbach hat Herr Greilich ei-
gentlich schon alles gesagt, was man dazu sagen muss.
Exakt so, wie er es dargestellt hat, ist es nämlich gewesen.
Hier hat sich sehr schnell herausgestellt, dass das, was Sie
zum Skandal aufgeblasen haben, wirklich nichts anderes
als ein Soufflé gewesen ist, das, wenn man es sich näher
anschaut, sofort einfällt, zerfällt und überhaupt nicht
mehr ernst zu nehmen ist. – Also auch hier: nichts Neues
als Verdächtigungen, Halbwahrheiten und Skandalisie-
rungen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Ich glaube, Sie sind gut beraten, wenn Sie diese Kam-
pagne hier einstellen. Ich glaube, Sie sind gut beraten,

wenn Sie dieses Spektakel hier beenden. Ihr Spektakel
beschädigt die hessische Polizei mit ihren 18.000 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern – und das haben sie wirklich
nicht verdient.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Petra Fuhr-
mann (SPD): Unverschämt!)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Schönen Dank, Herr Innenminister. – Frau Faeser hat sich
zu einer Kurzintervention gemeldet, bitte. – Entschuldi-
gung, einen Moment. – Herr Bellino, zur Geschäftsord-
nung.

Holger Bellino (CDU): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich möchte darauf hinweisen, dass es nach § 74a unserer
Geschäftsordnung nur möglich ist, dass ein Redner oder
eine Rednerin eine Kurzintervention pro Debattenpunkt
abgibt.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Das Problem ist, dass ich jetzt „Kurzintervention“ gesagt
habe. In der zweiten Runde ist den Fraktionen Redezeit
zugewachsen. Ich bedanke mich trotzdem beim Kollegen
Bellino, dass er aufmerksam verfolgt hat, dass ich einen
Fehler gemacht habe. – Frau Faeser, Sie haben das Wort.
Bitte schön.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nicht sehr erfolgreich, Herr Bellino!)

Nancy Faeser (SPD): 

Danke schön, Herr Präsident. Ich habe den gelben Zettel
auch mitgebracht. – Herr Innenminister, eines geht nicht:
Wenn Sie mir hier solche Vorwürfe der Unaufrichtigkeit
machen, sollten Sie schon ordentlich zuhören. Ich habe
Sie nicht dafür kritisiert, dass Sie Frau Thurau suspendiert
haben. Ich habe Sie dafür kritisiert, wie unterschiedlich
Sie mit dieser Frau umgegangen sind. Sie haben sie nicht
einfach nur suspendiert und abgewartet, sondern es
wurde ihr zwischenzeitlich ein sehr hohes Amt angeboten,
und als sie sich da nicht eingefügt hat, sind plötzlich neue
Begründungen aufgekommen. – Das war meine Kritik,
und die ist sehr berechtigt. So geht man mit hochrangigen
Polizeibeamtinnen und -beamten dieses Landes nicht um,
Herr Innenminister.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber es ist schön, dass ich gerade die Gelegenheit habe.
Ich kann nämlich auch nicht stehen lassen, was Sie zum
Polizeibeauftragten gesagt haben. Sie hätten im Leben
keinen Polizeibeauftragten installiert, wenn wir es nicht
als Gesetzentwurf beantragt und die Gewerkschaften im
Zuge der Anhörung nicht Druck gemacht hätten, Herr
Innenminister.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN – Zuruf von der CDU)
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Doch, genau so ist es. Das wissen Sie auch sehr genau.
Wenn der Druck wegen der Mobbingfälle nicht so hoch
gewesen wäre, gäbe es diesen Polizeibeauftragten im
Lande Hessen leider nicht. Insofern ist es etwas Trauriges,
Gutes, was daraus entstanden ist. Aber es war mit Sicher-
heit nicht Ihre Initiative. 

(Beifall des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Noch etwas zum PTLV. Sie haben Herrn Frömmrich hier
dafür kritisiert, dass er gesagt hat, es habe sich von 2005
bis 2010 nicht geändert. Herr Frömmrich hat recht. Da
empfehle ich Ihnen, die Berichte des Rechnungshofs doch
etwas sorgfältiger zu lesen, Herr Innenminister. Was 2005
im Rechnungshofbericht kritisiert wurde, was der dama-
lige Innenminister Volker Bouffier 2005 anlässlich des
Untersuchungsausschusses versprochen hat, ist alles nicht
eingetreten und findet sich exakt im Bericht des Rech-
nungshofs 1 : 1 so wieder.

(Beifall bei der SPD – Minister Boris Rhein: Nein,
nein nein! Das stimmt doch nicht!)

– Doch, Herr Innenminister, genau so ist es. – Und ich sage
Ihnen noch etwas, was auch nicht abgestellt wurde: 2005
wurde unter anderem kritisiert, dass dort auf dem Ge-
lände Waffen falsch gelagert würden – nicht einmal das ist
in fünf Jahren erledigt worden. 

(Minister Boris Rhein: Das stimmt doch alles
nicht!)

Selbst das ist noch im Bericht 2010 drin. Sich hierher zu
stellen und zu behaupten, der Innenminister habe gehan-
delt, ist schlicht falsch, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel: 

Schönen Dank, Frau Faeser. – Mir liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor.

Es ist eine Überweisung an den Innenausschuss vorgese-
hen. – Das ist so. Dann sind wir am Ende dieses Tagesord-
nungspunktes und kommen zu

Tagesordnungspunkt 37:

Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE betref-
fend für Demokratie und gegen Bankenmacht – Drucks.
18/4667 –

zusammen mit dem Tagesordnungspunkt 64:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Krisenprävention statt
Krisenpopulismus – Drucks. 18/4713 –

Es ist der Setzpunkt der Fraktion DIE LINKE, zehn Mi-
nuten Redezeit. Für die Fraktion DIE LINKE hat sich
Herr Dr. Wilken gemeldet. Bitte schön, Sie haben das
Wort. 

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn Sie in
den letzten Wochen und Monaten einmal in Veranstaltun-
gen oder auch Medienberichten genau zugehört haben,
wird auch Ihnen aufgefallen sein, dass es eine große Angst
in der Bevölkerung gibt – Angst um ihr Geld, ihr Erspar-
tes und vor allem Angst um die Zukunft, was vor ihnen
liegt, was vor uns allen liegt.

Das ist der Grund, warum immer mehr Menschen zuneh-
mend auf die Straße gehen – heute überall im Land für
bessere Bildung, morgen wieder schwerpunktmäßig ge-
gen Bankenmacht und für mehr Demokratie.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, ich kann Sie alle nur einladen
– wenn Sie kennenlernen wollen, wie gute Präventions-
konzepte gegen Bankenkonzentration und gegen die
Macht der Finanzmärkte aussehen –, morgen zu unserem
Kongress nach Frankfurt zu kommen. Dort können Sie
alle etwas lernen, notfalls auch noch am späteren Nach-
mittag auf einer Kundgebung in Frankfurt mit einem frü-
heren Bundesfinanzminister.

Meine Damen und Herren, die Proteste gehen weiter. Sie
gehen für soziale Gerechtigkeit Mittwoch, übermorgen,
nächste Woche weiter.

(Zurufe von der CDU)

Sie werden deswegen weitergehen, weil diese Angst da ist
und weil die Proteste gegen diese Zustände mehr als be-
rechtigt sind. Es ist mir vollkommen unverständlich, es ist
diskreditierend und aus meiner Einschätzung heraus be-
schämend, wenn die GRÜNEN das als Populismus abtun.
Das nimmt die Sorgen der Menschen wirklich nicht ernst.

(Beifall bei den LINKEN – Präsident Norbert
Kartmann übernimmt den Vorsitz.)

Meine Damen und Herren, es ist doch so, wenn Acker-
mann in Frankfurt hustet, dann erbebt in Berlin das Kanz-
leramt.

(Clemens Reif (CDU): Es ist immer noch Herr
Ackermann!)

Banken und Spekulanten treiben ganze Staaten in den
Ruin. Regierungen und Parlamente entmachten sich
selbst. Anstatt die Banken zu regulieren und die riskanten
Spekulationsgeschäfte zu verbieten, schieben sie den Ban-
ken viele Hundert Milliarden Euro als Rettungsschirm zu,
und gleichzeitig werden mit Schuldenbremsen die Staats-
ausgaben für Durchschnittsverdienende und die Armen
gekürzt.

Die deutschen Regierungen haben durch die Agenda
2010 mit Leiharbeit, Minijobs, Hartz IV die Löhne ge-
drückt. Die Reallöhne sind von 2000 an in Deutschland
um 4,5 % gesunken, in allen anderen Eurostaaten dage-
gen gestiegen.

Meine Damen und Herren, gehen Sie doch einmal an den
Spiegel bei sich zu Hause. Schreiben Sie auf den Spiegel
die Zahl 364. Schauen Sie in den Spiegel, und stellen Sie
sich vor, das sind die 364 €, mit denen Sie einen Monat
lang leben müssten. Stellen Sie sich das einfach einmal
vor. Stellen Sie sich im Januar wieder hin, und schreiben
Sie statt 364  374 drauf und überlegen, ob es Ihnen dann
besser geht.

Meine Damen und Herren, wenn diese Zustände so blei-
ben, wird auch eine Radikalisierung der Kämpfe zuneh-
men, weil immer deutlicher wird, dass der Kapitalismus
die Fähigkeit verloren hat, vor allem jüngere Menschen in
Lohnarbeitsverhältnisse einzugliedern, und sie damit zur
Perspektivlosigkeit verdammt.

Ein Beispiel. In Spanien haben 49 % der Jugendlichen
keine berufliche Perspektive. In Deutschland sind es zur-
zeit nur 9,5 %. Vor allem wird die Radikalität der Kämpfe
zunehmen, wenn sich die Demonstranten den Vorschlag
von Papst Gregor dem Großen zu eigen machen: 
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Die Vernunft kann sich mit größerer Wucht dem
Bösen entgegenstellen, wenn der Zorn ihr dienst-
bar zur Hand geht.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, wie sich die gesellschaftlichen
Verhältnisse ändern, können wir am Beispiel aus Grie-
chenland aktuell sehen. Dort sind bereits 27.000 kleine
Unternehmen in die Insolvenz getrieben worden, die klei-
nen Unternehmen, für die sich die Herren der FDP doch
immer so einsetzen. In Griechenland sieht es so aus, dass
eine Lehrerin im Juni 2010 bei einer Neueinstellung einen
monatlichen Bruttolohn von 1.020 € bekommt. Ab De-
zember wird sie einen monatlichen Bruttolohn von 575 €
erhalten. Wie soll sie davon leben können?

In Hessen – wir hatten das heute schon mehrmals als
Thema – müssen 300.000 Menschen mit einem Niedrig-
lohn auskommen. Sie können es nicht. Und sie werden im
Alter in Armut leben. Aktuell liegt die Durchschnitts-
rente in Hessen bei 700 €, Tendenz fallend. Können Sie
sich vorstellen, davon zu leben?

Meine Damen und Herren, diese Politik gefährdet auch
die Demokratie. Gesetze werden von Wirtschaftsunter-
nehmen geschrieben. Entweder sitzen die Lobbyisten di-
rekt in den Ministerien, oder die Aufträge werden in die
Kanzleien der großen Wirtschaftsunternehmen gegeben
und dort als Auftragsarbeiten abgearbeitet, den Parla-
mentariern in der Nacht zuvor zugestellt. Keiner hat die
Gelegenheit, diese umfangreichen, komplizierten Sach-
verhalte noch ordentlich zu beraten. Und dann werden sie
durchs Parlament gepeitscht.

(Zuruf von der CDU: Plattitüden!)

– Wenn es Plattitüden wären, wäre es nicht so schlimm.
Das Problem ist, das ist die Wahrheit, und das ist eine
Wahrheit, die immer mehr Menschen in diesem Land in
Sorge und Angst umtreibt. Deswegen geht das Vertrauen
in diese Art von Politik rasant verloren.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, wenn wir nicht anfangen, end-
lich etwas an der Höhe der Löhne und an der Höhe der
Lohnersatzleistungen zu ändern, wenn wir nicht anfan-
gen, endlich über drastische Arbeitszeitverkürzungen zu
reden, wenn wir die Vergesellschaftung von Banken und
Großkonzernen nicht auf die Tagesordnung nehmen,
wenn wir die Rekommunalisierung und Wiederaneignung
der privatisierten Daseinsvorsorge nicht endlich anpa-
cken, dann verabschieden wir uns auch aus der internatio-
nalen Solidarität.

Staaten müssen die Möglichkeit bekommen, direkt bei ei-
ner europäischen Bank für öffentliche Anleihen Kredite
aufzunehmen. Nur so ist die Schuldenkrise zu beheben.
Meine Damen und Herren, Occupy Wall Street heißt
übersetzt in unsere linke Parteisprache: Ein funktionie-
render Finanzsektor ist ein öffentliches Gut; seine Bereit-
stellung ist daher eine öffentliche Aufgabe.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen endlich öffentlich-rechtlich organisierte
Banken im Sinne von Art. 14 Abs. 2 und Art. 15 Grundge-
setz, nicht diese großen Privatbanken, die die Staaten in
Abhängigkeit treiben. Wir brauchen die Unabhängigkeit
der Staaten von den Privatbanken. Letztlich kann diese
Schuldenkrise aber nur durch eine Abschöpfung der riesi-
gen privaten Geldvermögen gelöst werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In den letzten 13 Jahren hat sich das Geldvermögen der
europäischen Millionäre und Multimillionäre auf über 7,6
Billionen € verdoppelt. Es ist damit fast so hoch wie die
Gesamtverschuldung aller EU-Staaten. Eine EU-weite
Vermögensabgabe für Superreiche ist daher nötig und ge-
recht.

Auch eine Finanztransaktionssteuer, eine Spekulanten-
steuer auf den Handel mit Finanzprodukten, eine Ban -
kenabgabe würden den öffentlichen Haushalten erhebli-
che Einnahmen bringen. Doch vor allem: Wir brauchen in
Europa und in Deutschland endlich eine Vermögen-
steuer. Ich bin es leid, dass die Hartz-IV-Empfängerin, der
Stahlarbeiter und die Lehrerin die Folgen der Krise be-
zahlen. Die müssen andere bezahlen, nämlich die, die an
der Krise verdient haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Schluss
heute am Tage der Philosophie einen großen Philosophen
aus seinen Feuerbachthesen zitieren:

Die Philosophen haben die Welt nur verschieden
interpretiert, es kommt darauf an, sie zu verändern.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Herr Abg. Milde.

Gottfried Milde (Griesheim) (CDU): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich begründe den Antrag der GRÜNEN gleich mit, dann
haben wir das in einem Aufwasch gemacht. Der Antrag,
den die GRÜNEN gestellt haben, ist auch gar nicht so
schlecht. Er hebt sich wohltuend – das muss man sagen –
von dem Antrag der LINKEN ab. Ich will Ihnen auch klar
sagen: Das hier angesprochene Thema ist durchaus ein
sehr ernstes Thema, das gesellschaftspolitische Relevanz
hat. Wir müssen schon ernst nehmen, was in der Bevölke-
rung und in den Märkten passiert, und darauf reagieren.

Ich versuche, ein bisschen zu erläutern, warum ich glaube,
dass schon einiges passiert ist, aber noch viel passieren
muss. Ich will am Anfang den Präsidenten der Deutschen
Bundesbank, Herrn Dr. Jens Weidmann, zitieren, der bei
dem Bayerischen Finanzgipfel am 27. Oktober Folgendes
gesagt hat:

Einerseits sind hoch entwickelte Volkswirtschaften
zwingend auf ein leistungsfähiges Finanzsystem
und seine vielfältigen Dienstleistungen angewiesen.
Andererseits sind unverhältnismäßige Risiken im
Finanzsystem und eine unzureichende Wider-
standsfähigkeit eine gravierende Bedrohung:

– er fügt dann an –

für unseren Wohlstand und vielleicht sogar für die
gesellschaftliche Akzeptanz der marktwirtschaft-
lichen Ordnung insgesamt – zumindest scheinen die
zunehmenden öffentlichen Proteste das anzudeu-
ten.

Das beschreibt schon relativ richtig, wie die Menschen im
Moment in der Welt über die Finanzplätze denken.
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Ich will am Anfang aber auch gleich klipp und klar sagen:
Der Antrag der LINKEN, der auch in seiner Sprache ver-
räterisch ist, 

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Er ist in der Spra-
che klar!)

sagt z. B. im dritten Absatz, „dass zur Demokratisierung in
Deutschland und Europa Banken entmachtet ... werden
müssen“.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ja!)

Meine Damen und Herren, das ist Kriegssprache. Das
hilft nicht, das schadet. Das zeigt auch, welch Geistes Kind
Sie sind.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Das steht in der
Verfassung!)

Sie wollen ein anderes Wirtschaftssystem. Sie machen die
Menschen ärmer und nicht widerstandsfähiger in Krisen.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zurufe von
der LINKEN)

– Sie können sich aufregen, wie Sie wollen. Eines ist doch
klar: Überall dort, wo Ihre Methoden und Ihre Politik in
der Geschichte bisher angewendet wurden, ging es den
Menschen schlechter, wurden sie ärmer statt reicher.
Wohlstand sieht anders aus.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Deswegen sage ich: Das Gegenteil ist notwendig. Wenn
richtig ist, dass funktionierende Volkswirtschaften ein
funktionierendes Finanzsystem brauchen, dann müssen
die Finanzmärkte gestärkt und nicht entmachtet werden.

(Zurufe der Abg. Janine Wissler und Hermann
Schaus (DIE LINKE))

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Allein der Finanzplatz
Frankfurt – Sie sind manchmal auch Vertreter von Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern – leistet mit seinen
70.000 Angestellten

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Die bauen Tau-
sende von Stellen ab, ohne dass wir an der Regie-
rung sind!)

bei den Banken einen nennenswerten Beitrag zum Wohl-
stand des Landes Hessen und auch dazu, dass wir über-
haupt in der Lage sind, derartige Hartz-IV-Sätze in
Deutschland zu bezahlen. Es ist nämlich genau umge-
kehrt, wie Sie es darstellen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Trotzdem ist es richtig – die GRÜNEN haben in ihrem
Antrag in vielen Punkten recht –, wenn Sie darauf hin-
weisen, dass der Ordnungsrahmen für die Finanzmärkte
verändert werden muss. Da sind wir uns in Europa inzwi-
schen eigentlich einig. Da muss ich sagen, auch wenn das
vielleicht nicht allen gefällt:

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Aber Schäuble ist
für die Transaktionssteuer!)

Da hat die deutsche Kanzlerin weltweit wirklich einen
mutigen Schritt unternommen. Sie hat Europa in der
Frage zusammengeführt, dass diese Finanzmärkte regu-
liert werden müssen. Sie hat mit ihren Entscheidungen,
die sie in Europa durchgesetzt hat, maßgeblich dazu bei-
getragen, dass die Finanzmärkte in Europa besser regu-
liert werden können.

Dazu will ich klar sagen, dass es notwendig ist, dass z. B.
Banken für die Produkte, die sie einsetzen, stärker Eigen-
kapital einsetzen müssen, als das früher der Fall war. Das
kann ich nicht durch Steuern regeln, sondern durch Ei-
genkapital.

(Dr. Matthias Büger (FDP): Richtig!)

Wer ein hohes Risiko eingeht, muss das abfedern. Wir
müssen wegkommen von der Systemrelevanz der Ban-
ken.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Genau!)

Es kann nicht sein – das ist vollkommen klar; das haben
inzwischen wirklich alle erkannt –, dass einzelne Banken
so groß sind, dass sie am Ende von der allgemeinen Wirt-
schaft, von den Menschen, von den Steuerzahlern gerettet
werden müssen.

(Beifall und Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE
LINKE): Deswegen müssen sie entmachtet wer-
den! – Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Deswegen
müssen wir ihnen die Macht nehmen!)

Deswegen sind die Eigenkapitalrichtlinien, die jetzt erlas-
sen wurden, vollkommen richtig. 

Richtig ist aber auch – das ist das Gegenteil dessen, was
Sie immer fordern –: Die Produkte der Banken, auch in
Frankfurt – die 70.000 Menschen, die dort arbeiten, pro-
duzieren gerade diese Produkte –, sind in der Finanzwelt
notwendig. Sie stärken die Wirtschaft, jedes einzelne Pro-
dukt.

(Norbert Schmitt (SPD): Das ist Unsinn! – Willi van
Ooyen (DIE LINKE): 480 Milliarden €!)

So gut wie jedes einzelne Produkt, das dort angewendet
wird, hat seinen Sinn; sonst wäre es in der freien Markt-
wirtschaft nicht auf den Markt gekommen.

(Lachen bei der LINKEN)

Es ist richtig, dass einzelne Produkte falsch angewendet
werden

(Zurufe der Abg. Timon Gremmels (SPD) und
Marjana Schott (DIE LINKE))

und dass die Banken und die Finanzaufsicht auch nicht ge-
nug aufgepasst haben. Bei vielen Produkten fehlt die
Transparenz.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Ich will noch einmal deutlich sagen: Derivative Produkte
im Markt dienen zur Absicherung von Finanzmärkten
und nicht zur Spekulation.

(Norbert Schmitt (SPD): Wie viel Prozent?)

Wenn sie falsch eingesetzt werden, muss die Finanzauf-
sicht einschreiten. Aber die Produkte an sich sind in der
Regel richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Dann komme ich zu einem Punkt, der sicherlich richtig ist.
Wir müssen uns etwas einfallen lassen mit den Rating -
agenturen. Dass Ratingagenturen so eine Monopolstel-
lung erreicht haben,

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

dass die gesamte Finanzwelt zuckt, wenn eine Rating -
agentur eine richtige oder falsche Entscheidung trifft, das
kann so in der Zukunft nicht sein. Da haben es die Euro-
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päer versäumt, in den letzten Jahren eine eigene schlag-
kräftige Ratingagentur im Markt zu installieren. Zumin-
dest muss jetzt ein vernünftiger Ordnungsrahmen ge-
schaffen werden, um die Frage zu beantworten: Wie geht
man mit Ratingagenturen um?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der Abg.
Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Wir müssen auch dafür sorgen, dass die Systemrelevanz,
die ich eben angesprochen habe, abgemildert wird. „Ab-
gemildert“ ist sowieso schon mal ein guter Begriff. Aber
die Frage, wie das geschieht, ist noch höchst umstritten. Es
gibt den Vorschlag eines Trennbankensystems. Das würde
bedeuten, dass bei der einen Gruppe von Banken die kun-
denrelevanten Geschäfte und bei der anderen Gruppe
von Banken die Spekulanten sind, wie sie manchmal ge-
nannt werden. Dass das aber kein System ist, das uns vor
Krisen rettet, hat der Zusammenbruch des Bankhauses
Lehman Brothers in Amerika gezeigt. Das war ein reines
Investmenthaus, das falsch kontrolliert war, mit falschen
Produkten, mit intransparenten Produkten. Es hat am
Ende Schaden in der ganzen Welt angerichtet. Deswegen
ist es nicht richtig, dass das Trennbankensystem die bes-
sere Alternative für eine bessere Transparenz im Markt
ist. Meine Damen und Herren, Finanztransparenz ist das
Gebot der Stunde, Eigenkapitalunterlegung ist das Gebot
der Stunde. 

Lassen Sie uns auf den Punkt kommen. Warum ist die
letzte Krise entstanden? – Es war eine Krise, die durch die
Überschuldung von Staaten zustande gekommen ist. Die
Verschuldung insgesamt ist in den letzten Jahren das
Hauptproblem gewesen.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Bei 13 % Zinsen,
die die Banken bekommen!)

Sie hat letztlich die erste Krise ausgelöst. Sie hat dann die
Banken umfallen lassen, und sie hat im letzten Schritt
auch dazu geführt, dass Europa und der Euro gefährdet
wurden. Meine Damen und Herren, das wollen wir in Zu-
kunft nicht mehr.

Wir haben gehandelt. Wir haben mit der ganz großen
Mehrheit dieses Hauses beschlossen, dass wir in Hessen
eine Schuldenbremse einführen. Wir brauchen sie aber
auch auf europäischer Ebene. Wir brauchen eine Schul-
denbremse auf europäischer Ebene. Das wäre das Gebot
der Stunde – und keine Entmachtung der Banken.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Das sehen Sie ge-
rade in Griechenland!)

Das Gebot der Stunde ist mehr Transparenz, mehr Eigen-
kapital und bessere Kontrolle. Aber das Bankensystem an
sich ist für den Wohlstand unserer Volkswirtschaft und un-
serer hessischen Bürgerinnen und Bürger die Grundvor-
aussetzung gewesen. Die wollen wir stärken und nicht
schwächen. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Willi van
Ooyen (DIE LINKE): Aber die Verfassung! – Zu-
ruf des Abg. Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE))

Präsident Norbert Kartmann: 

Die nächste Wortmeldung ist von Frau Abg. Erfurth für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Dr. Rolf Müller (Gelnhausen) (CDU): Sie müssen
nur einen Satz sagen: „Gottfried Milde hatte

recht!“ – Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE
LINKE))

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Mir wurde
eben zugerufen, ich bräuchte nur zu sagen, Gottfried
Milde habe recht.

(Demonstrativer Beifall bei Abgeordneten der
CDU und der FDP)

Herr Milde, nach der Rede gehe ich davon aus, dass Sie
unserem Antrag zustimmen werden.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wenn er zustimmt, hat er recht!)

– Genau, wenn er zustimmt, hat er recht. – Sehr geehrter
Herr Kollege Wilken, wenn Sie die Occupy-Bewegung so
verstehen, dass Sie ihr eine Forderung der LINKE über-
stülpen und das in das Politsprech der Linkspartei über-
setzen, dann, so glaube ich, tun Sie der Occupy-Bewegung
unrecht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Gottfried Milde (Griesheim) und Cle-
mens Reif (CDU))

Die Occupy-Bewegung – so habe zumindest ich die han-
delnden Personen bisher verstanden, soweit man da Men-
schen ausmachen kann, die auch wollen, dass man sie per-
sonifiziert –

(Zurufe der Abg. Janine Wissler und Willi van
Ooyen (DIE LINKE))

hat im Moment noch gar keinen klaren Kompass, was sie
eigentlich fordern will. Daher denke ich, dass man ein
biss chen vorsichtig sein muss, sie als Katalysator oder als
Übersetzer ins Politsprech zu benutzen. Ich glaube, da tun
Sie den Leuten unrecht, die jetzt bei bitterer Kälte vor den
Banken kampieren.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Wir sind doch da-
bei!)

– Sie sitzen aber ab und zu auch im Trockenen, Herr van
Ooyen.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Hier zum Bei-
spiel!)

Im Landtag ist es ein bisschen bequemer als im Schlafsack
vor der Bank.

Wir haben es mit einer sehr, sehr schwierigen Gemenge-
lage zu tun, auf die es gar keine einfachen Antworten gibt.
Genau das greift unser Antrag auf. Wir haben drei große
Krisenszenarien. Wir haben die Finanzmarktkrise, die
Staatsschuldenkrise und die Eurokrise. All diese Krisen
greifen ineinander und haben sich sozusagen zu einer sys-
temischen Krise ausgewachsen, die große Teile der Bevöl-
kerung mit Unruhe, Ängsten und auch mit Ohnmachtsge-
fühlen erfüllt.

Die Finanzmarktkrise ist im Jahr 2008 ausgebrochen –
Herr Milde sprach davon –, ausgehend von Lehman
 Brothers. Sie schwappte rund um die Welt. Aber warum ist
das passiert? – Weil die Finanzmarktkontrolle nicht funk-
tioniert hat.

Da wurden wertlose Produkte gehandelt. Die waren
nichts mehr wert, und der letzte Dumme in der Kette, der
sie hatte, war angemeiert. Am Ende der Kette hat das
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dazu geführt, dass die Banken ihre Vermögensbestände
verloren und der Staat einspringen musste.

Warum ist das passiert? Eben weil es keine Finanzmarkt-
aufsicht gab – und zum Teil auch, weil die Boni-Zahlungen
für Banker viele Fehlanreize gesetzt haben, die diesen
Handel ordentlich in Schwung gehalten haben.

Denken Sie an die Meldung gestern in den Abendnach-
richten: Eine Ratingagentur hat zehn deutsche Landes-
banken zum Teil kräftig runtergeratet. Da fragen sich die
Menschen doch: Was bedeutet das jetzt? Eine Rating -
agentur ratet unsere Landesbank runter. Was bedeutet
das für meine eigene finanzielle Sicherheit? Welche
Macht haben diese Agenturen? Wer kontrolliert die? Wer
haftet bei Fehlentscheidungen?

Denken Sie einmal an die Meldung in der letzten Woche,
als auf einmal Frankreich für ein paar Stunden runterge-
ratet worden. Wer haftet denn dafür? Wo ist der Rahmen,
der das ermöglicht?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Norbert
Schmitt (SPD))

Im Europaparlament haben die GRÜNEN dazu schon
mehrfach angemahnt, wirksame und konsequente Rege-
lungen für Ratingagenturen einzuführen. Bisher aber –
das muss man auch sagen – hat das nicht so richtig ge-
fruchtet, denn da gibt es ganz viele Akteure, die das ei-
gentlich gar nicht wollen und das doch lieber der Macht
der Märkte oder dem Wettbewerb überlassen wollen.

Ich habe Zweifel, ob auch die letzten Vorschläge der
Kommission – die den Marktzugang für kleinere Agentu-
ren erleichtern wollen, um für mehr Wettbewerb zu sor-
gen, damit wir nicht nur diese drei großen haben, die wir
nicht kontrollieren können – in den Mitgliedstaaten um-
gesetzt werden und ob das Ziel erreicht wird.

Vor diesem Hintergrund verstehen wir Occupy als ein
ernstes Signal dafür, die Finanzmärkte stärker zu regulie-
ren. Da sind wir noch längst nicht am Ende.

Da müssen wir den Mechanismus stärker beachten: Wenn
wieder eine solche Krise aufploppt, dann heißt es: „Oh,
das müssen wir ernst nehmen, jetzt müssen wir alle tätig
werden.“ Und wenn es dann wieder so ein bisschen ab-
schwillt, dann legen wir die Handlungen erst einmal wie-
der an die Seite und tun längere Zeit nichts. Ich glaube, da
müssen wir noch einmal ran. Da muss die Finanzmarkt-
aufsicht verstärkt werden.

Aber in Richtung der Kollegen der LINKEN: Ich glaube,
es hilft auch nicht, zu sagen, jetzt müssen die Banken ver-
staatlicht werden. Im Zweifel können die es auch nicht
besser.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): So steht es aber in
der Verfassung!)

Denken Sie einmal an das Jahr 2008. Die HSH Nordbank
und die Bayerische Landesbank waren im Gefolge der
Krise auch nicht so prima aufgestellt.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler (DIE LINKE))

Ob das eine staatliche Bank in den Griff bekommt? Ich
glaube, auch das wird es nicht richten. Wir brauchen funk-
tionierende Aufsichtsmechanismen.

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Beides!)

Wenn sich dann der Staat auch noch selbst kontrolliert –
na ja. Herr Wilken, ob das dann so funktioniert? Ihr
Glaube an den Staat an diesem Punkt in Ehren –

(Zuruf des Abg. Horst Klee (CDU))

ich glaube, hier sollte jeder das tun, was er am besten
kann.

Die zweite große Krise, die Staatsschuldenkrise, versu-
chen wir in Deutschland durch Instrumente wie die Schul-
denbremse ein bisschen in den Griff zu bekommen. Der
Kollege Milde hat das angesprochen. Nach meiner festen
Überzeugung wird das aber auf Dauer nur funktionieren,
wenn wir uns beiden Seiten widmen, wie wir es in die Hes-
sische Verfassung geschrieben haben: Wir müssen uns um
die Einnahmen und um die Ausgaben kümmern und dies
in den Griff bekommen.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Wir müssen dafür sorgen, dass die Einnahmebasis des
Staates nicht weiter ausgehöhlt wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Norbert Schmitt und Torsten War -
necke (SPD))

Wir müssen dafür sorgen, dass nach Leistungsfähigkeit
besteuert wird. Wir müssen dafür sorgen, dass Steueran-
sprüche durchgesetzt werden. Denn – da bin ich durchaus
ein Stück weit bei dem Kollegen Wilken – wir werden den
sozialen Frieden nur dann aufrechterhalten, wenn wir es
auch tatsächlich hinbekommen, dass sich die Schere zwi-
schen Arm und Reich wieder schließt, anstatt weiter aus-
einanderzugehen. Wir müssen dazu kommen, dass große
Vermögen stärker besteuert werden. Wir müssen an der
Aufgabe arbeiten, die vermögensbezogenen Steuern tat-
sächlich ein Stück weit nach oben zu drehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist die Bundesebene. Aber auch hier in Hessen hätten
wir Aufgaben zu machen. Auch hier in Hessen könnten
wir dazu beitragen, dass wir unsere Hausaufgaben in Be-
zug auf die Verbreiterung der Einnahmebasis machen.
Das haben wir gestern diskutiert. Damit bin ich beim
Stichwort Grunderwerbsteuer. Hier hat Hessen längst
nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft, sich darum zu
kümmern, dass auch der hessische Haushalt weiter ins
Gleichgewicht kommt. Auch hier also wäre in Hessen et-
was Konkretes zu tun.

Ich komme zum letzten großen Krisenbereich, zur Euro-
krise. Die macht deutlich, dass die Euroländer noch einen
ziemlich weiten Weg vor sich haben, nämlich den Weg,
ihre Wirtschafts- und Finanzsysteme noch besser aufein-
ander abzustimmen.

Herr Milde, Sie haben das ein bisschen angesprochen.
Aber ich meine, da müssen wir noch nachjustieren. Be-
sonders aus den Reihen Ihres Koalitionspartners gibt es
starken Widerspruch, sich auf europäischer Ebene weiter
in den Wirtschafts- und Finanzsystemen anzunähern.

In der Tat, nachdem sich Angela Merkel sehr lange gewei-
gert hat, sich dieser Aufgabe anzunehmen, wird sie nun 
z. B. gestern auf der Internetseite der „Tagesschau“ mit
den Worten zitiert: Das Vertrauen darin, dass sich durch
die Selbstverpflichtung der Länder bei diesem großen
Problem etwas verbessert, sei nicht mehr ausreichend. –
Ich finde das eine schöne Aussage. Sie vertraut also nicht
mehr auf die Selbstverpflichtung der Länder.
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Deshalb plädieren wir für sehr schnelle politische Be-
schlüsse, für mehr Europa und für mehr Durchgriffs-
rechte. Ich kann also nur hoffen, dass sich Frau Merkel
hier durchsetzt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich konnte es der Berichterstattung zum Parteitag der
CDU entnehmen, dass dies auch zum Teil gegen die Hes-
sische Landesregierung geht.

Nach unserer Auffassung brauchen wir einen Handlungs-
mix. Wir brauchen die Finanztransaktionssteuer, die dazu
führen wird, dass wir die überhitzten Märkte ein bisschen
besser in den Griff bekommen. Dazu können auch Euro-
bonds gehören. Diese Diskussion haben wir vor zwei Ple-
narrunden geführt. Es reicht nicht, sich einfach hierhin zu
stellen und zu sagen: Es ist alles schlecht, was in der Ver-
gangenheit passiert ist – wenn wir jetzt die Banken ver-
staatlichen und die Steuersätze erhöhen, dann bekommen
wir das in den Griff.

Ich glaube, das reicht nicht. Deshalb haben wir mit unse-
rem Antrag versucht, diese ernste Gemengelage aufzuzei-
gen und hierauf Antworten zu geben. Die sind sicher nicht
abschließend, aber zumindest ein Versuch, diese Gemen-
gelage ernsthaft zu beleuchten und in den Griff zu be-
kommen. In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung. –
Danke schön.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann: 

Das Wort hat der Abg. Noll für die FDP-Fraktion.

Alexander Noll (FDP): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Dr. Wil-
ken, zu Ihrem Vortrag in Ihrer Aktuellen Stunde ist mir al-
les Mögliche eingefallen. Sie haben auch alles Mögliche
gestreift. Das Thema aber haben Sie kaum berührt, das Sie
mit Ihrem Antrag zu dieser Aktuellen Stunde eigentlich
angegangen sind – nämlich das Thema Banken, das Sie
hier ansprechen.

Ich sehe nur eines: Dieser Antrag zeigt ganz deutlich, dass
Sie Ihre Feindbilder nach wie vor aufrechterhalten. Das
sind die Großbanken und das Großkapital. Die stellen im-
mer dann Ihr Feindbild dar, wenn nach dem Muster Ihrer
Ideologie irgendetwas nicht stimmt.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Sehen Sie doch
einmal in die Verfassung!)

Wenn da etwas nicht korrekt ist, dann sind die Großban-
ken und das Großkapital schuld.

Meine Damen und Herren, so einfach, wie Sie sich die
Welt vorstellen, ist die Welt nun eben nicht.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Tatsächlich? – Hermann Schaus (DIE
LINKE): Wer ist denn jetzt schuld?)

Es hat auf den Finanzmärkten Verwerfungen gegeben.
Natürlich hat es bei den Banken Verwerfungen gegeben.
Natürlich haben wir eine Finanzkrise zu durchstehen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Wer zahlt für die
Verwerfungen? Wer?)

Das ist sicherlich keine angenehme Sache. Aber wir Libe-
rale setzen nicht immer dann auf Verstaatlichung,

(Janine Wissler (DIE LINKE): Sie setzen auf Steu-
ersenkungen!)

wenn irgendetwas aus den Fugen gerät. Nein, wir setzen
auf soziale Marktwirtschaft, nicht auf eine staatsregulierte
Gesellschaft.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Sie wollen Steu-
ern senken!)

Sie sollten sich einmal die Prinzipien der sozialen Markt-
wirtschaft näherbringen, damit Sie letztendlich die richti-
gen Antworten auf das bekommen, was Sie als Problem in
die Welt stellen. Soziale Marktwirtschaft ist das Prinzip
der Freiheit

(Torsten Warnecke (SPD): Aha!)

auf dem Markt, aber mit sozialem Ausgleich. Das ist der
entscheidende Punkt: mit sozialem Ausgleich.

(Beifall bei der FDP)

Dazu gehört das Prinzip der Subsidiarität, aber auch der
Verhinderung von marktfeindlichen und wettbewerbs-
feindlichen Tendenzen.

(Zurufe der Abg. Mürvet Öztürk (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) und Gerhard Merz (SPD))

Wie schafft man das? Die Bundesrepublik Deutschland
hat über Jahrzehnte ein bewährtes Institut – das immer
dann eintritt, wenn sich sozialmarktwirtschaftsfeindliche
Entwicklungen ergeben – in einem ganz anderen Bereich,
das ist die Kartellbehörde.

Meine Damen und Herren, was macht denn die Kartell-
behörde? Die Kartellbehörde wacht darüber, dass es
keine monopolistischen Stellungen gibt, die letztendlich
marktfeindlich wirken. Das gleiche Prinzip gilt es doch
auch für die Finanzmärkte anzuwenden. Das Rezept ist
doch nicht Verstaatlichung, sondern Regulierung in geeig-
neter Weise, ohne den Markt zu verhindern.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wo sind denn Ihre Vorstellungen von Verstaatlichung ge-
blieben, wenn Sie sich überlegen, dass auch Banken, die
voll und ganz der öffentlichen Hand gehören, die gleichen
Geschäfte, die Sie anprangern, getätigt haben und in die
gleiche Krise gekommen sind? Wo also soll das Rezept
der Verstaatlichung hinführen, wenn Sie das beobachten?

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Dann hätten Ihre Überlegungen – der Staat kann alles,
der Staat macht alles – auch zum dem Ziel führen müssen,
dass dort nichts schiefgelaufen wäre. Das Gegenteil ist der
Fall.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Die Antwort liegt in einer geeigneten Regulierung. Die
FDP setzt sich für einen leistungsfähigen und internatio-
nal konsistenten Regelungsrahmen ein.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Was ist das, was
bedeutet das?)

Er wird die Kreditversorgung der deutschen Wirtschaft
und der staatlichen Organisationen insgesamt nicht be-
einträchtigen. Dazu ist in der Zwischenzeit eine ganze
Menge erfolgt.

(Torsten Warnecke (SPD): Der Bankenrettungs-
fonds!)
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Der EU-Gipfel hat doch beschlossen, und Gottfried
Milde hat es bereits angesprochen, um beispielsweise risi-
koreiche Geschäfte abzusichern und zu verhindern, soll
die Kernkapitalquote erhöht werden.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Finanztransak-
tionssteuer!)

Das ist ein wesentlicher Beitrag, um beispielsweise Sparer
zu schützen. Das ist auch ein wesentlicher Beitrag, das Ri-
siko bei den Banken zu behalten. Wenn sie es eingehen,
müssen sie letztendlich auch dafür haften. Regulierung
beruht auf dem Prinzip der sozialen Marktwirtschaft,

(Gerhard Merz (SPD): Das hatten wir schon!)

des fairen Wettbewerbs und der Transparenz. Transparenz
bedeutet, dass man auf dem Finanzmarkt Produkte, die
nicht erkennbar sind, die Risiken bergen, auch in ihren Ri-
siken erkennen kann. Das schützt den Sparer.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Zum Beispiel geht es um die Regulierung des Schatten-
handels im Wertpapierhandel. Auch die Rolle der Rating -
agenturen muss überdacht werden. 

(Gerhard Merz (SPD): Hört, hört!)

Das, was in den Redebeiträgen schon angesprochen wor-
den ist, ist in der Tat ein Problem: wenn Ratingagenturen
mit ihren Aussagen dazu führen, dass der Markt in einer
Art und Weise beeinträchtigt wird, dass der normale Wett-
bewerb verhindert wird. Das kann doch keine sinnvolle
Regulierungspraktik eines Marktes sein, wenn Rating -
agenturen letztendlich marktfremd eingreifen.

Sehen Sie sich doch die Bewertung der Landesbanken an.
Was hat denn das mit der Realität und der Stabilität die-
ser Banken überhaupt noch zu tun? Dort wird ein Teil des
Gleichgewichts durcheinandergebracht.

(Torsten Warnecke (SPD): Durch den Markt!)

Dazu gehört natürlich auch das Thema Schuldenbremse.
Letztendlich hat die Finanzkrise auch zu einer Überschul-
dung der öffentlichen Haushalte geführt.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): 480 Milliarden €!)

Dieses Risiko, das damit einhergeht, gilt es zu mindern.
Nur durch die Staatsverschuldung geraten doch Staaten in
die Schieflage. Meine Damen und Herren von den LIN-
KEN, das ist doch nicht die Schuld der Großbanken. Das
ist eine Frage der Haushaltspolitik, die Staaten für sich
ganz alleine zu verantworten haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aus diesem Grund ist eine Schuldenbremse in den staat-
lichen Verfassungen unerlässlich.

(Zuruf des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

Das sind im Übrigen Dinge, die in den Verträgen von
Maastricht eigentlich längst vereinbart sind. Die gilt es
einzuhalten, und dazu gilt es Maßnahmen zu treffen, da-
mit die Staaten wieder auf diesen Weg zurückfinden.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Die Verträge von
Lissabon!)

Zu den Rettungsschirmen. Sie tun so, als wolle man damit
Großbanken und Großkapital retten. Wozu dient denn ei-
gentlich dieser Mechanismus? Er dient dazu, zunächst
einmal das Finanzsystem zu retten, das durch einige fehl-
gelaufene Veranstaltungen schief gelaufen ist. Meine Da-

men und Herren, das ist doch der entscheidende Punkt.
Damit haben Sie doch einen Mechanismus, um Wirtschaft
und Sparern zu helfen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Es geht nicht darum, Großbanken aus einer Krise zu hel-
fen. Meine Damen und Herren, das ist nicht Sinn der Ret-
tungsschirme. Der Sinn der Rettungsschirme ist das, was
ich gerade aufgezeigt habe. Das in die Ecke von Groß-
banken zu rücken, ist doch widerwitzig und spiegelt Ihr
Weltbild und eine Feindbildstruktur wider, die Sie mit Ih-
rer Ideologie vertreten.

Ich glaube auch nicht, dass solche Institute wie die Fi-
nanztransaktionssteuer dazu beitragen, dass man allein
damit einen Finanzmarkt regulieren kann. Eine Finanz-
transaktionssteuer hat für uns Liberale nur dann einen
Sinn, wenn sie überhaupt erhoben wird, dass sie den na-
tionalen Haushalten zufließt. Die Transaktionssteuer den
europäischen Haushalten zufließen zu lassen, macht kei-
nen Sinn, weil sie dann dazu verkommen würde, eine Ein-
nahmebeschaffungsmaßnahme für die Staaten zu sein.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Was ist dagegen
zu sagen?)

Der eigentliche Sinn würde nicht wahrgenommen wer-
den, nämlich die Steuerung bzw. die Minimierung von Ri-
siken. Das ist so pauschal nicht zu erkennen.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zuruf des Abg.
Norbert Schmitt (SPD))

Im Übrigen würde das auch den Finanzmarkt Frankfurt
erheblich stören und beeinträchtigen, wäre eine solche Fi-
nanztransaktionssteuer eine einseitige Aktion, die nur sei-
tens der Bundesrepublik Deutschland eingeführt würde.

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Wenn, dann geht es nur europaweit, sprich: in den Euro-
staaten, besser noch weltweit. Die Finanzmärkte der Welt
hängen zusammen. Eine einseitige Verschiebung des
Wettbewerbs ist in dieser Frage nicht wünschenswert.

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Meine Damen und Herren der LINKEN, mit dieser Pau-
schalbeschuldigung der Banken und Großbanken betrei-
ben Sie doch eigentlich eine maßlose Diskreditierung all
der Tausenden Bankangestellten, die redlich ihre Arbeit
leisten,

(Lachen bei der SPD und der LINKEN)

ebenso all der Banken, die eine große Rolle beim Aufbau
dieser Wirtschaft geleistet haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Unruhe bei
der SPD und der LINKEN)

Das ist eine Sichtweise, die einen ganzen Kreis von Ar-
beitnehmern in eine schlechte Ecke rückt. Meine Damen
und Herren, das ist nicht die Sicht der Liberalen. Wir leh-
nen diesen Antrag ab. Er spiegelt eine Weltsicht wider, die
vollkommen jenseits der Realität liegt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Kollegin Wissler zu einer Kurzinter-
vention.
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Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Noll, Sie
haben von den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft
gesprochen. Da musste ich an Walter Eucken denken, das
ist ja nun einer der Vordenker der sozialen Marktwirt-
schaft. Ich hoffe, Sie kennen ihn, er ist Begründer der Frei-
burger Schule, des Ordoliberalismus. Von ihm stammt der
Satz: Wer den Nutzen hat, muss auch den Schaden tragen.

Was er damit meinte, ist das Prinzip der Haftung. Wenn je-
mand ein Risiko eingeht, muss er im Zweifel auch haften,
wenn etwas schiefgeht. Das ist doch gerade das Problem
in der heutigen Zeit, dass dieses Prinzip der Haftung über-
haupt nicht mehr gilt.

Die Frage ist doch, wer für die Kosten dieser Krise haftet.
Die Banken zocken, fahren Milliarden ein, machen hohe
Renditen, aber wenn irgendetwas schiefgeht, dann soll der
Steuerzahler einspringen.

Herr Noll, dass ist doch das Problem heute, und darum
sind viele Menschen stinksauer und gehen auf die Straße.
Sie haben das Gefühl, sie müssten dafür haften, dass an-
dere hoch riskante Geschäfte betrieben haben und dabei
gut verdient haben. Das ist doch einfach nicht mehr hin-
nehmbar.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin auch dagegen, jetzt die Bankenkrise völlig umzu-
deuten. Der Staat hat die Banken gerettet und nicht um-
gekehrt. Ich will Sie nur daran erinnern, dass der Schul-
denstand der Bundesrepublik Deutschland im Verhältnis
zum Bruttoinlandsprodukt seit der Krise um 7 % ange-
stiegen ist.

Darüber kann man nicht einfach hinweggehen und sagen,
der Staat hat über seine Verhältnisse gelebt, sondern die
Staatsverschuldung hat auch etwas mit der Krise zu tun.
Ohne einen starken öffentlich-rechtlichen Bankensektor,
ohne die Sparkassen wäre Deutschland noch viel mehr
betroffen gewesen, als wir es ohnehin schon waren.

Ein Letztes. Sie haben gesagt, Finanzprodukte haben ei-
nen Sinn, sie haben eine Berechtigung, sonst wären sie
nicht auf dem Markt. Dazu möchte ich gerne den langjäh-
rigen Chef der US-Notenbank, Volcker, zitieren, der
sagte, die einzige echte Innovation der Finanzindustrie in
den vergangenen Jahrzehnten sei der Geldautomat gewe-
sen. – Recht hat er. Wir brauchen keine Hochrisikoanla-
gen. Wir brauchen keine Derivate, wir brauchen keine Zo-
ckereien, sondern wir brauchen eine Regulierung der Fi-
nanzmärkte. Das ist bitter nötig. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Gott-
fried Milde (Griesheim) (CDU))

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Abg. Noll, zur Erwiderung.

Alexander Noll (FDP):

Werte Kollegen, jetzt tun Sie nicht so, als ob aus den Fol-
gen dieser Krise keinerlei Konsequenzen gezogen worden
wären.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Welche denn?)

Ich nenne als Stichwort z. B. die Bankenabgabe. Sie soll
dazu beitragen, das Risiko zu tragen. Das Risiko soll mi-
nimiert werden.

Ein zweiter Punkt. Ich bin vollkommen der Meinung, was
die Haftungsverteilung betrifft, die Sie auch zitiert haben.
Aber genau daran wird im Rahmen der Aufsicht und Re-
gulierung im Augenblick gearbeitet, wie das organisiert
wird. Was denken Sie eigentlich, warum die Eigenkapital-
quote erhöht wird?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Um 1 %! Das ist
doch ein Witz!)

Sie wird erhöht, damit die Haftung möglich wird, damit
diejenigen, die Risiko verbreiten, auch haften können.
Das ist der entscheidende Punkt.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Die Lehman Bro -
thers hatten auch eine Eigenkapitalquote von über
10 %!)

– Das mag alles sein. – Aber wir treffen Maßnahmen. Das
heißt, die Bundesrepublik Deutschland im Verbund mit
allen Eurostaaten trifft Maßnahmen, um dieses Risiko zu
verhindern. Das ist doch der entscheidende Punkt. Was
trägt am allerbesten dazu bei, dass Risiko minimiert wird?
Das ist Transparenz. Transparenz ist die Voraussetzung
dafür, dass Kunden ihr Risiko, was die Produkte auf dem
Finanzmarkt betrifft, einschätzen können und dement-
sprechend reagieren und handeln können. Das ist das A
und O für eine gerechte Risikoverteilung.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Jetzt hat Herr Abg. Schmitt für die Fraktion der SPD das
Wort.

Norbert Schmitt (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
So kann es nicht weitergehen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Wir müssen etwas tun, wir müssen unsere Stimme erhe-
ben – das denken in der Tat viele Menschen in diesen Ta-
gen. Weltweit erheben Menschen die Stimme gegen ver-
antwortungslose Zocker in Banken und auch gegen eine
Politik, die sich den Märkten in den vergangenen Jahren
ergeben hat.

Die Bewegung, die entstanden ist, ist nicht nur eine Ge-
gen-Bewegung. Ich glaube, es ist auch eine Für-Bewe-
gung; denn diese Bewegung steht für mehr Demokratie,
auch für eine Gesellschaft, die zusammenhält, und auch
für das, was in Art. 38 unserer Hessischen Verfassung ver-
ankert ist, dass „die Wirtschaft dem ganzen Volke ... zu
dienen“ hat. Dafür steht die Bewegung. Ich glaube, diese
Bewegung drückt das Gefühl aus: So kann es nicht mehr
weitergehen, dass man von anonymen Märkten be-
herrscht wird, dass man das noch nicht einmal Personen
zuordnen kann.

In der Politik kann man sich zu Recht am Ministerpräsi-
denten abarbeiten. Beim Fußball kann man sich an je-
mandem abarbeiten, wenn er Chancen vergibt. Auch in
der Wirtschaft geht dies, z. B. wenn jemand ein Unterneh-
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men in die Pleite reitet. Aber hier haben wir es mit an-
onymen Märkten zu tun. Wir können noch nicht einmal
verantwortliche Personen identifizieren. Ich glaube, das
ist das Unangenehme, das die Leute auf die Straße treibt:
Wer ist eigentlich dafür verantwortlich? – Aber wir wissen
alle, übrigens auch diese Seite, bis auf die FDP, dass es so
nicht mehr weitergehen kann.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Immer mehr Menschen spüren, dass das gesellschaftliche
Gefüge zwischen Arm und Reich auseinanderfliegt, sie
spüren möglicherweise auch Ängste darüber, was mit ih-
ren Ersparnissen passiert. Sie spüren, dass die Banken in
der Tat eine Macht haben, eine ungesunde Macht.

Jetzt kann man viel philosophieren – das bestreitet auch
fast keiner –, dass Banken für das Flüssige in unserer
Volkswirtschaft zuständig sind.

(Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) prostet dem Redner zu.)

– Nicht nur, was Herr Kollege Kaufmann eben andeutet. –
Die Banken spielen auch eine wichtige Rolle bei der Kre-
ditversorgung. Möglicherweise haben sie auch, wie der
Kollege Milde es gesagt hat, dazu beigetragen, dass sich
der Wohlstand in den westlichen Staaten gemehrt hat.
Aber andererseits sehen wir, dass eine Übermacht und
Fehlentwicklungen bei den Banken genau diesen Wohl-
stand in unserer Gesellschaft massiv gefährden. Darüber
müssen wir nachdenken.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wir wissen um die Fehler, um die Fehler eines marktradi-
kalen Systems. Wir sehen landauf, landab, dass die Kon-
zeption der Neoliberalen gescheitert ist und uns genau in
diese Situation geführt hat, gegen die wir heute ankämp-
fen und momentan mit zum Teil hilflosen Mitteln an-
kämpfen.

Ich will es auch sagen, weil Sie es angesprochen haben:
Natürlich war auch die SPD nicht ohne Fehler. Auch wir
haben dem ideologischen Druck und auch dem massiven
Druck von Wirtschaftsverbänden an der einen oder ande-
ren Stelle nicht massiv genug widerstanden. Das ist so.
Dazu bekennen wir uns. Aber anders als die Konservati-
ven und vor allem die FDP haben wir daraus Konsequen-
zen gezogen. Wir haben gesagt, so kann es nicht weiterge-
hen, und haben Ideen entwickelt, was man dagegen tun
kann.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben übrigens schon 2004 – also lange, bevor diese
Krisenelemente zum Ausbruch kamen; angelegt waren sie
lange vorher – Anträge eingebracht, wie man die interna-
tionalen Finanzmärkte besser kontrollieren und regulie-
ren kann. Wir haben auch die Managerhaftung angespro-
chen. Wir sind dann – das gehört zur Wahrheit – nicht nur
an einer Bundesratsmehrheit der CDU gescheitert, son-
dern auch an Partnern in Europa, in England, aber auch in
den USA. Das gehört auch dazu.

Deswegen sage ich, einfache Lösungen reichen nicht. Die
einen fordern die Verstaatlichung von Banken, die ande-
ren die Erhöhung der Eigenkapitalquote. Die Nächsten
sagen: Schuldenbremse, dies ist die Lösung; die Verschul-
dung ist zu hoch. – Ich glaube, wir brauchen Instrumente,
die ineinandergreifen. Die Welt ist zu kompliziert, um mit
einfachen Lösungsansätzen arbeiten zu können. Dazu
sind diese Probleme insgesamt zu kompliziert.

Ich will darauf eingehen, wie unser Konzept aussieht. Was
kann man tun? Da ist – da kann die FDP sagen, was sie
will – die Einführung einer Finanz- und Spekulations-
steuer, einer Finanzmarkttransaktionssteuer wichtig.
Wenn es am Ende nur ein Finanzierungsinstrument von
57 Milliarden € pro Jahr auf der europäischen Ebene ist,
aber das sind Mittel, die wir dringend brauchen, um z. B.
einem Land wie Griechenland zu helfen, damit sie nicht
mit einer Politik, die am Ende zerstörerisch ist, ihre Volks-
wirtschaft völlig abwürgen, sondern Hilfen bekommen,
damit sie ihre Volkswirtschaft wieder aufbauen können.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Meine Damen und Herren, wir brauchen außerdem eine
verstärkte Kontrolle und Transparenz der Finanzge-
schäfte. Kollege Milde, wenn Sie sich hier hinstellen und
sagen, alle Finanzprodukte, die entwickelt sind, dienten
dem Wohlstand und seien sinnvoll, muss ich erwidern: Nur
1 % aller Finanztransaktionen weltweit ist mit Warenströ-
men unterlegt. 99 % sind Spekulationsgeschäfte, manche
mit verhältnismäßig niedrigen Risiken, aber manche sind
hoch riskant. Ich sage Ihnen: Diese hoch riskanten Fi-
nanzgeschäfte müssen verboten werden, müssen verhin-
dert werden; denn sie führen die Volkswirtschaften in den
Abgrund.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Wir brauchen auch eine Trennung von Investitions- und
Geschäftsbanken. Ich finde, an der Tür jeder Investitions-
bank sollte stehen: Hier endet die Staatshaftung. – Das
wäre ein wichtiger Punkt.

Meine Damen und Herren von der FDP, das sollten Sie
sich auch an die Tür schreiben, wenn Sie immer danach
rufen, wen wir in unserer Gesellschaft retten sollen. Die
Ersten, die nach dem Staat gerufen haben, waren die Ban-
ker und Ihre Klientel, als sie die Geschichte an die Wand
gefahren haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Wir brauchen eine effektive Managerhaftung. Wer auf
dem Finanzmarkt leichtsinnig Mittel verzockt, übrigens
auch Finanzmittel der Sparer, der muss selbst in Haftung
genommen werden. Das ist ein wichtiger Ansatz. Das be-
trifft die Entlohnung von Managern, sofern man den Be-
griff „Entlohnung“ in diesem Zusammenhang überhaupt
verwenden darf, bis hin zur massiven Haftung.

Das betrifft auch das, was sich in der letzten Woche bei
den Ratingagenturen abgespielt hat, die Fehlmeldung
über Frankreich. Wir wissen nicht so genau, was dahinter-
steckt. Das muss ich zugeben. Auf jeden Fall hat das aber
zu massiven Kursverlusten geführt. Das war, objektiv ge-
sehen, ein Fehler, wie Sie selbst zugeben müssen. Wer haf-
tet eigentlich dafür? Die Dummen sind zum Teil wieder
die Sparer. Deswegen sage ich: Es reicht nicht, darüber
nur nachzudenken, sondern das muss man international
durchsetzen. Das ist eine ganz zentrale Forderung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Wir brauchen – ich habe es angedeutet – mehr Transpa-
renz und Kontrolle. Die Probleme von Volkswirtschaften,
z. B. der von Griechenland, haben verschiedene Ursachen.
Die Staatsverschuldung war im Falle Griechenlands der
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entscheidende Punkt; dafür gab es verschiedene Ursa-
chen. In Deutschland hat sich die Staatsverschuldung
durch die Bankenrettung hingegen deutlich erhöht. Es
ging ja eigentlich nicht um eine Bankenrettung, sondern
wir haben das gemacht, um am Ende Spareinlagen und
Versicherungsleistungen zu retten. Das war unsere Argu-
mentation. Wir hatten keinen Anlass, die Banken zu ret-
ten. Unsere Ängste bezogen sich darauf, was mit der
Volkswirtschaft, was mit der Wirtschaft, was mit den Ein-
lagen bei den Banken passiert. Das war unsere Motivation
– nicht, den Managern, die vieles zu der Krise beigetragen
haben, den Stuhl zu retten. Aber allein diese Rettungsbe-
mühungen haben unserem Staat seit 2008 etwa 20 bis
25 % mehr Schulden eingebracht. Wer über die Verschul-
dung des Staates redet, der muss daher auch über die Ur-
sachen reden. In den letzten Jahren war eine der zentralen
Ursachen der Verschuldung die leider notwendig gewor-
dene Rettung des Finanzsystems. Das hat weltweit und in
Deutschland zu einer erheblichen zusätzlichen Verschul-
dung beigetragen. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Deswegen brauchen wir Wachstums- und Infrastruktur-
programme auch für Länder, die von dieser Krise betrof-
fen und bedroht sind. Das Beispiel Griechenland habe ich
genannt. 

Ich komme zum Schluss. Die Idee des Neoliberalismus ist
weltweit gescheitert. Das ist eine wichtige Feststellung.
Die Wiederentdeckung des Gemeinwohls ist das Gebot
der Stunde. Damit kann die FDP zwar nichts anfangen,
aber das ist der Kern der Politik.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Zurufe
von der CDU und der FDP)

Das ist auch der Grund dafür, warum ich in die Politik ge-
gangen bin. Ich wollte und will mich für das Gemeinwohl
einsetzen. Daher fühle ich mich im Kreise meiner sozial-
demokratischen Partei- und Fraktionskolleginnen und  
-kollegen sehr wohl. Das Gemeinwohl muss wieder zum
Kern der Politik werden. Soziale Spielregeln müssen wie-
der in die Marktwirtschaft eingezogen werden. Das ist ein
ganz, ganz wichtiger und zentraler Punkt. Die alte Frage
„Demokratie oder Herrschaft der Märkte?“ muss so be-
antwortet werden, dass die Demokratie wieder Vorrang
hat. Es geht in der Tat darum, den ungehemmten Kapita-
lismus zu bremsen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ich will noch etwas zu den Anträgen sagen. Ich glaube,
nach dem, was ich hier vorgetragen habe, ist erkennbar,
dass der Antrag der GRÜNEN das, was wir Sozialdemo-
kraten denken, ganz gut trifft. Wir werden diesem Antrag
daher zustimmen. Im Antrag der LINKEN gibt es Passa-
gen, z. B. den Punkt 4, gegen die kann man nicht sein, weil
sie den Inhalt unserer Verfassung referieren. Wir sehen
uns aber durch den Antrag der GRÜNEN besser reprä-
sentiert. Wir sind gerüstet, uns zu jedem Punkt zu äußern,
wenn Sie von den LINKEN über die Punkte einzeln ab-
stimmen wollen, aber wir glauben, in Bezug auf den Ernst
und die Kompliziertheit der Lage sowie das Argumentie-
ren mit einfachen Lösungen haben die GRÜNEN in ih-
rem Antrag die Problematik etwas besser getroffen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Präsident Norbert Kartmann: 

Das Wort hat Herr Noll zu einer Kurzintervention.

Alexander Noll (FDP): 

Herr Kollege Schmitt, das, was Sie hier über die Haltung
der FDP losgelassen haben, grenzt an Diffamierung. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Zurufe von der SPD)

Es ist einfach eine Unverschämtheit, zu behaupten, die
FDP sei dem Gemeinwohl nicht verpflichtet. Wir beken-
nen uns zur sozialen Marktwirtschaft. 

(Janine Wissler (DIE LINKE): Sie wissen doch gar
nicht, was das ist!)

Ein ganz wesentlicher Teil der sozialen Marktwirtschaft
ist die Verpflichtung auf das Gemeinwohl. Es ist einfach
unverschämt, wenn Sie hier behaupten, die FDP sei eine
gemeinwohlfeindliche Partei.

(Beifall bei FDP und der CDU – Lebhafte Zurufe
von der SPD und der LINKEN)

Im Übrigen: Tun Sie doch nicht so, als ob wir uns gegen
Regulierungen in den Finanzmärkten sperren würden.
Das ist doch nicht der Fall. Wir haben uns vielmehr ganz
wesentlich daran beteiligt, Mechanismen zu suchen, mit
denen die Finanzmärkte wirkungsvoll, aber auch markt-
orientiert kontrolliert werden können. Es ist doch nicht
der Fall, dass Sie das hier einfach behaupten können. 

(Zurufe von der SPD)

Ich will Ihnen noch eines sagen: Man kann beim Thema
Finanztransaktionssteuer unterschiedlicher Meinung
sein. Wir vertreten eine andere Meinung als Sie. Dies hier
aber so hinzustellen, als sei das demokratiefeindlich und
marktgläubig, ist einfach ungehörig. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Zurufe von der SPD und der LINKEN)

Es gibt unterschiedliche Methoden der Regulierung. Wir
vertreten andere Methoden der Regulierung als Sie und
orientieren uns dabei auch an der Freiheit des Marktes –
mit sozialer Verpflichtung. 

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, was die Frage der Mithaftung
von Gläubigern betrifft: Wer hat denn in der Bundesrepu-
blik Deutschland das Thema Gläubigerhaftung im Zu-
sammenhang mit Griechenland überhaupt zur Diskussion
gebracht? Das war Bundeswirtschaftsminister Rösler.
Sich hierhin zu stellen und uns in dieser Art und Weise zu
diffamieren, ist eine Unverschämtheit.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Zurufe von der SPD und der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann: 

Herr Abg. Schmitt, zur Erwiderung.

Norbert Schmitt (SPD): 

Lieber Herr Kollege Noll! Ich bleibe im Kern bei meinem
Vorwurf. Es hat sich ja in der heutigen und in der gestri-
gen Debatte gezeigt: Die FDP ist eine neoliberale Partei.
Schauen Sie sich nur Ihre Steuerpolitik und Ihre Klientel-
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politik an. Das Stichwort Mövenpick ist an dieser Stelle ja
gefallen.

(Zurufe von der FDP)

Wenn alleine diese Nummer die hessischen Kommunen
161 Millionen € kostet – und das Land Hessen übrigens
auch –, dann können Sie sich doch nicht hierhin stellen
und sagen, Sie seien die Partei des Gemeinwohls. Da muss
ich Ihnen sagen: Sie sind die Partei der großen Hoteliers
und der Mövenpick-Betreiber.

(Lebhafte Zurufe von der FDP)

Zum zweiten Teil der Frage, zur Frage der Marktgläubig-
keit. Wir haben hier interessante Debatten über die Frage
geführt, wo die FDP beim Energiegipfel steht. Ein ganz
zentraler Punkt, auf den die FDP bestanden hat, betraf
§ 121 Hessische Gemeindeordnung. Er wird dazu führen,
dass die Kommunen die notwendige Verantwortung im
Bereich der Energiepolitik nicht tragen, die notwendigen
Investitionen nicht vornehmen und sich in diesem Bereich
wirtschaftlich nicht betätigen können, weil Sie von der
FDP an dieser Stelle den Privaten und den „großen Vier“
am Ende wieder den Vorrang einräumen wollen.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU und der
FDP)

Die FDP ist die Partei, die im vergangenen Jahr in der
Steuerpolitik immer wieder dazu beigetragen hat, dass die
Unternehmen in Deutschland zur Finanzierung des Staa-
tes weniger beigetragen haben als die Arbeitnehmer. Sie
haben mit Ihrer Politik wesentlich die Entwicklung vor-
bereitet, dass der soziale Ausgleich, den es in Deutschland
einmal gegeben hat, Schritt für Schritt zugunsten der
Unternehmen in Deutschland und zuungunsten der Men-
schen in unserem Land verändert wurde. Ein Teil der Pro-
bleme, die wir in Deutschland aufarbeiten müssen, sind
die Folgen genau dieser Politik. 

Deshalb bleibe ich bei meinem Vorwurf. Sie haben kein
Interesse daran, dass die Banken und die, die in erhebli-
chem Umfang spekulieren, zur Finanzierung herangezo-
gen und in ihrem Spekulationsdrang zurückgehalten wer-
den. Das wurde auch an dem wieder deutlich, was Sie
heute zum Stichwort Finanztransaktionssteuer ausgeführt
haben. Diesen Vorwurf erhebe ich gegenüber der FDP
nach wie vor.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann: 

Jetzt hat der Herr Landesfinanzminister das Wort. Bitte
schön, Herr Dr. Schäfer.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen: 

Sehr verehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Ich bin mir nicht sicher, ob ein parteipolitisches
Scharmützel dem Anlass der Debatte um die aktuelle
ökonomische Situation unseres Landes angemessen ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir befinden uns vermutlich in der schwierigsten und kri-
senhaftesten Situation, in der sich die Europäische Union,
in der sich die Eurozone seit ihrem Bestehen befunden
hat. Herr Kollege Schmitt, das am Ende zu nutzen, um die
Debatte mit § 121 der Hessischen Gemeindeordnung und
der Frage der Umsatzbesteuerung im Hotelgewerbe – das

sind alles spannende Themen – bestreiten zu wollen, ist
jenseits dessen, was man als angemessen bezeichnen darf.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP –
Widerspruch bei der SPD)

Lassen Sie mich einige wenige Hinweise geben. Ich
glaube, die Debatte hat eines gezeigt: Der Versuch, mit al-
ten Antworten, die schon immer in dem Lehrbuch für die
eigene Politik standen, auf die Krise zu reagieren – mit
möglichst einfachen Phrasen und möglichst einfachen
Thesen –, wird der Sache ebenso wenig gerecht wie die
Aufforderung: „Kommt, lasst alles laufen, es wird sich
schon irgendwie rütteln“, getreu dem alten rheinischen
Motto „Et hätt noch immer jutgegangen“. Vielmehr sind
wir am Ende gefordert, mit einem ganzen Sammelsurium
von Maßnahmen, die in der Debatte zum Teil genannt
worden sind, den Versuch zu unternehmen, die aktuellen
Probleme zu bewältigen – soweit das überhaupt möglich
ist – und gleichzeitig präventiv für die Zukunft zu wirken. 

Natürlich ist es zutreffend, dass manche Gedanken und
Überlegungen der Vergangenheit überholt sind, wonach
man den Finanzmärkten möglichst viel Freiheit lassen
sollte; dann würde am Ende alles in Ordnung kommen.
Die historische Entwicklung der letzten Jahre hat uns alle
eines Besseren belehrt. Wer wollte das bestreiten?

(Beifall bei der CDU)

Im Nachhinein kann man sagen, dass manche Deregulie-
rungsinitiative der letzten zehn Jahre sicherlich hätte
überprüft werden können. Ich will jetzt gar nicht der Ver-
suchung nachgeben, diese Initiativen den verschiedenen
Bundesregierungen zuzuordnen. 

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Aber wir sollten versuchen, ruhig, gelassen und dem An-
lass angemessen der Reihe nach darüber zu diskutieren. 

Ich glaube, es war richtig, auf der G-20-Ebene damit zu
beginnen; denn hier findet sich auch eine der Ursachen
für die Krise. Wirtschaftskrisen größeren Ausmaßes sind
heute nämlich nur noch ganz selten lokal beschränkt, etwa
auf einzelne Gebiete eines Kontinents oder auf einen
Kontinent. Vielmehr haben wir es immer mit globalen
Auswirkungen zu tun, weil das Tempo, mit dem die Infor-
mationen rund um den Globus gejagt werden, so hoch ist,
dass sich die Folgen kaum auf einzelne Bereiche begren-
zen lassen.

Das hat zur Konsequenz, dass Sie sich immer anschauen
müssen, ob das nationale Vorangehen hilft, die Probleme
zu lösen, oder ob dadurch nur neue Inseln geschaffen wer-
den. Auf wie viel international abgestimmtes Verhalten
muss man sich verständigen, um die Entwicklungen in den
Griff zu bekommen? Das ist alles andere als banal.

Das sieht man schon an dem auf den ersten Blick ver-
gleichsweise simplen Beispiel der Finanztransaktions-
steuer. Wenn wir weltweit eine Finanztransaktionssteuer
bekämen, wäre das prima; denn das würde eine stärkere
Beteiligung der Menschen bedeuten, die ihr Einkommen
zum Teil dadurch erzielen, dass sie ihr Geld an den Märk-
ten vermehrend einsetzen. Es wäre prima, wenn sie sich in
einem größeren Umfang an der Finanzierung der staat-
lichen Risikovorsorge für Krisen beteiligten. 

Das kann man richtig machen; man kann es aber auch or-
dentlich versenken. Die Schweden haben vor einigen Jah-
ren versucht, auf nationaler Ebene eine Finanztransak-
tionssteuer einzuführen. Sie sind damit ziemlich krachend
auf die Nase gefallen. 
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(Beifall bei der CDU und der FDP)

In Großbritannien gibt es seit vielen Jahrzehnten so etwas
wie eine Börsenumsatzsteuer; aber sie ist mit so vielen
Ausnahmen versehen, dass man von einer regelmäßigen
Besteuerung nach unseren Maßstäben nicht sprechen
kann.

Deshalb werden wir schauen müssen, wie weit wir auf der
internationalen Ebene kommen, wenn es darum geht,
möglichst viele davon zu überzeugen, dass es richtig ist,
ein solches Instrument zu haben. Es ist sicherlich falsch, zu
behaupten, in der Vergangenheit sei nichts passiert. Man
kann sagen, manches sei zu langsam gegangen, und es
hätte mehr passieren müssen; ganz klar.

Aber die Regeln von Basel III zur Eigenkapitalausstat-
tung von Banken sind eine Antwort auf Krisensituatio-
nen. Eines ist nämlich klar: Die Wahrscheinlichkeit, dass
staatliche Sicherungssysteme eingreifen müssen, ist umso
geringer, je mehr die Banken in der Lage sind, selbst in
der Risikovorsorge tätig zu werden. Das heißt in der Kon-
sequenz: Je höher die Eigenkapitalquoten der Banken
sind und je stärker wir sie dazu zwingen, Eigenkapital vor-
zuhalten, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass
am Ende der Ruf nach dem Staat erfolgt.

(Beifall bei der CDU)

Natürlich war es vernünftig, sich anzuschauen, in welchen
Bereichen Leerverkäufe und Derivate notwendige Ge-
staltungsmechanismen ökonomischer Prozesse sind und
wo die Spekulation beginnt. Die Grenzziehung wird im-
mer spannend bleiben, und wir müssen immer darauf
schauen, dass wir die Spekulationen so weit wie möglich
begrenzen.

Die Vergütungsanreizsysteme im Finanzsektor funktio-
nieren bis heute nicht so, wie ich es mir vorstelle. Ange-
sichts der Tatsache, dass in den großen Banken die Summe
der ausgezahlten Boni in manchen Jahren größer ist als
die an die Aktionäre ausgezahlte Dividende, müssen wir
am Ende auch über aktienrechtliche Veränderungen in
der Zukunft nachdenken. 

Aber wir müssen auch noch an ganz anderen Punkten et-
was machen. Je stärker wir uns auf die Banken als Regu-
lierungsobjekte konzentrieren, desto größer ist das Ri-
siko, dass wir Ausweichreaktionen, also die Verlagerung in
andere Bereiche des Finanzmarkts, produzieren. Das se-
hen wir schon jetzt. Der sogenannte graue Kapitalmarkt
bedarf dringend einer weiteren intensiven Regulierung.
Die entsprechende EU-Vorschrift ist auf dem Weg. Wir
müssen sie umsetzen; denn sonst sind wir am Ende stolz
und froh darüber, dass wir die Banken toll reguliert ha-
ben, während die wirklich risikoträchtigen Geschäfte over
the counter stattfinden, also jenseits der von uns regulier-
ten Mechanismen. Wir haben weniger Transparenz, sehen
nicht so gut, welche Risiken dort enthalten sind, und wun-
dern uns am Ende, dass eine neue Krise ausbricht. Das
darf nicht passieren.

(Beifall bei der CDU)

Lassen Sie mich noch einen Punkt ansprechen. Die ak-
tuelle Krise hat nur auf den ersten Blick allein etwas mit
den Banken zu tun. Sie hat etwas damit zu tun, dass die In-
stitutionen, zu denen auch die Banken gehören, mittler-
weile den alten, bei uns tradierten Glauben, der Staat
könne nicht pleitegehen, infrage stellen, wenn sie aufge-
fordert sind, den öffentlichen Körperschaften in Europa
und in der ganzen Welt Geld zu leihen, es also als Darle-
hen zur Verfügung zu stellen. Das ist nicht nur dem Um-

stand geschuldet – es wäre zu kurz gesprungen, das anzu-
nehmen –, dass wir im Rahmen der Bewältigung der Krise
im Jahr 2008 dramatische Anstiege der Verschuldungs-
quoten zu verzeichnen hatten. Es ist der Zweifel daran,
dass die Staaten künftig noch in der Lage sind, ihre Schul-
den zurückzuzahlen. Dafür, dass es diesen Zweifel gibt,
tragen sämtliche Generationen von Politikern der letzten
40 Jahre eine große Verantwortung. 

(Beifall bei der FDP)

Es geht bei uns doch darum, wie es mit der öffentlichen
Verschuldung aussieht. Dass es eine öffentliche Verschul-
dung gibt, war über Jahrzehnte hinweg ein Thema für
volkswirtschaftliche Proseminare. Sie sollte aber, bitte
schön, nicht beim fröhlichen Politikgestalten stören. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir alle tragen
die Verantwortung dafür, dass der Glaube schwindet, dass
unser Gemeinwesen in der Lage ist – bei uns, aber auch in
ganz Europa –, die von ihm angehäuften Schulden zu-
rückzuzahlen. Es hat sich bis heute noch nicht überall her-
umgesprochen, dass das ein Problem ist.

Wir Hessen standen im Bundesrat auf verlorenem Posten,
als es darum ging, bei der Umsetzung von Basel III dafür
zu sorgen, dass in den Bankbilanzen Staatsanleihen künf-
tig mit Eigenkapital unterlegt werden müssen. Die Mehr-
heit im Deutschen Bundesrat hat das komplett abgelehnt.
Die Fehlanreize dafür, Staatsanleihen in Bankbilanzen zu
übernehmen, sind also nach wie vor existent, und wir wer-
den dafür sorgen müssen, dass auch dies aus den Regeln
entfernt wird, damit nicht die Finanzminister mancher
Länder aus Angst vor den Refinanzierungskosten die fal-
schen Konsequenzen an der Stelle ziehen.

Sie sehen, dass zehn Minuten ein relativ knapp bemesse-
ner Zeitraum sind, um wenigstens einen Überblick über
das zu geben, was da auf uns zukommt. Ich bleibe bei mei-
ner Ausgangsthese: Das ist eine extrem spannende und
extrem komplizierte Position, und wir alle wären gut be-
raten, diese schwierigen Themen ein Stück weit aus dem
parteipolitischen Streit herauszuhalten. Vieles ist konsen-
sualer angelegt, als es auf den ersten Blick möglicherweise
aussieht. Ich glaube, die Menschen, deren Befürchtungen
hier zu Recht thematisiert werden, haben angesichts der
Komplexität des Themas ein Recht darauf, dass diejeni-
gen, die die politische Verantwortung tragen, nicht jede
Gelegenheit nutzen, um daraus ein parteipolitisches
Scharmützel zu machen. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Präsident Norbert Kartmann: 

Vielen Dank. – Es liegen keine weiteren Wortmeldungen
vor. 

Wir haben über zwei Entschließungsanträge zu entschei-
den. Ich lasse zuerst über den Entschließungsantrag der
Fraktion DIE LINKE betreffend für Demokratie und ge-
gen Bankenmacht, Drucks. 18/4667, abstimmen.

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich
der Stimme? – Damit stelle ich fest, dass der Antrag bei
Zustimmung durch die Fraktion DIE LINKE und Ableh-
nung durch die übrigen Fraktionen des Hauses abgelehnt
worden ist.
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Ich rufe den Dringlichen Entschließungsantrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Krisenprä-
vention statt Krisenpopulismus, Drucks. 18/4713, auf.

Wer kann hier zustimmen? – Wer ist dagegen? – Wer ent-
hält sich der Stimme?

(Zurufe von der SPD)

– Ich muss erst einmal das Ergebnis feststellen, bevor Sie
beurteilen können, wie es ausgefallen ist. – Dafür haben
die Fraktionen von SPD und GRÜNEN gestimmt. Dage-
gen haben die Fraktionen von CDU, FDP und LINKE ge-
stimmt. Damit ist der Antrag abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte kurz eine wichtige
Sache einfügen, die ich jetzt endlich tun kann. Ich begrüße
einen ehemaligen Kollegen und möchte ihn gleichzeitig
verabschieden. Das passt jetzt so zusammen. Auf der Tri-
büne hat unser ehemaliger Kollege Wilhelm Dietzel Platz
genommen.

(Allgemeiner Beifall – Zuruf von der CDU: Ah!
Das waren noch Zeiten!)

Sonst brauche ich über Wilhelm eigentlich gar nichts mehr
zu sagen. Wir möchten uns für die Tätigkeit im Hessischen
Landtag und für den Dienst an diesem Lande als Minister
für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz
herzlich bedanken. Das waren spannende und ertragrei-
che Zeiten. Es waren auch für Sie zufriedenstellende Zei-
ten. Die Entscheidung, zu sagen: „Ich höre jetzt auf; ich
beende meine politische Laufbahn nach Bundestag,
Landtag und Kabinett in Hessen“, ist hoch respektabel.
Wir wünschen Ihnen und Ihrer Familie da oben in Nord-
hessen alles Gute. Kommen Sie ab und zu herunter. Sie
kennen ja die Richtung. Alles Gute und ein herzliches
Wiedersehen in diesem Hause. Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)

Also nicht, dass das missverstanden wird: Dieser Punkt
kommt jetzt nicht zu Ehren des ehemaligen Ministers, ob-
wohl der Fachbereich da hineingehört. 

(Torsten Warnecke (SPD): Das ist Timing!)

– Herr Warnecke, „Timing“ ist gut. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Vollzug
von Aufgaben auf den Gebieten des Veterinärwesens, der
Lebensmittelüberwachung und des Verbraucherschutzes
sowie zur Änderung und Aufhebung anderer Rechtsvor-
schriften – Drucks. 18/4702 zu Drucks. 18/4303 –

dazu: Änderungsantrag der Fraktion der SPD – Drucks.
18/4712 –

Zunächst hat der Berichterstatter, Herr Abg. Sürmann,
das Wort. Bitte schön.

Frank Sürmann, Berichterstatter: 

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Be-
schlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Um-
welt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu
dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz
zur Änderung des Gesetzes zum Vollzug von Aufgaben
auf den Gebieten des Veterinärwesens, der Lebensmittel-
überwachung und des Verbraucherschutzes sowie zur Än-
derung und Aufhebung anderer Rechtsvorschriften. Die
Drucksache trägt die Nummer 18/4303. 

Die Beschlussempfehlung lautet: Der Ausschuss für Um-
welt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU und
FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE, den Gesetzentwurf unver-
ändert anzunehmen.

Der Bericht: Der Gesetzentwurf war dem Ausschuss für
Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
in der 80. Plenarsitzung am 24. August 2011 überwiesen
worden. Der Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz hat in seiner Sitzung am
3. November 2011 eine öffentliche mündliche Anhörung
zu dem Gesetzentwurf durchgeführt. Der Ausschuss für
Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
hat in seiner Sitzung am 15. November 2011 die soeben
wiedergegebene Beschlussempfehlung an das Plenum
ausgesprochen.

Der Änderungsantrag der SPD hat zum Zeitpunkt der
Ausschusssitzung noch nicht vorgelegen. Deswegen ist er
nicht behandelt worden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Norbert Kartmann: 

Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat Frau Abg. Fuhrmann für die Frak-
tion der SPD.

Petra Fuhrmann (SPD): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auch von die-
ser Stelle: Herr Dietzel, schade, dass Sie nicht mehr Mit-
glied dieses Hauses sind. Nette Kollegen verliert man sehr
ungern.

(Beifall bei der SPD und der CDU)

Meine Damen und Herren, bei der ersten Lesung des Ge-
setzentwurfs am 24. August sprach die Ministerin davon,
dass dieses Gesetz darauf basiere, dass relativ wenige Än-
derungen vorgesehen sind. Das Entscheidende ist aber
nicht, dass wenige Änderungen vorgesehen sind, sondern
wie groß oder gering die Auswirkungen einer solchen Ge-
setzesänderung sind. Sie haben damals gesagt, es handle
sich vorwiegend um Klarstellungen und Ergänzungen, es
ginge um die Aufgabenwahrnehmung bei den kommuna-
len Stellen. – Ich muss sagen: Es sind bei näherer Behand-
lung des Ganzen dann doch mehr als kleine Änderungen,
Ergänzungen und Klarstellungen. Sie haben erhebliche
Auswirkungen: 

Es werden neue Aufgaben an die Lebensmittelüberwa-
chung weitergeleitet. Wer diesen Gesetzentwurf vor der
Anhörung gelesen hat, hätte den Eindruck gewinnen kön-
nen, dass die Landesregierung die bediensteten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in der Veterinärverwaltung und
Lebensmittelüberwachung für relativ unterbeschäftigt
halten würde. 

(Beifall bei der SPD)

Sie haben dabei außer Acht gelassen, dass die Arbeitsbe-
lastungen durch die ständige Zunahme von Aufgaben in
allen Tätigkeitsfeldern seit der Kommunalisierung im
Jahr 2005, die wir für einen Fehler gehalten haben, erheb-
lich gestiegen sind. Infolge von EU-Vorgaben und
bundesgesetzlichen Regelungen ist ein sehr großer Doku-
mentationsaufwand entstanden. Detaillierte Vorgaben ei-
nes sich stetig weiterentwickelnden Qualitätssicherungs-
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systems nehmen mehr Arbeitszeit in Anspruch. Dies alles
ist weder personell noch finanziell berücksichtigt worden,
noch soll es künftig berücksichtigt werden.

Fakt ist: Es ist in den letzten sechs Jahren zu keiner maß-
geblichen Mittelzuweisung des Landes gekommen, die
eine flächendeckende Personalaufstockung ermöglicht
hätte. Wir haben immer anderes beantragt.

(Beifall bei der SPD)

Wer in der Anhörung war – Sie konnten wegen der Mi-
nisterkonferenz leider nicht teilnehmen, ich nehme aber
an, es wurde Ihnen berichtet –, weiß, dass es so absolut
nicht weitergehen kann. Ich hätte eigentlich erwartet, dass
es heute einen Änderungsantrag der Regierungsfraktio-
nen gibt.

(Beifall bei der SPD)

Dass nichts vorliegt, zeigt, dass das Gewicht der Verbrau-
cherberatung, des Verbraucherschutzes und der Lebens-
mittelüberwachung doch relativ klein ist bzw. dass tole-
riert wird, dass ein ordnungsgemäßer Vollzug eigentlich
nicht mehr gewährleistet ist. Um zu verdeutlichen, was
das für uns alle bedeutet, möchte ich – mit Erlaubnis des
Präsidenten – aus einer der Stellungnahmen zitieren: 

So zeigt allein schon die exemplarische Auswertung
der durchgeführten lebensmittelrechtlichen Routi-
nekontrollen, dass in den vergangenen Jahren nicht
einmal die Hälfte aller Kontrollen stattgefunden
hat, die gemäß der aktuellen Risikobewertung der
Betriebe eigentlich erforderlich gewesen wäre – in
einigen Landkreisen waren und sind die vorhande-
nen Defizite dabei noch weitaus größer ... 

„Nicht einmal die Hälfte“ der notwendigen „Kontrollen“,
und „in einigen Landkreisen ... sind die ... Defizite ... noch
weitaus größer“. Das stört offensichtlich nicht. – Ich sage:
Das ist ein Skandal.

Meine Damen und Herren, mit dem vorgelegten Ände-
rungsantrag zu dem Gesetzentwurf wollen wir, dass die
Lebensmittelkontrolleure und Veterinäre ihre Arbeit
sorgfältig und zeitnah machen können. Wir wollen, dass
mehr geprüft wird, als das zurzeit der Fall ist, wohl wis-
send, dass noch zusätzliche Aufgaben hinzutreten werden.
Wir wollen eine schnelle und transparente Verbrau-
cherinformation. Wir wollen, dass der Verbraucherschutz
in der Überschrift des Gesetzes bleibt, damit auch klar
feststeht, dass von den Menschen weiterhin Bedarfs-
gegenstände und anderes geprüft werden und nicht nur
die reine Lebensmittelkontrolle stattfindet.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen weiterhin, dass die Bevölkerung nicht nur per
Schnellwarnsystem in Krisenzeiten aus Darmstadt ge-
warnt wird, sondern dass die Bevölkerung generell sicher
sein kann, dass die Qualität von Lebensmitteln, von Spei-
sen in Restaurants, Imbissbuden und Kantinen, aber auch
Produkte des täglichen Bedarfs, z. B. Kinderspielzeug, in
regelmäßigen und künftig in kürzeren Intervallen über-
prüft werden können.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Meine Damen und Herren, das geht nicht mit Wegducken
und Wegschauen, sondern nur mit ganz konkreten Festle-
gungen im Gesetz oder in einer Verordnung. Deshalb for-
dern wir die Festschreibung einer Mindestpersonalver-
ordnung. Wir fordern eine neue Festlegung der Kontroll-

frequenzen und eine zentrale Koordinierungsstelle, eine
Informationsstelle für Verbraucher.

Wir wollen nicht, dass die Kommunen bei den Bürgern für
die Überprüfung durch das Landeslabor zahlen müssen.
Auch hier soll die Kostenfreiheit bleiben. Wir halten es
auch für sinnvoll, wenn hoheitliche Aufgaben von den Ve-
terinären und anderen wahrgenommen werden. Es ist
wohl eine Tatsache, die mit großen Folgen einhergeht,
wenn jemand einen Betrieb schließt oder eine Anordnung
erlässt, dass hier der Beamtenstatus in der Regel – bei
Vorhandensein der entsprechenden Voraussetzungen –
auch der Normalfall wird.

Wir halten, wie die meisten der Sachverständigen, nichts
davon, dass hier eine Kreisordnungsbehörde bei dem
Landrat ist, sondern wir wollen, dass es weiterhin so
bleibt, wie es in der jetzigen Gesetzesform besteht.

Alles in allem sind es eigentlich nur einige Änderungen,
die wir in unserem Änderungsantrag zu dem Gesetzent-
wurf haben. Aber ich glaube, es sind wesentliche Ände-
rungen. Ich würde mir wünschen, dass die Mehrheitsfrak-
tionen diesen Änderungsantrag mittragen. Das Gesetz
würde dadurch ein wirkliches Schutzgesetz für die Men-
schen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Lannert für die Fraktion der
CDU.

Judith Lannert (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Der Beitrag von Frau Fuhrmann zu die-
sem Gesetz überrascht uns jetzt nicht wirklich. 2004 haben
wir uns in intensiven Verhandlungen mit den Kommunen
dazu entschlossen, mit der Kommunalisierung der Le-
bensmittelüberwachung, des Veterinärwesens und von
Teilen des Verbraucherschutzes diesen Teil der Verwal-
tung in Hessen in die Hände unserer Kommunen zu legen.
Wir haben das getan, weil wir überzeugt sind, dass Subsi-
diarität hier der richtige Weg war und ist.

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Petra Fuhr-
mann (SPD))

Denn Kommunen vor Ort kennen die konkrete Situation
deutlich besser und können sie besser beurteilen, und
Überwachung muss konkret vor Ort stattfinden.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Richtig!)

Die Kommunalisierung war richtig, ist richtig und wird
auch richtig bleiben.

(Holger Bellino (CDU): So ist es!)

Diese Verwaltungsreform war ein großer Erfolg, und sie
hat die Verwaltung näher zu den Menschen gebracht.

(Beifall bei der CDU)

Damit folgen wir dem Grundsatz: so bürgernah wie mög-
lich, aber so zentral wie nötig.

(Zuruf von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wer glaubt denn das noch?)

Diesen Erfolg hat uns nicht zuletzt auch der Hessische
Rechnungshof attestiert, als er die kommunalisierte Le-
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bensmittelüberwachung intensiv geprüft und für gut be-
funden hat.

(Beifall bei der CDU – Zuruf von der SPD: Waren
Sie denn bei der Anhörung?)

Meine Damen und Herren, unsere Lebensmittelüberwa-
chung arbeitet gut und effektiv. Sie sorgt für sichere Le-
bensmittel und Bedarfsgegenstände überall in Hessen,
Frau Fuhrmann. Mein Dank gilt deshalb auch allen, die
sich dieser wichtigen Aufgabe verschrieben haben und
diese zentrale staatliche Aufgabe, nämlich den Schutz der
Bürger vor jeder Art von Schaden, so zuverlässig erfüllen.

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Petra Fuhr-
mann (SPD))

Nun gibt es bei jeder Form staatlichen Handelns immer
auch Widerstände und Kritik. Dem will ich mich auch
nicht verschließen. Zum einen ist da immer die Diskus-
sion über die richtige finanzielle Ausstattung. Da ist die
Opposition, die grundsätzlich für alles immer mehr staat-
liche Gelder, also Steuergelder, ausgeben will, weil dann
angeblich auch alles besser wird.

(Zuruf von der SPD)

Aber auf der anderen Seite steht unser Finanzminister.
Wir haben ihn eben gehört. Er trägt eine große Verant-
wortung dafür, dass wir unsere staatlichen Aufgaben ge-
ring halten, um die Schuldenbremse in Verantwortung für
unsere künftigen Generationen auch umzusetzen.

Wir haben 2004 wirklich ausführlich darüber gestritten,
wie viel Geld die Kommunen für die Erfüllung dieser Auf-
gaben vom Land bekommen. Und wir haben uns geeinigt.
Darauf lege ich großen Wert, und ich will es in Erinnerung
rufen. Diese Einigung jetzt wieder infrage zu stellen ist
grundlegend falsch.

Wir müssen vielmehr die Gelder richtig, effektiv und vor
allem auch für konkrete Aufgaben einsetzen. Das ist eine
Frage des sachgerechten Vollzuges, aber keine Frage von
Mittelzuweisungen. Beim Thema der Fachaufsicht haben
wir mit unserem Gesetzentwurf einen fairen Kompromiss
gefunden. Wir lassen den Kommunen die zugesicherte Ei-
genständigkeit – eben weil wir Vertrauen in unsere Kom-
munen haben und weil wir kein zentrales Kontrollorgan
brauchen, das den Kommunen ständig auf die Finger
schaut.

(Beifall bei der CDU – Hans-Jürgen Irmer (CDU):
Sehr richtig! Brauchen wir nicht!)

Was wir aber brauchen, ist Koordination, wenn es Notfälle
gibt, die über die Kreisgrenze hinausgehen. Gerade im eu-
ropäischen Verbund mit intensivem Warenaustausch über
alle Grenzen hinweg ist es sehr wichtig, dass wir auf Ge-
fahren im Lebensmittelbereich schnell, entschlossen, rich-
tig und daher auch koordiniert reagieren können. Dafür
schaffen wir für alle Fälle des EU-Schnellwarnsystems
eine Koordinierungsstelle beim RP in Darmstadt.

Damit stellen wir sicher, dass in Ernstfällen einheitlich,
gut und richtig reagiert werden kann, ohne den Kommu-
nen in allen Einzelfällen in die Verwaltung hineinzureden.
Hier haben wir gemeinsam mit allen Beteiligten eine gute,
faire und sachgerechte Lösung gefunden.

(Beifall bei der CDU – Zuruf von der SPD: Bei der
Anhörung waren Sie nicht!)

Wir schaffen mit diesem Gesetz auch die Möglichkeit für
Kommunen, die Aufgaben in der Lebensmittelüberwa-
chung in interkommunaler Zusammenarbeit wahrzuneh-

men. Damit geben wir den Kommunen noch mehr Ver-
waltungsfreiheit. Wir lassen ihnen die Entscheidung, wie
sie die Aufgaben am effektivsten erfüllen können, weil sie
die Situation vor Ort am besten einschätzen können. Ich
bin überzeugt, dass das dazu führen wird, dass wir noch
besser, noch effektiver und noch kostengünstiger überwa-
chen werden.

Das sind wenige Änderungen – Frau Fuhrmann hat es ge-
sagt –, aber wichtige Verbesserungen. Sie sind Ergebnis
aus Erfahrungen der letzten Jahre und der Evaluation im
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens.

Abschließend möchte ich noch einmal auf die drei zentra-
len Vorteile dieses Gesetzes eingehen.

Erstens. Wir haben rechtliche Klarheit und eindeutige Zu-
ständigkeiten geschaffen – für die Mitarbeiter, für die
Kommunen, aber auch für die zu kontrollierenden Be-
triebe.

Zweitens. Wir haben die Rationalität und Effizienz der
Lebensmittelüberwachung erhöht, und wir haben die
Freiheit und Selbstverantwortung der Kommunen mit
diesem Schritt gestärkt. Wir sind den Weg gegangen, weil
wir Vertrauen in die Kommunen haben und weil wir ihnen
zutrauen, wichtige gesellschaftliche Aufgaben auch ohne
die Aufsicht des Landes erfüllen zu können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Verlässlichkeit und
Klarheit, Effizienz und Bürgernähe – das sind die Erfolge
dieses Gesetzes sowie der Kommunalisierung als Ganzes.
Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und bitte um
Zustimmung zu unserem Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Dorn für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Frau
Ministerin Puttrich, Sie haben gestern betont, Verbrau-
cherschutz sei mehr als die Verbraucherzentrale, das habe
ein großes Gewicht bei Ihnen. Ich nehme Ihnen sogar Ihr
Interesse für Verbraucherschutz ab. Aber, Frau Ministe-
rin, die Lebensmittelkontrolle ist wirklich ein originäres
Landesthema. Dort haben Sie die größten Weisungsbe-
fugnisse und Möglichkeiten. Warum haben Sie so wenig
Mut? – Das verstehe ich nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN)

Der Titel unserer heutigen Debatte klingt nicht gerade
nach einem spannenden politischen Thema, aber dahinter
verbergen sich sehr viele spannende Themen. Es geht hier
um die Kontrolle von Gaststätten. Wer es beispielsweise
letztens gelesen hat: Man weiß nicht genau, ob man noch
in Frankfurt im Bahnhofsviertel zu einem bestimmten
Asiaten gehen sollte. Es geht um EHEC und den Dio-
xinskandal. Wie können wir besser auf die nächsten Skan-
dale reagieren bzw. ihnen vorbeugen? – Es geht um Gam-
melfleisch. Es geht auch um die Kontrolle von Tierversu-
chen. Und es geht um sicheres Spielzeug.

Meine Damen und Herren, die Lebensmittelkontrolle in
Hessen ist zunehmend schlechter geworden. 2004 wurden
noch 64 % aller hessischen Betriebe kontrolliert. 2009 wa-
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ren es nur noch 47 %, also weniger als die Hälfte aller hes-
sischen Betriebe. Was war denn jetzt nach 2004? – 2005
wurde die Lebensmittelkontrolle kommunalisiert. Das
heißt, sie wurde vom Land an die Kommunen übergeben.
Wir GRÜNEN haben damals schon gewarnt. Leider muss
ich sagen, dass alle unsere Befürchtungen wirklich bestä-
tigt worden sind.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was ist passiert? – Durch die Kommunalisierung haben
die Landkreise Kosteneinsparungen vorgenommen – und
das, obwohl die Aufgaben in der Lebensmittelkontrolle
und der Veterinärkontrolle ständig wachsen. Es wurden
Stellen gestrichen, und es wurden Behörden zusammen-
gelegt. Es gibt – und das ist das größte Problem – sehr
große regionale Unterschiede, weil es davon abhängig ist,
ob der Landrat erstens die finanziellen Mittel in seinem
Haushalt hat und zweitens ein besonderes Gewicht auf
den Verbraucherschutz legt.

(Zuruf von der FDP: Stimmt doch überhaupt
nicht!)

Wir haben bei akuten Fällen wie dem Dioxinskandal
große Probleme. Da mangelt es an der Koordinierung
zwischen den Kommunen. Wir haben auch kein einheitli-
ches Vorgehen, nicht einmal zwischen den Kommunen
und erst recht nicht zwischen den Bundesländern. Der
Vollzug, der einmal besser von oben nach unten funktio-
niert hat, ist nicht mehr so gegeben. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Gesetzentwurf wird als Gesetz die Probleme leider
nicht wirksam beseitigen. Sie hatten eigentlich lange ge-
nug Zeit, sich die Probleme anzuschauen. Damals bei der
Kommunalisierung hatten Sie uns, den Mitgliedern der
Opposition, versprochen, dass Sie das evaluieren werden.
Frau Lannert, wo ist denn die Evaluation? – Mir ist sie
nicht vorgelegt worden. Vielleicht haben Sie ganz spezifi-
sche Kanäle, über die Sie große Packen mit der Evalua-
tion erhalten. Ich würde Sie dann bitten, mir das weiter-
zuleiten. Ich habe sie nicht.

Sie sagen, der Rechnungshof würde die Kommunalisie-
rung begrüßen. Der Rechnungshof hat doch geschrieben
– das habe ich in einer Ausschusssitzung alles erläutert –,
dass er eigentlich nicht richtig sagen kann, ob sich die
Kommunalisierung gelohnt hat oder nicht, weil es keine
Daten gibt, auf deren Grundlage sie eine Aussage machen
können. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihnen fällt jetzt auf die Füße, dass Sie die Evaluierung
nicht vorgenommen haben. Sie sagen jetzt, das Gesetz
habe sich grundsätzlich bewährt. Frau Lannert, aber nicht
einmal Sie glauben das.

In dem Gesetzentwurf gibt es ein Eingeständnis. Sie ha-
ben das angesprochen. Dabei geht es um die Ausweitung
der bisher eingeschränkten Fachaufsicht des Regierungs-
präsidiums. Es wird also deutlich, dass Sie damit unzufrie-
den sind, wie das einige Kommunen machen, und denen
ein bisschen auf die Finger klopfen wollen. 

(Judith Lannert (CDU): Das hat etwas mit der Eva-
luation zu tun!)

– Welche Evaluation? Zeigen Sie die mir bitte. Nicht ein-
mal die Lebensmittelkontrolleure haben in der Anhörung
gesagt, dass sie an irgendeiner Evaluation teilgenommen

hätten. Es kann also nicht sein, dass eine Evaluation statt-
gefunden hat. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Willi van Ooyen und Barbara Cárde-
nas (DIE LINKE))

Ich begrüße, dass Sie die Fachaufsicht des Regierungsprä-
sidiums stärken wollen, um irgendwie wieder die Kon-
trolle über das Ganze zu bekommen. Aber das hilft eben
nur in ganz extremen Fällen, also bei akuten Skandalen.
Das ist zwar ein erster Schritt, das hilft aber nicht grund-
sätzlich.

Das verstehen wir auch nicht bei dem Änderungsantrag
der SPD-Fraktion.

(Judith Lannert (CDU): Den verstehen wir auch
nicht!)

Deswegen können wir dem nicht zustimmen. Denn das ist
die einzige Verbesserung, die die Landesregierung vor-
nehmen will. Im Endeffekt wollen Sie aber damit stützen,
dass es bei dieser Kommunalisierung bleibt. Das kann ich
nicht nachvollziehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Frank Sürmann (FDP))

Das Problem ist: Wenn man es allen Verbänden gleichzei-
tig recht machen will, dann hat man irgendwann keine ei-
gene Struktur mehr, die einem zeigt, wo man hin möchte. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir fordern zum einen die Durchführung einer Evalua-
tion. Herr Kollege Gremmels, denn nur mit einer Evalua-
tion kann man das Problem angehen. Wir sind nämlich der
Meinung: Notfalls müssen wir das dem Land zurückge-
ben. – Sie sagen: Wir verschlimmbessern das Gesetz ein
bisschen, dann wird das schon irgendwie klappen. – Ich
glaube das nicht.

Wir fordern auch wie Sie einen Mindestbestand an Perso-
nal. Wir sind uns in einigen Punkten durchaus einig. 

(Timon Gremmels (SPD): Das wollte ich nur hö-
ren! – Gegenruf des Abg. Jürgen Frömmrich
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Er ist mit wenig
zufrieden!)

Wir fordern auch eine klarere Weisungsstruktur. Das
habe ich schon ausgeführt. 

Wir brauchen ganz dringend eine Kooperation zwischen
den Behörden. Es geht da um die Lebensmittelkontrolle
und die Veterinäre, aber auch um die Futtermittelkontrol-
leure. Erinnern Sie sich an den Dioxinskandal. Es geht
aber auch um die Gesundheitsbehörden.

Präsident Norbert Kartmann: 

Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja. – Insgesamt werden Sie von der Landesregierung das
Gesetz nur verschlimmbessern. Sie gehen die Probleme
nicht wirklich an und stellen sich keiner Evaluation. Des-
wegen werden wir den Gesetzentwurf ablehnen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Präsident Norbert Kartmann: 

Das Wort erhält jetzt Herr Kollege Sürmann von der
Fraktion der FDP.

Frank Sürmann (FDP): 

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Das
Gesetz ist seit dem 1. April 2005 in Kraft. Es ist auf den 31.
Dezember 2011 befristet. Die Geltungsdauer bedarf des-
halb einer Verlängerung. 

Wie Frau Kollegin Lannert richtig ausgeführt hat, hat sich
das Gesetz weitgehend bewährt. Ziel der Kommunalisie-
rung war es, Synergieeffekte zu erzielen, mehr Transpa-
renz für die Bürger zu erreichen und Kostenneutralität zu
erzielen. Dazu wurden die Personalkosten der ehemali-
gen Landesbediensteten und deren Versorgungslasten so-
wie die Sachkosten vom Land Hessen übernommen.

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht minimale Änderun-
gen und Klarstellungen hinsichtlich der Geltung vor.
Außerdem geht es um die Grundlage der interkommuna-
len Zusammenarbeit. 

Die wichtigsten Änderungen wurden bereits genannt.
Das Regierungspräsidium Darmstadt soll eine Sonderzu-
ständigkeit erhalten. Das ist nach der Systematik völlig lo-
gisch. Da geht es nämlich um das Europäische Schnell-
warnsystem für Lebensmittel und Futtermittel. Das zen-
tral zu führen, ist doch nur vernünftig. Das kann man doch
gar nicht kritisieren. Das ist etwas, was im Jahr 2005 noch
gar nicht geregelt werden konnte. 

Sie haben aus dem Landesrechnungshofbericht zitiert. Ich
habe mir das herausgeschrieben. Er stammt aus dem Jahr
2011. Ich weiß nicht, welchen Bericht Sie gelesen haben.
Da heißt es wörtlich:

Insgesamt war festzustellen, dass die Landkreise
die übertragenen Aufgaben nicht schlechter bewäl-
tigten als die früheren staatlichen Abteilungen des
Landes Hessen.

(Timon Gremmels (SPD): Was ist denn das für ein
Maßstab?)

Die Reform ist deshalb vom Grundsatz her als ge-
lungen zu betrachten, weil nun die örtlich nähere
Ebene die operativen Entscheidungen zu treffen
hat.

(Beifall der Abg. Judith Lannert (CDU))

Lesen Sie das bitte nach. Das steht auf Seite 143. Dort
können Sie das lesen. Danach können Sie nicht mehr hier-
her gehen und sagen, der Landesrechnungshof hätte da
nur herumkritisiert und hätte das nicht nachvollziehen
können. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das steht zwei Absätze weiter!)

Zweitens. Sie müssen sich das einmal angucken. Sie haben
gesagt, wir hätten zu wenig Personal. Das sind die typi-
schen „Einsparvorschläge“ der SPD-Fraktion zum Haus-
halt. Sie sagt dann: Wir brauchen mehr Personal. – Frau
Fuhrmann, das war wieder so ein „Einsparvorschlag“. 

Der Personaleinsatz stieg seit dem Jahr 2005 um 12 %. Er
stieg von 4,3 Vollzeitstellen vor der Kommunalisierung
auf jetzt 4,8 Vollzeitstellen auf 1.000 Fälle nach der Kom-
munalisierung. Also sagen Sie bitte nicht der Öffentlich-

keit, da wäre weniger als vorher. Nachweislich ist das
Gegenteil der Fall.

Durch die Kommunalisierung sank die mittlere Fallbear-
beitungsdauer um 24 Tage. Wir brauchen jetzt 24 Tage we-
niger bis zur Entscheidungsfindung. 

Jetzt kommt es: Die Zahl der Widerspruchs- und Klage-
verfahren verringert sich geringfügig um 0,3 Fälle je 1.000
Fälle. Der Anteil der erfolgreichen Klageverfahren aus
Sicht der Behörden, also der Landkreise, stieg um durch-
schnittlich 5 Prozentpunkte auf insgesamt 97 %. Das
heißt, nur 3 % der Widersprüche und Klageverfahren ha-
ben überhaupt Erfolg. Wenn Sie das nicht als einen Erfolg
hinstellen wollen, können Sie das tun. Das entspricht dann
aber nicht der Wahrheit.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Durch die Kommunalisierung verringerte sich insgesamt
die Belastung der Haushalte der Kreise. Das Ziel der Kos-
tenneutralität bei der Aufgabenübertragung wurde also
mit dem Gesetz erreicht. Es gibt daher an dem Prinzip
Kommunalisierung nichts auszusetzen. Das Gegenteil ist
sogar der Fall: Das führt zu einer effektiver arbeitenden
und zu einer schlankeren Verwaltung.

Über eines kann man nachdenken. Das hatten Sie er-
wähnt. Dabei geht es um die Frage: Wie verhält es sich
denn mit der Fachaufsicht des Landes in Krisenfällen?
Wie kommen wir da durch? – Aber genau das soll doch
jetzt geregelt werden. Deshalb wurden doch Begriffe ge-
nutzt, die das HSOG grundsätzlich zur Anwendung kom-
men lassen.

Aber das Land soll nicht bei jedem Kleinmist – so sage ich
das jetzt einmal – behördlich durchgreifen, sondern nur
dann, wenn wirklich eine Gefahr für das Land oder eine
kreisübergreifende Gefahr droht. Das ist doch nicht erst
dann der Fall, wenn der Skandal da ist, sondern auch
schon dann, wenn er droht. Das heißt, das geschieht auch
präventiv. Vielleicht haben Sie das Gesetz nicht richtig
verstanden. 

Dann kann man sich über die Frage unterhalten, ob das
für alle Bereiche ausreicht, die sich im Veterinärwesen be-
finden. Wir wollen erst einmal beobachten, ob das ausrei-
chend ist. Denn wir haben die Möglichkeit, in Einzelfällen
einzugreifen, wenn wir besondere Gefahrenlagen sehen.
Das wäre etwa der Dioxinskandal gewesen. Fairerweise
muss man aber sagen, dass das in Hessen hervorragend
geklappt hat. Die Zusammenarbeit der Behörden, die
Meldungen und all das haben doch geklappt. Woanders
hat das nicht geklappt. Aber bei uns in Hessen hat das ge-
klappt. Das haben wir doch herausgefunden.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Insofern muss man hinsichtlich der kritischen Betrach-
tung, die Sie abgegeben haben, sehr vorsichtig sein. Wir
denken, dass das Gesetz vernünftigerweise zur Verlänge-
rung ansteht. Mit kleinen Änderungen wollen wir Rechts-
klarheit schaffen. So wollen wir auch weiterhin Gesetze
machen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Präsident Norbert Kartmann: 

Das Wort hat nun die Frau Ministerin. – Frau Ministerin,
ich nehme an, dass Sie reden wollen. Bitte schön, Sie ha-
ben das Wort.
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Lucia Puttrich, Ministerin für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Lassen
Sie mich auf einige wenige Dinge eingehen, die eben an-
gesprochen wurden. Frau Fuhrmann, das, was eben von
Ihnen dargestellt wurde, ist inhaltlich teilweise schlicht
und einfach falsch. Deshalb muss es richtiggestellt wer-
den.

(Beifall bei der CDU – Judith Lannert (CDU): Wo
ist denn Frau Fuhrmann? Frau Fuhrmann ist gar
nicht da!)

Zum einen. Hier wurde dargestellt, nach der Kommunali-
sierung sei der Notstand ausgebrochen. Durch Zwischen-
rufe wurde das auch noch bestätigt. Ich kann dazu nur sa-
gen: Das entspricht überhaupt nicht den Tatsachen.

Wenn Sie von Ihrer Seite die Qualität der Kontrolle nur
daran messen wollen, wie viele Fälle kontrolliert wurden,
ist das schlicht und einfach ein falscher Maßstab. Wir ha-
ben risikoorientierte Kontrollen. Es wird dort kontrol-
liert, von wo ein besonderes Risiko ausgeht. Insofern ha-
ben wir ein ausgeklügeltes, gutes, verantwortliches, ge-
meinsam mit den entsprechenden Behörden abgestimm-
tes System, das sich auch in der Vergangenheit bewährt
hat.

Zum anderen möchte ich an dieser Stelle ganz klar fest-
halten, dass, wenn immer wieder dargestellt wird, man
könnte den Eindruck haben, es gäbe wesentlich weniger
Stellen im Bereich der Kontrollen, das schlicht und ein-
fach falsch ist. Nach dem, was uns vorliegt – darauf wurde
schon eingegangen –, können wir nicht feststellen, dass es
signifikante Änderungen gegeben hätte und die entspre-
chenden Landräte ihrer Verpflichtung nicht nachkommen
würden, das, was ihnen an Kostenerstattungen erteilt
wird, nicht auch entsprechend mit Stellen zu belegen und
Personal einzusetzen. Das ist schlicht und einfach falsch.

(Judith Lannert (CDU): Die nehmen den Gesetz-
entwurf gar nicht ernst, sonst würden sie zuhören!
Da ist ja niemand da!)

Lassen Sie mich deshalb an dieser Stelle noch einmal das
wiedergeben, was bei der Anhörung auch eine Rolle ge-
spielt hat. Da wurde auch – weil dieser Unterton hier her-
einkam – die Kommunalisierung insgesamt nicht infrage
gestellt. Es wurden Dinge angesprochen, bei denen man
sagen muss, dass sich dabei tatsächlich ein bisschen etwas
verändert hat, und zwar ganz klar zum Positiven.

Verändert hat sich, dass wir inzwischen eine Taskforce ha-
ben, die in Krisenfällen koordiniert und weisungsbefugt
ist. Es wurde von Frau Dorn eben noch einmal besonders
erwähnt, dass es sinnvoll ist, dass wir in Krisenzeiten in
der Tat noch komprimierter und noch besser zusammen-
arbeiten und an bestimmten Stellen auch leiten können.
Das muss auch so sein. 

In bestimmten Situationen, z. B. bei EHEC, hat sich ge-
zeigt, dass, wenn jeder für sich alleine Gutes tun will, es
dann nicht immer gut ist, wenn man eine größere Gefah-
ren- oder Risikolage hat, wenn man sehr schnell informie-
ren, kontrollieren und entsprechende Informationen
weitergeben muss. Aus diesem Grund heraus haben wir in
dem geänderten Gesetz festgehalten, dass wir hier im Ein-
zelfall die entsprechenden Anweisungen erteilen können.
Ich weiß, es gab eine Diskussion, in der der eine oder an-
dere meinte, er sei nun wieder entrechtet und dürfe nicht
viel tun – an mancher Stelle gab es Irritationen –: Das ist
schlicht falsch. Wir wollen in bestimmten Krisensituatio-

nen sagen, dass wir besser bündeln und uns abstimmen
wollen. Das wird auch der Fall sein. Die Taskforce ist ein
Instrument, das eingeführt und durch diesen Gesetzent-
wurf auch rechtssicher verankert wurde. Das werden wir
auch so weiterführen, weil es sich bewährt hat.

Das Zweite ist: Wir bieten in diesem Gesetzentwurf eine
interkommunale Zusammenarbeit an. Dazu muss ich
ganz klar sagen: Wenn es unterschiedliche Verhältnisse
und unterschiedliche Bedingungen in unterschiedlichen
Landkreisen gibt, ist das durchaus auch ein Anlass, darü-
ber nachzudenken, wie es der Einzelne macht und ob man
es unter Umständen noch besser machen könnte. Gäbe es
die Möglichkeit, durch eine interkommunale Zusammen-
arbeit noch besser Dienst zu leisten? – Insofern bieten wir
diese Option an. Wenn der eine oder andere von seiner
Seite aus das Angebot annehmen möchte, kann ich nur sa-
gen, dass das ein gutes Instrument ist, um Qualität zu ver-
bessern, ohne gleich Stellen aufstocken zu müssen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wenn ich auf einige wenige Dinge eingehen darf, die die
SPD noch in ihrem Änderungsantrag stehen hat. Ich will
nicht auf einzelne Punkte eingehen, weil sie teilweise
schon diskutiert wurden. Lassen Sie mich nur noch etwas
zum Thema Kostenpflicht ansprechen: Eigentlich müssten
Sie wissen, dass die Befürchtung unbegründet ist, dass die
Inanspruchnahme zukünftig generell kostenpflichtig sein
könnte. Vielmehr ist im Gesetzestext – meines Erachtens
klar und unmissverständlich – geregelt, dass Kosten von-
seiten der Kommunen dem Hessischen Landeslabor nur
dann zu erstatten sind, wenn sie gegenüber Dritten gel-
tend gemacht werden können. Ich glaube, das ist auch
nicht weniger als recht und billig. Das heißt, in allen übri-
gen Fällen – darauf lege ich Wert –, auch bei Härtefällen,
ist die Kostenfreiheit für die Kommunen nach wie vor ge-
geben. Die Botschaft, nach der es einen Zwang zur kos-
tenpflichtigen Nutzung des Landeslabors geben würde, ist
schlicht und einfach falsch.

Lassen Sie mich noch kurz auf zwei Forderungen einge-
hen, die hier gestellt wurden. Die eine war, dass Tierärzte
im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit einzustellen seien. –
Dazu kann ich nur sagen: Das ist eine Vorgabe, die man
dem kommunalen Dienstherrn in dieser Form nun über-
haupt nicht geben kann. Es ist die Entscheidung des kom-
munalen Dienstherrn, in welchem Beschäftigungsverhält-
nis er diejenigen beschäftigt, die er angestellt hat. Es ist
nicht unsere Aufgabe, das von unserer Seite aus zu be-
stimmen, zu dominieren und vorzugeben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Übrigens sei an dieser Stelle noch erwähnt, dass das nicht
sonderlich kommunalfreundlich ist.

Zum von Ihnen angesprochenen Thema der Mindestper-
sonalausstattung. Es ist immer einfach, zu sagen, mindes-
tens soundso viele Menschen müssen irgendetwas tun.
Viel klüger und besser ist es, dies in die Verantwortung der
Aufgabenträger zu stellen – wenn wir an die Eigenverant-
wortung der Aufgabenträger glauben, sie selbst von ihrer
Seite aus eine Aufgabenkritik durchführen, wenn man
hier Abläufe prüft und unter Umständen innerhalb der
einzelnen Bereiche einmal sieht, welcher Mitarbeiter was
erledigt und welche Aufgaben von ihm übernommen wer-
den. 

(Zuruf von der SPD: In den anderen Bereichen
aber auch!)
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Zu sagen, mindestens soundso viele Menschen müssten
etwas tun, heißt deshalb nicht, dass es besser wird. Wichtig
ist, dass die Menschen, die etwas tun, es auch gut tun. In
diesem Sinne glaube ich, dass Ihre Vorschläge zwar gut ge-
meint, aber wenig hilfreich sind. – Besten Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Präsident Norbert Kartmann: 

Vielen Dank. – Es liegen keine weiteren Wortmeldungen
vor.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Wir müssen zunächst
den Änderungsantrag der SPD-Fraktion separat abstim-
men. Ich rufe den Änderungsantrag Drucks. 18/4712 auf.
Wer dem Änderungsantrag zu diesem Gesetzentwurf zu-
stimmen kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer
ist dagegen? – Stimmenthaltungen? – Ich stelle fest, dass
der Antrag bei Zustimmung der Fraktionen der SPD und
DIE LINKE bei Ablehnung der Fraktionen der CDU, der
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt wor-
den ist.

Wir kommen in zweiter Lesung zur Abstimmung über den
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur
Änderung des Gesetzes zum Vollzug von Aufgaben auf
den Gebieten des Veterinärwesens, der Lebensmittel-
überwachung und des Verbraucherschutzes sowie zur Än-
derung und Aufhebung anderer Rechtsvorschriften,
Drucks. 18/4702 zu Drucks. 18/4303.

Wer dieser Beschlussvorlage zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Auszählen!)

– Donnerstagabends ist das ein gefährlicher Zwischenruf,
Herr Kollege.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ein bisschen
Spaß muss man ja auch verstehen!)

– Ich habe immer Spaß, aber manche verstehen meinen
Humor eben nicht. Das ist eine andere Frage. – Ich stelle
fest, dass der Gesetzentwurf mit den Stimmen von CDU
und FDP bei Gegenstimmen der Fraktionen von SPD,
GRÜNEN und LINKEN angenommen und zum Gesetz
erhoben worden ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und der FDP für ein Hessisches Ausführungsgesetz
zum Therapieunterbringungsgesetz (HAGThUG) –
Drucks. 18/4707 zu Drucks. 18/4534 – 

Der Berichterstatter ist Herr Abg. Tipi. Ich erteile ihm das
Wort.

Ismail Tipi, Berichterstatter: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zur Be -
schluss empfehlung des Sozialpolitischen Ausschusses.
Der Sozialpolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum
mit den Stimmen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der Fraktion DIE
LINKE, den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des
Änderungsantrags der Fraktionen der CDU und der FDP,
Drucks. 18/4578, in zweiter Lesung anzunehmen. – Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – Ich will einmal den
Versuch unternehmen, bei den Fraktionen anzufragen, ob
sie etwas dagegen haben, wenn Herr Dr. Wilken anfängt,
weil er dann hier Sitzungsdienst hat und den Kollegen Dr.
Reuter ablösen muss. Kein Widerstand? – Dann darf ich
Herrn Dr. Wilken jetzt das Wort erteilen, damit wir wieder
in die richtige Reihenfolge kommen. Drei Minuten Rede-
zeit.

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Danke für
dieses unkomplizierte Verfahren. – Dieses Ausführungs-
gesetz setzt in Hessen ein Gesetz um, das Verfassung und
Menschenrechte verletzt. Deswegen ist dieses Ausfüh-
rungsgesetz zum Therapieunterbringungsgesetz unserer
Meinung nach auch nicht zustimmungsfähig.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, mit dem Unterbringungsge-
setz wird eine Tätergruppe über den Begriff der „psychi-
schen Störung“ eingesperrt, die nach den Vorgaben der
Europäischen Menschenrechtskonvention und des
Grundgesetzes in Freiheit zu belassen ist. Es handelt sich
um eine neue, zusätzliche Form der Freiheitsentziehung,
und wir müssen uns fragen, wieso in die Freiheit zu ent-
lassende und auch schon in Freiheit befindliche Menschen
nachträglich psychiatrisiert werden.

In der Anhörung ist noch einmal sehr deutlich geworden,
mit welcher Problematik diese Instrumentalisierung des
Begriffs der psychischen Störung einhergeht. Meine Da-
men und Herren, so wird kein Problem gelöst, sondern auf
Richter und Sachverständige abgewälzt. Statt eines effek-
tiven Opferschutzes, den wir brauchen – das sagen auch
wir LINKE, aber der sieht ganz anders aus –, wird wegge-
sperrt, und das auch noch auf zweifelhafter rechtlicher
Grundlage. Mit den Gesetzen zur Therapieunterbringung
gefährden Bundes- und Landesgesetzgeber leichtfertig
ein weiteres Stück Rechtsstaat. Wir werden auch das Hes-
sische Ausführungsgesetz ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Das Wort hat Frau Abg. Hofmann für die
SPD-Fraktion.

Heike Hofmann (SPD): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Wilken,
ich will Ihnen nicht zu nahe treten, aber Sie haben mit die-
sem Wortbeitrag wieder einmal deutlich gemacht, dass Sie
keine Verantwortung in diesem Land übernehmen kön-
nen.

(Demonstrativer Beifall bei der CDU und der
FDP)

Sie propagieren auf der einen Seite einen effektiven Op-
ferschutz, sagen aber auf der anderen Seite nicht, wie wir
mit Anträgen nach dem ThUG umgehen, die vielleicht
kommen werden. Wir waren in Kassel und haben uns be-
richten lassen, dass in unmittelbarer Zukunft dort von
dem Anstaltsleiter ein Antrag gestellt wird. Auch die
SPD-Landtagsfraktion hat es sich mit der Zustimmung zu
diesem Gesetzentwurf beileibe nicht leicht gemacht. Es
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bleibt abzuwarten, ob das ThUG letztendlich einer Ver-
fassungskontrolle standhält, da dieses ausdrücklich nicht
Gegenstand der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 04.05.2011 war. Aber ich darf hier Winfried
Hassemer aus dem Buch „Freiheitliches Strafrecht“ zitie-
ren. Ich kann mich diesen Ausführungen von ihm nicht an-
schließen.

Das Strafrecht wandelt sich von einem Reservoir
angemessener Antworten auf das Verbrechen zur
Quelle präventiver Risikobeherrschung.

Das mag sein. Aber diese Zustandsbeschreibung hilft uns
an dieser Stelle auch nicht weiter. Ich denke, dass das
ThUG selbst unter sehr engen Tatbestandsvoraussetzun-
gen – nämlich psychische Störung im Zusammenhang mit
einer vorliegenden Straftat, erhebliche Gefährlichkeit
und Gefahr für die Bevölkerung – versucht, ein Problem
einzugrenzen, dem wir uns eben stellen müssen. In einer
Gesamtschau gebietet es die Schutzpflicht des Staates,
Bürger vor besonders gefährlichen Mitmenschen zu
schützen. Dieser Verantwortung werden wir, letztendlich
auch – das will ich frei einräumen – mit großen Bauch-
schmerzen, mit diesem Gesetz gerecht.

Ich bin froh, dass nach der Frage der Zuständigkeiten, die
sich das Justiz- und das Sozialministerium wie ein Ball zu-
gespielt haben, die Vitos GmbH unter der Trägerschaft
des Landeswohlfahrtsverbandes unter bestimmten res-
triktiven Voraussetzungen sich dieser Aufgabe auch an-
nehmen wird. Es ist eine schwierige Aufgabe, auf der ei-
nen Seite das Abstandsgebot, aber auch die schwierigen
inhaltlichen therapeutischen Angebote dort zu realisie-
ren.

Ein Aspekt, der zu Recht etwa vom Städte- und Gemein-
debund und vom Städtetag in der Anhörung herausgear-
beitet worden ist, ist die Frage der Konnexität, ist die
Frage, ob der Gemeindevorstand wirklich die richtige Zu-
ständigkeit ist. Meine Damen und Herren, aber das haben
wir nicht mehr zu entscheiden. Das ist bundesgesetzlich
geregelt. Im Zweifel ist es so, dass der Anstaltsleiter der
JVA antragsberechtigt ist, in der sich der Sicherungsver-
wahrte befindet.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, mit diesem
Gesetzentwurf werden viele schwierige verfassungsrecht-
liche, rechtliche und sozialwissenschaftliche Fragen aufge-
worfen. Als Landesgesetzgeber begeben wir uns auf
neues, unsicheres Terrain. Aber wir alle hier im Hause hof-
fen, dass wir mit diesem Gesetz im Falle einer notwendi-
gen Unterbringung die Bevölkerung so schützen können,
wie sie zu schützen ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Dr. Jürgens, Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir beschäfti-
gen uns heute erneut mit einer Fragestellung, mit der sich
wahrscheinlich die meisten der Kollegen lieber nicht be-
schäftigen würden, vielleicht mit Ausnahme von dem Kol-
legen Rentsch, dem neuen selbst ernannten Fachmann für
dissoziale Persönlichkeitsstörungen.

(Günter Rudolph (SPD): Das hat er gesagt! Gegen
Frau Merkel!)

Aber wir müssen uns damit beschäftigen. Wir können
dem nicht aus dem Wege gehen. Das Therapieunterbrin-
gungsgesetz des Bundes ist – das kann man durchaus sa-
gen, und da stimme ich vielem zu, was Herr Dr. Wilken ge-
sagt hat – durchaus missglückt. Das haben uns übrigens
auch die Sachverständigen bestätigt, die wir in der Anhö-
rung hatten. Und sie waren gleichzeitig nahezu voll des
Mitleids, dass wir als hessische Landtagsabgeordnete ge-
zwungen sind, ein solches Gesetz umzusetzen. Aber das
sind wir nun mal.

Wir haben nicht zu beurteilen, ob dieses Gesetz gut, rich-
tig oder sonst irgendetwas ist. Es hat den Weg in das
Bundesgesetzblatt gefunden und ist damit geltendes
Recht. Ob wir es wollen oder nicht, wir müssen es umset-
zen. Für meine Fraktion war ein Aspekt von entscheiden-
der Bedeutung – das räume ich ein –, dem sich eine Op-
position, die anstrebt, in die Regierung zu kommen, im-
mer stellen muss. Herr Wilken, das ist eine Fragestellung,
die Sie wahrscheinlich nicht interessiert, seit Sie im Laufe
des letzten Jahres aus der letzten Regierung, an der Sie
noch beteiligt waren, abgewählt wurden.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Was? Wir stellen
den Justizminister!)

Aber wir müssen uns dem stellen, weil wir schon in die
Regierung streben. Deswegen haben wir uns natürlich ge-
fragt, wie wir uns eigentlich entschieden hätten, wenn wir
jetzt aktuell an Regierung und Landtagsmehrheit betei-
ligt wären. Das Ergebnis ist relativ eindeutig. Auch wir
hätten es nicht wesentlich anders machen können. Auch
wir wären nicht aus Begeisterung, sondern weil wir ge-
zwungen sind, das Bundesrecht umzusetzen, gezwungen
gewesen, ein solches Gesetz zu erlassen. Deswegen wer-
den wir heute auch zustimmen.

Es ist nicht in unserer Hand, zu entscheiden, ob das ThUG
tatsächlich gegen die Verfassung verstößt. Wir haben nicht
zu entscheiden, ob es gegen die Menschenrechtskonven-
tion verstößt; das hat der Europäische Menschenrechtsge-
richtshof zu entscheiden. Wir haben auch nicht zu ent-
scheiden, ob es mangels Genauigkeit nicht angewandt
werden kann. Und wir haben schon gar nicht zu entschei-
den, ob in einem Einzelfall seine Voraussetzungen vorlie-
gen und deswegen ein Gericht eine Einweisung eines In-
sassen beschließt.

Aber wenn ein Gericht zu diesem Ergebnis kommen
sollte, es ist alles in Ordnung mit dem ThUG, und ein be-
treffender Täter eingewiesen wird, dann müssen wir eine
Einrichtung vorhalten. Wir müssen die gesetzliche Grund-
lage dafür schaffen, sonst sind wir dafür verantwortlich,
dass ein Beschluss eines unabhängigen Gerichts nicht um-
gesetzt werden kann, und das kann nicht sein. Deswegen
müssen wir – nicht aus Begeisterung, sondern weil wir, der
Not gehorchend, die Notwendigkeit sehen – dem zustim-
men.

Wir vermeiden mit der geplanten Einrichtung in Gießen –
das „feste Haus“ auf dem weitläufigen Gelände der psy-
chiatrischen Kliniken, es soll ja in eine entsprechende Ein-
richtung umgestaltet werden – auch das Problem, das an-
dere Bundesländer haben. Wir werden nicht Personal neu
einstellen müssen, sondern der benachbarte Maßregel-
vollzug wird festlegen, welche Ärzte, welche Therapeuten,
welches Pflegepersonal im Falle eines Falles zur Verfü-
gung stehen, um dort einspringen zu können, wenn tat-
sächlich ein Insasse kommt. Wir haben also zunächst kei-
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nen weiteren Personalaufwand, sind aber gewappnet, falls
der Fall eintritt, den niemand von uns gern haben möchte,
dass nämlich tatsächlich ein solcher Insasse kommt. Ich
hoffe, wie wahrscheinlich die meisten von uns, dass dieser
Fall niemals eintreten wird. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Lothar Quanz (SPD))

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Herr Abg. Mick, Fraktion der
FDP.

Hans-Christian Mick (FDP): 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das
Thema, das diesem Gesetz zugrunde liegt – das ist schon
in den Vorreden angeklungen –, ist ein sehr breites und ei-
nes, das man sicherlich stundenlang aus sozialwissen-
schaftlicher, verfassungsrechtlicher und wahrscheinlich
auch philosophischer Sicht diskutieren könnte. Aber ich
bin meinen Vorrednern sehr dankbar, dass sie sich auf das
Wesentliche konzentriert haben. Alle diese auch schwieri-
gen Fragen haben wir – Sie haben es ausgeführt – nicht zu
entscheiden.

Denn wir beraten hier lediglich über das Ausführungsge-
setz zu einem Gesetz, zu dem die wesentlichen Entschei-
dungen auf Bundesebene getroffen werden. Wir bespre-
chen hier sozusagen lediglich die technische Umsetzung
dessen, was auf Bundesebene ausgearbeitet wurde und zu
dessen Umsetzung wir verpflichtet sind. Deswegen
möchte ich es auch ganz kurz halten.

(Vizepräsident Lothar Quanz übernimmt den Vor-
sitz.)

Die Anzuhörenden haben sich dankenswerterweise, auch
dank der kundigen Führung der beiden Ausschussvorsit-
zenden, darauf beschränkt, zu diesem Gesetzentwurf Stel-
lung zu nehmen, und haben nicht das – ich sage es salopp
– große Fass aufgemacht, das man als Psychologe hätte
aufmachen können, was die Grenzen der Strafbarkeit und
der Therapierbarkeit sind. Denn darum geht es hier nicht.

Ich ziehe einen Strich darunter. Wir haben hier ein Pro-
blem: Es könnte passieren, dass wir keine Rechtsgrund-
lage haben, falls ein Antrag von einer Gemeinde kommt,
dass ein Täter aus diesem Personenkreis auftaucht und
man ihn irgendwie unterbringen muss, um die Bevölke-
rung vor diesem Täter zu schützen. Das regelt jetzt dieser
Gesetzentwurf. Er schafft eine gesetzliche Grundlage da-
für. 

Der Änderungsantrag, der von den beiden Regierungs-
fraktionen eingebracht wurde, beseitigt ein redaktionelles
Versehen in diesem Gesetzentwurf. Insofern wird das Ge-
setz dafür sorgen, dass wir Rechtssicherheit, dass wir eine
gesetzliche Grundlage haben, um mit dem Fall der Fälle,
der hoffentlich nicht eintreten möge, umgehen zu können.
Ich denke, das ist das, was wir als Botschaft, als Signal
aussenden sollten: Wir haben Rechtssicherheit. Deswegen
werden wir diesem Gesetzentwurf selbstverständlich zu-
stimmen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Vielen Dank, Herr Mick. – Als Nächster spricht Herr Dr.
Bartelt für die CDU-Fraktion.

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte in
drei Minuten drei Gedanken vortragen. Erstens. Die Ent-
stehung und die Zielsetzung des Gesetzentwurfs wurden
hier bereits in der ersten Lesung vorgetragen. Es geht da-
rum, die Bevölkerung vor Straftätern zu schützen, die ihre
Strafe zwar verbüßt haben, die aber nach den Prognosen
und Gutachten dazu neigen, Wiederholungen vorzuneh-
men. Hier geht es meist um Tötungs- oder Missbrauchs-
delikte.

Zweitens. Wir müssen verhindern, dass die örtliche Polizei
entlassene Straftäter dieser Art rund um die Uhr bewa-
chen müsste und damit die Polizei lahmgelegt würde.

Drittens. Wir müssen natürlich beachten, was uns vorge-
geben worden ist durch die Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs und des Bundesverfassungsgerichts
sowie durch die Bundesgesetzgebung.

Im Rahmen des bisherigen Verfahrens und der Anhörung
möchte ich in dreifacher Hinsicht einen Dank ausspre-
chen, erstens der Landesregierung, dass sie dieses Hessi-
sche Ausführungsgesetz hier sehr schnell vorgelegt hat.
Denn es kann jeden Tag passieren, dass eine Person frei-
gelassen wird und dann eine Unterbringung bereitgestellt
werden muss.

Zweitens möchte ich den Kolleginnen und Kollegen der
anderen Fraktionen danken, dass sie dafür gesorgt haben,
dass ein sehr zügiges Verfahren im Landtag stattfinden
kann.

Drittens möchte ich nicht zuletzt dem Landeswohlfahrts-
verband, der Vitos-Klinik, danken, dass sie sich bereit er-
klärt haben, diese nicht ganz einfache und nicht gerade
sehr attraktive Aufgabe umzusetzen.

Letzter Gedanke. Dies verpflichtet uns, die Befristung
dieses Gesetzes so vorzunehmen und dafür Sorge zu tra-
gen, dass eine Nachfolgeeinrichtung zur Therapieunter-
bringung, in Schwalmstadt geplant, auch so rechtzeitig
umgesetzt werden kann, dass dort die Therapieunterbrin-
gung ab 2014 stattfinden kann. – Recht herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Herr Dr. Bartelt. – Für die Landesregierung
spricht Herr Staatsminister Grüttner.

Stefan Grüttner, Sozialminister: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich danke ausdrücklich den Regierungsfraktionen,
dass sie auf der Grundlage von Formulierungshilfen der
Landesregierung den Gesetzentwurf eingebracht haben.
Ich danke ausdrücklich den Fraktionen des Hessischen
Landtags, dass es eine sehr schnelle, aber trotzdem inten-
sive Beratung gegeben hat.

Die Anhörung, die unter einem entsprechenden Zeit-
druck durchgeführt worden ist, hat noch einmal auf der ei-
nen Seite die Notwendigkeit einer solchen gesetzlichen
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Regelung, aber auf der anderen Seite auch die Problema-
tik, die damit verbunden ist, verdeutlicht.

(Beifall des Abg. Dr. Frank Blechschmidt (FDP))

Dieser Problematik waren wir uns bewusst. Deswegen hat
es auch sehr lange – das haben Kollege Hahn und ich auch
nie bestritten – und intensive Gespräche innerhalb der
Landesregierung gegeben, wie mit der Fragestellung des
Hessischen Ausführungsgesetzes zum ThUG umgegangen
werden kann. Ich glaube, wir haben eine gute Lösung ge-
funden, die mit diesem Gesetzentwurf nun auch vorliegt.
Dass die Fraktionen an dieser Stelle ihre Verantwortung
erkannt und sehr schnell, aber trotzdem gründlich die Be-
ratungen durchgeführt haben, freut mich. Deshalb ein
herzliches Dankeschön. Die Landesregierung begrüßt,
wenn dieser Gesetzentwurf heute die Zustimmung des
Landtags erfährt.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Vielen Dank, Herr Grüttner. – Meine Damen und Herren,
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen damit zur Abstimmung in zweiter Lesung
über den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der
FDP für ein Hessisches Ausführungsgesetz zum Therapie-
unterbringungsgesetz. Wer möchte zustimmen? – Fraktio-
nen CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD.
Wer ist dagegen? – Fraktion DIE LINKE. Damit mit
Mehrheit angenommen, und aus dem Gesetzentwurf wird
ein Gesetz.

Tagesordnungspunkt 49:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die staat-
liche Anerkennung von Berufsakademien sowie schul-
und hochschulrechtlicher Vorschriften – Drucks. 18/4677
neu zu Drucks. 18/4273 –

Berichterstattung: Herr Kollege Grumbach.

Gernot Grumbach, Berichterstatter: 

Beschlussempfehlung zu der Drucks. 18/4273: Der Aus-
schuss für Wissenschaft und Kunst empfiehlt dem Plenum
mit den Stimmen von CDU, SPD und FDP bei Stimment-
haltung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE
LINKE, den Gesetzentwurf unverändert in zweiter Le-
sung anzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Herr Grumbach. – Es ist keine Aussprache vorge-
sehen.

Deshalb kommen wir gleich zur Abstimmung. Wer diesem
Gesetzentwurf in zweiter Lesung zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. – CDU, SPD und FDP. Wer
ist dagegen? – Das ist niemand. Wer enthält sich? –
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Damit
ist der Gesetzentwurf angenommen und wird ebenfalls
zum Gesetz.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Ich darf den Tagesordnungspunkt 50 aufrufen:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der
CDU und der FDP für ein Gesetz zur Stärkung der Ar-
beitnehmerrechte am Universitätsklinikum Gießen und
Marburg – Drucks. 18/4678 zu Drucks. 18/4314 –

Dazu wird aufgerufen der Tagesordnungspunkt 51:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für
Wissenschaft und Kunst zu dem Antrag der Fraktion der
SPD betreffend willkürliche und rechtswidrige Verschie-
bung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei der Pri-
vatisierung des Universitätsklinikums Gießen-Marburg –
Drucks. 18/4679 zu Drucks. 18/3760 –

Dazu der Tagesordnungspunkt 58:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Verantwortung gegen-
über den Beschäftigten des Universitätsklinikums Gie-
ßen-Marburg endlich gerecht werden – Drucks. 18/4680 –

Die Berichterstattung zu den beiden ersten Punkten hat
Herr Kollege Paulus. Bitte sehr.

Jochen Paulus, Berichterstatter: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wissenschaft
und Kunst zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU und der FDP für ein Gesetz zur Stärkung der Ar-
beitnehmerrechte am Universitätsklinikum Gießen und
Marburg; hierzu: Änderungsantrag der Fraktionen der
CDU und der FDP: Der Ausschuss für Wissenschaft und
Kunst empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU
und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und DIE LINKE, den Gesetzentwurf un-
ter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks.
18/4675 in zweiter Lesung anzunehmen.

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wissenschaft
und Kunst zu dem Antrag der Fraktion der SPD betref-
fend willkürliche und rechtswidrige Verschiebung von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei der Privatisierung
des Universitätsklinikums Gießen-Marburg: Der Aus-
schuss für Wissenschaft und Kunst empfiehlt dem Plenum
mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE
LINKE, den Antrag abzulehnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke schön, Herr Paulus. – Die erste Wortmeldung
kommt von Herrn Kollegen Dr. Spies für die SPD-Frak-
tion. Die Redezeit beträgt fünf Minuten.

Dr. Thomas Spies (SPD): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Aus der um-
fänglichen Anhörung des Ausschusses für Wissenschaft
und Kunst zum vorliegenden Gesetzentwurf von CDU
und FDP war zu entnehmen, dass es sich hier um einen
weiteren der zahlreichen Fehlschläge in Bezug auf die nun
einmal unangemessen forcierte und durchgeführte Priva-
tisierung des Universitätsklinikums Gießen und Marburg
handelt – eine weitere Herausforderung, die damit ver-
bundenen Probleme zu lösen.

Meine Damen und Herren, allerdings ist der vorliegende
Gesetzentwurf in seiner gegenwärtigen Form keineswegs
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hinreichend geeignet, auch nur die Probleme zu lösen, die
Sie erzeugt haben und die jetzt eines nach dem anderen
beseitigt werden müssen. Deshalb ist dieser Gesetzent-
wurf unseres Erachtens auch in dieser Form nicht zustim-
mungsfähig.

Um diesen Gesetzentwurf von CDU und FDP einer Ver-
besserung zuführen zu können, beantrage ich für die SPD-
Fraktion die dritte Lesung. Ich kündige einen entspre-
chenden Änderungsantrag an.

Lassen Sie mich an dieser Stelle sagen: Es reicht nicht,
wenn Fraktionen einen Antrag einbringen, irgendjemand
möge doch bitte zu einem aus der Mitte des Hauses stam-
menden Gesetzentwurf die Änderungen einbringen. Zu
einem aus der Mitte des Hauses stammenden Gesetzent-
wurf muss man auch die Änderungsanträge aus der Mitte
des Hauses einbringen. Wir werden das tun. Unsere Än-
derungen werden sich mit den Fragen beschäftigen, die
Sie nicht adäquat gelöst oder übersehen haben.

Erstens. Es gibt eine Vielzahl von Beschäftigten der An-
stalt öffentlichen Rechts aus den Jahren 2001 bis 2005, de-
nen zu allen Zeitpunkten versprochen wurde, sie würden
immerdar wie Landesbedienstete behandelt. Genau diese
Beschäftigten der Anstalt öffentlichen Rechts – also Men-
schen, die aufgrund einer Vertragsänderung, einer Ar-
beitszeitanpassung, einer Tarifgruppenveränderung in
den Jahren 2001 bis 2005 aus dem Landesdienst in den
Anstaltsdienst der beiden Universitätsklinika als Körper-
schaft öffentlichen Rechts gewechselt sind – müssen das
gleiche Recht haben, in den Landesdienst zurückzukeh-
ren, wie es von Ihnen einem Teil der Beschäftigten zuge-
standen wird. Meine Damen und Herren, daran kann es
nichts zu deuteln geben.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Punkt. Es muss auch deutlich gemacht werden,
dass jeder, der zum Land zurückkehrt, auch beim Land
bleiben darf.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Ja!)

Meine Damen und Herren, es ist außerordentlich löblich,
dass, wie berichtet wird, der Herr Staatssekretär den Be-
schäftigten offenkundig zugestanden hat, dass keiner ent-
lassen wird, der zum Land zurückkehrt. Allein – wenn das
so klar ist, dann kann man das auch sauber formulieren.
Denn es muss deutlich sein, dass deswegen auch nicht
irgendjemand anderes aus dem Landesdienst entlassen
werden kann. Vielmehr muss das Land auf die Geltend-
machung betriebsbedingter Gründe für die Entlassung
von Personen aus dem Landesdienst, die sich nur deshalb
ergeben, weil Menschen von dem Universitätsklinikum in
den Landesdienst zurückgekehrt sind, in jedem Fall ver-
zichten, ganz egal, wen es trifft.

Nochmals: Ich freue mich, dass der Staatssekretär das ver-
spricht, aber was das wert ist, sehen wir an den Verspre-
chungen

(Zuruf des Ministers Stefan Grüttner)

– Herr Staatssekretär, das betrifft nicht Sie persönlich,
sondern andere –, dass die Anstaltsbediensteten wie Lan-
desbedienstete behandelt werden. Genau das ist jetzt
nicht der Fall. Regeln wir es also lieber gleich richtig.
Ebenso betrifft es – entsinnen wir uns richtig – die um -
fang reichen Äußerungen der Landesregierung, der
Staatssekretäre, zur Wirksamkeit des Verkaufsvertrags in
Bezug auf die Partikeltherapie. Auch da sehen wir: Offen-
kundig kann man da raus. Offenkundig muss man derar-

tige Aussagen selbstverständlich gerne glauben. Aber Ver-
trauen ist gut, ins Gesetz schreiben ist besser.

Drittens. Meine Damen und Herren, für die Entscheidung
zu einer Rückkehr in den Landesdienst muss eine adä-
quate Beratung durchgeführt werden. Das heißt, jede
Frist bis zur Entscheidung muss ab dem Zeitpunkt einer
Beratung beginnen, nicht mit einem vom Landesgesetzge-
ber gesetzten Datum. Das darf erst ab dem Zeitpunkt ei-
ner Beratung über die Konsequenzen geschehen, einer
Beratung, die nach Wahl der Beschäftigten durchzuführen
ist und deren Kosten das Land zu regeln hat.

Ein letzter Punkt. Meine Damen und Herren, es ist durch-
aus mit dem Fall zu rechnen, dass ein relevanter Teil der
Beschäftigten zum Land zurückkehrt. Sie wissen alle: Ein
Krankenhaus ohne Krankenschwestern zu betreiben, ist
eine besondere Herausforderung. Dass der Arbeitsmarkt
in Mittelhessen eine nennenswerte Zahl von Pflegekräf-
ten bereithält, ist eine abstruse Vorstellung. Man muss
also eine Lösung finden, wie für den Fall der Notwendig-
keit einer Gestellung eine solche durchgeführt werden
kann. Auch das muss im Gesetz stärker geregelt werden,
als es jetzt der Fall ist.

Dieser Gesetzentwurf ist minimalistisch. In der Anhörung
haben es alle bestätigt. Man muss ihn ein Stückchen nach-
bessern. Ich freue mich darauf, im Ausschuss mit Ihnen
Änderungsvorschläge zu diskutieren, die diesen Gesetz-
entwurf voranbringen werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen der
Abg. Judith Lannert (CDU))

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Herr Dr. Spies. – Für die CDU-Fraktion hat sich
Frau Kollegin Wolff gemeldet.

Karin Wolff (CDU): 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich bin nicht ganz sicher, ob ich Herrn Dr. Spies rich-
tig verstanden habe – dass er in der nächsten Sitzung des
Ausschusses Änderungsanträge einreichen wird.

Das, was er bisher gesagt hat, ist im Grunde das, was er
nach Verkündung der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts gesagt hat, nämlich: Die Privatisierung des
UKGM war politisch falsch.

Das ist die politische Wertung der Opposition bis zum
heutigen Tage. Daran hat sich nichts geändert. Darum
geht es der Opposition bis zum heutigen Tage: dement-
sprechend Sand ins Getriebe zu streuen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Minister-
präsident a. D. Koch hat in seiner Regierungserklärung
vom 14. Dezember 2004 im Gegenteil Folgendes gesagt –
ich zitiere –:

Wir können uns an vielen Stellen in der wissen-
schaftlichen Unterstützung – die Staatsaufgabe
bleiben wird – nicht leisten, Dinge zweimal so zu
machen, dass sie nicht wettbewerbsfähig sind, an-
statt sie einmal so zu machen, dass sie internatio-
nale Exzellenz hervorrufen und damit Wachstum
und Arbeitsplätze in unserem Land schaffen.

Meine Damen und Herren, ich will ergänzen, dass sie die
Versorgung von Patienten auf medizinisch höchstem Ni-
veau in guten und soliden Gebäuden möglich machen.
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Darum geht es. Das war in diesem Zusammenhang immer
das Thema der CDU – nicht die Privatisierung zu verhin-
dern oder Sand ins Getriebe zu bringen. Vielmehr geht es
um die Leistungsfähigkeit der medizinischen Forschung
und der ärztlichen Versorgung in Mittelhessen: auf ganz
hohem Niveau, in moderner Ausstattung und unter Auflö-
sung des Investitionsstaus, den Sie uns hinterlassen haben.
Das war die Position der CDU, und das bleibt sie auch.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Die Opposition in diesem Land bekennt sich heute noch
nicht dazu, dass die Schließungsgefahr bestand – in Gie-
ßen auf jeden Fall –, aufgrund der maroden Infrastruktur.
Ich habe dies schon einmal „staatliche unterlassene Hilfe-
leistung“ genannt, und bei dieser Bewertung bleibe ich
auch.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute lösen wir
das ein – und, wenn Sie wollen, gerne auch noch einmal im
Dezember –, wozu uns das Bundesverfassungsgericht ver-
pflichtet hat. Für uns ist es Ziel, Rechtssicherheit und
Klarheit für die Beschäftigten, die Patienten, das Klini-
kum insgesamt zu schaffen. In der Tat: Dabei sind wir auch
nicht bereit, die Beratungsthemen auszuweiten.

Natürlich hat uns die Anhörung noch das eine oder an-
dere Thema auf den Tisch gelegt. Das ist das Wesen von
Anhörungen – dass man darüber sachlich spricht. Es war
in dieser Anhörung eine außerordentlich sachliche Atmo-
sphäre. 

Manche Themen haben sich uns nicht unmittelbar aufge-
drängt. In der Tat wollten wir einen begrenzten Rege-
lungsumfang und einen begrenzten Regelungszeitraum.
Wir wollen, dass das UKGM schnell wieder einen Rechts-
zustand erhält, in dem durch das Gesetz und durch den Ta-
rifvertrag Betriebsfriede herrscht. Wir wollen, dass sich
dieses Klinikum wieder voll und ganz auf die Forschung
und die medizinische Versorgung konzentrieren kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, in der Tat haben wir ein Be-
denken aus der Anhörung mitgenommen. Wir haben uns
in verschiedensten Gesprächen lange damit auseinander-
gesetzt. Wir haben dem auch Rechnung getragen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der Anhö-
rung wurde von mehrfacher Seite geraten, die Verlänge-
rung der Erklärungsfrist tatsächlich aufzugreifen. Drei
Monate seien zu wenig, insbesondere vor dem Hinter-
grund des bestehenden Beratungsbedarfs. Das haben wir
eingesehen, und wir sehen das als sinnvoll und als gera-
dezu notwendig geboten an.

Meine Damen und Herren, daher haben wir auch im Aus-
schuss unseren Änderungsantrag gestellt. Herr Dr. Spies,
die Zeit zwischen der Anhörung und der Ausschussbera-
tung war ausreichend, um Änderungsanträge zu formulie-
ren und auf den Beratungstisch des Hauses zu legen.

Dieser Antrag heißt: Wir wollen die Möglichkeit der Er-
klärungsfrist auf sechs Monate verlängern. Ich bin davon
überzeugt, dass diese Verlängerung der Erklärungsfrist
auf sechs Monate dazu beitragen kann, dass Arbeitskräfte
bei ihren Patienten, beim Klinikum bleiben und dass da-
mit zum Rechtsfrieden beigetragen und geholfen wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dem wollten
wir gerecht werden. Diesen Änderungsantrag haben wir
gestellt, und mit dieser Fassung sind wir heute und gerne

auch noch einmal im Dezember in der Lage, diesen Ge-
setzentwurf zu unterstützen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Frau Wolff. – Als Nächste spricht Kollegin Dorn
für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Eine
Fähigkeit der Ministerin muss man anerkennen – jetzt ist
sie gar nicht da –, sie kann Probleme wirklich meisterhaft
aussitzen. Normalerweise ist es so: Wenn einem ein Fehler
unterläuft, gesteht man diesen Fehler erst einmal ein und
macht dann das Bestmögliche, um ihn wiedergutzuma-
chen. Wir haben dieses Aussitzen kennengelernt bei der
European Business School, wir kennen das Aussitzen von
der Partikeltherapieanlage und eben auch bei dem Thema
Uniklinikbeschäftigte. 

Die Überleitung der Beschäftigten an den privaten Ar-
beitgeber ohne Widerspruchsrecht war rechtswidrig. Das
hat das Bundesverfassungsgericht sehr deutlich gemacht.
Sie haben 2005 schon alle Warnungen ausgesessen.

Jetzt liegt uns ein Gesetzentwurf vor, zu dem von allen
möglichen Seiten deutlich gemacht wird, dass es noch
viele offene Fragen gibt. Ich bewerte Ihren Gesetzentwurf
als juristische Akrobatik. Juristische Akrobatik ist für die
Ministerin eigentlich schon sehr viel Anstrengung, des-
wegen ist klar, dass der Staatssekretär mitgeholfen haben
muss. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die juristische Akrobatik liegt darin, gerade so über die
juristische Messlatte zu kommen und für die Landesregie-
rung möglichst wenig Aufwand zu betreiben. Das ist wirk-
lich juristische Akrobatik. Herr Staatssekretär, so werden
Sie der Verantwortung nicht gerecht. Sie haben eine
Wiedergutmachungspflicht gegenüber Ihren ehemaligen
Beschäftigten. Sie müssen ihnen gerecht werden, Sie ha-
ben deren Rechte mit Füßen getreten. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat das sehr deutlich gemacht. 

(Dr. Rolf Müller (Gelnhausen) (CDU): Das
Bundesarbeitsgericht hat etwas anderes gesagt!
Das ist auch kein Klickerverein!)

– Na ja, welches Gericht ist denn jetzt höherrangig?

Wir haben Ihnen heute einen Änderungsantrag vorgelegt,
mit dem Sie das Gesetz noch verbessern könnten. Da-
durch dass jetzt noch eine dritte Lesung beantragt worden
ist, kann ich das jetzt kürzer machen. Wir können im Aus-
schuss ausführlicher beraten. Es geht uns in erster Linie
um eine echte Beschäftigungsgarantie, d. h., es muss den
Menschen auch schriftlich gegeben werden. Verschiedene
Möglichkeiten des Rückkehrrechts müssen gegeben wer-
den. Ganz wichtig ist die Möglichkeit, das hat der Kollege
Spies schon angedeutet, der Gestellung. Es muss eine Be-
ratung geben, denn die Menschen sind im Moment sehr
verunsichert. Es muss alle Betroffenen einbeziehen, weil
wir in der Vorphase der Privatisierung und der Fusion
schon einige Angestellte hatten, die aus dem Landes-
dienst austreten mussten, weil sie eine Vertragsänderung
hatten. Die haben Sie nicht berücksichtigt.
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Nehmen Sie Ihre Verantwortung wahr. Lassen Sie die ju-
ristische Akrobatik sein. Suchen Sie wirkliche Lösungen
für die Beschäftigten, das haben sie wirklich verdient. –
Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Frau Dorn. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt Herr
Paulus das Wort.

Jochen Paulus (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Der Gesetzentwurf, den wir heute in
zweiter Lesung beraten, erfüllt die Anforderungen, die
aus der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 25. Januar 2011 hervorgehen. 

Der Gesetzentwurf setzt den Rahmen für die Rückkehr
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Unser Ziel war es
stets, Rechtssicherheit und Rechtsklarheit für die betrof-
fenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu schaffen.

(Zuruf des Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Diese Verantwortung nehmen wir sehr ernst, und dieser
Verantwortung werden wir gerecht.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Frank-Peter
Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Auch aus diesem Grund haben wir in besonderem Maße
die schriftliche und mündliche Anhörung ernst genom-
men. Nach der Auswertung haben wir uns entschieden, ei-
nen Änderungsantrag einzureichen. Die Verlängerung
der Frist von drei auf sechs Monate war das Anliegen al-
ler Beteiligten, die an der mündlichen Anhörung teilnah-
men. Diesem Wunsch wollen wir gerne entsprechen, um
den betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
ausreichend Zeit zu geben, für sich abzuwägen, welche
Maßnahme, und vor allem welcher Arbeitgeber, für sie
richtig ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Herr Paulus. – Jetzt spricht Frau Kollegin Wissler
für die Fraktion DIE LINKE. Frau Wissler, maximal fünf
Minuten.

Janine Wissler (DIE LINKE): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist auch
das letzte Mal, dass ich heute rede. Versprochen. 

(Zurufe: Oh! – Schade!)

– Ich komme ja im Dezember wieder.

Ich will mit etwas Positivem beginnen. Das ist nicht viel,
deswegen ist es auch ganz kurz, Herr Staatssekretär.

Ich will damit beginnen, dass CDU und FDP doch einen
Kritikpunkt aus der Anhörung aufgenommen haben.
Herr Paulus hat darauf hingewiesen, Sie haben einen Än-
derungsantrag zu Ihrem Gesetzentwurf eingebracht, mit
dem Sie wenigstens die Frist verlängern wollen. Das ist die
Frist, innerhalb derer sich die Beschäftigten entscheiden

können, ob sie von ihrem Rückkehrrecht in den Landes-
dienst Gebrauch machen wollen. Die Frist ist nun von drei
Monate auf sechs Monate verlängert worden.

Betriebsrat und Klinikleitung waren sich darüber einig,
dass diese sehr umfangreiche Beratung der einzelnen Be-
schäftigten die gesamte Tarifentwicklung nachvollziehen
muss. Dazu reichen drei Monate nicht aus, Sie haben das
auf sechs Monate verlängert. Wir haben dem im Aus-
schuss ausdrücklich zugestimmt. Das ist aber leider der
einzige Punkt, den Sie aus der Anhörung aufgenommen
haben.

(Dr. Rolf Müller (Gelnhausen) (CDU): Immerhin!)

Herr Müller, deswegen gibt es eine dritte Lesung, damit
Sie weiter die Möglichkeit haben, sich zu bewegen und an-
dere Kritikpunkte aus der Anhörung aufzugreifen.

Es gibt auch noch andere Fragen, beispielsweise die Frage
des Kündigungsschutzes, die Frage des Schlechterstel-
lungsverbotes, die Frage des Geltungsbereichs. Herr Pau-
lus, Sie haben gesagt, Sie hätten das Ziel, Rechtssicherheit
zu schaffen. Es gab in der Anhörung ganz großen Zweifel
daran, ob in dem Gesetzentwurf in der vorliegenden Form
überhaupt die Minimalanforderungen der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt werden. Dabei
ist die Frage aufgeworfen worden, ob nicht neue Rechts-
unsicherheit geschaffen wird. Diese Kritik haben Sie lei-
der nicht aufgenommen, und deswegen bleiben offene
Fragen, und es bleibt eine Unsicherheit. Aus diesem
Grund wurde in der Anhörung angemahnt, dass es Nach-
besserungen geben muss.

Ich muss hinzufügen, dass ich nach wie vor den Titel Ihres
Gesetzes für völlig falsch halte. Der Titel Ihres Gesetzent-
wurfs lautet „Stärkung von Arbeitnehmerrechten am
Universitätsklinikum Gießen und Marburg“. Es geht hier
aber nicht um eine Stärkung von Arbeitnehmerrechten, es
geht hier um die Einhaltung von Arbeitnehmerrechten,
die ihnen nach dem Grundgesetz zustehen und die Sie ih-
nen nicht gewährleistet haben.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich will auch darauf hinweisen, dass es einer Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts bedurft hatte, die Sie
daran erinnern musste, dass das Land sich als Arbeitgeber
nicht einfach aus der Verantwortung stehlen kann und
sich nicht per Gesetz einfach seiner Arbeitgeberpflichten
entledigen kann.

Sie wollten damals die Privatisierung möglichst reibungs-
frei durchsetzen. Deswegen haben Sie den Beschäftigten
eben kein Widerspruchsrecht eingeräumt. Das hätten Sie
eigentlich tun müssen. Sie haben es nicht getan, weil Sie
Angst hatten, dass das die Privatisierung hätte verzögern
oder vielleicht sogar verhindern können.

Herr Müller, die Problematik war Ihnen bekannt. Die
Frage des Widerspruchsrechts ist in der damaligen Anhö-
rung – ich war damals leider noch nicht im Landtag, habe
aber die Anhörungsunterlagen durchgesehen – schon the-
matisiert worden. Sie wussten genau, dass Sie ein Risiko
eingehen, indem Sie den Weg so gegangen sind, wie Sie es
gemacht haben. 

Deswegen halte ich fest: Die Privatisierung war ein Feh-
ler, und obendrein war die Umsetzung noch verfassungs-
widrig.

Die Leidtragenden sind die Beschäftigten am Uniklini-
kum, die sich nicht nur über schlechtere Arbeitsbedingun-
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gen beklagen, sondern die auch eine gewisse Unsicherheit
haben. Aus diesem Grund halten wir auch die dritte Le-
sung für nötig. Dann können CDU und FDP noch einmal
in sich gehen – es beginnt ja jetzt die besinnliche Zeit, da
können Sie die Ruhe der Adventssonntage ein wenig nut-
zen, 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

und noch einmal überlegen, ob Sie nicht doch noch die
gröbsten Fehler in diesem Gesetzentwurf korrigieren wol-
len.

So, wie der Gesetzentwurf jetzt ist, können wir ihn ganz si-
cher nicht mittragen. Er schafft keine Rechtssicherheit,
sondern lässt weiterhin Unsicherheiten bestehen. Da hilft
es auch nicht, zu sagen, was Sie alles wollen und was Sie al-
les meinen. Sie müssen es in den Gesetzentwurf schrei-
ben. Im Zweifelsfall können sich Beschäftigte nicht dar-
auf berufen, was der Abgeordnete XY im Landtag gesagt
hat. Beschäftigte können sich nur auf das berufen, was
wirklich im Gesetz steht.

Wenn Sie das alles so wollen, wie Sie es hier sagen, dann
schreiben Sie es doch bitte in den Gesetzentwurf hinein. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Frau Wissler. – Für die Landesregierung spricht
jetzt Staatssekretär Jung.

Ingmar Jung, Staatssekretär im Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lassen Sie
mich zunächst feststellen, dass Ihnen in zweiter Lesung
ein Regelungsvorschlag vorliegt, der im Übrigen alle
Karlsruher Erwägungen berücksichtigt und den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern, die vom Verfassungsgerichts-
beschluss betroffen sind, die Möglichkeit schafft, ihre
Rechte geltend zu machen, den Fortbestand ihrer arbeits-
vertraglichen Bindungen zum Land Hessen geltend zu
machen.

Mit diesem Gesetzentwurf wird daher eine verfassungs-
mäßige Lösung umgesetzt. Wir werden dem Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts in vollem Umfang gerecht,
und zwar mit einfachen, klaren juristischen Formulierun-
gen und gerade nicht mit juristischer Akrobatik, liebe
Frau Dorn.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Meine Damen und Herren, auch ich freue mich – das
möchte ich vorwegschicken – vor allem darüber, dass der
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen, der eine Ver-
längerung der Erklärungsfrist von drei auf sechs Monate
vorsieht, nun auch die Unterstützung der Opposition ge-
funden hat. Das zeigt, das Anhörungsverfahren, schriftlich
wie mündlich, war wichtig und hat eine gute Grundlage
gebildet, um den vorgelegten Gesetzentwurf zu reflektie-
ren, ihn mit Sachverstand externer Gutachter zu versehen
und ihn an den Stellen, wo es angemessen war, anzupas-
sen. Es war keine Scheinanhörung, wie es dem Wissen-
schaftsausschuss schon vorgeworfen wurde.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Meine Damen und Herren, wenn jetzt der Landesregie-
rung vorgeworfen wird, das Recht werde mit Füßen ge-
treten, und schon damals sei das Recht mit Füßen getre-
ten worden

(Janine Wissler (DIE LINKE): Ja, es war ein verfas-
sungswidriges Gesetz!)

– es ist gerade nicht verfassungswidrig –, dann muss der
Hinweis erlaubt sein, dass sowohl das Landesarbeitsge-
richt Hessen als auch das Bundesarbeitsgericht, die höchs -
ten Arbeitsrichter Deutschlands, diese Entscheidung und
dieses Gesetz für rechtmäßig gehalten haben. Wer hier
also vorwirft, das Recht sei mit Füßen getreten worden,
der wirft den höchsten deutschen Arbeitsrichtern Ah-
nungslosigkeit vor. Das zeigt, wie absurd dieser Vorwurf
ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Hermann
Schaus (DIE LINKE): Dann war es halt nur verfas-
sungswidrig! Das reicht auch!)

Meine Damen und Herren, trotzdem möchte ich an dieser
Stelle festhalten, dass die Landesregierung selbstver-
ständlich der Verantwortung gerecht wird, die aus dem
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts erwachsen ist.
Was noch niemand erwähnt hat, ist, dass wir uns intensiv
begleitend zum Gesetzentwurf um die Belange der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter vor Ort gekümmert haben.
Wir haben begleitend zum Gesetzgebungsverfahren ei-
nen runden Tisch in Mittelhessen eingeführt – das letzte
Treffen war am vergangenen Freitag; im Dezember ist
noch ein Treffen, und 2012 wird es fortgesetzt –, um alle
Belange der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der Be-
troffenen, der Vertreter mit diesen gemeinsam zu erörtern
und uns auch dort Anregungen zu holen.

Ich darf daran erinnern, dass in dieser Runde der stand-
ortübergreifende Gesamtbetriebsrat, die Betriebsratsvor-
sitzenden und deren Stellvertreter beider Standorte, die
Schwerbehindertenvertretung beider Standorte, die Ge-
schäftsführung von UKGM, die Vertreter der Gewerk-
schaft ver.di Hessen und Mittelhessen, Vertreter des Per-
sonalrats beider Standorte sowie die Personalräte der
Universitäten Gießen und Marburg vertreten sind.

Außerdem haben wir eine eigens einberufene Betriebs-
versammlung in Marburg besucht, um dort mit den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern den Gesetzentwurf zu dis-
kutieren. Wir haben uns dort den Fragen gestellt, und wir
werden am 05.12. eine weitere Versammlung in Gießen
abhalten.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das ist das Min-
deste!)

Wir haben gleichzeitig zugesagt, das auch noch in einer
zweiten Runde zu machen, wenn der Bedarf besteht. Sie
sehen also, wir schauen nicht tatenlos zu, sondern wir
kümmern uns um die Belange. Insofern ist auch dieser
Vorwurf zurückzuweisen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wenn ich jetzt mehrmals gehört habe, die Privatisierung
sei verfassungswidrig gewesen, obwohl Sie es besser wis-
sen – ich glaube sogar, alle –, dann lassen Sie mich darauf
hinweisen, dass das Bundesverfassungsgericht in einem
einzelnen Punkt das Überleitungsverfahren bemängelt
hat. Die Privatisierung als solche ist grundsätzlich und
ausdrücklich vom Bundesverfassungsgericht für rechtmä-
ßig gehalten worden. Das bitte ich anzuerkennen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)
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Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Kollegen Spies?

Ingmar Jung, Staatssekretär im Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst:

Nein, jetzt nicht. – Meine Damen und Herren, dass es
nicht nur rechtmäßig war, sondern dass es auch inhaltlich
richtig war, das können Sie im Gutachten des Wissen-
schaftsrats vom Mai 2010 nachlesen, der uns das aus-
drücklich bescheinigt hat. Ich will zwei Beispiele heraus-
greifen. Da ist z. B. die Rede von entscheidenden Verbes-
serungen der infrastrukturellen Rahmenbedingungen für
die mittelhessische Hochschulmedizin.

(Dr. Thomas Spies (SPD): Weiß das der Wissen-
schaftsrat?)

Ebenso werden die großen Chancen bestätigt, die mit der
Fusion und der anschließenden Privatisierung des Uni-
versitätsklinikums Gießen und Marburg verbunden sind.

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Wenn ich jetzt aus Zwischenrufen heraushören kann, dass
der Wissenschaftsrat offenbar nicht die Einrichtung sein
soll, die ausreichendes Renommee, ausreichende Unab-
hängigkeit hat, dann wundere ich mich sehr darüber.

(Dr. Thomas Spies (SPD): Der Wissenschaftsrat ja!
– Janine Wissler (DIE LINKE): Den Bericht sollten
Sie einmal lesen!)

Ich dachte, es sei einhellige Meinung in diesem Hause,
aber ich mag es zur Kenntnis nehmen.

Nehmen Sie auch zur Kenntnis, dass diese positive Beur-
teilung seitens des Wissenschaftsrats sicher nicht von un-
gefähr kommt, sondern das Ergebnis richtiger und wichti-
ger Weichenstellungen für die Gesundheitsversorgung
und für die Hochschulmedizin in Mittelhessen war und
deshalb auch so ausgefallen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Staatssekretär, ein Hinweis: Die Redezeit der Frak-
tionen ist erreicht.

Ingmar Jung, Staatssekretär im Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst:

Ich bin gleich fertig. – Meine Damen und Herren, da ich
Gast in diesem Hause bin und die Gastfreundschaft aus-
drücklich genieße, spare ich mir jetzt den Hinweis auf die
Situation, bevor hier eine schwarz-gelbe Landesregierung
in Hessen im Amt war. Aber erlauben Sie mir unter Hin-
weis auf die beiden Tatsachen, die ich eben vorgetragen
habe, noch festzuhalten: Die Privatisierung war erstens
rechtlich zulässig. Das hat uns das Bundesverfassungsge-
richt gesagt.

(Zuruf des Abg. Dr. Thomas Spies (SPD))

Zweitens war die Privatisierung auch inhaltlich richtig.
Das hat uns der Wissenschaftsrat gesagt. Daran sehen Sie,
meine Damen und Herren: Es war eine vernünftige Ent-
scheidung. Es war die beste Entscheidung für die Medi-

zinversorgung, für die Gesundheitsversorgung und damit
für die Menschen in Mittelhessen.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Janine Wissler
(DIE LINKE): Sie war nur verfassungswidrig!)

Eines muss man an dieser Stelle auch sagen. Eine solche
Entwicklung wie in den letzten Jahren in Mittelhessen
kann natürlich nur so positiv vonstatten gehen, wenn die
Beschäftigten engagiert und aktiv daran mitwirken. Des-
halb, denke ich, ist es angemessen, dass wir die Gelegen-
heit im Rahmen dieser Debatte nutzen, um den Beschäf-
tigten vom Pflegepersonal bis hin zum technischen Dienst
für ihre gesellschaftspolitisch äußerst wertvolle Arbeit im
Namen der Hessischen Landesregierung, aber auch,
denke ich, im Namen des ganzen Hauses ein herzliches
Dankeschön auszusprechen. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Jung. – Meine Damen und Herren, es
ist dritte Lesung beantragt, sodass der Gesetzentwurf zur
Vorbereitung dem Sozialpolitischen Ausschuss überwie-
sen wird.

Tagesordnungspunkt 58, der Dringliche Entschließungs-
antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, wird
auf Wunsch des Antragstellers ebenfalls dem Ausschuss
überwiesen.

Dann bleibt Tagesordnungspunkt 51, Beschlussempfeh-
lung und Bericht des Ausschusses für Wissenschaft und
Kunst. Darüber ist abzustimmen. Wer der Beschlussemp-
fehlung zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – CDU und FDP. Wer ist dagegen? – Die übrigen
drei Fraktionen. Damit ist die Beschlussempfehlung mit
Mehrheit angenommen.

Ich wurde darauf hingewiesen, dass Herr Staatssekretär
Jung seine erste Rede im hessischen Parlament gehalten
hat. Ich darf ihm dazu herzlich gratulieren.

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, ich komme dann zu Tagesord-
nungspunkt 52:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Weiterbil-
dungsgesetzes – Drucks. 18/4690 zu Drucks. 18/4088 –

Dazu wird Tagesordnungspunkt 63 mit aufgerufen:

Dringlicher Entschließungsantrag der Abg. Habermann,
Gnadl, Hofmeyer, Merz, Dr. Reuter (SPD) und Fraktion
betreffend Weiterbildung stärken – Drucks. 18/4709 –

Die Berichterstattung zur zweiten Lesung erfolgt durch
Herrn Schork.

Günter Schork, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Beschlussempfehlung des Kulturpolitischen Ausschusses
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Ge-
setz zur Änderung des Hessischen Weiterbildungsgeset-
zes, Drucks. 18/4088; hierzu: Änderungsantrag der Frak-
tionen der CDU und der FDP, Drucks. 18/4672:

Der Kulturpolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum
mit den Stimmen von CDU, FDP und GRÜNEN gegen
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die Stimme der LINKEN und bei Stimmenthaltung der
SPD, den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Än-
derungsantrags Drucks. 18/4672 in zweiter Lesung anzu-
nehmen. – Vielen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Schork, ich danke Ihnen herzlich.

Ich muss etwas korrigieren. Ich hatte eben gesagt, dass der
Gesetzentwurf zu den Universitätsklinika dem Sozialpoli-
tischen Ausschuss überwiesen wird. Das ist falsch. Der
Gesetzentwurf wird selbstverständlich dem Ausschuss für
Wissenschaft und Kunst überwiesen. – Ich bitte um Ver-
zeihung.

(Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wo-
hin denn sonst?)

Jetzt kommen wir zur Aussprache zum Hessischen
Weiterbildungsgesetz. Sie wird eröffnet durch Frau Gnadl
von der SPD-Fraktion.

Lisa Gnadl (SPD): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich kann Ihnen leider trotz der fortgeschrittenen Uhrzeit
eine Rede nicht ersparen, schließlich wollen wir die Än-
derung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes in zweiter
Lesung beschließen. Ich denke, dass die Weiterbildungs-
träger in Hessen auch zu dieser Uhrzeit noch ein Recht
auf eine ordentliche Debatte haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Vor dem Hintergrund, dass CDU und FDP immer vom
angeblichen „Bildungsland Nummer eins“ reden, fragt
man sich, ob man angesichts dieser leeren Versprechen
eher lachen oder angesichts der realen Zustände eher
weinen sollte. So ist es bei den allgemeinbildenden Schu-
len, so ist es in der Hochschulpolitik, und so ist es leider
auch im Bereich der Weiterbildung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Der Hessische Volkshochschulverband hat es auf den
Punkt gebracht: 1 € für die Bildung ist zu wenig. – Pro Jahr
investiert das Land Hessen nur einen einzigen Euro pro
Bürger in die Volkshochschulen. Die Landesförderung
der Volkshochschulen beträgt in Hessen nur etwa die
Hälfte der Landesförderungen im bundesdeutschen
Durchschnitt. Gemessen an der Kaufkraft werden die
Ausgaben für die Weiterbildung jährlich geringer, denn
seit dem Jahr 2000 sind die Mittel für die Weiterbildung
hier in Hessen eingefroren, was durch die Inflation inzwi-
schen einer realen Mittelkürzung um etwa 20 % gleich-
kommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Diese schleichende Absenkung der Mittel wollen Sie in
den nächsten fünf Jahren fortschreiben. Es gibt aber nicht
nur diese versteckten Absenkungen, sondern es gibt auch
zusätzliche Kürzungen, die Sie mit der Gesetzesänderung
vornehmen wollen. So soll mit der Novelle des Weiterbil-

dungsgesetzes der Innovationspool gestrichen werden.
Anscheinend haben CDU, FDP und die Landesregierung
kein Interesse daran, die Weiterbildung in Hessen weiter-
zuentwickeln und Qualitätssicherung zu betreiben. Sonst
dürften Sie nämlich den Innovationspool nicht streichen. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wir finden es bedauerlich, dass bei den Verhandlungen,
die nach der ersten Lesung stattgefunden haben, nur eine
einzige Verbesserung am ursprünglichen Gesetzentwurf
erzielt werden konnte, nämlich der Erhalt der Bauunter-
haltungskosten für die Heimvolkshochschule Burg Fürs-
teneck. Diese Änderung begrüßen wir als SPD-Fraktion
ausdrücklich, sie reicht uns aber nicht.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
LINKEN)

Weitere dringend notwendige Verbesserungen des Ge-
setzentwurfs sind leider an der Blockade von CDU und
FDP gescheitert. Besonders ärgerlich finde ich das beim
Innovationspool, denn da geht es um lächerliche 200.000 €.
Ich kann mir nicht vorstellen, dass dieser Betrag im Lan-
deshaushalt nicht abbildbar sein soll.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
LINKEN)

Weitere Punkte, die wir am vorliegenden Gesetzentwurf
für verbesserungswürdig halten, machen wir in unserem
Dringlichen Entschließungsantrag deutlich, über den
heute mit abgestimmt werden soll. Darin betonen wir
nochmals die Bedeutung der Weiterbildung vor dem
Hintergrund des demografischen Wandels und für die Le-
bensperspektive unserer Bürgerinnen und Bürger. Wir
sind überzeugt, dass den Weiterbildungsangeboten in öf-
fentlicher Verantwortung eine ganz große Bedeutung zu-
kommt und dass die Landesregierung mit einem Einfrie-
ren der Mittel auf dem Stand von 2000 ihrer Verantwor-
tung nicht gerecht wird.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der
LINKEN)

Wer wie Sie die öffentliche Weiterbildung schrittweise
aushungert, sollte sich später nicht wundern, wenn Weiter-
bildungsangebote immer weiter zurückgefahren werden
bzw. die Kosten für die Bürgerinnen und Bürger steigen. 

Wir als SPD-Fraktion hätten der Novellierung des Weiter-
bildungsgesetzes heute gern zugestimmt, weil wir die
meisten Ansätze in der Novelle durchaus teilen. Die Kri-
tikpunkte, die ich eben angeführt habe, machen uns eine
Zustimmung aber nicht möglich. Deswegen werden wir
uns heute der Stimme enthalten. 

Wir machen mit unserem Entschließungsantrag konstruk-
tive Vorschläge, wie die Weiterbildung strukturell verbes-
sert werden kann. All das benötigt auch entsprechende
Mittel. Deshalb werden wir, wie in den vergangenen Jah-
ren, einen entsprechenden Haushaltsantrag hierzu ein-
bringen; denn wir sind überzeugt, dass wir einen ersten
Schritt zur Aufstockung der Landesmittel in der Weiter-
bildung in Höhe von 1 Million € benötigen. Das haben
wir schon in den vergangenen Jahren deutlich gemacht.
Wenn es den Regierungsfraktionen mit dem Schlagwort
vom Bildungsland Nummer eins wirklich ernst ist, dann
stimmen Sie unserem Entschließungsantrag zu, und än-
dern Sie das Weiterbildungsgesetz entsprechend.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Frau Gnadl. – Für die CDU-Fraktion hat sich  Herr
Schork zu Wort gemeldet.

Günter Schork (CDU): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Lassen Sie mich zu dem Änderungsantrag eine Vorbe-
merkung machen. Ich will auch hier im Plenum deutlich
machen – wie wir es im Ausschuss besprochen haben –,
dass dieser Antrag inhaltlich von allen Fraktionen getra-
gen und vorbereitet wurde. Bei der Einbringung zur Dis-
kussion im Ausschuss ist er ein CDU- und FDP-Antrag
geworden. Das will ich hier ausdrücklich feststellen und
damit auch deutlich machen, dass die Diskussionen über
die Novellierung des Hessischen Weiterbildungsgesetzes
in den Ausschussberatungen sachlich und fair, wenn auch
in einzelnen Punkten kontrovers geführt worden sind.
Auch dafür möchte ich mich namens der CDU-Fraktion
ausdrücklich bedanken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Beide Lesungen und auch die durchgeführte Anhörung
zu dem Gesetzentwurf haben gezeigt, dass das Hessische
Weiterbildungsgesetz in seinen Grundzügen und Rege-
lungen unumstritten ist. Alle Träger der Weiterbildung
und auch die Fraktionen im Hessischen Landtag haben
ausgeführt, dass sich das Gesetz bewährt hat und dass es
richtig ist, dass es in der Form weitergeführt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Am Ende waren es zwei oder drei Punkte, über die strit-
tig diskutiert worden ist, die die SPD-Fraktion, wie ange-
kündigt, in ihrem Entschließungsantrag dargestellt hat. 

Der erste Punkt ist, dass wir in unserem Gesetzentwurf, in
der Novellierung die Regelungen in Bezug auf die Förde-
rung der Träger der Weiterbildung unverändert lassen. In
der Frage der Zahl der Stunden, die gefördert werden,
wurden keine Kürzungen vorgenommen, und es ist vorge-
sehen – das können Sie im Haushaltsplan 2012 nachlesen –,
dass die Fördersumme von 25 € pro Stunde auch in den
nächsten Jahren gezahlt wird. Dies ist in Zeiten knapper
Kassen durchaus ein Erfolg, und das sollten wir hier auch
einmal festhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Bei der Frage des Innovationspools müssen wir ehrlich
sein und feststellen, dass es nicht nur eine Frage des Gel-
des ist. Wir konnten in den letzten Jahren nämlich auch
feststellen, dass das, was wir mit dem Innovationspool ver-
bunden und erwartet haben, in den letzten Jahren in dem
Ausmaß und Umfang nicht eingetreten ist. Deshalb haben
wir gesagt, es ist nicht notwendig, den Innovationspool
aufrechtzuerhalten, sondern es gibt – unter anderem über
Hessencampus – andere Möglichkeiten, um in der Weiter-
bildung innovativ tätig zu sein. In dem Zusammenhang
will ich ausdrücklich darauf hinweisen, dass im Haushalts-
plan für 2012 unverändert 800.000 € für die freien Träger
vorgesehen sind, die zu einem gewissen Prozentsatz über
Hessencampus für Innovationen im Bereich der Weiter-
bildung eingesetzt werden können und sollen und damit
ein Teil des Problems „Streichung des Innovationspools“
lösen.

Am Schluss bleibt die Frage, inwieweit finanzielle Mittel
zur Verfügung stehen, um die Förderung auf über 25 €
pro Stunde zu erhöhen. Vor dem Hintergrund der Haus-

haltssituation und all dessen, worüber im Zusammenhang
mit der Schuldenbremse und der Generationengerechtig-
keit diskutiert wird, sind wir zu dem Schluss gekommen,
dass dort zurzeit keine Spielräume sind. Das ist keine an-
genehme, aber eine notwendige und sachgerechte Ent-
scheidung vor dem Hintergrund der Gesamtsituation des
Landes. 

Unter dem Strich stelle ich also für die CDU-Fraktion
fest: Die Novellierung des Hessischen Weiterbildungsge-
setzes ist sachgerecht und wird in den Grundzügen von al-
len mitgetragen. Ich bin froh, dass heute im Hessischen
Landtag über die Fraktionen der CDU und der FDP hin-
aus diesem Gesetzentwurf zugestimmt wird und dass auch
die SPD-Fraktion ihn nicht ablehnt. 

Ich glaube, insgesamt ist es ein gutes Zeichen, das wir in
die hessische Weiterbildungslandschaft senden können,
und dafür darf ich mich bei allen recht herzlich bedanken. 

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Herr Schork. – Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
spricht jetzt Herr Wagner.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir reden
heute in zweiter Lesung über einen Gesetzentwurf für ein
Gesetz zur Änderung des Hessischen Weiterbildungsge-
setzes. Ich glaube, dabei müssen wir zwei Punkte unter-
scheiden. Der eine ist die Struktur der Weiterbildungs-
landschaft in Hessen, und bei dem anderen geht es um die
finanziellen Mittel, mit denen wir diese Struktur hinterle-
gen.

Was die Struktur angeht, ist das geltende Weiterbildungs-
gesetz sehr gut. Deshalb hat dieses Weiterbildungsgesetz
in den vergangenen Jahren auch die Zustimmung des ge -
samten Hauses gefunden. Wie ich gehört habe, wird der
Gesetzentwurf auch in dieser Lesung von keiner Fraktion
dieses Hauses abgelehnt werden. 

Wir sagen, die Struktur der Weiterbildungslandschaft, so,
wie sie in dem Weiterbildungsgesetz verankert ist, ist gut.
Auch die Weiterentwicklung in Bezug auf die regionale
Kooperation ist gelungen. Daher können wir dem Inhalt
des Gesetzentwurfs zustimmen. 

Nicht unsere Zustimmung finden die Mittel, mit denen
diese Weiterbildungslandschaft hinterlegt wird. Wir hät-
ten uns gewünscht, dass wir da ein bisschen weitergekom-
men wären und auch schon im Weiterbildungsgesetz
selbst strukturell eine bessere Finanzierung hätten veran-
kern können. Das wird jetzt den jährlichen Haushaltsbe-
ratungen vorbehalten sein.

Meine Fraktion wird die entsprechenden Anträge ein-
bringen, um dafür zu sorgen, dass die gute Struktur der
Weiterbildungslandschaft auch mit Leben erfüllt werden
kann. Es kann schließlich nicht sein, dass wir alle im Hes-
sischen Landtag zwar jahrelang über die Bedeutung der
Weiterbildung sprechen, die Mittel dafür aber konstant
bleiben. Wenn man die Inflation in Betracht zieht, stellt
man fest, dass das faktisch eine Kürzung ist. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)
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Es wäre gut gewesen, wenn wir es schon im Rahmen des
Gesetzentwurfs – also strukturell – geschafft hätten, die
Unterstützungsstruktur für die Volkshochschulen zu ver-
bessern, die vom HVV-Institut getragen wird. Es wäre
sehr gut gewesen, wenn in die Vergütung für die Unter-
richtsstunden Bewegung gekommen wäre und wenn wir
den Innovationspool weiterhin im Gesetz hätten veran-
kern können; denn die Weiterbildung lebt immer auch da-
von, dass sie sich selbst weiterentwickelt. Dafür war der
Innovationspool durchaus ein wichtiges Instrument. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr bedauerlich ist aus unserer Sicht auch, dass die Fi-
nanzierung der Hessencampus-Initiativen in absehbarer
Zeit ausläuft, es also nicht gelungen ist, eine Regelfinan-
zierung hinzubekommen. Man mag, was die Details be-
trifft, zu der Arbeit der Hessencampus-Initiativen stehen,
wie man will – wir haben den Grundgedanken immer be-
grüßt –; aber es war in den vergangenen Jahren klar, dass
über diese Initiativen zusätzliches Geld für die Weiterbil-
dung zur Verfügung stand. Dieses zusätzliche Geld wurde
auch dringend gebraucht.

Wenn Hessencampus ohne eine Regelfinanzierung, an
der auch das Land beteiligt ist, dasteht, ist zu befürchten,
dass die Arbeit erlahmen wird – über die Jahre hinweg ist
hier viel Gutes geleistet worden – und dass von Hessen-
campus am Ende nicht mehr als ein Türschild übrig blei-
ben wird. Deshalb bedauern wir, dass den Reden über die
Bedeutung von Weiterbildung nicht auch eine Finanzie-
rung folgt, die diese Reden glaubhaft machen würde.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insgesamt begrüßen wir also die Struktur, wie sie in dem
Entwurf für ein Weiterbildungsgesetz angelegt worden ist.
Was die Finanzierung angeht, werden wir zu den Haus-
haltsberatungen Anträge vorlegen. Deshalb stimmen wir
dem Gesetzentwurf zu.

Der begleitende Antrag der SPD bringt aus unserer Sicht
viel von dem, was Frau Kollegin Gnadl angesprochen hat
und was auch ich in meiner Rede darzulegen versucht
habe, noch einmal sehr gut auf den Punkt. 

(Beifall des Abg. Torsten Warnecke (SPD))

Deshalb stimmen wir diesem Antrag sehr gern zu. Wir alle
sollten diesen Antrag als Handlungsanleitung für die
Haushaltsberatungen sehen. Bei der nächsten Novellie-
rung des Weiterbildungsgesetzes werden wir hoffentlich
das strukturell verankern, was wir derzeit Jahr für Jahr
von Neuem bei der Verabschiedung des Haushaltsgeset-
zes erstreiten müssen. Insofern bedanken wir uns für diese
Initiative, der wir sehr gern zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Herr Wagner. – Für die Fraktion DIE LINKE hat
sich ihr Vorsitzender, Herr van Ooyen, zu Wort gemeldet.

Willi van Ooyen (DIE LINKE): 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Um es vorweg zu sagen: Wir werden diesem Gesetzent-
wurf nicht zustimmen – das haben wir in den Anhörungen
im Vorfeld auch deutlich gemacht –; denn uns beschäftigt
nicht nur die Struktur, sondern es geht uns im Wesent-

lichen um den Inhalt und auch um die Konsequenzen für
die nächste Generation. Darauf komme ich noch zurück. 

Nach wie vor wird die Weiterbildung von der hessischen
Politik sträflich vernachlässigt – so sagen wir –, trotz der
wiederkehrenden Beteuerung, die Weiterbildung als
vierte Säule der Bildung ausbauen zu wollen. Die Realität
sieht ganz anders aus: Radikale Kürzungen im Kontext
der neoliberal ausgerichteten Neuorientierung der Ar-
beitsmarktpolitik und der viel kritisierten Hartz-IV-Ge-
setze sowie die neuerlichen Kürzungen bei der aktiven
Arbeitsmarktpolitik haben nicht nur für die Arbeitslosen,
sondern auch für die Beschäftigten in der Weiterbildung
äußerst negative Folgen.

So wurden in den letzten Jahren durch diese Politik ca.
50.000 feste, sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze
abgebaut und die Menschen dem Prekariat zugeführt. Die
gegenwärtige Tendenz des weiteren Abbaus arbeits-
marktpolitischer Instrumente und die damit einhergehen-
den Kürzungen der finanziellen Mittel für die berufliche
Fort- und Weiterbildung durch die BA führen schon jetzt
zu einem weiteren Abbau des fest angestellten Personals.

Im Zuge dieses Kürzungswahns bleiben vor allem die äl-
teren und die gering qualifizierten Arbeitslosen auf der
Strecke. Ich will als Beispiel die sogenannte Leo-Studie
anführen, die einigermaßen für Klarheit, aber auch für
Betroffenheit sorgt: 7,5 Millionen Menschen in der
Bundesrepublik sind nicht in der Lage, mehr als einige
wenige Sätze am Stück zu lesen oder zu schreiben. Sie be-
herrschen das für ihren Alltag Notwendige, können Schil-
der entziffern und Unterschriften leisten. Allerdings wis-
sen sie oft nicht, was sie unterschreiben, da Behördenfor-
mulare oder Arbeitsanweisungen zu komplex und zu lang
sind. Man spricht hier von „funktionalem Analphabe-
tismus“. 4 % der Bevölkerung, immerhin 2,3 Millionen
Menschen, verstehen sogar nur einzelne Wörter, keine
Sätze. Sie sind Analphabeten im engeren Sinn. 

Obwohl gleichzeitig über einen drohenden Fachkräfte-
mangel geklagt wird, werden die Mittel für diesen Perso-
nenkreis gekürzt. Ich will hinzufügen: Das ist nicht ein
Problem der Migranten. Immerhin sprechen 58 % der
Analphabeten Deutsch als Muttersprache. 

Wer wenig liest und schreibt, verlernt die Sprache wieder.
Das ist einer der Punkte: Die Weiterbildung sollte genutzt
werden, um hier eine Gegenentwicklung in Gang zu set-
zen. 

Aber hier wie auch in anderen Bildungsbereichen werden
Tendenzen zur Ausweitung prekärer Arbeit deutlich
sichtbar. Die pädagogische Arbeit hat in allen Bildungs-
bereichen in kultureller, sozialer und ökonomischer Hin-
sicht einen höheren Wert für die Gesellschaft. Eine Dis-
kriminierung des Personals in der Weiterbildung sowohl
hinsichtlich der Entlohnung als auch hinsichtlich der sozi-
alen Rechte ist nicht akzeptabel und höchst problema-
tisch. Es ist ein Skandal, dass in der öffentlich geförderten
Weiterbildung für hoch qualifizierte pädagogische Arbeit
oftmals nur auf Hartz-IV-Niveau bezahlt wird, dass keine
Sicherheit des Arbeitsplatzes und keine soziale Absiche-
rung bestehen und dass im Krankheitsfall keine Weiter-
bezahlung erfolgt. 

Wenn man sich im Weiterbildungsgesetz für neue Ver-
bundsysteme einsetzt – ich will ganz kurz auf die Struktur
eingehen –, ist das grundsätzlich begrüßenswert. Es hat in
der Vergangenheit schon einige solcher Versuche gege-
ben. Erinnert sei z. B. an die Lernenden Regionen, die zu-



6320 Hessischer Landtag  ·  18. Wahlperiode  ·  91. Sitzung  ·  17. November 2011

meist aufgrund mangelnder Ausstattung und ungenügen-
der Vernetzung wieder eingegangen sind.

So geht die Weiterentwicklung der Verbünde, die im Ge-
setz unter Hessencampus aufgeführt werden, an den Rea-
litäten in den Kommunen und Regionen oft völlig vorbei.
Wie diese Verbundorganisationen perspektivisch zu-
sammenarbeiten sollen, bleibt ebenfalls völlig unklar.

Genauso sieht es mit der Finanzierung aus, wenn sich die
Beteiligung des Landes nicht wesentlich erhöht, wie aus
dem Punkt E Ihres Gesetzentwurfs deutlich vernehmbar
ist. Dieses neue Hessische Weiterbildungsgesetz schreibt
nur die Misere der letzten Jahre fort. Es erkennt zwar die
öffentliche Verantwortung des Landes an der Weiterbil-
dung an, ist aber nicht bereit, dafür zu sorgen, die Voraus-
setzungen sowohl struktureller als auch finanzieller Art zu
leisten. Deshalb lehnen wir dieses Gesetz ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Jetzt spricht Herr Döweling für die FDP-Faktion.

Mario Döweling (FDP): 

Herr Präsident! Ich möchte zu dieser Stunde zunächst
einmal den Vorrednern von SPD und GRÜNEN für die
durchaus sachliche Betrachtungsweise danken.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): So kennen Sie uns!)

– Nicht immer, Herr Wagner. – Zu Herrn van Ooyen, zu
dem, was Sie da gerade schwadroniert haben, kann man
nur sagen: Systemwechsel über die Weiterbildung? – Ich
weiß es nicht, also keine Ahnung, darauf möchte ich nicht
näher eingehen.

(Janine Wissler (DIE LINKE): „Keine Ahnung“?)

Ich will aber noch einmal darauf zurückkommen, was
Herr Kollege Wagner richtigerweise gesagt und was Herr
Kollege Schork für uns ausgeführt hat. Es ging bei den Be-
ratungen über dieses Gesetz eigentlich um zwei Fragen.
Es ging zum einen um den inhaltlichen Rahmen des Ge-
setzes, über den wir uns, glaube ich – es wurde schon an-
gekündigt, dass auch SPD und GRÜNE zustimmen wol-
len –, unter den demokratischen Fraktionen in diesem
Hause grundsätzlich einig sind. Dann ging es natürlich da-
rum, zu fragen: Was ist mit den Ressourcen? Wie werden
die Ressourcen bereitgestellt? – Ich finde es richtig, dass
wir das in der Tat trennen, denn es ist noch immer eine
Frage des Haushalts und des Haushaltsplans, darunter
sollten wir es dann auch beraten.

Ich möchte noch zwei, drei inhaltliche Punkte sagen, die
ich sehr gut finde. Ich denke, es ist gut, dass Hessencampus
mit diesem Gesetz und in Zusammenarbeit mit dem
neuen Hessischen Schulgesetz klar definiert wird, gerade
auch die Rolle der selbstständigen beruflichen Schulen.
Das ist aus unserer Sicht eine sehr gute Geschichte und
dringend nötig.

Ich sage zur Finanzierung der Hessencampus-Einrichtun-
gen, ein Punkt, der auch angesprochen wurde: Aus unse-
rer Sicht war es immer so, dass eine Anschubfinanzierung
für Hessencampus erfolgt ist. – Eine Regelfinanzierung
ist, darüber kann man natürlich diskutieren, aus unserer
Sicht nicht unbedingt das, was Hessencampus braucht,
und wird ihm auch nicht gerecht. 

Gut ist auch, dass wir Angebote des E-Learning in das Ge-
setz geschrieben haben, dass dies dort Einzug findet. Da-
mit gehen wir einen Schritt mit der Zeit. Das zeigt auch
die Notwendigkeit, Gesetze von Zeit zu Zeit immer wie-
der zu überprüfen, bevor wir sie novellieren. Das ist eine
gute Geschichte und kann gerade für den ländlichen
Raum eine große Chance sein, die Weiterbildung zu för-
dern. Es wurden auch die Anmerkungen aus der erfolgten
Anhörung eingearbeitet, beispielsweise das Thema Ge-
sundheitsfürsorge, was redaktionell noch einmal neu ge-
fasst wurde. 

Auch Burg Fürsteneck, wozu wir einen Änderungsantrag
vorgelegt haben, der, wie Kollege Schork schon gesagt
hat, von allen vier Fraktionen getragen wird, ist ein
Thema, welches nie strittig war und wo es auch nie um die
Absicht ging, dort irgendetwas zu kürzen oder Ähnliches,
sondern eine Formulierung hat sich schlicht und ergrei-
fend nicht mehr so wiedergefunden, sodass es etwas miss-
verständlich war. Das bereinigen wir mit unserem Ände-
rungsantrag.

Ich denke, es ist in der Tat ein sehr gelungenes Gesetz. Es
ist richtig, dass wir den Innovationspool streichen, weil wir
eben auch da klar sagen, dass es sich als Instrument nicht
bewährt hat. Es ist von den Weiterbildungsträgern genutzt
worden, um daraus Ressourcen zu ziehen. Das war aber
nicht Sinn und Zweck des Innovationspools, deswegen
streichen wir ihn folgerichtig. Von daher bin ich wirklich
gespannt, wie wir bei der Weiterbildung fortfahren wer-
den. Wir haben auch bald die hessische Weiterbildungs-
konferenz, wo wir das sicherlich erörtern werden. Dem
SPD-Antrag können wir natürlich nicht zustimmen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke schön, Herr Döweling. – Es spricht jetzt Frau
Staatsministerin Henzler.

Dorothea Henzler, Kultusministerin: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auch ich
möchte betonen, dass die Debatte bei der Entstehung die-
ses Weiterbildungsgesetzes von sehr großer Sachlichkeit
geprägt war, sowohl im Ausschuss als auch bei der Anhö-
rung. Eines möchte ich allerdings korrigieren. Frau Kolle-
gin Gnadl, laut Statistik des Deutschen Instituts für Er-
wachsenenbildung liegt Hessen bei einem Landesförder-
anteil für die Erwachsenenbildung von 8 % im Mittelfeld
der Bundesländer. Bayern hat nur 5,4 % und Baden
Württemberg nur 5,6 %.

(Stefan Grüttner (CDU): Da wohnen lauter
schlaue Leute!)

Wir liegen da nicht am Ende, sondern wirklich im guten
Mittelfeld.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Stefan Grütt-
ner (CDU): Das muss man in Relation sehen!)

– Super, nicht?

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Aber auch hier
gibt es Analphabeten!)

Das Gesetz ist in einem sehr intensiven Dialog im Vorfeld
entstanden. Deshalb gab es bei der Anhörung bis auf die
finanziellen Dinge relativ wenige kritische Stimmen. Wir
haben bereits im Vorfeld viele Wünsche der Träger einge-
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arbeitet. Das Einzige, was wir nicht erfüllen konnten, ist
der Wunsch nach mehr finanzieller Ausstattung. In Spar-
zeiten ist es, denke ich, aber entscheidend, wenn man das,
was man fordert, auf gleichem Niveau erhält, und wir er-
halten die Unterrichtsstundenzahl sowie den Stundensatz
auf gleichem Niveau.

Ich möchte Ihnen immerhin sagen: 25 € die Stunde sind
nicht so wenig. Den Kirchen erstatten wir für den Reli-
gionsunterricht von Pfarrerinnen und Pfarrern nur 18 €,
was zwischen den Kirchen und uns ständig ein Gespräch
ist. Ich denke, 25 € sind auch gutes Geld.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Der Innovationspool ist nicht gestrichen worden, sondern
er ist in die Förderung der Hessencampus-Einrichtungen
übergegangen. Herr Döweling hat zur Finanzierung schon
gesagt: Wir haben von Anfang an gesagt, dass wir nur in
Form einer Anschubfinanzierung fördern. Hessencampus
muss sich durch seine Effizienz und die Zusammenarbeit
der verschiedenen Träger irgendwann einmal selbst tra-
gen. Das Land zieht sich keinesfalls aus Hessencampus
zurück.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Doch!)

Wir sind nämlich mit den beruflichen Schulen, mit vielen
Personal-, Lehrerstunden und viel Geld im Hessencam-
pus drin. Wenn man sich anschaut, dass es Hessencampus
gibt, die vier große berufliche Schulen in ihrem Verbund
haben, dann sieht man, dass sich das Land auf keinen Fall
aus Hessencampus zurückzieht. Im Gegenteil: Ich sehe
eine sehr große Zukunft für den Weiterbestand und die
Weiterentwicklung.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Lassen Sie mich zum Schluss noch ein kurzes Wort zu den
Volkshochschulen sagen. Die Volkshochschulen sind zur-
zeit selbst dabei, sich eine neue Struktur zu geben und
eine effizientere Struktur zu finden. Ich denke, solange sie
das nicht gefunden haben, braucht man da auch keine zu-
sätzlichen Gelder hineinzugeben.

Lassen Sie mich zum Schluss allen Beteiligten für diesen
konstruktiven Dialog danken. Ich bedanke mich bei den
Mitarbeitern des Kultusministeriums für die gute Vorbe-
reitung dieses Gesetzesvorhabens und bitte um große Zu-
stimmung.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke, Frau Ministerin. – Es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. 

Wir kommen damit zur Abstimmung in zweiter Lesung
über den Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Ge-
setz zur Änderung des Hessischen Weiterbildungsgeset-
zes. Ich füge hinzu: in der Fassung der Beschlussempfeh-
lung.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Die Fraktionen von CDU und FDP sowie
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? – Die
Fraktion DIE LINKE. Enthaltung? – SPD-Fraktion. Da-
mit ist dies mit Mehrheit angenommen und zum Gesetz
erhoben.

Dringlicher Entschließungsantrag der Abg. Habermann,
Gnadl, Hofmeyer, Merz, Dr. Reuter (SPD) betreffend

Weiterbildung stärken. Wer möchte diesem Dringlichen
Entschließungsantrag zustimmen? – SPD, LINKE,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? – CDU
und FDP. Damit ist dieser Entschließungsantrag abge-
lehnt.

Wir kommen zum letzten Tagesordnungspunkt für heute.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 55 auf:

Beschlussempfehlung und Bericht des Haushaltsaus-
schusses zu dem Antrag der Landesregierung betreffend
Veräußerung der landeseigenen Liegenschaften in Frank-
furt am Main zwischen Bockenheimer Landstraße, Sen-
ckenberganlage, Georg-Voigt-Straße, Theodor-W.-
Adorno-Platz und Gräfstraße (Campus Bockenheim, mit
Ausnahme der ehemaligen Pharmazie); hier: Zustim-
mung zur Veräußerung durch den Hessischen Landtag
nach § 64 Abs. 2 LHO – Drucks. 18/4693 zu Drucks.
18/4506 –

Berichterstatter ist Herr Kollege Decker.

Wolfgang Decker, Berichterstatter: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Haus-
haltsausschuss hat folgendes Votum abgegeben: Der
Haushaltsausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stim-
men der CDU und der FDP gegen die Stimme der LIN-
KEN bei Stimmenthaltung der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, die Zustimmung zu erteilen. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Danke sehr, Herr Decker. – Wir eröffnen die Aussprache.
Als Erste hat sich Frau Kollegin Sorge für BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN gemeldet. Sie haben fünf Minuten Rede-
zeit.

Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich versuche,
es kurz zu machen. Das, was ich zu sagen habe, ist im We-
sentlichen an die Ministerin für Wissenschaft und Kunst
bzw. an das Ministerium adressiert, das leider nicht zuge-
gen ist; aber ich habe die Hoffnung, dass es der Finanzmi-
nister dann in die Landesregierung mitnimmt und es
weiterträgt. Es ist so, dass wir als GRÜNE diesen Verkauf
sehr begrüßen, weil wir glauben, dass der Kulturcampus
Bockenheim zum einen für die Stadt Frankfurt eine wirk-
lich sehr große Chance bietet. Zum anderen kann das, was
da geplant ist, sicherlich weit über Frankfurt, das Rhein-
Main-Gebiet und Hessen hinaus Strahlkraft entwickeln,
wahrscheinlich sogar in die gesamte Republik. Deswegen
werden wir dem Verkauf dieses Areals zustimmen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Allerdings erstaunt uns – das ist auch der Grund, weshalb
wir zu diesem Thema eine Aussprache beantragt haben –,
dass die Landesregierung offenbar wesentliche Entwick-
lungen, die die Planung des Kulturcampus Bockenheim
betreffen, nicht mitbekommen hat. Es ist so, dass die Stadt
Frankfurt zwar einen Bebauungsplanentwurf hat, aber
dass dieser zurzeit in einem sehr breit angelegten Dialog-
verfahren mit den Bürgerinnen und Bürgern besprochen
wird. Es gibt hier einige Themen, die zurzeit, mit verschie-
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denen Ideen ausgestattet und mit verschiedenen Kritik-
punkten versehen, in Frankfurt debattiert werden.

Die Stadt Frankfurt hat sich gerade wegen Stuttgart 21
und anderer Großbauprojekte entschlossen, Einbindung
hier so groß wie möglich zu schreiben. Deswegen kann
man überhaupt nicht davon ausgehen, dass das, was im
Bebauungsplanentwurf steht, schon als gegeben gelten
kann.

Daher will ich für meine Fraktion ganz deutlich sagen,
dass wir dem Verkauf dieses Areals zwar zustimmen und
mit Freude zustimmen, weil wir glauben, dass es hier wirk-
lich ein sehr großes Entwicklungspotenzial gibt, aber dar-
auf hinweisen, dass in der Begründung des vorliegenden
Verkaufsantrags steht, dass bei der Kaufpreisbemessung
unterstellt wird, dass Gebäude, die unter Denkmalschutz
stehen, abgerissen werden. Ich kann mich noch daran er-
innern – ich glaube, das ist inzwischen eineinhalb Jahre
her –, dass die Wissenschafts- und Kunstministerin sehr
deutlich gesagt hat, dass sie erst dann über Denkmal-
schutzfragen in dieser Sache entscheiden wird, wenn ihr
etwas vorliegt. Das ist noch nicht der Fall. Deswegen ge-
hen wir davon aus, dass der Denkmalschutz hier nicht tan-
giert wird, und werden insbesondere sehr stark dafür
streiten, dass der Denkmalschutz beim Studierendenhaus
erhalten bleiben wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht nicht um das gesamte Areal für den Kulturcam-
pus, sondern es geht nur um das südliche Areal. Das nörd-
liche Areal soll nicht zum Verkauf stehen. Das nördliche
Areal ist aber dasjenige, wo das Land weiter an der Ent-
wicklung teilhaben kann und hoffentlich teilhaben wird.
Hier hat es jüngst Entwicklungen gegeben, die mich sehr
erfreut haben. Ich hoffe, dass das Land hier seine Idee,
dass die Hochschule für Musik an den nördlichen Teil die-
ses Kulturcampus zieht und damit die ideale Ergänzung
für die anderen Kultureinrichtungen wird, zeitnah weiter-
verfolgt. Denn nur so kann dieses Gesamtprojekt auch zu
dem werden, was wir da alle wünschen. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke, Frau Sorge. – Die nächste Wortmeldung kommt
von Herrn van Ooyen für die Fraktion DIE LINKE.

Willi van Ooyen (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es kommt sel-
ten genug vor, dass wir hier eine Aussprache über die Ver-
äußerung von Vermögen des Landes durchführen. Das ist
eine seltene Gelegenheit. Im Fall des Campus Bocken-
heim ist dies allerdings mehr als angebracht. Schon wenn
wir uns die Drucksache ansehen, die uns zur Entschei-
dung vorliegt, wird deutlich, wie kompliziert die Lage ist.
Denn offensichtlich ist überhaupt noch nicht geklärt, was
und zu welchem Preis verkauft wird.

Zum einen wird ein Grundstück an die Stadt Frankfurt
verkauft. Dazu werden dann Abbruchkosten für die dar-
auf befindlichen Gebäude vom Kaufpreis abgezogen und
ein Besserungsschein für das Land zugesichert, wenn das
AfE-Hochhaus doch weiter genutzt werden sollte. Der
Optionen noch nicht genug, soll dann auch erst 2014 der
endgültige Kaufpreis festgelegt werden. Das alles zeigt
vor allem eines: Niemand weiß, was in Bockenheim pas-

sieren soll. Solange dies nicht der Fall ist, kann man auch
keinem Verkauf zustimmen.

Da ich aber auch davon ausgehe, dass die CDU hier im
Landtag weiß, was die CDU-geführte Mehrheit in Frank-
furt plant, halten wir uns doch einmal die Dokumente, die
uns vorliegen, genauer vor Augen.

Da ist einerseits die heutige Drucksache, die offensicht-
lich davon ausgeht, dass die bisher bekannten Planungen
auch tatsächlich so umgesetzt werden. Für Bockenheim
würde das bedeuten, dass 70 % der Bebauung auf dem
Campus bald aus Büro- und Gewerbeflächen bestehen
werden. Es wird dazu noch einige Hotelhochhäuser und
vor allem hochpreisige Wohnungen geben.

Angesichts der bisher mangelhaften Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger an dem Verkauf des ersten Grund-
stücks an der Bockenheimer Warte muss man leider auch
davon ausgehen, dass sich die Stadt kaum noch davon ab-
bringen lassen wird, die Bebauung gegen die Interessen
der Menschen in Bockenheim durchzusetzen. Das Land
hätte hier als Eigentümer aber eine besondere Verant-
wortung. Mir ist klar, dass CDU und FDP dieser heute
nicht nachkommen werden.

Einem Verkauf unter den Voraussetzungen, dass eine
städtische Wohnungsbaugesellschaft offensichtlich plant,
in einem Stadtteil, der vor allem von Wohnungsknappheit,
steigenden Mieten und der Verdrängung von einkom-
mensschwächeren Menschen geprägt ist, vor allem Luxus-
wohnungen und Büros zu errichten, können wir nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ganz abgesehen davon, dass durch die geplante Bebau-
ung vor allem Gebäude abgerissen werden sollen, die ei-
nen Teil der deutschen Nachkriegsgeschichte eindrucks-
voll dokumentieren. Dabei wären der Erhalt und die Nut-
zung dieser Gebäude in vielen Fällen denkbar und mach-
bar. Zusammen mit den Menschen in Bockenheim gäbe
es gute Voraussetzungen, etwas Neues zu gestalten.

Wir schließen uns daher der Forderung der Bürgerinnen
und Bürger in Bockenheim an, die sich eine Bebauung
wünschen, die ein für alle offenes Bockenheim ermöglicht
– mit einer Nutzung als studentischer Wohnraum, als
Raum für Institutionen der Kunst und Kultur, mit Arbeits-
und Ausbildungsmöglichkeiten, als Raum, der für ein de-
mokratisch organisiertes Miteinander offen steht. Dies
spricht für einen Ort für alle.

Ich kann mich deshalb einer Resolution anschließen, die
am 20. August von einer internationalen Fachtagung ver-
abschiedet wurde. Dort haben Geografinnen und Geo-
grafen in Bockenheim getagt, und sie kommen zu folgen-
dem Ergebnis:

Die Neuplanungen – in Zeiten städtischer „Kreati-
vitätspolitiken“ immer öfter im Namen der „Kul-
tur“ und von privatisierten, halböffentlichen Insti-
tutionen vorangetrieben – resultieren häufig in ei-
ner Einschränkung des öffentlichen Zugangs, in
steigenden Mieten und in der Verdrängung ange-
stammter Bevölkerungsgruppen im Stadtteil. 

Aus unseren Forschungen und Erfahrungen wissen
wir ..., dass Alternativen zu einer solchen exkludie-
renden Stadtentwicklungspolitik nicht nur wün-
schenswert, sondern auch möglich und durchsetz-
bar sind. Stadtplanung und Stadtentwicklung müs-
sen sich nicht den wahrgenommenen Zwängen von
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Städtewettbewerb und Immobilienmarkt beugen.
Stadtentwicklungspolitik kann und muss vielmehr
im Dienste der lokalen Bevölkerung betrieben und
vorangetrieben werden, insbesondere im Dienste
jener, die über geringe finanzielle Mittel und politi-
schen Einfluss verfügen.

(Karlheinz Weimar (CDU): Dummes Zeug! So et-
was hat man noch nicht erlebt!)

Da wir heute sehen werden, dass es für diese Alternativen
hier im Landtag keine Mehrheiten geben wird, werden
wir diese jetzt in Frankfurt suchen und gemeinsam mit
den Initiativen erkämpfen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Ich komme damit zur Abstimmung über
die Beschlussempfehlung. – Doch. Aber das war jetzt
knapp, Herr Caspar. Fünf Minuten. Bitte.

Ulrich Caspar (CDU):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Kollegin
Sorge, Sie haben eben erwähnt, dass Sie der Vorlage zu-
stimmen werden. Allerdings muss man sagen, dass es aus-
gerechnet Ihre Fraktion war, die im Haushaltsausschuss
dem noch nicht zustimmen wollte, sondern das bewusst
ins Plenum gebracht hat. Die Punkte, die Sie hier ange-
sprochen haben, nämlich denkmalschutzrechtliche Be-
lange, sind überhaupt nicht Gegenstand dieses Kaufver-
trages.

(Zurufe der Abg. Sarah Sorge (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) und Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Das hat insoweit überhaupt nichts damit zu tun. Was hier
gemacht wird, ist ein Kaufvertrag, der erhebliche Zu-
kunftsperspektiven für den Campus Bockenheim, also für
den südlichen Teil des Campus, bietet. Wenn man sich den
Vertrag und die Dinge, die wir hierzu vorgelegt bekom-
men haben, anschaut, sieht man, dass hier außerordentlich
professionell ein Grundstücksvertrag ausgearbeitet wor-
den ist, der sowohl im Sinne des Landes als auch im Sinne
der Stadt eine gute Entwicklungsperspektive bietet.

Ich möchte an dieser Stelle Herrn Staatsminister Dr.
Schäfer und vor allem auch seinem Amtsvorgänger Karl-
heinz Weimar dafür danken, dass sie dieses Projekt so auf
den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der CDU)

Es ist hierbei zu erwähnen, dass man zum heutigen Zeit-
punkt im Kaufvertrag einen Preis von etwa 70 Millionen €
festgelegt hat, dass es aber mehrere sehr intelligente An-
passungsklauseln gibt. Zum einen muss man erwähnen,
dass es sein kann, dass der Kaufpreis erst im Jahr 2022
fließt, weil eine der Kaufpreisvoraussetzungen die Räu-
mung des Geländes ist. Wir wissen, dass die Universität
weite Teile noch längere Zeit brauchen wird.

Für den Fall, dass es sich bis zu dem genannten Zeitpunkt
verzögert, gibt es die Möglichkeit, entsprechend dem
dann vorliegenden Verkehrswert finanziell nachzubes-
sern. Ich glaube, das ist eine intelligente Lösung, weil
beide Seiten schon wissen, was das Ergebnis sein wird, es
aber einen fairen Preisausgleich geben wird, wenn in der
zeitlichen Abfolge Entsprechendes eintritt.

Zweitens. In dem Vertrag wurde auch berücksichtigt, dass,
wenn es zu einer höheren baulichen Ausnutzung als zur-
zeit vorgesehen kommt, für den Verkäufer, also für das
Land Hessen, ebenfalls ein Besserungsschein vorgesehen
ist. Ich glaube, auch das ist eine sehr intelligente Lösung.

Das dritte Thema, das Sie, Frau Sorge, angesprochen ha-
ben, ist, dass bei der Bemessung des Kaufpreises unter-
stellt wurde, dass bestimmte Gebäude, die Sie auch ge-
nannt haben, abgerissen werden. Wenn dieser Fall nicht
eintritt, dann ist es so, dass die ABG, also der Grund-
stückskäufer, einen Wertminderungsanspruch hat.

Das heißt, es geht dabei nur um die Frage, wie der Kauf-
preis bestimmt wird. Es ist keineswegs so, dass damit be-
stimmte Vorgaben gemacht würden. Das Gegenteil ist so-
gar der Fall. Mit dem Grundstücksgeschäft, das Karlheinz
Weimar hinsichtlich des nördlichen Teils des Campus Bo-
ckenheim initiiert hat, wurde der Weg zum Kulturcampus
eröffnet. Damit wurde eine Lösung geschaffen, die es
auch ermöglicht, das Studierendenhaus in dieses Konzept
mit einzubringen. Das heißt, diese Möglichkeiten sind
ebenfalls gegeben, sodass die Stadt Frankfurt am Main bei
der weiteren Planung und Umsetzung der Bebauung die-
ses Areals diese Dinge berücksichtigen kann.

Alles in allem muss ich sagen, dass das ein gutes Geschäft
für das Land Hessen und ein gutes Geschäft für die Stadt
Frankfurt ist. Es ist gut, wenn die politischen Verhältnisse
so sind, dass Land und Stadt gut zusammenarbeiten und
miteinander die Dinge bestimmen. Wenn Sie von den
GRÜNEN hier im Landtag zustimmen, dann zeigt das,
dass dieses Grundstücksgeschäft die richtige Entschei-
dung ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Herr Caspar, danke. – Für die SPD-Fraktion hat sich Herr
Kollege Schmitt zu Wort gemeldet.

Norbert Schmitt (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Caspar, ich will zu ei-
nem Punkt erwidern. Gleichzeitig will ich auch noch ein-
mal die Position der SPD-Fraktion darstellen.

Es gab eine intensive Diskussion über die Frage, ob die
drei Gebäude, die unter Denkmalschutz stehen, zu erhal-
ten sind oder nicht. Die Vorlage sieht so aus: Der Vertrag
ist eigentlich so angelegt, dass sie fallen sollen. Aber der
Minister sagt, die Denkmalschutzbehörde entscheidet.
Damit hat er sicherlich recht.

Herr Minister, man hätte natürlich eine Regelung im Ver-
trag treffen können, die besagt, dass das Land darauf be-
steht, dass der Käufer diese Gebäude erhält. Diese Rege-
lung hätte man treffen können. Sie wurde nicht getroffen.

Ich sage jetzt einmal: Man kann nicht jedes Haus in Frank-
furt, an das Herr Fischer oder Herr Cohn-Bendit einen
Farbbeutel geschmissen haben, erhalten. Ich glaube aber,
dass das bei den Gebäuden eine sinnvolle Maßnahme
wäre.

(Beifall der Abg. Torsten Warnecke und Sabine
Waschke (SPD))

Ich will noch einmal die Position der SPD insgesamt fest-
halten. Wir befinden uns da natürlich im Widerstreit.
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 Einerseits wollen wir, dass es da bezahlbaren Wohnraum
gibt. Andererseits wollen wir aber auch, dass möglichst
viele Einnahmen von der Stadt Frankfurt erzielt werden.
Diesen Widerspruch haben wir nun einmal. Wir glauben,
dass da in etwa ein Kompromiss gefunden wurde.

Der zweite Teil ist uns natürlich besonders wichtig. Das
wurde eben angesprochen. Dabei geht es um die Frage, ob
sichergestellt ist, dass der Kulturcampus erhalten wird.

Jetzt haben wir natürlich das Problem, dass wir verkaufen,
am Ende aber die Stadt Frankfurt entscheidet, was da
stattfinden wird. Wir sind da vorsichtig und uns nicht si-
cher, ob da genug Sicherungen eingebaut wurden. Mit ge-
nau dieser Begründung werden wir uns der Stimme ent-
halten. Ich glaube, diese Position ist nachvollziehbar. –
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Hans-Jürgen
Irmer (CDU): Jetzt stimmen wir ab!)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Herr Schmitt, danke schön. – Es spricht jetzt Herr Finanz-
minister Dr. Schäfer.

Dr. Thomas Schäfer, Minister der Finanzen: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Jetzt trennt
Sie nur noch meine Rede vom Feierabend. Aber ich will
doch noch zwei Bemerkungen zu den in der Diskussion
gefallenen Argumenten vortragen.

Der Vertrag ist hinsichtlich des Denkmalschutzrechtes
neutral gestaltet. Wir mussten für die Bemessung des
Kaufpreises im laufenden Planungsverfahren aber Para-
meter finden, an denen wir uns orientieren konnten. Nach
diesem Konzept haben wir den jetzt bestehenden Wert
bemessen, ihn zum Gegenstand des Vertrags gemacht, um
dann in der Zukunft mit Besserungs- und Verschlechte-
rungsscheinen zu arbeiten.

Der Entwurf des Bebauungsplans sieht nun einmal so aus,
wie er aussieht. Er geht davon aus, dass bestimmte durch
das Denkmalschutzrecht geschützte Gebäude künftig fal-
len werden. Aber eingedenk des Umstandes, dass darüber
in Frankfurt diskutiert wird, haben wir bewusst in den
Vertrag hineingeschrieben, dass wir diesen Umstand se-
hen. Sollte am Ende herauskommen, dass der Denkmal-
schutz in der Abwägung obsiegt und die Gebäude stehen
bleiben, werden wir das wertmindernd berücksichtigen.

Insofern ist der Vertrag da völlig neutral und nimmt nicht
Partei hinsichtlich der Frage, ob niederlegen oder stehen
lassen. Vielmehr gibt er der Stadt Frankfurt, die die Pla-
nungshoheit hat, die Freiheit, sich für die Gestaltung die-
ses Areals alle Möglichkeiten offenzulassen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Sehr ver-
nünftig!)

Zweite Bemerkung. Es ist für uns natürlich wichtig, fiska-
lisch gesehen dort möglichst viel zu erzielen. Denn ein
nicht unwesentlicher Teil der Kosten der Verlagerung der
Johann Wolfgang Goethe-Universität auf die neuen Cam-
pus soll aus diesen Veräußerungserlösen finanziert wer-
den. Je länger wir zugewartet hätten, desto höher wäre das
Risiko gewesen, dass in Frankfurt „wunderbare“ Pla-
nungswerkstätten tagen, deren Ergebnisse immer wieder
zu bauplanungsrechtlichen Festsetzungen geführt hätten,
deren Wertminderung am Ende das Land zu tragen ge-
habt hätte.

Ich glaube, es ist deswegen vernünftig, die Planungsver-
antwortung und die Kosten, nämlich die Vermögens-
pflege, in einer Hand zusammenzuführen. Wenn in der
Stadt Frankfurt entschieden wird, bestimmte Teile dieses
Areals nicht der gewerblichen Nutzung zur Verfügung zu
stellen, sondern für andere Dinge, realisiert sich der Wert-
verlust, der daraus entsteht, in der Hoheit der Stadt
Frankfurt, aber nicht im Landeshaushalt. Daran haben
wir ein ganz wesentliches Interesse.

Herr Schmitt, das, was Sie vorgetragen haben, ist in dem
Vertrag hinlänglich berücksichtigt. Die Parameter, die wir
da eingebaut haben, stellen sicher, dass den Interessen des
Landes ausreichend Rechnung getragen wird. Darüber
können wir im Detail gerne noch reden. Ich glaube, dass
wir das ganz gut auf die Reihe bekommen haben.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. Ich glaube, das
ist ein guter Vertrag.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Lothar Quanz: 

Herr Dr. Schäfer, danke. – Meine Damen und Herren, ich
komme zur Abstimmung. Sie verzeihen mir, dass ich den
ganzen Titel der Beschlussempfehlung nicht noch einmal
vorlese.

Es geht um die Beschlussempfehlung unter Tagesord-
nungspunkt 55. Wer möchte zustimmen? – Das sind die
Abgeordneten der Fraktionen der CDU, der FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. – Wer stimmt dagegen? –
Das sind die Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE.
Enthaltungen? – Enthalten haben sich die Abgeordneten
der SPD-Fraktion. Damit wurde die Beschlussempfeh-
lung mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen jetzt zum sogenannten Abräumen. Wenn Sie
damit einverstanden sind – ich schaue da sehr aufmerksam
in Richtung der parlamentarischen Geschäftsführer –,
würde ich praktisch nur die Nummern der Tagesord-
nungspunkte aufrufen und nicht jeweils den ganzen Titel
verlesen, und dann mitteilen, wie verfahren werden soll.

(Holger Bellino (CDU): Nachahmenswert!)

Wir probieren das?

Die Initiativen unter den Tagesordnungspunkten 9 und 21
werden in der nächsten Plenarsitzungsrunde aufgerufen
werden. 

Die Große Anfrage unter Tagesordnungspunkt 10 wird
ebenfalls in der nächsten Plenarsitzungsrunde aufgerufen
werden.

Die Große Anfrage unter Tagesordnungspunkt 11 wird
zur abschließenden Beratung dem Haushaltsausschuss
überwiesen. 

Die Große Anfrage unter Tagesordnungspunkt 12 soll zu-
sammen mit dem Antrag unter Tagesordnungspunkt 32 in
der nächsten Plenarsitzungsrunde aufgerufen werden.

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 13 wird ebenfalls
in der nächsten Plenarsitzungsrunde aufgerufen werden. 

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 15 wird ebenfalls
in der nächsten Plenarsitzungsrunde aufgerufen werden. 

Die Initiativen unter den Tagesordnungspunkten 16 und
17, verbunden mit der Initiative unter Tagesordnungs-
punkt 20, werden ebenfalls in der nächsten Plenarsit-
zungsrunde aufgerufen werden.
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Die Anträge unter den Tagesordnungspunkten 18 und 19
werden ebenfalls in den nächsten Plenarsitzungsrunden
behandelt werden.

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 22 wird zur ab-
schließenden Beratung dem Kulturpolitischen Ausschuss
überwiesen.

Die Initiativen unter den Tagesordnungspunkten 23 und
25 werden in der nächsten Plenarsitzungsrunde behandelt
werden.

Die Beschlussempfehlung unter Tagesordnungspunkt 26
und die Große Anfrage unter Tagesordnungspunkt 29
werden in der nächsten Plenarsitzungsrunde behandelt
werden.

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 30 wird zur ab-
schließenden Beratung dem Ausschuss für Umwelt, Ener-
gie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz überwiesen.

Die Initiativen unter den Tagesordnungspunkten 31 und
60 werden ebenfalls zur abschließenden Beratung dem

Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz überwiesen.

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 33 wird in der
nächsten Plenarsitzungsrunde behandelt werden. 

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 35 wird dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Verkehr zur abschließenden Be-
ratung überwiesen.

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 36 wird in der
nächsten Plenarsitzungsrunde aufgerufen werden.

Tagesordnungspunkt 39 kommt zur abschließenden Bera-
tung in den Umweltausschuss.

Die Tagesordnungspunkte 53 und 54 kommen ins nächste
Plenum. Kein Widerspruch? – Dann haben wir das in der
gebotenen Kürze erledigt. 

Ich bedanke mich bei Ihnen allen und wünsche eine gute
Heimfahrt.

(Schluss: 19:30 Uhr)




